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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/263: Halbwertzeit - aus den Zwischenlagerlöchern wirken sie ... (BBU)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung vom 18.05.2020

Dienstag (19.5.2020): Protest gegen Ahauser Atommüll in Münster 

Kein Atommüll von Garching nach Ahaus



(Ahaus, Bonn, Münster 18.05.2020) Neben hochradioaktivem Atommüll wird
in Ahaus (Westfalen, NRW) auch schwach- und mittelradioaktiver Atommüll
gelagert. Die dafür aktuell gültige Genehmigung läuft in wenigen Wochen
am 20. Juli 2020 aus. Beantragt ist die Verlängerung bis zum Jahr 2057.
Dies geht weit über die 40jährige Genehmigung für das Ahauser
Atommüll-Lager, die 2036 endet, hinaus. Faktisch würde das Zwischenlager
so zu einem Dauerlager umgewandelt werden. Dagegen wehren sich die Stadt
Ahaus, das Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen, der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) und ganz besonders
dessen Mitglieds-Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus". Am Dienstag
(19. Mai 2020) veranstaltet die Bürgerinitiative in Münster vor dem Sitz
der zuständigen Bezirksregierung eine Protestaktion. Dass Protest gegen
Atomanlagen auch in den schwierigen Corona-Zeiten notwendig ist, betont
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz: " Der Austritt von Radioaktivität
vor wenigen Tagen aus dem Atomforschungsreaktor FRM II in Garching bei
München beweist erneut, dass Atomanlagen nicht sicher betrieben werden
können. Die Atommüllproduktion in Atomkraftwerken und Uranfabriken muss
gestoppt werden und es darf kein weiterer Atommüll in Ahaus eingelagert
werden. Auch nicht aus Garching."

Genehmigungsbehörde für die drohende Verlängerung der Lagergenehmigung
für schwach- und mitteradioaktiven Atommül in Ahaus ist die
Bezirksregierung Münster. Deshalb wird die Bürgerinitiative am Dienstag
von 12 - 13 Uhr eine Mahnwache direkt vor dem Gebäude der
Bezirksregierung in Münster, Domplatz 1 - 3, durchführen.
Wegen der Corona-Pandemie werden die Teilnehmenden Mundschutz tragen und
Sicherheitsabstände einhalten. Schon am Sonntag (17. Mai) hatten mehr
als 50 Personen an einer Mahnwache der Bürgerinitiative in der
Innenstadt von Ahaus teilgenommen.

Vielfältiger Protest gegen Castor-Atommülltransporte von Garching nach
Ahaus

Vor gut einem Jahr (am 9.3.19) haben mehr als 1.500 Menschen in Ahaus
gegen die schleichende Umwandlung des Ahauser Atommüll-Zwischenlagers in
ein Endloslager demonstriert. Über 11.500 Menschen haben zudem die
"Ahauser Erklärung" mit demselben Ziel unterschrieben. Eine wichtige
Forderung dabei war auch der Verzicht auf geplante
Castor-Atommül-Transporte von Garching nach Ahaus. In einer
Pressemitteilung vom 10. März 2019 erinnerte die Bürgerinitiative "Kein
Atommüll in Ahaus" an die mit dem Garchinger Atommü verbundenen Gefahren:

• der FRM II arbeitet mit hochangereichertem und damit waffenfähigen
Uran. Selbst die ausgedienten Brennelemente haben noch einen
Anreicherungsgrad von ca. 88%. Die Betreiber erhielten in der
Betriebsgenehmigung von 2003 die Auflage, den Reaktor spätestens bis
Ende 2010 auf niedrig angereicherten Brennstoff umzurüsten. Dies ist
nicht geschehen. Darauf wurde die Frist noch einmal bis Ende 2018
verlängert - wieder ohne dass die Betreiber etwas unternommen hätten!

• Der Betrieb des FRM II ist damit spätestens seit Ende 2018 illegal.
Die bayerischen Aufsichtsbehörden haben ihn dennoch bis heute
stillschweigend geduldet. Und die Bundesregierung fördert dieses
rechtswidrige Vorgehen noch finanziell (Forschungsministerin Karliczek).

• Das Atommüll-Lager Ahaus ist von Anfang an konzipiert und genehmigt
für Atommüll aus Anlagen, die mit niedrig angereichertem Material
für die zivile Nutzung arbeiten (3 - 5% Anreicherungsgrad). Von
hochangereichertem Material war niemals die Rede.

• Mit der Einlagerung hochangereicherten Atommülls würde Ahaus zu
einem interessanten Ziel für Terroranschläge aller Art. Dafür ist
das Lager sicherungstechnisch nicht ausgelegt.


Quelle und weitere Informationen:

https://www.bi-ahaus.de

https://www.bi-ahaus.de/index.php/presse/39-presse-2020/403-widerstand-gegen-drohende-atommuell-transporte-aus-garching-bi-diskutiert-in-der-fussgaengerzone

https://ahauser-erklaerung.de

https://www.facebook.com/BBU72

https://sofa-ms.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Mai 2020 
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PROTEST/009: Musikszene - Gedenken dreier Helden ... (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Vom Taksim-Platz zu den Stufen des Odeons von Herodes Atticus

Von Evita Paraskevopoulou, 17. Mai 2020
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Im Frühjahr 2013 wurden die Songs von "Grup Yorum" auf dem
Taksim-Platz zum Symbol für den Kampf und die Forderungen nach
Presse-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit - und generell gegen
die Menschenrechtsverstöße in der Türkei.

Im Frühjahr 2020 haben Musiker, Schauspieler und Techniker in Athen
auf den breiten Stufen, die an der südwestlichen Seite der Akropolis
zum Odeon von Herodes Atticus führen, der Mitglieder
von "Grup Yorum" - Helin Bölek, Mustafa Koçak und Ibrahim Gökçek - gedacht.
Nach einem langen und kräftezehrenden Hungerstreik im Kampf für
freie Meinungsäußerung hatten diese ihren letzten Atemzug getan. Die
Gedenkenden haben Tencere Hava Havasi (Klang der Töpfe und
Pfannen) von Kardes Türküler, das Symbol-Lied für den
gesellschaftlichen Kampf auf türkischen Plätzen im Jahr 2013,
gesungen.

Die Unterstützungsaktion für die türkischen Künstler von "Grup Yorum" wurde
in weniger als einer Woche vom #SupportArtWorkers Team organisiert.
Künstler und Techniker aus dem Kulturbereich haben sich mit viel
Einsatz engagiert, um ein Video zu produzieren.

Einer der Organisatoren der Aktion äußerte sich wie folgt: "Wir wollen
so unsere Solidarität mit Grup Yorum zeigen und den drei
Mitgliedern, die im Kampf für die Freiheit gestorben sind, unsere
Anerkennung zollen."

Ein Akt der Solidarität voller Emotionen und Liebe. Ein Akt, der auf
eine geeinte Zukunft blickt und das beste zeigt, was wir in uns haben.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Sophia
Gerstenberger vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam
erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ASIEN/823: Wirbelsturm Amphan gefährdet Rohingya

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Wirbelsturm Amphan gefährdet Rohingya

Doppelte Bedrohung für Geflüchtete



Vor nicht einmal einer Woche wurden in den Flüchtlingslagern in Cox's
Bazar die ersten Covid-19-Fälle berichtet. Während sich die
Viruserkrankung ausbreitet, rast bereits die nächste Katastrophe auf
die überfüllten Lager zu: der tropische Wirbelsturm Amphan. Er
bedroht Millionen von Menschen in Indien und Bangladesch. "Die
geflüchteten Rohingya sitzen in den Lagern in der Falle", berichtet
Jasna Causevic, Referentin für Genozid-Prävention und
Schutzverantwortung bei der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV).
"Durch die beengten Verhältnisse und mangelhaften Sanitäranlagen sind
sie dem Virus ausgeliefert. Zugleich bieten die provisorischen Hütten
aus Plastikfolie keinerlei Schutz vor dem Sturm." Noch bedrohlicher
wäre die Lage, würden die Geflüchteten auf die Insel Bhasar Chan
umgesiedelt.

Der Zyklon werde verheerend, zöge aber immerhin irgendwann vorüber.
"Die tieferen Probleme werden bleiben", befürchtet Dr. Ambia Parveen,
Vizepräsidentin des European Rohingya Council (ERC). "Ohne schnelle
internationale Hilfe wird sich das Virus ungehindert in den Lagern
ausbreiten - und weitere Stürme werden kommen." Langfristig wäre den
Ronigya erst geholfen, wenn sie in ihre Heimat zurückkehren und dort
mit vollen staatsbürgerlichen Rechten, frei von Repression leben
könnten.

GfbV und ERC fordern die Regierungen der südostasiatischen Staaten,
insbesondere Bangladeschs, sowie die in den Flüchtlingslagern tätigen
Institutionen und die NGOs auf, Aufklärung über soziale Medien zu
leisten. Informationen über das neue Coronavirus müssen in der
Rohingya-Sprache zur Verfügung stehen. Die Camps brauchen
unverzüglich Hygiene-Kits mit Masken, Seife, Reinigungs- und
Desinfektionsmitteln. Die Sanitäranlagen müssen deutlich ausgebaut
werden. Um Feuer- und Naturkatastrophen überstehen zu können,
brauchen die Menschen solide Schutzräume. Eine Umsiedlung nach Bhasar
Chan würde die Probleme noch verschärfen.

"Nur, wenn die Rohingya in ihre Heimat zurückkehren können, können
sie sich selbst helfen und schützen", so Causevic. "Die Regierung von
Myanmar muss ihnen Staatsbürgerschaftsrechte zuerkennen und die
Gewalt und Diskriminierung beenden." Bis zum Beginn eines
Rückführungsprozesses müsse die Regierung Bangladeschs, die
Internetbeschränkungen aufheben, damit Rohingya-Kinder zumindest
online Schulunterricht bekommen könnten. Auch der grassierende
Menschenschmuggel und -handel müssten gestoppt und die
Verantwortlichen strafrechtlich verfolgt werden. Dazu seien neben
Bangladesch auch Malaysia, Indonesien, Thailand und Myanmar in der
Pflicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AKTION/569: Bundesweiter Protest gegen Waffenproduktion & für Gesundheitsversorgung für alle (Bündnis "Rheinmetall entwaffnen!")

Bündnis "Rheinmetall entwaffnen!" - 19. Mai 2020

Bundesweiter Protest gegen Waffenproduktion & für Gesundheitsversorgung
für alle!



Am Dienstag, den 19. Mai gingen unter dem
Motto #HealthcareNotWarfare in mindestens 13 Städten Menschen vielfältig
und kreativ für Gesundheitsversorgung statt Kriegsproduktion auf die
Straße. Das Bündnis "Rheinmetall entwaffnen!", Riseup4Rojava und die
interventionistische Linke hatten aus Rücksicht auf die aktuelle
Corona-Situation zu einem dezentralen und bundesweiten Aktionstag
aufgerufen. Anlass war die heute stattfindende Aktionärsversammlung des
Rüstungskonzerns Rheinmetall, der trotz Corona-Krise unvermindert weiter
Munition und Kriegsgerät produziert. Die Demonstrant_innen forderten als
Sofortmaßnahme solle die Dividende i.H.v. 103 Mio. Euro des Konzerns in die
Gesundheitsversorgung fließen. Insbesondere in den Lagern für Geflüchtete
auf den griechischen Inseln werde dringend finanzielle Unterstützung
benötigt.

Zuletzt wurde bekannt, dass Rheinmetall Denel Munition (RDM) aus Südafrika
per Luftbrücke Munition an die Türkei liefert. "Tagtäglich führt die Türkei
Krieg - in Libyen, im Irak und in den demokratisch selbstverwalteten
Gebieten im Norden von Syrien. Durch diese Exporte ist Rheinmetall
mitverantwortlich für die Kriegsverbrechen, die die Türkei verübt. Darum
fordern wir: Rheinmetall muss entwaffnet werden!" so Carola Palm vom
Bündnis "Rheinmetall entwaffnen!"

Der Protest richtete sich sowohl gegen konkrete Entscheidungsträger, als
auch gegen Institutionen und kapitalistische Verhältnisse. So wurde im
niedersächsischen Hermannsburg vor dem Haus des Rheinmetall
Vorstandsvorsitzenden Armin Papperger demonstriert. In Eltville am Rhein
wurde ein Anwesen des Rheinmetall Aufsichtsratmitglied Franz-Josef Jung zum
Tartort erklärt. Beide stehen beispielhaft für viele Entscheidungsträger,
die Gewalt und Tod mitverursachen. Mit Fahrraddemos, einer Bootstour,
Kundgebungen und Kunstaktionen wurden Orte markiert, die Teil des
weltweiten Mordens sind: Waffenhersteller wie Rheinmetall in Düsseldorf,
Thales in Ditzingen, und MTU in Duisburg. Aktivist_innen besuchten Büros
der Regierungsparteien CDU & SPD, die weiter Waffenexporte genehmigen und
auch durch ihre Rüstungspolitik eine andere Gesundheits- und Sozialpolitik
unmöglich machen. Die Kundgebung vor dem türkischen Konsulat in Hamburg
nahm explizit die Rolle der Türkei mit ihrer faschistischen Expansions- und
Vernichtungspolitik ins Visier. An öffentlichen Plätzen thematisierten
Demonstrierende beispielsweise in Konstanz und Hannover die Verbrechen der
deutschen Rüstungsindustrie. Naturzerstörung und Krieg müssen gestoppt
werden, verdeutlichten Menschen im Hambacher Wald. Im kapitalistischen
System wird selbst das Töten zu einem lukrativen Geschäftsmodell.
Feministische Gruppen thematisierten heute insbesondere die patriarchale
Unterdrückung - so sind besonders Frauen von der Gewalt der Kriege
betroffen.

Weltweit gibt es Widerstand gegen Konzerne wie Rheinmetall. Zum
Aktionstag #HealthcareNotWarfare schickten Aktivist_innen aus Sardinien und
Südafrika Solidaritätsbotschaften und berichteten von ihrem Widerstand
gegen Rheinmetall.

Dieser Austausch ist den Initiatoren von "Rheinmetall entwaffnen!",
Riseup4Rojava und der interventionistischen Linken wichtig, schließlich
können wir die aktuellen Herausforderungen auf dem Planeten nur gemeinsam
lösen "Mit grenzenloser Solidarität können wir ein friedliches und
ökologisches Leben organisieren in der Gesundheitsversorgung für alle eine
Selbstverständlichkeit und keine Ware ist", ist sich Carola Palm sicher.
Der heutige Aktionstag #HealthcareNotWarfare ist ein entschlossener Schritt
auf dem Weg dorthin!

 * 

Quelle:

Bündnis "Rheinmetall entwaffnen!"

Pressemitteilung vom 19. Mai 2020

E-Mail: presse@rheinmetallentwaffnen.org

Internet: https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org
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AKTION/568: Rheinmetall-Hauptversammlung von Demonstrationen begleitet (Netzwerk Friedenskooperative)

Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 19. Mai 2020

Rheinmetall-Hauptversammlung von Demonstrationen begleitet



Etwa 100 Personen demonstrierten zu Beginn der virtuellen Hauptversammlung
von Rheinmetall am 19. Mai vor der Düsseldorfer Konzernzentrale. Die
Kampagne "Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!", das Netzwerk
Friedenskooperative, etliche pax-christi-Gruppen und viele weitere
friedenspolitische Gruppen hatten zur Protestaktion aufgerufen.

Bei der Kundgebung wurde ein Gesetz gefordert, das Rüstungsexporte in
Krisen- und Kriegsgebiete sowie an Staaten, die die Menschenrechte
verletzen, strikt untersagt. Scharfe Kritik wurde an der Politik
Rheinmetalls vorgetragen. Mit Joint-Ventures, Tochterfirmen u.a. in Italien
und Südafrika sowie Koproduktionen z.B. mit Frankreich, umgehe der Konzern
die ohnehin schwachen deutschen Regulierungen.

Blutaktien wurden verteilt, das "Goldene Dividenden-Kalb" symbolisch
verehrt, und einem "Rüstungsthron", auf dem der Konzernchef Papperger saß,
wurde gehuldigt. "Rheinmetall entrüsten" und "Umstellung auf zivile
Produktion" lauteten die Forderungen der Demonstrierenden, die auch eine
Botschaft der Kritischen Aktionäre von Rheinmetall vortrugen.

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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ATTAC/2048: Deutsche Bank - Attac fordert Rückzahlung der Cum-Ex-Milliarden

Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 20. Mai 2020

Deutsche Bank: Attac fordert Rückzahlung der Cum-Ex-Milliarden

Geraubtes Steuergeld in Gesundheitssystem und soziale Infrastruktur
investieren



Mit einer Aktion vor den Türmen der Deutschen Bank in Frankfurt haben
Attac-Aktivist*innen am heutigen Mittwoch die Rückzahlung der geraubten
Cum-Ex-Milliarden gefordert. Das Geld müsse in das Gesundheitssystem und
die soziale Infrastruktur investiert werden, verlangten sie. Anlass der
Aktion unter dem Motto "Steuerraub gefährdet Ihre Gesundheit" war die
virtuelle Hauptversammlung der Deutschen Bank.

"Mit den 31,8 Milliarden Euro, die dem Staat durch den Cum-Ex-und
Cum-Cum-Ex-Steuerraub entgangen sind, könnte zwei Jahre lang der Lohn
für Krankenpfleger*innen in deutschen Kliniken bezahlt werden", sagte
Anne Schulze-Allen von der bundesweiten Attac-Arbeitsgruppe Finanzmärkte
und Steuern. "Dabei ist die Beteiligung der Deutschen Bank an diesem
gigantischen Raubzug gegen die Bürger*innen nur der jüngste Skandal, in
den sie verwickelt ist. Wir können nicht einmal sicher sein, dass der
Steuerklau nicht in ähnlicher Form weitergeht."

Die Deutsche Bank hat nicht nur selbst viele Sitze in Steueroasen, sie
hilft auch immer wieder vermögenden Kund*innen, Milliarden Euro am
Fiskus vorbei zu schleusen. Selbst für das Waschen von kriminell
erworbenem Geld ist sie sich nicht zu schade. Bei den sogenannten
Cum-Cum- und Cum-Ex-Geschäften schließlich wurden um den
Dividendenstichtag herum Unmengen von Aktien so schnell hin und her
geschoben, dass der Staat nicht gezahlte Steuern mehrmals erstattete.

Anne Schulze-Allen: "Erschütternd ist die Tatsache, dass sich offenbar
bei den beteiligten Akteuren keinerlei Zweifel an der Rechtmäßigkeit
ihres Tuns rührte. So eine Bank kann sich unsere Gesellschaft nicht
leisten. Gerade jetzt brauchen wir das hinterzogene Steuergeld dringend
in Kommunen und im öffentlichen Gesundheitswesen, wo sich die Finanznot
durch Corona weiter verschärft hat. Es ist höchste Zeit, die Deutsche
Bank zu zwingen, auf ein sozial-ökologisch verträgliches Geschäftsmodell
umzusteigen."

Die aktuelle Steuerschätzung zeigt, dass durch die Corona-Krise allein
den Kommunen 20 Milliarden Euro an Einnahmen fehlen werden. Hinzu kommen
Milliardenausfälle bei den Sozialversicherungen durch höhere Ausgaben
und geringere Einnahmen. Die Folgen der Finanznot in Kommunen und im
öffentlichen Gesundheitswesen zeigen sich unter anderem an der
Unterbesetzung der Gesundheitsämter. Aber auch andere Bereiche der
kommunalen Daseinsvorsorge wie Krankenhäuser, Pflegeheime,
Pflegedienste, Kitas können eine qualitativ hochwertige Versorgung immer
weniger gewährleisten.

Das Frankfurter Ordnungsamt hatte die Anzahl der Teilnehmer*innen an der
Attac-Aktion auf fünf begrenzt.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/466: Aktionsbündnis kritisiert Einstufung durch Berliner Verfassungsschutz und Strafverfahren (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 19. Mai 2020

+++ Aktionsbündnis kritisiert Einstufung durch Berliner
Verfassungsschutz +++ +++ Landesverfassungsschutz NRW setzt jungen
Klimaaktivisten unter Druck +++ +++ Antwort auf Klimakrise bleibt ziviler
Ungehorsam +++



Berlin - Am Dienstag, den 19. Mai, stufte der Berliner Verfassungsschutz
die Ortsgruppe des Aktionsbündnisses "Ende Gelände" als
"linksextremistisch" ein. In einem gesonderten Fall wurde ein
minderjähriger Aktivist vom Landesverfassungsschutz NRW angesprochen und
unter Druck gesetzt. In den letzten Wochen gingen zudem mehrere
Strafbefehle bei Klima-Aktivist*innen ein. Das Bündnis bewertet die
Ermittlungen und Verfahren als politisch motivierte Einschüchterung und
kündigt Widerspruch gegen die Strafbefehle an.

Sprecherin Kim Solievna kritisiert die Berliner Verfassungsschutzbehörde
scharf: "Die Klimabewegung steht für weltweite Gerechtigkeit, für eine
offene Gesellschaft und ein gutes Leben für alle. Gerade in Zeiten von
rassistischen Morden wie in Hanau und Halle und deren Vernachlässigung
durch die Behörden wird klar, dass der Verfassungsschutz eben nicht dem
Schutz von Grundrechten dient. Hier fordern wir Konsequenzen: der
Verfassungsschutz gehört abgeschafft!"

Auch im Bundesland NRW trat der Inlandsgeheimdienst in Aktion. So setzte
der Landesverfassungsschutz einen von den Verfahren Betroffenen, unter
18-jährigen Aktivisten unter Druck, dem Ausstiegsprogramm für
"Linksextremismus" beizutreten. Dabei wurde auch das Jugendamt
eingeschaltet und eine Strafminderung für einen möglichen Prozess in
Aussicht gestellt.

"Hier wird ein junger Mensch zum Verfassungsfeind erklärt, der sich für den
Erhalt unserer Lebensgrundlagen einsetzt. Seine besonders vulnerable
Position versuchten mehrere Behörden auszunutzen, um ihn in das
Aussteigerprogramm "Left" zu zwingen. Besonders perfide ist das Lockangebot
einer möglichen Strafminderung", so Sprecherin Solievna. Der Rechtsbeistand
von Ende Gelände begleitet den Betroffenen.

Bei den Aktionen im Juni und November letzten Jahres hatten Aktivist*innen
von Ende Gelände Tagebaue in NRW, Sachsen und Brandenburg blockiert. Bis
dato gibt es keine rechtskräftig verurteilten Klimaaktivist*innen im
Zusammenhang mit Massenaktionen von Ende Gelände. Bereits nach der ersten
Tagebaublockade 2015 wurden alle Angeklagten freigesprochen, die Einspruch
eingelegt hatten. Das Aktionsbündnis rät allen Teilnehmenden der Aktionen,
gegen Strafbefehle Einspruch zu erheben.

Sina Reisch, letztjährige Pressesprecherin und von einem Verfahren
betroffene Aktivistin: "Legitimer Protest lässt sich nicht mit Repression
stoppen. Wir werden gerade jetzt weiter für Klimagerechtigkeit einstehen.
Unsere Antwort auf die Klimakrise bleibt der zivile Ungehorsam."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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STANDPUNKT/465: Bolivien - Ungehorsam als Überlebensstrategie in Zeiten von Corona (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien 

Wir dokumentieren: Ungehorsam als Überlebensstrategie in Zeiten von
Corona

Von María Galindo



"Was passiert, wenn wir uns unserer Angst stellen und die
geschlossenen Grenzen missachten? Was passiert, wenn wir uns
gesellschaftlich organisieren?"


Vorwort der Übersetzerin

(Santiago de Chile, 10. Mai 2020) - Mit ihrem Text "Ungehorsam,
dank dir werde ich überleben" sorgte die bolivianische Feministin
María Galindo Mitte März nicht nur in ihrem Land für Aufruhr. Sie
spricht darin von den gewaltvollen Umständen, auf die das Coronavirus
in dem südamerikanischen Staat trifft. Der Text gibt Einblick in die
neoliberale Realität, die dem Virus laut Galindo den Freifahrtschein
gab, und übt harsche Kritik am westlich-europäischen Verständnis der
Krise. Galindo plädiert dafür, sich der eigenen Angst zu stellen und
füreinander da zu sein und bricht eine Lanze für den Ungehorsam.

Seit dem 21. März gilt für das ganze Land eine Ausgangssperre, die
am 10. Mai in eine sogenannte dynamische Ausgangssperre mit
gelockerten Maßnahmen umgewandelt wurde. In ihrer Radiosendung "Radio
Deseo" betont María Galindo, die Einhaltung der Ausgangssperre sei
keine individuelle Entscheidung. Die finanziellen Ressourcen jeder
einzelnen Person seien ausschlaggebend bei der Frage, wer die
Quarantäne einhalten könne und wer nicht: "Wenn dir die Lebensmittel
ausbleiben, wirst du nicht teilnahmslos zu Hause bleiben, um zu
sterben."

Am 10. Mai ist von ca. 2500 Corona-Patient*innen in Bolivien die
Rede. Das sei gelogen, erklärt María Galindo, sie glaube den Zahlen
nicht. Viele potenziell infizierte Personen würden aus Angst die
Krankenhäuser nicht betreten und könnten nicht auf das Virus getestet
werden. Es müssten flächendeckende Tests eingeführt werden, um die
Krankheit einzuschränken. Auf E-Mail-Anfrage erklärt sie uns, wie die
bolivianische Realität in Zeiten der Pandemie aussieht und wie sich
die Situation in den vergangenen Wochen entwickelt hat:


"Mein Artikel gewinnt mit jedem Tag an Sinnhaftigkeit"

"Für mich gleicht die heutige bolivianische Realität einem totalen
Zerbrechen des Staates. Die Pandemie wird für eine verstärkte
Repression durch die Polizei ausgenutzt. Die Faschisierung der
Gesellschaft und die Art und Weise, in der der Staat seine Macht
ausspielt, werden dadurch befeuert. Dazu kommt die Mafia, die Spenden
verteilt und die eigentliche Kontrolle über den Staat hat.

Der bolivianische Gesundheitsminister ist Eigentümer verschiedener
Privatkliniken und Mitglied von Opus Dei. In einer privaten Klinik
kostet eine 10-tägige Behandlung umgerechnet 10.000 US-Dollar. Dort
werden Assistent*innen und Praktikant*innen auf COVID-19 getestet,
während im öffentlichen Gesundheitssystem nicht einmal 100 Tests pro
Tag durchgeführt werden. Das öffentliche Gesundheitssystem ist schon
lange vor der Krise zusammengebrochen. Davon abgesehen wird die
Pandemie dazu genutzt, um den Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen
(Soja, Baumwolle und Mais) und eine entsprechend ausgedehnte
Lebensmittelproduktion zu bewilligen. Dabei existiert in diesem Land
eine besondere Artenvielfalt an Maissorten, die uralt sind und
traditionell die Grundlage der Ernährung bildeten. Gleichzeitig spüre
ich als Antwort auf die Pandemie seitens der Bevölkerung eine Welle
des Ungehorsams als Akt der Subsistenz. Es gibt auch kreative
Reaktionen mit Angeboten jeglicher Art, unter anderem aus der
traditionellen Medizin. Ich denke, dass mein Artikel, obwohl er
anfangs stark kritisiert wurde, nun jeden Tag an Sinnhaftigkeit
gewinnt. Seit Beginn der Pandemie haben sich die Zustände hier
konstant verschlimmert."

Lioba Adam, Santiago de Chile, im Mai 2020


"Ungehorsam, dank dir werde ich überleben"

(La Paz, 17. März 2020, Radio Deseo) - Ich habe Corona. Denn auch wenn
es scheint, als sei die Krankheit noch nicht in meinem Körper
angekommen, hat sie bereits Menschen erreicht, die ich liebe. Weil das
Coronavirus die Städte durchwandert, die ich in den vergangenen Wochen
besucht habe; weil das Coronavirus wie mit dem Fingerschnipsen alles,
absolut alles, verändert hat, als sei ein Wunder, besser, eine
Katastrophe eingetreten, eine Tragödie ohne Heilmittel. Egal wo du
hinkommst - es war schon vor dir da. Heutzutage lässt es sich an
nichts denken, ohne das Virus mit einzubeziehen. Es scheint, als hätte
nicht nur ich Corona. Nein, wir alle haben Corona. Alle Institutionen,
alle Länder, alle Stadtteile und alles, was wir tun.

Mehr als nur ein Krankheitserreger

Es ist klar, dass das Coronavirus mehr ist als ein Krankheitserreger,
es scheint eine Form der globalen Diktatur zu sein: multi-staatlich,
polizeilich und militärisch.

Das Coronavirus ist die Angst vor einer Infektion.

Das Coronavirus ist die Verordnung einer Ausgangssperre, egal wie
absurd diese sein mag.

Das Coronavirus ist der Aufruf zur Distanz, egal wie unmöglich diese
sein mag.

Das Coronavirus ist die Erlaubnis zur Unterdrückung jeglicher
Freiheiten, die sich als Sicherheitsmaßnahme getarnt ausweitet, ohne
dass das Recht auf Erwiderung oder kritisches Hinterfragen
bestünde.

Das Coronavirus ist ein Bewertungsschema zur Identifizierung der
sogenannten systemrelevanten Tätigkeiten, das uns als einziges
Lebenszeichen zugesteht, zur Arbeit zu gehen oder im Home-Office zu
sein.

Das Coronavirus ist ein Instrument, das effektiv alle politischen und
gesellschaftlichen Probleme, mit denen wir uns im Laufe der Zeit
beschäftigt haben, in Abrede stellt, minimiert, versteckt und in
Klammern setzt. Wie durch Zauberei verschwinden sie auf einmal unter
dem Teppich oder hinter dem Giganten.

Das Coronavirus bewirkt das Verschwinden unseres lebensnotwendigsten,
demokratischsten und wichtigsten gesellschaftlichen Lebensraums: die
Straße, das Draußen, das wir virtuell nicht betreten können und das in
vielen Fällen der einzige Raum war, der uns überhaupt noch
blieb.

Das Coronavirus ist die Herrschaft des virtuellen Lebens, die dich
verpflichtet, dich in sozialen Netzwerken zu bewegen, um zu
kommunizieren und dich in Gesellschaft zu wissen.

Das Coronavirus ist die Militarisierung deines gesellschaftlichen
Lebens, das nun einer Diktatur gleicht, in der uns keine Informationen
mehr erreichen, sondern nur noch kalkulierte Nachrichten, die Angst
schüren sollen.

Das Coronavirus ist eine - scheinbar legitime - Waffe der Zerstörung
und des Verbots sozialer Proteste jeglicher Art, denn, so heißt es,
das Zusammentreffen und Versammeln sei das Allergefährlichste.

Das Coronavirus ist die Reaktivierung des Konzepts von Grenzen in
seiner absurdesten Form. Die Schließung der Grenzen gilt als
Sicherheitsmaßnahme, auch wenn der Virus bereits drinnen ist. Jene
Schließung verbietet jedoch einem mikroskopisch kleinen und
unsichtbaren Virus nicht den Zutritt, nein, sie hindert und
unterscheidet bloß die Körper, die die Grenzen passieren bzw. nicht
passieren dürfen.

Der Schengen-Raum, von wo aus das Virus sich bis in den Teil der Welt
ausgebreitet hat, in dem ich lebe, schließt die Grenzen vor den
Körpern, die sich außerhalb bewegen. So wird der faschistische Traum
derer wahr, die im Anderen schon immer die Gefahr gesehen haben. Das
Coronavirus könnte der Albtraum des 21. Jahrhunderts werden. In großer
Zahl sterben Menschen, weil ihre Körper der Krankheit nicht
standhalten und die Gesundheitssysteme sie einer darwinistischen Logik
folgend als nutzlos klassifiziert haben.

Es ist die Rede von Eurosummen in Millionenhöhe als Rettungsschirme
für die kolonialen Wirtschaftssysteme, die ihre Miete begleichen,
Rechnungen und Löhne bezahlen wollen, während der proletarisierten
Masse der Zugang zum Himmel versperrt wird. Sie sagen, es sei
unmöglich, die Schulden der Gesellschaft zu begleichen. Jetzt haben
sie zu Tode Geängstigte, Gehorsame, Zurückgezogene, die sie mit dem
süßen Trost belohnen, ihre Konten zu begleichen, nachdem die
ausgezahlt wurden, die ihnen wirklich wichtig sind: die Unternehmen
und die Staaten.


Corona in Bolivien

"Sozialist*innen" wie jene, die Spanien regieren, sprechen von einem
"Krieg, den wir alle zusammen gewinnen können". Sie finden Gefallen an
diesem Vokabular, das aus der Gesellschaft einen "Körper" macht und
die Krankheit als Feindbild konstruiert, gegen das wir uns alle
verbünden. Es ist extrem gewalttätig, einen Krieg gegen die
Gesellschaft und gegen die Demokratie auszurufen, der sich der Angst
vor der Krankheit bedient. Es ist extrem gewalttätig, Menschen in
ihren eigenen Häusern einzusperren wie in private Gefängnisse. Das
Prinzip von "Rette sich wer kann" als Lösung zu propagieren folgt
unmissverständlich der neoliberalen Logik. Und was passiert, wenn das
Coronavirus die Grenzen überschreitet und Länder wie Bolivien
erreicht?

Zunächst sei angemerkt, dass das Coronavirus nicht die erste und
einzige Plage ist, die dieses Land heimsucht: Das Dengue-Fieber dringt
in die tropischen Breiten vor - nicht jedoch in die Schlagzeilen der
Zeitungen - und tötet die Unterernährten, die Babys, jene, die in den
gesundheitsschädlichen suburbanen Zonen leben. Auf der Schwelle zu
diesem Staat schütteln Dengue-Fieber und Coronavirus einander die
Hand, während diesseits der Grenzen Tuberkulose und Krebs ihre
Todesurteile fällen.

Die meisten Krankenhäuser entstanden zu Beginn des 20. Jahrhunderts,
als der Zinnabbau den wirtschaftlichen Aufschwung begünstigte. Im Zuge
des Wirtschaftsbooms in den 60er Jahren des letzten Jahrhunderts
wurden sie bloß nachträglich modernisiert. Es sind Bruchbuden, die
bereits vor längerer Zeit kollabiert sind. Gewöhnlich entscheidet die
Dicke der Brieftasche über Behandlung und Zugang zu Medikamenten,
letztere allesamt unbezahlbare Importware.

Das Coronavirus kommt mit dem Flugzeug. Die Rede ist nicht von
Tourist*innen, sondern von Geflüchteten [1], die, vom Neoliberalismus
vertrieben, über selbstgebaute Brücken der Zuneigung hierher kommen,
um Fremde zu besuchen, die sie Kinder, Geschwister oder Eltern nennen.
Sie kommen mit Geschenken und mit infizierten Körpern, aber die
Krankheit erreicht uns nicht nur über ihre reisenden Körper, sie kommt
auch mit der ersten Klasse und erreicht uns, weil sie uns einfach
erreichen muss. Es scheint unglaublich, und doch: Wir müssen an den
gesunden Menschenverstand appellieren und sagen: Grenzen lassen sich
nicht hermetisch schließen, genauso wie wir kein Dach über die Sonne
bauen können, den Bergen keine Wände und den Wäldern keine Türen
vorsetzen können.

Das Virus erreichte tausende Orte auf Tausenden von Wegen, doch hier
war es der Körper einer unserer Vertriebenen des Neoliberalismus,
deren Körper als "Überbringerin" stigmatisiert und schlecht behandelt
wurde, auch wenn sie zu denen zählt, die an der Unterstützung dieses
Landes mitwirken und mitgewirkt haben [2]. Das Virus erreicht nicht
zuerst den Körper, sondern erscheint uns zuerst in Form von Angst, in
Form einer kollektiven Psychose, als Anweisung zur Klassifizierung,
als Instrument der Entfremdung.


La Paz ist nicht Madrid

Die koloniale Weltordnung hat uns in Idiot*innen verwandelt, die nur
noch wiederholen und kopieren können. Wir verzichten darauf, selbst zu
denken. Im Fall von Bolivien beschließt die Präsidentin, Teile des
Diskurses und der Maßnahmen des spanischen Präsidenten zu kopieren,
und liest vom Teleprompter [3] ein Paket voller Maßnahmen ab, so als
säße sie in Madrid und nicht in La Paz, spricht von einem Krieg, den
es gemeinsam zu bekämpfen gelte, von Abmachungen mit Unternehmer*innen
und verhängt eine Ausgangssperre und ein Versammlungsverbot. Der
einzige Unterschied im Diskurs ist die Berufung auf internationale
Kooperationen, die altbekannte Bettelei um Spenden, seien es
Mundschutze oder Ideen, sofern denn irgendwo ein Überfluss besteht.
Denn hier besteht kein Überfluss an tausenden oder gar Millionen Euro,
um irgendwelche Rechnungen zu begleichen. Hier war das Todesurteil
bereits gefällt, bevor das Coronavirus im Tourismus-Flieger ankam.

Ich warte auf eine Erleuchtung, die uns erklärt, was wir zu tun haben
und die uns, und da bin ich mir sicher, über die schwachen, fiebrigen
Körper erreichen wird. Währenddessen werde ich mit meinen Schwestern
Desinfektionsmittel herstellen und verkaufen und damit zwar das Verbot
missachten, aber auch wir müssen überleben. Gleichzeitig werde ich
meine Bücher über traditionelle Medizin herauskramen, um eine
Abreibung für die Atemwege gegen das Virus herzustellen. Wie in den
Zeiten der von Mujeres Creando [4] aufgebauten Gemeinschaftsapotheke
am Rande der Stadt. Ich denke an das Absurde.

Ist es jetzt, wo es schon die Ausgangsperre gibt, denen verboten zu
überleben, die davon leben, nachts zu arbeiten? Die bolivianische
Gesellschaft ist eine proletarisierte Gesellschaft, ohne Lohn, ohne
Arbeitsplätze, ohne Industrie, wo die große Masse auf der Straße
überlebt, in einem sozialen Geflecht, das unüberschaubar und
ungehorsam ist. Nicht eine der kopierten Maßnahmen passt zu unseren
realen Lebensumständen, es sind nicht nur die Schulden, nein, es ist
das Leben selbst. Keine der kopierten Maßnahmen hat mit unserer
wirtschaftlichen Situation zu tun, sie schützen uns nicht vor der
Infektion, sie wollen uns bloß unsere Formen des Lebensunterhalts,
unser Leben selbst verbieten.


Bereiten wir uns gedanklich auf die Infektion vor

Uns bleibt nur die Möglichkeit, uns gedanklich auf die Infektion
vorzubereiten. Die Ansteckung zu kultivieren, uns der Infektion
auszusetzen und ungehorsam zu sein, um zu überleben. Das ist kein
suizidaler Akt, es handelt sich um einen Akt des gesunden
Menschenverstands, vielleicht der wirksamste Sinn, den wir entwickeln
können.

Was passiert, wenn wir unsere Körper auf die Infektion
vorbereiten?

Was passiert, wenn wir annehmen, dass wir uns mit Sicherheit
infizieren, und uns mit dieser Gewissheit unserer Angst stellen?

Was passiert, wenn wir anstatt des absurden, autoritären und
idiotischen staatlichen Umgangs mit dem Coronavirus unseren eigenen
Umgang finden, in der sozialen Selbstverwaltung der Krankheit, der
Schwäche, des Schmerzes, der Gedanken und der Hoffnung?

Was passiert, wenn wir die geschlossenen Grenzen einfach
missachten?

Was passiert, wenn wir uns gesellschaftlich organisieren?

Was passiert, wenn wir uns darauf vorbereiten, die Toten zu küssen und
die Lebenden zu schützen - ungeachtet der Verbote, die nur Kontrolle
über unsere Räume und unsere Leben produzieren?

Was passiert, wenn wir statt individueller Versorgung übergehen zu
einer feierlichen Infektionsküche für alle, so wie wir es viele Male
zuvor getan haben?

Sie werden einmal mehr sagen, ich sei verrückt, und das Beste sei,
gehorsam in der Isolation zu verbleiben. Die Isolation, die
Kontaktsperre und die Maßnahmen zu akzeptieren, während deine
Geliebte, deine Freundin, deine Nachbarin oder deine Mutter sich
höchstwahrscheinlich infizieren.

Sie werden einmal mehr sagen, ich sei verrückt, obwohl wir doch alle
wissen, dass es in dieser Gesellschaft noch nie genug Betten im
Krankenhaus gegeben hat, und dass wir noch auf der Türschwelle
bettelnd sterben werden, sollten wir dort Hilfe suchen. Wir wissen,
dass die Sache mit der Krankheit vorrangig zu Hause stattfinden wird,
also sollten wir uns auch als Gesellschaft darauf vorbereiten.

Was passiert, wenn wir uns für den Ungehorsam entscheiden, um zu
überleben?

Wir müssen uns ernähren, während wir auf die Krankheit warten, und
unsere Ernährung umstellen, um widerständig zu sein. Wir müssen unsere
Kolliris [5] holen und mit ihnen nicht-pharmazeutische Medikamente
herstellen, mit unseren Körpern probieren und herausfinden, was sich
am besten anfühlt. Wir brauchen Cocablätter, um dem Hunger zu
bekämpfen, und Canuaha [6], Mehl aus Amaranth, Quinoa-Suppe. Alles,
was sie uns gelehrt haben zu verachten.

Damit der Tod uns nicht ängstlich zusammengekauert in idiotischer
Gehorsamkeit antrifft, damit er uns antrifft, wenn wir uns küssen, in
der Liebe und nicht im Krieg.

Damit der Tod uns singend und umarmend antrifft, denn die Ansteckung
steht unmittelbar bevor.

Die Ansteckung ist wie die Atmung. Womit uns das Coronavirus bestraft,
ist, nicht atmen zu können - durch Einsperrung, Verbote und Gehorsam
noch mehr als durch die Krankheit selbst.

Ich muss an Nosferatu denken, die unvergessliche Szene, als der Tod
bereits unumgänglich ist und die Pest durch das Fleisch der Ratten die
Bevölkerung befallen hat. In jener Szene sitzen alle an einer großen
Tafel auf einem offenen Platz, um in einem Akt des gemeinsamen
Widerstands ein Festmahl zu genießen. So soll uns auch das Coronavirus
finden: bereit für die Infektion.


Übersetzung: Lioba Adam


Anmerkungen:

[1] Gemeint sind Menschen, die aufgrund von Arbeitsplatzmangel und
fehlender wirtschaftlicher Möglichkeiten in ihrer Heimat in Länder des
globalen Nordens geflohen sind, um dort Arbeit zu finden.

[2] Die Frau, die als Überträgerin bezeichnet wird, wurde medizinisch
behandelt und hat sich mittlerweile wieder erholt. Es handelt sich um
eine Frau der älteren Generation, sie lebt in Italien, wo sie ihren
Lebensunterhalt in der Pflege verdient. Weil sie das Corona-Virus von
Europa nach Bolivien brachte, wird sie von der Bevölkerung
angefeindet, vorgeführt und als schuldig bezeichnet.

[3] Technisches Hilfsmittel der Fernsehproduktion, das der gefilmten
Person erlaubt, einen Text abzulesen, während bei den Zuschauer*innen
der Eindruck entsteht, sie halte Blickkontakt und spreche frei.

[4] http://mujerescreando.org/

[5] Traditionelle Mediziner*innen

[6] Bolivianische Urgetreidesorte


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/wir-dokumentieren-ungehorsam-als-ueberlebensstrategie-in-zeiten-von-corona/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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LESUNG/6655: Hamburg - Michael Roes, Melancholie des Reisens, 01.11.2020

Literaturzentrum Hamburg - Programm im Juni 2020

Sonntag, 1.11.2020 statt 21.6.2020

Zeit: 17.00 Uhr, Schloss Agathenburg

Michael Roes 

Melancholie des Reisens

Moderation: Thomas Plaichinger



Michael Roes liest aus Melancholie des Reisens (Schöffling)

Reisen ist für Michael Roes Leidenschaft, Lebensform und
Geisteshaltung. Afghanistan, Israel, Jemen, Mali, Marokko und
Tunesien hat er nicht nur erforscht, sondern sich eingelassen auf das
Fremde, heikle Situationen und unerwartete Nähe. In Zeiten des
Massentourismus vereint er in seinen Essays eigene Erkenntnisse mit
denen anderer Literaten. Denn er führt uns auch in die Welt der
Bücher, zu den Geschichten derjenigen, die vorher schon dort waren.
Mehrjährige Aufenthalte im Mittleren Osten, Asien, den USA, Nord- und
Westafrika bilden den Hintergrund für viele seiner Bücher, Essays,
Theaterstücke, Radiofeatures und Filme. "Roes ist nie als Tourist
unterwegs, sondern immer als Schriftsteller, der das Gemeinsame unter
Fremden sucht." (Deutschlandfunk)

Eintritt: Euro 12,-/ 8,- (inkl. Tee & Gebäck)

Ort: Schloss Agathenburg

Kooperation mit der Kulturstiftung Schloss Agathenburg

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/6654: Hamburg - Anne Richter, Unvollkommenheit, 18.06.2020

Literaturzentrum Hamburg - Programm im Juni 2020

Donnerstag, 18.6.2020, 19.30 Uhr

Anmeldung erforderlich !

Anne Richter 

Unvollkommenheit



Anne Richter liest aus Unvollkommenheit (Osburg Verlag)

Erzählt wird die Geschichte dreier in der DDR aufgewachsener Freunde.
Kurz nach 1989 trennen sich ihre Wege. Hanka geht auf Weltreise, Marc
bleibt in Jena, und Paul, ehemaliger Oppositioneller, zieht nach
Hamburg. Mitte der 90er-Jahre lebt ihr Disput über das "richtige
Leben im Falschen" wieder auf. Ein Roman über unüberbrückbare
Spannungen, einem Leben zwischen Opportunismus und Verweigerung.

Anne Richter, geb. 1973, studierte Romanistik und Anglistik in Jena,
Oxford und Bologna. Sie erhielt Stipendien des LCB Berlin, der
Kunststiftung Baden-Württemberg und des Künstlerhauses Schloss
Wiepersdorf. 2011 wurde sie für den Ingeborg-Bachmann-Preis
nominiert. 2012 erschien ihr Erzählband Kämpfen wie Männer, 2013 im
Osburg Verlag ihr Roman Fremde Zeichen, der 2019 in engl. Übersetzung
bei Neem Tree Press London herauskam. Anne Richter lebt in
Heidelberg.

Eintritt: Euro 7,-/5,-

Ort: Literaturhaus

Karttentelefon: 040-227 92 03 oder Mailto: lit@lit-hamburg.de

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/6653: Hamburg - Alexander Häusser, Norwegerstraße, 07.06.2020

Literaturzentrum Hamburg - Programm im Juni 2020

Sonntag, 7.6.2020, 17.00 Uhr

Anmeldung erforderlich!

Alexander Häusser

Norwegerstraße



Mehrere Wochen lang bereisten Alexander Häusser und sein
Schriftstellerkollege J¢rgen Norheim Norwegen. Ihr Projekt: der
literarische Reisebericht "Norwegerstraße" (Samlaget Verlag Oslo).
Für Häusser wird der Aufenthalt zu einer Spurensuche: Sein früh
verstorbener Vater war als Soldat in Norwegen stationiert.
Diese Zeit nannte er die schönste Zeit in seinem Leben und hatte
immer den Wunsch, einmal dorthin zurückzukehren.

Häusser berichtet von seiner Reise und erinnert mit historischen
Filmdokumenten an die deutsche Okkupation Norwegens, die sich
am 9. April zum 80. Mal jährte.

Alexander Häusser, geb. 1960 in Reutlingen, studierte Germanistik,
Philosophie und Geschichte. Für sein Werk erhielt er zahlreiche
Auszeichnungen, darunter den Hamburger Literaturförderpreis. Sein
Roman Zeppelin wurde verfilmt und lief bundesweit in den Kinos.
Zuletzt erschien Noch alle Zeit im Pendragon Verlag.

Eintritt: Euro 7,-/5,-. Literaturhaus, Schwanenwik 38

Kartentelefon: 040 227 92 03 oder Mailto: lit@lit-hamburg.de

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8990: Und morgen, den 21. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 21.05.2020 bis zum 22.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8990 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Himmelfahrt, Spaziergehwetter,

wie 's kaum besser werden kann,

Blockwagen und Reifenbretter

treiben heut' das Leben an.
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APPELL/001: Frankreich - Stoppt Diskriminierung und Bußgelder bei Polizeieinsätzen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Frankreich: Stoppt Diskriminierung und Bußgelder bei
Polizeieinsätzen! 

24 Gruppen fordern konkrete Schritte gegen weitreichende Übergriffe
der Polizei

Von Human Rights Watch, 19. Mai 2020



Konkrete Schritte gegen offene Diskriminierung bei polizeilichen
Überprüfungsmaßnahmen forderten 24 lokale, nationale und
internationale Organisationen am Mittwoch in einem offenen Brief [1]
an französische Regierungskreise [2].

Kurz nach dem Ausbruch der Corona Pandemie beschloss Frankreich am 17.
März 2020 Lockdown-Maßnahmen. Am 24. März wurde schließlich der
Gesundheitsnotstand [3] erklärt und landesweit wirksam. Ein einmaliger
Verstoß gegen die Notstandsgesetze kostet 135 Euro. Auf wiederholte
Nichtbeachtung stehen bis zu 6 Monaten Gefängnis und eine Strafe von
bis zu 3.750 Euro.

Gewalttätige Übergriffe und diskriminierende Maßnahmen seitens der
Polizei sind seit des Beginns des Lockdown aktenkundig und im Netz
dokumentiert. Videobeweise, die in sozialen Netzwerken geteilt werden,
belegen diese Vorwürfe zusätzlich. Bei den Einsätzen kommt es auch
vermehrt zu rassistischen Beschimpfungen.

Polizeikontrollen zur Umsetzung des Lockdown finden sowohl nach
offiziell zugänglichen Daten, wie auch Medieninformationen vorwiegend
in den "quartiers populaires" statt, den Arbeiter*innenviertel mit
einem hohen sichtbaren Minderheitenanteil unterschiedlicher Herkunft.
Dort heißt es, sollen dann Bußgelder dreimal so hoch liegen als der
Durchschnitt im Departement Seine-Saint-Denis, dem ärmsten Viertel der
Metropolregion.

All diese Daten und Abrechnungen verweisen eindeutig auf den
Tatbestand der Diskriminierung einzelner Bevölkerungsgruppen. Der
Wohnort und die sowieso vorhandene wirtschaftliche und soziale
Benachteiligung dieser Gruppen sind entscheidend für die Höhe der
Bußgelder - so schließen daraus die Organisationen.

Diskriminierende Verhaltensweisen und Missbrauch bei Polizeieinsätzen
sind nicht neu in Frankreich. Seit Jahren [4] kritisieren
Organisationen und unabhängige Instanzen [5] "ethnisches Profiling"
bei Polizeikontrollen und Identitätsüberprüfungen. Rassistische
Kommentare vor allem gegen junge Schwarze und Araber sind keine
Seltenheit in den "quartiers populaires".

Am 27. März forderten deshalb 24 Organisationen [6], unter ihnen auch
Human Rights Watch die französische Regierung auf, sicher zu stellen,
dass Polizeimaßnahmen und Kontrollen im Kampf gegen die
Covid-19-Epidemie nicht zum Anwachsen von Missbrauch führen. In einem
Bericht, der von HR Watch demnächst veröffentlicht wird, sind eine
ganze Reihe illegaler Praktiken dokumentiert.

Hier kann der Brief und die Empfehlungen der 24 Organisationen
heruntergeladen werden [7].


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Heidi Meinzolt
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Originalartikel:

https://www.hrw.org/news/2020/05/15/france-end-discriminatory-police-checks-and-fines


Anmerkungen:

[1] https://www.hrw.org/sites/default/files/supporting_resources/france_letter_may_13.pdf

[2] https://www.hrw.org/europe/asie-centrale/france

[3] https://www.euronews.com/2020/03/21/french-parliament-declares-state-of-sanitary-emergency

[4] https://www.hrw.org/news/2012/01/26/france-abusive-identity-checks-minority-youth

[5] https://www.lemonde.fr/police-justice/article/2017/01/20/le-defenseur-des-droits-denonce-les-controles-au-facies_5066029_1653578.html

[6] https://www.hrw.org/fr/news/2020/03/27/mesures-de-confinement-les-controles-de-police-ne-doivent-etre-ni-abusifs-ni

[7] https://www.hrw.org/sites/default/files/supporting_resources/france_letter_may_13.pdf
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FUNDSTÄTTEN/142: 300.000 Jahre alter Elefant aus Schöningen fast vollständig erhalten (idw)

Eberhard Karls Universität Tübingen - 19.05.2020

300.000 Jahre alter Elefant aus Schöningen fast vollständig erhalten

Was am Seeufer geschah: Archäologen dokumentieren Spuren von
Steinzeitmenschen und Fußabdrücke von Elefanten



Im niedersächsischen Schöningen tummelten sich vor 300.000 Jahren
Elefanten. Aus der altsteinzeitlichen Grabungsstelle wurden in den
vergangenen Jahren Fossilien von mindestens zehn Elefanten geborgen. Nun
haben Archäologen vom Senckenberg-Zentrum für menschliche Evolution und
Paläoumwelt der Universität Tübingen in Kooperation mit dem
Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege erstmals ein nahezu
vollständiges Skelett eines eurasischen Waldelefanten (Palaeoloxodon
antiquus) freigelegt. Das Tier starb am damaligen Seeufer von Schöningen -
was genau geschah und wie die Umgebung vor 300.000 Jahren beschaffen war,
rekonstruiert das Team nun durch Analysen und weitere Grabungen. Die
ersten Erkenntnisse werden im Fachmagazin Archäologie in Deutschland
veröffentlicht und wurden am Dienstag bei einer Pressekonferenz mit dem
niedersächsischen Wissenschaftsminister Björn Thümler in Schöningen
präsentiert.




[image: Bild: © Jordi Serangeli]

Die Ausgrabungsstelle Schöningen

Bild: © Jordi Serangeli



"Die Kooperation mit Senckenberg und der Universität Tübingen trägt reiche
Früchte. Vor wenigen Wochen erregte eine Studie zu einem in Schöningen
entdeckten 300.000 Jahre alten Wurfstock international Aufmerksamkeit. Nun
folgt eine weitere Sensation: Der Fund des fast vollständig erhaltenen
Skeletts eines Waldelefanten zusammen mit den Spuren hier lebender und
jagender Frühmenschen. Dies unterstreicht einmal mehr, um welch einen
spannenden und wissenschaftlich bedeutenden Fundort es sich handelt", sagt
Wissenschaftsminister Björn Thümler. "Der ehemalige Tagebau Schöningen ist
ein Klimaarchiv ersten Ranges, das uns in einzigartiger Weise vorführt,
wie sich Klimaschwankungen auswirken. Dies muss künftig noch deutlicher
herausgearbeitet werden. Ein Ort, an dem nachverfolgt werden kann, wie der
Menschen vom Naturbegleiter zum Kulturgestalter wurde."




[image: Bild: © Jordi Serangeli, Forschungsstation Schöningen]

Ausgräber Martin Kursch legt einen Fuß des Elefanten frei.

Bild: © Jordi Serangeli, Forschungsstation Schöningen



Das Elefantenskelett sei, wie die meisten Funde in Schöningen,
außerordentlich gut erhalten, erklärt Dr. Jordi Serangeli,
Ausgrabungsleiter in Schöningen. "Wir haben die 2,3 Meter langen
Stoßzähne, den Unterkiefer, zahlreiche Wirbel und Rippen sowie Knochen von
drei Beinen und sogar alle fünf Zungenbeine." Das Skelett sei an einer
Stelle geborgen worden, an der sich vor 300.000 Jahren das Seeufer
befunden habe, je nach Jahreszeit mit wechselndem Wasserspiegel.

Die Knochen des Elefanten erzählen eine eigene Geschichte: Nach der ersten
Analyse handelt es sich um ein älteres, wahrscheinlich weibliches Tier mit
stark abgenutzten Zähnen, wie der Archäozoologe Ivo Verheijen erklärt.
"Das Tier hatte eine Schulterhöhe von ca. 3,2 Metern und ein Gewicht von
ca. 6,8 Tonnen - es war somit grösser als heutige afrikanische
Elefantenkühe."




[image: Bild: © Jens Lehmann, Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege]

Der vordere Körperteil des Waldelefanten

Bild: © Jens Lehmann, Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege



Vermutlich starb es aus Altersgründen und ohne Einwirkung durch Menschen.
"Elefanten halten sich oft am und im Wasser auf, wenn sie krank oder alt
sind", sagt Verheijen. "Allerdings zeigen zahlreiche Bisspuren auf den
Knochen, dass sich nach seinem Tod Raubtiere am Kadaver bedienten." Auch
hätten die damaligen Menschen profitiert: Dies beweisen ca. 30 Absplisse
von Feuersteinen, die das Team im Umkreis und zwischen den
Elefantenknochen fand. Zudem stieß es auf zwei Langknochen, die den Spuren
nach zu urteilen, als Werkzeuge genutzt wurden. "Die Steinzeitjäger
schnitten vermutlich Fleisch, Sehnen und Fett aus dem Kadaver."

Verendete Elefanten dürften für den damaligen Homo heidelbergensis eine
vielfältige Nahrungs- und Materialquelle gewesen sein. Zwar seien die
Menschen der Altsteinzeit schon erfolgreiche Jäger gewesen, sagt
Serangeli, "aber nach den derzeitigen Daten bestand für sie kein
zwingender Grund, ausgewachsene Elefanten zu jagen und sich dabei in
Gefahr zu bringen." Waldelefanten gehörten für sie selbstverständlich zu
ihrer Umgebung, und sie dürften gewusst haben, dass diese immer wieder am
Seeufer starben.

Dass am Schöninger See zahlreiche Artgenossen des Elefanten unterwegs
waren, beweisen Fußabdrücke, die rund 100 Meter von der Grabungsstelle
entfernt dokumentiert werden konnten. Ein bisher einmaliger Fund in
Deutschland, wie Flavio Altamura von der Universitá Sapienza in Rom
erläutert, der die Spuren analysierte. "An dieser Stelle muss eine kleine
Herde, Erwachsene und jüngere Tiere, durchgelaufen sein. Die schweren
Tiere liefen auf nassen Seesedimenten, parallel zum Seeufer. Ihre Füße
hinterließen im Schlamm kreisförmige Abdrücke mit einem maximalen
Durchmesser von 60 Zentimetern."

Aus der Fundstelle Schöningen im Landkreis Helmstedt konnten bereits viele
Erkenntnisse über Flora, Fauna und das Leben der Menschen vor 300.000
Jahren während der Reinsdorf-Warmzeit gewonnen werden. Das damalige Klima
war vergleichbar mit dem heutigen, die Landschaft jedoch viel reicher an
Wildtieren. Rund 20 Großsäuger lebten damals im Umfeld des Schöninger
Sees, darunter nicht nur Elefanten sondern auch Löwen, Bären,
Säbelzahnkatzen, Nashörner, Wildpferde und weitere Huftiere. "Der Reichtum
an Wildtieren ähnelte dem des heutigen Afrika", sagt Serangeli.

Unter anderem wurden in Schöningen einige der ältesten Funde eines
Auerochsen in Europa, ein Wasserbüffel und drei Säbelzahnkatzen
ausgegraben. Dank sehr guter Erhaltungsbedingungen in wassergesättigten
Seeufersedimenten konnten zudem die weltweit ältesten vollständigen
Jagdwaffen geborgen werden: Zehn hölzerne Speere sowie mindestens ein
Wurfstock. Bearbeitete Stein- und Knochenwerkzeuge runden das Gesamtbild
zu den damaligen Lebensumständen ab. "Die Seeufersedimente von Schöningen
bieten einmalige Erhaltungsbedingen und geben uns stets wichtige und sehr
detaillierte Einblicke in das kulturelle Verhalten des Homo
heidelbergensis", sagt Professor Nicholas Conard, Leiter des
Forschungsprojektes Schöningen.

Die Knochen der Elefantenkuh und die Steinabsplisse werden von Ivo
Verheijen und Bárbara Rodríguez Álvarez, Doktoranden im
Forschungsprojekt Schöningen, untersucht und von Anna-Laura Krogmeier
im Forschungsmuseum Schöningen restauriert. Dort können Besucher die Funde
bereits jetzt besichtigen. Weitere detaillierte Analysen zu den Umwelt- und
Klimabedingungen zum Zeitpunkt des Todes finden an der Technischen
Universität Braunschweig, der Universität Lüneburg und der Universität
Leiden (Niederlande) statt. Finanziert werden die Ausgrabungen in
Schöningen durch das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und
Kultur.


Forschungsstation Schöningen und Video zur Ausgrabung des Elefanten:

https://www.senckenberg.de/de/institute/shep/forschungsstation-schoeningen/

Originalpublikation:

Jordi Serangeli, Ivo Verheijen, Bárbara Rodríguez Álvarez, Flavio
Altamura, Jens Lehmann und Nicholas J. Conard.

Elefanten in Schöningen.

Archäologie in Deutschland 2020 / 3, 8 - 13.
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DESIGN/081: Concept-Store als Gegenentwurf zu Fast Fashion (idw)

Hochschule Kaiserslautern - 19.05.2020

Concept-Store als Gegenentwurf zu Fast Fashion



Kleidung, die mit hohem Ressourcenaufwand produziert und dann kaum
getragen im Container landet oder im überfüllten Schrank verbleibt, wird
in Zeiten des Klimawandels mehr und mehr fragwürdig. Dass es auch anders
geht, zeigt Silvain L'Hermitte, Absolvent des Studiengangs
Innenarchitektur an der Hochschule Kaiserslautern. Seine Masterarbeit
entwickelt einen Gegenentwurf zu der, die Modebranche dominierenden Fast
Fashion mit all ihren ökologischen und auch sozialen Konsequenzen.

Sein Concept-Store "R hoch 3" für Second-Hand und fair produzierte Mode
bindet anders als gewöhnliche Bekleidungsgeschäfte die Herstellung der
Mode in das Konzept mit ein: Verkaufsfläche und Schneiderateliers gehen
räumlich ineinander über. Dadurch wird Kunden visuell vermittelt, dass vom
Entwurf, über das Nähen bis hin zum Verkauf alles am selben Ort
stattfindet, weshalb Transportwege minimiert und lokal Arbeitsplätze
geschaffen werden. Darüber hinaus sind im Gebäude auch Wohnungen für die
Modekreateure untergebracht. Wohnen, Arbeiten und Verkaufen finden bei "R
hoch 3" somit unter einem Dach statt.

Begeistert von der Arbeit des 26jährigen zeigt sich sein Betreuer
Professor Werner Glas: "In der Auseinandersetzung mit zeitgemäßen
gesellschaftlichen Fragen des Umgangs mit Ressourcen und
Produktionsprozessen im Bereich des Modedesigns, findet Silvain L'Hermitte
in einem gemeinsamen Nutzungskonzept von Produktion und Verkauf nicht nur
eine adäquate Antwort, es ist ihm auch in hervorragender Weise gelungen,
die Ergebnisse seiner sehr fundierten theoretischen Recherche in die
bestehende Bausubstanz einzubinden. Die Arbeit überzeugt zudem durch ein
sehr hohes gestalterisches Niveau." Überzeugen konnte er damit auch die
Jury der Stiftung der Kreissparkasse für die Hochschule Kaiserslautern,
die Silvain L'Hermitte mit einem Preisgeld geehrt hat.

Das besondere Interesse des gebürtigen Landauers, der sowohl seinen
Bachelor- als auch seinen Masterabschluss an der Hochschule Kaiserslautern
absolviert hat, liegt im räumlichen Entwerfen. In diesem Bereich wünscht
er sich auch eine berufliche Zukunft.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution212
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GLEICHHEIT/7069: Covid-19 - Masseninfektionen in Flüchtlingsunterkünften

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Covid-19: Masseninfektionen in Flüchtlingsunterkünften

Von Martin Kreickenbaum

20. Mai 2020



In einer Flüchtlingsunterkunft in Sankt Augustin bei Bonn sind mindestens
130 Personen positiv auf Covid-19 getestet worden. Nahezu jeder zweite
Covid-19-Test fiel positiv aus. Die Zwangsunterbringung in großen
Gemeinschaftsunterkünften setzt Flüchtlinge, die aufgrund ihrer Geschichte
oft gesundheitlich geschwächt sind, einem tödlichen Risiko aus.

Letzten Donnerstag wurde ein Bewohner der Unterkunft in Sankt Augustin, der
unter Fieber und grippeähnlichen Symptomen litt, positiv auf Covid-19
getestet. Da es in der Sammelunterkunft mit Mehrfachbelegung der Zimmer,
Gemeinschaftsküchen und Sanitäranlagen keinerlei Privatsphäre gibt und es
unmöglich ist, einen Mindestabstand zu halten, ordnete das zuständige
Gesundheitsamt des Rhein-Sieg-Kreises einen Test bei allen 489 Flüchtlingen
und ihren Betreuern an.

Bis Montagabend lagen die Ergebnisse von 330 getesteten Personen vor. Sie
zeigen, dass die Massenunterbringung die Wahrscheinlichkeit einer Infektion
mit dem gefährlichen Erreger enorm steigert. 120 von 250 getesteten
Flüchtlingen, sechs von 47 getesteten Betreuern und drei von 33 getesteten
Mitarbeitern des vor Ort tätigen Sicherheitsdienstes erweisen sich als
positiv. Weitere 100 Flüchtlinge, die in der Sammelunterkunft leben,
konnten noch nicht getestet werden, da sie abwesend waren, als die Tests
durchgeführt wurden.

Bei der Flüchtlingsunterkunft in Sankt Augustin handelt es sich um eine von
29 Zentralen Unterbringungseinrichtungen (ZUE) des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Die ZUEs dienen als eine Art Zwischenstation im
Flüchtlingslagersystem. Die dort untergekommenen Flüchtlinge erhalten zwar
eine so genannte Wohnsitzauflage und dürfen den Kreis oder das Bundesland
nicht verlassen, sind aber nicht eingesperrt.

Flüchtlinge werden in die ZUEs verwiesen, nachdem sie sich zur
Registrierung zunächst ein bis zwei Wochen in einer der fünf großen
Erstaufnahmeeinrichtungen (EAE) des Landes aufgehalten haben, in denen
jeweils 500 bis 1000 Personen auf engstem Raum zusammengepfercht sind. In
den ZUEs verbleiben sie dann mehrere Wochen bis zu 18 Monaten.
Verantwortlich für den Betrieb der ZUEs mit landesweit fast 15.000 Plätzen
sind die jeweiligen Bezirksregierungen, die die Aufgabe an private
Betreiber delegieren. Das Lager in Sankt Augustin, das sich in der
ehemaligen Medienzentrale der Bundeswehr befindet, wird von der ORS
Deutschland GmbH betrieben.

Nachdem das Ausmaß der Infektionen am Wochenende bekannt geworden war,
begannen hektische Quarantänemaßnahmen. Die mit Covid-19 infizierten
Flüchtlinge werden in einem besonderen Teil der Sammelunterkunft isoliert.
Nicht infizierte Flüchtlinge werden zum größten Teil in die ZUE Schleiden
bei Aachen gebracht. Diese Maßnahmen sind bei den Betroffenen auf teilweise
erheblichen Widerstand gestoßen, da dabei auch Familien auseinandergerissen
werden.

"Wir haben gewarnt, dass dies Brutstätten für Corona sind", sagte am Montag
die Geschäftsführerin des Flüchtlingsrates NRW, Birgit Naujoks, gegenüber
der Süddeutschen Zeitung. Das Land Nordrhein-Westfalen verletze
exakt die Vorgaben, die für den Rest der Bevölkerung zum Schutz vor einer
Infektion erlassen worden seien.

Verschiedenen Hilfsorganisationen fordern, die Flüchtlingslager in
Deutschland und ganz Europa endlich aufzulösen. Helen Deffner vom
Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt erklärte dazu: "Wir beobachten derzeit eine
bewusste Gefährdung der Gesundheit, nämlich dass eine Durchseuchung in Kauf
genommen wird."

In Nordrhein-Westfalen wurde die Internierung von Flüchtlingen seit Beginn
der Covid-19-Pandemie noch dadurch verschärft, dass keine Flüchtlinge mehr
aus den ZUEs in dezentrale Unterkünfte und Wohnungen überstellt wurden.
Anstatt die Enge in den Flüchtlingsunterkünften aufzulösen, wurde sie so
verschlimmert.

Die Masseninfektionen in Sankt Augustin sind Teil einer ganzen Reihe von
Covid-19-Ausbrüchen in nordrhein-westfälischen Flüchtlingsunterkünften.
Erst kurz zuvor wurde in Bonn bei 50 der 271 Bewohner der dortigen
Erstaufnahmeeinrichtung eine Covid-19-Infektion festgestellt. In Euskirchen
waren ebenfalls 50 Flüchtlinge infiziert, in Mettmann 30.

In anderen Bundesländern war es zuvor zu Masseninfektionen in
Sammelunterkünften im baden-württembergischen Ellwangen, im
brandenburgischen Hennigsdorf, in Bremen und im hessischen Gießen gekommen.
Im Ankerzentrum im bayerischen Geldersheim ist ein Flüchtling an Covid-19
gestorben, von dem bekannt war, dass er als 60-Jähriger mit einschlägigen
Vorerkrankungen zu einer Hochrisikogruppe zählte. Dennoch war er in einem
Mehrbettzimmer untergebracht worden.

Nach Angaben des Mediendienstes Integration sind in ganz Deutschland
rund 40.000 Flüchtlinge, deren Asylverfahren noch nicht abgeschlossen ist,
in Sammellagern mit mehreren hundert bis zu über tausend Bewohnern
untergebracht. Weitere rund 180.000 Flüchtlinge leben in
Gemeinschaftsunterkünften mit mehr als zehn Personen.

Es ist für die Flüchtlinge unmöglich, in den großen Sammellagern minimale
Hygienevorschriften oder Abstand zu Mitbewohnern einzuhalten. Schon im März
kritisierte ein Flüchtling gegenüber bento die Zustände in einem
bayerischen Flüchtlingslager: "Die Hygieneregeln sind hier ein Witz. Wir
hocken hier auf engem Raum zusammen, es gibt keine Seife und kein
Desinfektionsmittel in den Bädern, das Toilettenpapier ist knapp."

Auch die Isolierung von Flüchtlingen als Quarantänemaßnahme ist in den
Sammelunterkünften nicht sinnvoll durchführbar. Immer wieder werden so
genannte "Ketten-Quarantänen" angeordnet, da es zu immer neuen Infektionen
in den engen Unterkünften kommt. In Henningsdorf wurde die Quarantäne
deswegen erst kürzlich um zehn Tage verlängert, in Geldersheim dauerte sie
insgesamt fünf Wochen.

Die Quarantänemaßnahmen in den Flüchtlingsunterkünften werden zudem
repressiv von der Polizei durchgesetzt. In Hennigsdorf wurden die Bewohner,
die die Quarantäne durchlaufen hatten, von den Unterkunftsbetreibern
anschließend diskriminiert, indem sie verpflichtet wurden, in der
Öffentlichkeit ein grünes Armband zu tragen.

Die Verwaltungsgerichte in Dresden, Chemnitz, Leipzig und Münster habe
Klagen gegen die Unterbringung von Flüchtlingen in Sammelunterkünften
während der Pandemie stattgegeben und diese damit als illegal gebrandmarkt.

Die Gerichte mussten anerkennen, dass eine Unterbringung in großen
Gemeinschaftsunterkünften "dem Sinn und Zweck der sächsischen
Coronaschutzverordnung zuwiderlaufe", wie das Verwaltungsgericht in Leipzig
Ende April ausführte. Alle Gerichte bemühten zudem einen Paragrafen des
Asylgesetzes, nach dem die Unterbringung in Flüchtlingslagern "aus Gründen
der öffentlichen Gesundheitsvorsorge" beendet werden kann.

Die Bundesregierung und die Landesregierungen halten dennoch weiter
unbeirrt am Lagersystem für Flüchtlinge fest. Dabei sind Flüchtlinge
besonders gefährdet. Aufgrund traumatisierender und auszehrender Erlebnisse
in den Herkunftsländern und auf der wochen- oder monatelangen Flucht sind
sie häufig viel anfälliger für Infektionskrankheiten. Sie sind zudem als
Asylsuchende rechtlich schlechter gestellt und erhalten nur eine
gesundheitliche Minimalversorgung.

Die Entrechtung von Flüchtlingen und ihre Unterbringung in Unterkünften,
die sie einem tödlichen Risiko aussetzen, sind Teil der brutalen
Flüchtlingsabwehr der Bundesregierung und der EU, und dienen auch der
Abschreckung von weiteren Flüchtlingen.
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KAZ/324: Mit Notverordnungen gegen die Gefahr, die aus dem Volk kommt?

KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 371, April 2020

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Im Schatten der Corona-Pandemie:

Mit Notverordnungen gegen die Gefahr, die aus dem Volk kommt?



Die Republik befindet sich im April 2020, einen Monat vor dem ersten
Mai, in Corona-Schockstarre. Elementare Grundrechte wie die
Versammlungsfreiheit, die Freizügigkeit und persönliche Freiheit sind
größtenteils außer Kraft gesetzt. Es herrschen Kontaktverbote und
Ausgangsbeschränkungen.

Wie rigoros die Staatsgewalt das Demonstrationsrecht mit Füßen tritt,
zeigt folgender Beitrag sehr anschaulich: "Es sind Szenen, die man
nur aus autoritären Polizeistaaten kennt: Eine einzelne Frau mit einem
umgehängten Protestschild wird am Sonntag vor dem Brandenburger Tor
von Polizisten umringt. Sie muss ihre Daten abgeben und erhält eine
Anzeige wegen Verstoßes gegen die Coronaverordnung und das
Versammlungsgesetz. Sie bleibt nicht die Einzige. Dasselbe passiert
Menschen, die unter Einhaltung der Abstandsregelungen am Hamburger
Fischmarkt mit Kreide ihre Botschaften für eine humane
Flüchtlingspolitik auf den Boden schreiben wollen. In Frankfurt/Main
wird eine Ansammlung von DemonstrantInnen im Rahmen des
#LeaveNoOneBehind-Aktionstages zur Evakuierung der griechischen
Flüchtlingslager aufgelöst, obwohl sie penibel einen
Zwei-Meter-Abstand zueinander einhalten. In Berlin unterbinden
Polizisten sogar eine Auto-Demonstration.

Landesweit entfernt die Polizei im öffentlichen Raum angebrachte
Protestplakate oder abgestellte Schuhe. Was sich die Protestierenden
auch haben einfallen lassen, um dem Infektionsschutz gerecht zu werden
und dennoch ihr Recht auf freie Meinungsäußerung wahrzunehmen, sie
scheiterten an einer autoritär agierenden Ordnungsmacht.

Weder die OrganisatorInnen der Proteste noch andere vernunftbegabte
Menschen haben infrage gestellt, dass Menschenansammlungen aufgrund
der sich weiter ausbreitenden Coronapandemie derzeit verboten sind.
Nur sind Demonstrationen oder Kundgebungen keine Ansammlungen wie jede
andere, keine Grillparty im Park und auch kein Fußballspiel. Sie
obliegen dem besonderen Schutz des Grundgesetzes, Artikel 8. Eine
Einschränkung ist möglich, die gänzliche Abschaffung, wie man sie de
facto derzeit auf den Straßen beobachten muss, jedoch ausgeschlossen.
Dafür sorgt schon die im Grundgesetz enthaltene Ewigkeitsgarantie,[1]
die eine Antastung der Grundrechte untersagt. Inzwischen muss man
trotzdem befürchten: Ewig war gestern."[2]

Das all das noch verhältnismäßig und erforderlich ist, um die Pandemie
zu bekämpfen, darf mit Recht bezweifelt werden. "Es geht
selbstverständlich auch anders, wie das Beispiel Bremen zeigt. Die
dort erlassene Corona-Rechtsverordnung nimmt "öffentliche und
nichtöffentliche Versammlungen nach Art. 8 GG" von einem Verbot aus.
In Münster durfte - nach einer Klage vor dem Verwaltungsgericht - am
Montag eine Kundgebung gegen einen Uranmülltransport stattfinden. Etwa
80 Menschen hielten sich dabei an die Auflagen; sie demonstrierten mit
einem Abstand von mindestens 1,50 Meter zueinander und mit
Atemschutzmasken - im Gegensatz zu den eingesetzten PolizistInnen."[3]

Mit neuen Notstandsverordnungen gegen Pandemie und Grundgesetz


Im Windschatten von Hamsterkäufen und "social distancing" werden und
wurden derzeit Gesetze verabschiedet, die bis vor kurzem noch
undenkbar waren. Man muss befürchten, dass sie auch als Vorbild für
weitere Gesetze benutzt werden, die zentrale Grundsätze der
parlamentarischen, bürgerlichen Demokratie antasten. Der ehemalige
Präsident des Bundesverfassungsgerichtes, Hans Jürgen Papier mahnt zu
Recht: "Notlagenmaßnahmen rechtfertigen nicht die Außerkraftsetzung
von Freiheitsrechten zugunsten eines Obrigkeits- und
Überwachungsstaates."[4]

Im Eiltempo wurden im Bundestag umfangreiche Änderungen des
Infektionsschutzgesetzes (IfSG) beschlossen. Im Zuge einer
"epidemischen Lage von nationaler Tragweite" (§ 5 Abs. 1
IfSG), die durch den Bundestag festzustellen ist, wird das
Bundesgesundheitsministerium ermächtigt, per Verordnung weitreichende
Maßnahmen zu ergreifen. Ohne Beteiligung des Bundestages oder des
Bundesrates können dann Verordnungen erlassen werden, auch wenn sie im
Widerspruch zu bestehenden Gesetzen, bis hin zum Grundgesetz selbst,
stehen. Grundrechte, wie z.B. die Berufsfreiheit, die allgemeine
Handlungsfreiheit, das Versammlungsrecht, das Streikrecht, aber auch
Tarifverträge und Arbeitsschutzbestimmungen können dann aufgehoben
oder eingeschränkt werden.

Bayern geht noch weiter

Während auf Bundesebene wenigstens noch der Bundestag das Vorliegen
einer wie auch immer gearteten "epidemischen Lage" feststellen
muss, so kann in Bayern der sog. "Gesundheitsnotstand" alleine
von der Staatsregierung ausgerufen werden. Immerhin konnte die
Opposition wenigstens durchsetzen, dass der Landtag die Beendigung des
Notstandes beschließen kann und dies nicht alleine der Staatsregierung
obliegt, was ursprünglich von der CSU geplant war.

Um einen solchen Notstand erklären zu können, muss noch nicht einmal
eine Pandemie vorliegen. Es ist ausreichend, dass "eine
übertragbare Krankheit im Sinne des Infektionsschutzgesetzes in der
bayerischen Bevölkerung so zahlreich oder in so schwerer Ausprägung
auftritt oder aufzutreten droht, dass die Versorgungssicherheit durch
das öffentliche Gesundheitswesen ernsthaft gefährdet erscheint."
(Art. 1 BayIfSG)

Eine Anmerkung am Rande sei hier gestattet: Wenn die CSU von der
ernsthaften Gefährdung der "Versorgungssicherheit durch das
öffentliche Gesundheitswesen" spricht, dann muss man feststellen, dass
sie daran erheblichen Anteil hat! Vor allem durch die katastrophale
Gesundheitspolitik der letzten Jahre, für die auch die CSU
(mit-)verantwortlich ist! Die Versorgungssicherheit für die
Bevölkerung ist gefährdet durch den Zwang zur Gewinnerzielung, dem die
Krankenhäuser durch das System der Fallpauschalen unterworfen werden.
Denn das hat zur Folge, dass Krankenhäuser geschlossen werden müssen,
weil sie nicht "profitabel" genug wären. Selbst dann, wenn sie zur
Sicherung der medizinischen Versorgung der Bevölkerung eigentlich
notwendig wären! Sie ist gefährdet durch die Privatisierungswut der
letzten Jahre, die das staatliche Gesundheitswesen schwer in
Schieflage gebracht hat. Sie ist gefährdet durch den dramatischen
Mangel an Pflegekräften in Klinken, Alten- und Pflegeheimen, durch
fehlende ärztliche Versorgung in ländlichen Regionen, etc.

Unter diesen Bedingungen braucht es nicht viel, um das
Gesundheitswesen bei vermehrtem Auftreten einer Erkrankung, die noch
nicht einmal annähernd so gefährlich wie Covid-19 sein muss, an den
Rande seiner Leistungsfähigkeit zu bringen!

Aber nun zurück zum bayerischen Gesetz. Die bayerische Staatsregierung
wird durch das neue Bayerische Infektionsschutzgesetz ermächtigt von
"jeder geeigneten Person die Erbringung von Dienst-, Sach- und
Werkleistungen" zu verlangen, "soweit das zur Bewältigung des
Gesundheitsnotstands erforderlich ist." Sie kann "jede
geeignete Person unter gleichen Voraussetzungen auch zur Erbringung
von Dienst-, Sach- und Werkleistungen an Einrichtungen der
medizinischen oder pflegerischen Versorgung zuweisen und
verpflichten." (Art. 6 BayIfSG)

Damit wurde die Grundlage geschaffen, um Menschen zur Zwangsarbeit
verpflichten zu können, wann immer das in den Augen der Herrschenden
zur Bekämpfung eines "Gesundheitsnotstandes" angeblich
erforderlich ist.

NRW zieht nach [5]

Ein ähnliches Gesetz wie in Bayern und auf Bundesebene hat die
Regierung von Armin Laschet (CDU) in den Landtag von NRW eingebracht.
Anders als bei den beiden anderen Gesetzen gibt es hier immerhin
Widerspruch von Seiten der Sozialdemokratie. SPD-ktionschef Thomas
Kutschaty kritisierte, der Gesetzentwurf sei ein "Blankoscheck für
die Regierung". Es könne nicht sein, "dass die Coronakrise
jetzt dazu genutzt wird, die Rechte des Parlaments derart stark
einzuschränken und der Regierung so weitreichende
Ermächtigungsgrundlagen einzuräumen. Das kann schnell zu staatlichem
Machtmissbrauch führen. (...) Für eine Notstandsgesetzgebung in dieser
Form gab und gibt es keinerlei Veranlassung. Unsere parlamentarische
Demokratie ist jederzeit handlungsfähig."[6]

Maßnahmen gegen den Pflegenotstand statt Zwangsarbeit gefordert


Scharfe Kritik am Gesetzentwurf für NRW, insbesondere an der
beabsichtigten Zwangsverpflichtung zur Erbringung von
Arbeitsleistungen im Gesundheitswesen, äußert auch der Deutsche
Berufsverband für Pflegeberufe DBfK. Er bezweifelt die
Verhältnismäßigkeit des Gesetzentwurfs und fordert die Landesregierung
auf, statt jetzt Zwangsverpflichtungen zu verordnen, sich lieber um
den Versorgungsnotstand im Gesundheitswesen zu kümmern, d.h. dringend
benötigte Schutzmasken, etc. zu besorgen.

Der Gesetzentwurf beinhalte massive "Durchgriffsmöglichkeiten und
Einschränkungen von Grundrechten wie der Selbstbestimmung und der
Berufsfreiheit - auf Basis einer äußerst schwammigen epidemischen Lage
von landesweiter Tragweite. Ob dies so Bestand hat, mögen die Juristen
klären. Was aber nicht bestehen bleiben darf: § 15 mit der
Verpflichtung zum Einsatz medizinischen und pflegerischen Personals -
schon gar nicht, wenn es keine Garantie für eine angemessene
Ausstattung mit Schutzkleidung gibt."[7]

Weiterhin wird völlig zu Recht festgestellt, dass es genügend
Möglichkeiten gäbe, Menschen, die einmal einen Gesundheitsberuf
erlernt haben, z.B. Krankenpflege-Kräfte, über Anreize freiwillig dazu
zu motivieren, wieder in ihren Beruf zurückzukehren. Als zentrale
Ursache für die angespannte Personalsituation, insbesondere für den
Pflegenotstand, nennt der DBfK die "Unattraktivität des
Pflegeberufs wegen niedriger Gehälter und mangelhafter
Arbeitsbedingungen". Statt über Zwangsverpflichtungen zu
debattieren, sei die Regierung gefordert, hier Abhilfe zu schaffen.[8]

Heute gegen Corona. Morgen gegen ...

Auch wenn die Herrschenden jetzt beteuern, es ginge ihnen einzig um
den Schutz der Volksgesundheit, so offenbart ein Blick in den neu
eingefügten § 14 Absatz 4 des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG), dass
sie auch an andere Szenarien denken, in denen es nötig sein wird, auf
Notstandsmaßnahmen und Notverordnungen zurückzugreifen. In dieser
Verordnungsermächtigung geht es bereits nicht mehr ausschließlich um
einen "Gesundheitsnotstand", oder um eine "epidemischen
Lage", sondern auch um die "Aufrechterhaltung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung" bei "außergewöhnlichen Notfällen mit
bundesweiten Auswirkungen". (Weiteres dazu siehe Artikel "Überfall
auf das Arbeitszeitgesetz".)

Erinnert das nicht alles sehr stark an die Weimarer Reichsverfassung,
die den Reichspräsidenten ermächtigte, für den Fall, dass die
"öffentliche Sicherheit und Ordnung erheblich gestört oder gefährdet
wird", die "nötigen Maßnahmen" zur "Wiederherstellung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung" zu treffen und dazu auch "Grundrechte ganz
oder zum Teil außer Kraft setzen" konnte? (Art. 48 Abs. 2 WRV)

Das Grundgesetz enthielt bei seiner Inkraftsetzung keine Bestimmung im
Sinne des Art. 48 der Weimarer Verfassung. Das war eine Lehre aus der
Geschichte. Mit Notverordnungen, gestützt auf Art. 48 WRV, konnten
umfangreiche Grundrechtsbeschränkungen und große Angriffe auf die
Arbeits-d Lebensbedingungen der arbeitenden Bevölkerung eingeführt
werden. Mit ihnen wurde die bürgerliche Demokratie immer weiter
ausgehöhlt. Sie bereiteten den Boden für das Ermächtigungsgesetz vom
24. März 1933, mit dem die gesetzgebende Gewalt nahezu vollständig auf
Hitler übertragen und der Reichstag ausgeschalten wurde.

Vor diesem Hintergrund ist es nicht unproblematisch, dass jetzt im
Zuge der Pandemiebekämpfung Gesetze geschaffen wurden, die weitgehende
Grundrechtseingriffe, und auch Eingriffe in das Arbeits- und
Sozialrecht alleine durch bloßen Verordnungserlass ermöglichen. Sie
ermächtigen einen einzelnen Minister, bzw. die Regierung, zu
umfangreichen Gesetzgebungsvollmachten - ohne Beteiligung des
Parlaments. Das darf das demokratische Bürgertum, die Arbeiter- und
antifaschistisch-demokratische Bewegung nicht einfach stillschweigend
akzeptieren!

"Kernschmelze" des ganzen Systems denkbar

Je länger der sog. "lock down" anhält, um so schwerwiegender werden
die ökonomischen und sozialen Folgen sein. Das wissen auch die Bank-
und Fabrikbesitzer und ihr geschäftsführender Ausschuss, die
Bundesregierung. In einem Strategiepapier des Bundesinnenministeriums
wird ausgeführt: "Sollten die hier vorgeschlagenen Maßnahmen zur
Eindämmung und Kontrolle der Covid-19-Epidemie nicht greifen, könnte
im Sinne einer 'Kernschmelze' das gesamte System in Frage gestellt
werden." Und weiter: Es wäre "naiv, davon auszugehen, dass ein
Rückgang des BIP um eine zwei-stellige Prozentzahl, (...) das
Gesamtsystem nicht in Frage stellen würde."[9]

Das zeigt, dass die Herrschenden bei all ihren Maßnahmen im Zuge der
Corona-Krise keineswegs nur die Volksgesundheit im Blick haben. Sie
sorgen sich auch um die Stabilität der herrschenden Verhältnisse. Sie
gehen davon aus, dass die Akzeptanz der kapitalistischen
Wirtschaftsordnung und des politischen Systems enorm schwinden, wenn
es ihnen nicht gelingt, die "Strategie der Eindämmung mit
Vorkehrungen zu verbinden, um die ökonomischen Konsequenzen so gering
wie möglich zu halten".[10]

Für diesen Fall rüsten sie sich. Denn die deutschen Kapitalisten haben
nicht vergessen, dass die schwerwiegenden gesellschaftlichen Folgen
der "spanischen Grippe", die 1918/1919 ihren Höhepunkt fand, auch ein
Brandbeschleuniger für die sozialistische Novemberrevolution waren.

Ma



Anfang Texteinschub

Die "spanische Grippe" forderte in den Jahren 1918/1919 mehr als 50
Millionen Todesopfer. (Manche Schätzungen gehen sogar von 100
Millionen Toten aus.) Mehr als der erste imperialistische Weltkrieg.
In Deutschland starben 300.000 Menschen.


Angesichts schlechter hygienischer Verhältnisse, die eine Folge des
Krieges, und der besonders beengten und schlechten Wohnsituation
vieler Arbeiterfamilien waren, konnte sich die Grippe in der
arbeitenden Bevölkerung rasch verbreiten. In den Schützengräben, wo
die Soldaten oft tage- und wochenlang in Dreck und Morast lagen, fand
das Virus eine ideale Brutstätte und konnte auf schnellem Wege
Hunderttausende infizieren und sich durch die Truppenbewegungen über
die Länder verbreiten. Lange verschwiegen die Herrschenden die
Pandemie und unternahmen nur wenig, um ihre Verbreitung einzudämmen.
Die Militärärzte, die die Erkrankung bei den Soldaten entdeckten,
durften nicht darüber sprechen. In Spanien, das im ersten
imperialistischen Weltkrieg neutral war, war die Zensur weniger
streng, so dass hier die Zeitungen erstmals über die Grippe-Epidemie
berichten konnten. Das gab der Erkrankung den Namen "spanische
Grippe", wenn auch der Ursprungsort nicht Spanien, sondern vermutlich
der US-Bundesstaat Kansas war.


Die Not und das Elend, die gesellschaftlichen Verwüstungen, die der
Weltkrieg anrichtete, die schlechten Lebens- und Wohnverhältnisse der
arbeitenden Menschen, die Zustände in den Fabriken, die mangelhafte
medizinische Versorgung für breite Teile des Volkes und letztlich auch
die verheerenden Auswirkungen der Grippe-Epidemie erschütterten das
Vertrauen breiter Bevölkerungsteile in die herrschende Ordnung. Das
Versagen des Staates im Rahmen der "spanischen Grippe" bereitete damit
auch den Boden für die sozialistische Revolution der Arbeiterinnen und
Arbeiter, für die Novemberrevolution.

Ende Texteinschub




Anmerkungen

[1] Der Autor vertritt hier vermutlich die Ansicht, dass die sog.
"Ewigkeitsgarantie" des Grundgesetzes (Art. 79 Abs. 3) alle in den
Artikeln 1-20 enthaltenen Grundrechte umfasst. Diese Auffassung ist in
der bürgerlichen Rechtswissenschaft umstritten. Für uns ist dieser
Streit nur von bedingter Bedeutung. Denn auch wenn die vom Autor
vertretene Auffassung die absolut herrschende Meinung der bürgerlichen
Juristen wäre, würde dass das Volk und die Arbeiterklasse noch lange
nicht vor tiefgreifenden Grundrechtseingriffen, die einer defacto
Abschaffung eines oder mehrerer Grundrechte gleichkommen, schützen. Es
kommt auf das gesellschaftliche Kräfteverhältnis an, ob demokratische
Rechte eingeschränkt oder aufgehoben werden und nicht auf die
Auslegung eines Artikels im Grundgesetz.

[2] "Corona und Demonstrationsrecht: Ruhe im Karton",

taz.de/Corona-und-Demonstrationsrecht/!5674623/

[3] ebenda

[4] Coronakrise und die Folgen-Warnung vor einem
"faschistoid-hysterischen Hygienestaat", welt.de, 29.03.2020

[5] Die Ausführungen zum Entwurf für ein Epidemiegesetz in NRW
beziehen sich auf den zum 10. April vorliegenden Stand des
Gesetzentwurfs der Landesregierung. Nach Redaktionsschluss erfolgte
Änderungen im Gesetzentwurf und politische Debatten darüber konnten
somit nicht mehr berücksichtigt werden.

[6] "Coronakrise: NRW-Regierung wegen geplantem Epidemie-Gesetz in der
Kritik", 

www.spiegel.de/politik/deutschland/coronavirus-nordrhein-westfalens-regierung-wegen-geplantem-epidemie-gesetz-in-der-kritik-a-a11517eb-1941-4186-9f9d-215c0ee62249

[7] "Mit Zwang zur Pflege: NRW-Epidemiegesetz schießt weit übers Ziel hinaus",

www.dbfk.de/de/presse/meldungen/2020/Mit-Zwang-zur-Pflege-NRW-Epidemiegesetz-schiesst-weit-uebers-Ziel-hinaus.php

[8] ebenda

[9] Strategiepapier des Bundesinnenministeriums: "Wie wir Covid-19
unter Kontrolle bekommen", S. 8,

fragdenstaat.de/dokumente/4123-wie-wir-covid-19-unter-kontrolle-bekommen/

[10] ebenda
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Quarantäne als Sippenhaft

von Ulla Jelpke



Das Coronavirus sei ein "Gleichmacher", der unterschiedslos Arme wie
Reiche, Mehrheiten und Minderheiten treffe. Das besagt eine derzeit
beliebte Erzählung. Das Gegenteil ist der Fall: In Wirklichkeit
verschärft die Pandemie die bestehenden Ungleichheiten und trifft vor
allem Angehörige verletzbarer, marginalisierter und entrechteter
Minderheiten. In Europa sind besonders Roma betroffen.

Zahlreiche Vertreter der Minderheit in mehreren Ländern machen seit
Wochen auf das Problem aufmerksam. Zum einen seien Roma aufgrund
massiver struktureller Schlechterstellung in ihren Wohn- und
Lebensverhältnissen ohnehin besonders durch das Virus gefährdet. Zum
anderen gebe es in zahlreichen Ländern, insbesondere in Süd- und
Südosteuropa, eine Radikalisierung antiziganistischer Einstellungen
und Maßnahmen.

Wie sehr die Einschätzung zutrifft, zeigt sich in Bulgarien. Dort
werden für die Verbreitung der Seuche Personen verantwortlich gemacht,
die nach Ausbruch der Pandemie aus Westeuropa zurückgekehrt sind, weil
sie ihre Arbeit dort verloren haben. Genauer: Den Roma unter den
Rückkehrern wird vorgeworfen, das Virus "eingeschleppt" zu haben und
die Quarantänebestimmungen zu missachten. Der letztere Vorwurf trifft
zum Teil zu, was Sozialarbeiter im Land auch auf die schlechte
Informationspolitik der Behörden zurückführen. Quarantäneverletzer
gibt es aber auch unter Nicht-Roma, was von den Behörden nicht weiter
beachtet wird. Gegenüber den Roma reagieren sie jedoch drastisch: Im
April wurden mindestens drei Roma-Siedlungen in den Städten Sofia und
Peshtera mit insgesamt 50.000 Einwohnern komplett unter Quarantäne
gestellt. Quarantäneverletzungen durch Nicht-Roma sind bislang noch
nie durch die Abriegelung ganzer Wohnviertel mit Tausenden
Unbeteiligten sanktioniert worden. Es geht bei der Maßnahme also nicht
um Schutz, sondern um Stigmatisierung.

Die Quarantäne wird von Polizeikräften bewacht. Das Verlassen der
Viertel ist nur nach Ausweiskontrolle und Nachweis eines wichtigen
Grundes gestattet - was die Bewohner letztlich der Willkür der Polizei
ausliefert, die nach Berichten Betroffener öfter mal die Hand aufhält.
Der Zugang zu Märkten und Arzten ist erheblich erschwert; Apotheken
gibt es längst nicht in allen Roma-Vierteln.

Vor allem rechtsextreme Politiker - deren Parteienbündnis "Vereinigte
Patrioten" an der Regierung beteiligt ist - drohen ganz offen. "Haltet
euch an die Regeln", forderte der Bürgermeister des Ortes Straldscha
die Roma-Gemeinschaft auf. "Nicht, dass sich jemand wundert, warum die
Sozialhilfe fehlt, warum der Bagger in die illegale Baracke stürzt
oder der gewünschte Wohnsitz plötzlich verwehrt wird." Der
Europaabgeordnete Angel Dschambaski bezeichnet Roma-Siedlungen als
kollektive Gefahr für die Bevölkerung, weil sie ein "wahres Nest der
Ansteckung" seien, und fordert, die angeblich von den Roma ausgehende,
Gefahr müsse "kontrolliert und eingedämmt" werden. Auch der
(parteilose) Innenminister drohte bereits mit weiteren Abriegelungen,
wenn Abstandsgebote nicht eingehalten werden.

Die Außerungen machen deutlich: Roma sollen als Sündenbock für die
Viruserkrankung herhalten.

In manchen Städten, etwa in Burgas, werden Drohnen eingesetzt, um aus
der Ferne heraus die Körpertemperatur von Menschen zu messen, laut
Amnesty International offenbar ausschließlich bei Rorna. Die
Organisation weist in einem Bericht von Mitte April darauf hin, dass
die Quarantäne eines ganzen Wohnviertels in mindestens einem Fall
damit begründet wurde, es gebe dort keine Wasserversorgung und kaum
sanitäre Anlagen, so dass die Einwohner die Hygieneregeln nicht
einhalten könnten. Anstatt Anstrengungen zu unternehmen, die
strukturelle Diskriminierung endlich zu beseitigen und beispielsweise
Wasserleitungen zu legen oder Tankwagen und Toiletten bereitzustellen,
wird die prekäre Situation der Roma zynischer Weise zum "Argument" für
ihre verschärfte Diskriminierung.

In Bulgarien ist die offene Diskriminierung der Roma anscheinend
besonders stark, aber ähnliche Berichte gibt es auch aus anderen
Ländern. Aus Nordmazedonien etwa berichtet das European Roma Rights
Centre, dass im März aus einer 200-köpfigen Gruppe von Rückkehrern aus
Osterreich und Italien allein die neun Mitglieder einer
Roma-Musikergruppe herausgenommen worden seien, um sie in einer
Kaserne in Quarantäne zu halten. Alle anderen hätten lediglich eine
Erklärung unterschreiben müssen, sich selbst zu isolieren. In der
Slowakei werden stigmatisierende Virentests an Roma durchgeführt,
teils von der Armee, und fünf Siedlungen von Roma stehen auch dort
unter Quarantäne. Wie auch in Bulgarien sind die repressiven Maßnahmen
von keinem Plan begleitet, wie man infizierte Personen adäquat
behandelt oder ihre Umgebung vor Ansteckung schützt oder eine
Versorgung der betroffenen Viertel mit sauberem Wasser, Sanitäranlagen
und Hygienemitteln garantiert. Regierungschef Igor Matovič ließ
sich lediglich zu der Außerung herab, die Mehrheitsbevölkerung wäre
bedroht, wenn die Roma aus ihren Siedlungen "herauskriechen". Auch in
Rumänien sind mehrere Roma-Viertel abgeriegelt worden.

Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma und mehrere
Roma-Organisationen aus den Balkanstaaten warnen in einer gemeinsamen
Erklärung vor einer Zunahme antiziganistischer Gewalt. Die Sorge wird
auch von der EU-Kommissarin für Gleichheitspolitik, Helena Dalli, und
der Generalsekretärin des Europarates, Marija Pejčinoví
Burí, geteilt. Gemeinsam verurteilten beide Anfang April den
Anstieg von Hassreden im Internet und Fake News, die sich gegen Roma
richten. Es gelte zu "verhindern, dass nationale oder ethnische
Minderheiten, insbesondere Roma, in der aktuellen Krise zu
Sündenböcken werden".

Die Lebenssituation zahlreicher Roma prädestiniert sie, dem Virus zum
Opfer zu fallen: Für Hunderttausende von ihnen sind Maßnahmen wie
regelmäßiges Händewaschen illusorisch, weil sie im Haus kein
Leitungswasser haben. Aufrufe zum "Abstandhalten" sind angesichts
beengter Wohnverhältnisse und fehlender Freiflächen in den Vierteln -
und bei Ausgangssperre - wirkungslos. In der Krise verschärft sich
ihre Lage weiter, da viele ihre Einkommensmöglichkeiten verloren
haben. Vom regulären Arbeitsmarkt sind die meisten Roma
ausgeschlossen. Doch Tagelöhner werden derzeit weniger gebraucht, und
Tätigkeiten wie das Sammeln von Altmetall, Handel mit Gegenständen des
Alltagsbedarfs oder Sammeln und Verkauf von Kräutern sind unterbunden,
weil Märkte geschlossen sind und eine strikte Ausgangssperre herrscht.
Auch der Weg nach Westeuropa, um sich dort mit Tagelöhnerei,
Musizieren oder schlicht Betteln durchzuschlagen, ist derzeit
abgeschnitten.

Reserven, um den Lockdown zu überstehen, stehen vielen Roma nicht zur
Verfügung, so dass jetzt bereits der Kauf von Seife, geschweige denn
von Mundschutz, für viele einen kaum erschwinglichen Luxus darstellt.
All diese Faktoren führen dazu, dass für Roma eine erhöhte Gefahr der
Verbreitung des Virus besteht - bei weit weniger Möglichkeiten, sich
im Krankheitsfall medizinisch versorgen zu lassen.

Sozialarbeiter beziehungsweise Mediatoren, die als Kontaktstelle
zwischen Roma-Gemeinschaften und Behörden fungieren, bemühen sich,
humanitäre Hilfe zu leisten und Spenden zu sammeln, warnen aber vor
einer drohenden Hungersnot.

Auch die langfristigen Folgen der Ausgangseinschränkungen dürften Roma
zumindest in Süd- und Osteuropa härter treffen als die
Mehrheitsgesellschaften. Schulen sind geschlossen, ebenso Lern- und
Nachhilfezentren. Unterricht per Internet ist ihnen mangels Computern
und Internetzugang kaum möglich. In manchen Ländern, wie Serbien und
Nordmazedonien, wird übers Fernsehen "unterrichtet", was zwar leichter
zugänglich ist, aber in überfüllten Einraumwohnungen auch wenig
effektiv. In ihrem gemeinsamen Papier warnen die Roma-Organisationen,
man müsse "in naher Zukunft mit hohen Abbrecherquoten und
Zehntausenden von Kindern rechnen, die in den Schulen den Anschluss
verlieren".

Die Organisationen fordern von den nationalen Regierungen und der EU,
schnellstmöglich in allen Roma-Siedlungen Lebensmittel, sauberes
Wasser und grundlegende Mittel für Hygiene und Gesundheitsschutz zur
Verfügung zu stellen. Auch ein diskriminierungsfreier Zugang zur
Gesundheitsversorgung und die Entwicklung langfristiger Programme zur
Wohnungs- und Infrastrukturentwicklung seien erforderlich.

Ob sie erhört werden, ist fraglich. Die Europäische Union stellt zwar
Mittel für Soforthilfen zur Verfügung, hat aber die Lage der Roma
bislang nicht im Blick. Zugleich stellt die Kommission in einem
unveröffentlichten Bericht Überlegungen an, die bestehenden Programme
zur Integration von Roma auf das nächste Jahr zu verschieben, "bis die
normalen Geschäfte wieder aufgenommen werden können". Bis dahin wird
die Lage der Roma aber noch weit schlechter sein als heute -
Gegensteuern ist also höchst dringlich.

 * 
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VORWÄRTS/1579: Diskriminierung verboten

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 24. April 2020

Diskriminierung verboten

von Damian Bugmann



Die mit der sexuellen Orientierung erweiterte Rassismus-Strafnorm
tritt am 1. Juli 2020 in Kraft. Der Schutz von Transfrauen und
-männern vor Hass und Diskriminierung blieb jedoch aussen vor, weil
diese Bevölkerungsgruppe wegen dem verinnerlichten Puritanismus von
Bevölkerung und Behörden verdrängt wird.

Die Community engagierte sich mit Flugblattaktionen, Medienkampagnen,
Podiumsgesprächen und Kiss-Ins für ein "Ja zum Schutz vor Hass und
Diskriminierung". Am 9. Februar nahm die Stimmbevölkerung die
Gesetzesänderung mit 63,1 Prozent Ja-Stimmen an den Urnen deutlich an.
Ab 1. Juli wird mit Geld- oder Freiheitsstrafe belegt, wer homo- und
bisexuelle Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung
diskriminiert.


Verfassungskonform

Der Bundesrat setzte an einer Sitzung Ende März die entsprechenden
Änderungen des Strafgesetzbuchs und des Militärstrafrechts auf dieses
Datum hin in Kraft. Damit schützt das Schweizer Strafrecht Menschen,
die in der Öffentlichkeit herabgesetzt werden, nicht nur aufgrund
ihrer Rasse, Ethnie oder Religion, sondern auch aufgrund der sexuellen
Orientierung. Die öffentliche Verbreitung von Ideologien, die
hetero- und bisexuelle Personen und Personengruppen herabsetzen
und verleumden, ist neu verboten. Ebenso die Leugnung, Verharmlosung
und Rechtfertigung von Völkermord oder anderer Verbrechen gegen die
Menschlichkeit an Menschen mit nicht hetereonormativer Orientierung.
Die homophoben rechten Ideolog*innen wollten das nicht und behaupteten
es sei eine verfassungswidrige Einschränkung der
Meinungsäusserungsfreiheit.


"Gegen die Menschenwürde"

Unter dem Titel "Diskriminierung und Aufruf zu Hass"
lautet die erweiterte Strafnorm im Schweizerischen Strafgesetzbuch
Art. 261 bis und mit Militärstrafgesetz Art. 171c Abs. 1 jetzt wie
folgt:

- wer öffentlich gegen eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen
ihrer Rasse, Ethnie, Religion oder sexuellen Orientierung zu Hass oder
zu Diskriminierung aufruft,

- wer öffentlich Ideologien verbreitet, die auf die systematische
Herabsetzung oder Verleumdung dieser Personen oder Personengruppen
gerichtet sind, wer mit dem gleichen Ziel Propagandaaktionen
organisiert, fördert oder daran teilnimmt,

- wer öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, Gebärden, Tätlichkeiten
oder in anderer Weise eine Person oder eine Gruppe von Personen wegen
ihrer Rasse, Ethnie, Religion oder sexuellen Orientierung in einer
gegen die Menschenwürde verstossenden Weise herabsetzt oder
diskriminiert oder aus einem dieser Gründe Völkermord oder andere
Verbrechen gegen die Menschlichkeit leugnet, gröblich verharmlost oder
zu rechtfertigen sucht,

- wer eine von ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit
bestimmt ist, einer Person oder einer Gruppe von Personen wegen ihrer
Rasse, Ethnie, Religion oder sexuellen Orientierung verweigert,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

 * 
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FILM/1729: ARD-alpha - Das Wunder von Leningrad, 23.5.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Doku-Drama

Das Wunder von Leningrad

Samstag, 23. Mai 2020, 20.15 Uhr, ARD-alpha



Während der Blockade von Leningrad durch die deutsche Wehrmacht erhält
der Dirigent Karl Eliasberg den Auftrag, inmitten von Hunger und Tod
Dimitri Schostakowitschs 7. Symphonie in der belagerten Stadt
erstaufzuführen - als Zeichen des Widerstands. Das Werk, das als
"Leningrad Symphonie" in die Musikgeschichte eingehen wird, soll den
Deutschen und der Welt zeigen, dass die Stadt lebt. Das packende
Doku-Drama "Das Wunder von Leningrad" erzählt die erschütternde
Geschichte einer der berühmtesten Symphonien des 20. Jahrhunderts - am
Samstag, 23. Mai 2020, um 20.15 Uhr in ARD-alpha.

Noch im Sommer 1941 genießt die 17-jährige Olga Kvade, Erzieherin in
einem Waisenhaus, ihre von Musik und Theater geprägte Jugend im
traumhaft schönen Leningrad. Doch schon wenige Wochen später steht die
deutsche Wehrmacht vor den Toren der Stadt und schließt den
Blockadering. Eine 872 Tage andauernde Belagerung beginnt. Und ein
systematisches Aushungern der Bevölkerung. Mehr als eine Million
Zivilisten sterben. Eine Quelle der Hoffnung in dieser Zeit sind das
Radio und die Musik des Dirigenten Karl Eliasberg und seines
Rundfunkorchesters. Unermüdlich kämpft er mit den Mitteln der Kunst
gegen die Grausamkeit des Krieges an. Gerade als er verzweifelt
aufhören will, bekommt er den Auftrag seines Lebens - und das nahezu
Unmögliche gelingt: Am 9. August 1942 führt Karl Eliasberg Dimitri
Schostakowitschs 7. Symphonie mit den wenigen noch lebenden
Mitgliedern des Rundfunkorchesters und weiteren Musikern in Leningrad
auf, nachdem ein tollkühner Flieger die Luftblockade durchbrochen und
die Partitur in die Stadt gebracht hat. Für einen kurzen Moment hält
der Krieg inne, und die Klänge der Leningrader Symphonie bahnen sich
ihren Weg durch die Straßen bis hin zu den Stellungen der Deutschen.

Das Konzert wird zum Symbol eines kurzen Triumphes der Kultur über die
Barbarei des Krieges. Die Aufführung der "Leningrad Symphonie" gilt in
Russland bis heute als ein Wendepunkt des Krieges. Das packende
Doku-Drama "Das Wunder von Leningrad" erzählt die Geschichte dieses
berühmten Werkes aus der Perspektive der Belagerten und der Belagerer.
Eine Geschichte über den unbeugsamen Überlebenswillen und das Ringen
um Menschlichkeit im Angesicht des Todes. Bewegende Interviews mit
Zeitzeugen wie Olga Kvade, einzigartige Archivaufnahmen aus dem
besetzten Leningrad und aufwendige Spielszenen zeigen den grausamen
Alltag einer Stadt, die dem Tod geweiht scheint. Wissenschaftler und
Experten wie der Historiker Prof. Dr. Sönke Neitzel und die britische
Journalistin und Schriftstellerin Anna Reid ordnen das Geschehen ein.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. Mai 2020

Herausgeber:
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THEMENREIHE/471: ARD-alpha - Landleben in den den 60er- und 70er-Jahren, 22.5.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

alpha-retro

Landleben in den den 60er- und 70er-Jahren

Freitag, 22. Mai 2020 ab 20.15 Uhr, ARD-alpha



Bäuerliches Leben in den 60er- und 70er-Jahren in Deutschland, das ist
eine Welt im Wandel. Für viele Bauern ist es attraktiv, zum Arbeiten
in die Fabrik zu gehen. Manche Höfe sind zu klein, die Arbeit ist hart
und bringt wenig ein. Wie verändert dieser Strukturwandel die Menschen
und das Dorf? Was denken sie selbst darüber, die Alten und die Jungen,
die Männer und die Frauen? ARD-alpha wirft mit "alpha-retro:
Landleben" am Freitag, 22. Mai 2020 ab 20.15 Uhr einen Blick zurück in
diese Zeit. Vier Dokumentationen stellen beide Seiten vor, die der
Tradition und die des Wandels.

Geregelte Arbeitszeit, Urlaub, Unabhängigkeit im Privatleben,
gesicherter, auskömmlicher Lohn - vieles spricht dafür, das
Bauernleben aufzugeben und in der Industrie Arbeit zu suchen, zumal
die Unternehmen in den 60er- und 70er- Jahren dringend Arbeitskräfte
brauchen. Den eigenen Hof zu bewirtschaften, das heißt allerdings
auch, selbstbestimmt und ohne Chef im Wald, im Stall und auf dem Feld
zu arbeiten. Jede dieser Tätigkeiten hat ihre unmittelbare
Notwendigkeit, anders als die immer gleichen Handbewegungen eines
Arbeiters in einer Fertigungshalle. Aber wenn bei aller Anstrengung
der eigene Hof einfach nichts mehr abwirft? Wie sieht es aus mit einem
Zuerwerb, etwa durch Gästezimmer für Touristen? Oder muss die
Landwirtschaft insgesamt anders organisiert werden? Vier
Dokumentarfilme, gedreht zwischen 1962 und 1978, zeigen Menschen auf
dem Land, verbunden mit dem Land, die auf unterschiedliche Weise
versuchen, mit den Folgen des Strukturwandels zurechtzukommen.


alpha-retro: Landleben - Die Sendungen im Einzelnen:

Freitag, 22. Mai 2020

20.15 Uhr: Der Bauernknecht Alois Pöchmann (1978)

Dokumentation, 1978

Wiederholung: Samstag, 23. Mai 2020, 21.45 Uhr

21.00 Uhr: Landflucht - eine Frage des Lohns? (1962)

Dokumentation, 1962

Wiederholung: Samstag, 23. Mai 2020, 22.30 Uhr

21.35 Uhr: Generationswechsel auf dem Lande (1970)

Die Weinbauern in Burrweiler

Dokumentation, SWR 1970

Wiederholung: Samstag, 23. Mai 2020, 23.05 Uhr

22.05 Uhr: Frasdorf (1972)

Mein Dorf

Dokumentation, 1972

Wiederholung: Samstag, 23. Mai 2020, 23.35 Uhr

 * 
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FEATURE/1468: Deutschlandfunk - Schumanns Violinkonzert, Geschichte einer Uraufführung, 22.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Schumanns Violinkonzert

Geschichte einer Uraufführung

Von Ulrike Bajohr

Deutschlandfunk 2012

Das Feature

Freitag, 22. Mai 2020, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Robert Schumann hat nur ein einziges Violinkonzert geschrieben, das zu
Lebzeiten kein einziges Mal gespielt wurde. Denn kaum hatte Schumann
die Komposition beendet, war er in die Heilanstalt Endenich bei Bonn
eingewiesen worden. Danach galt es als das Werk eines Irren. Bis die
Nationalsozialisten es 1937 aus der Taufe hoben. Auch Clara Schumann
hatte sich verunsichern lassen und die Partitur der Öffentlichkeit
entzogen. Nach ihrem Tod war es in den Besitz des Geigers Joseph
Joachim übergegangen. Dessen Sohn hatte verfügt, das Konzert dürfe
frühestens im Jahre 1956, zum 100. Todestag Schumanns, uraufgeführt
werden. Doch die Nationalsozialisten bemächtigten sich der Noten. Mit
propagandistischem Pomp wurde Schumanns Violinkonzert am 26. November
1937 in Berlin zum ersten Mal aufgeführt. Die Qualität des Werks
beschäftigt die Experten bis heute.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Mai 2020
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FEATURE/1467: WDR 3 - Der Mensch, Schöpfer seiner Selbst, 23. + 24.5.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 13. Mai 2020

Der Mensch - Schöpfer seiner Selbst

Von Dagmar Röhrlich

Produktion: WDR 2020

Kulturfeature

23. Mai 2020, 12.04 - 13.00 Uhr | WDR 3

(Wdh.) | 24. Mai 2020, 15.04 - 16.00 Uhr | WDR 3



Wer wollen wir sein? Das zufällige Produkt der Vereinigung von Samen
und Eizelle? Oder das Produkt einer Festlegung lange vor unserer
Geburt. Mit der Genschere besitzt erstmals ein Lebewesen der Erde die
Fähigkeit seine eigene DNA zu verändern.

Auf der Erde ereignet sich gerade etwas absolut Neues: Der Mensch
zielt auf sein eigenes Genom. Die Erfindung der Genschere CRISPR/Cas
erscheint wie die Selbstermächtigung der Menschheit im Erdzeitalter
des Anthropozäns. Was vor wenigen Jahren noch Science-Fiction war,
rückt in den Bereich des Machbaren: Der Eingriff des Menschen in seine
eigenen Keimzellen oder die frühen Entwicklungsstadien seines Embryos.
Damit besitzt der Mensch die Macht, in nicht allzu ferner Zukunft auch
das Erbmaterial künftiger Generationen zu gestalten. Doch was bedeutet
das für sein Selbstbild, für seine Gesellschaft? Für seine ethischen
Grenzen? Für seine Evolution?

Das Feature steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

WDR Feature-Depot

http://www1.wdr.de/mediathek/audio/feature-depot/index.html

Redaktion: Dorothea Runge

 * 
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HÖRSPIEL/2093: Deutschlandfunk Kultur - "Treibsand" von Hans Castrup, 22.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Treibsand. Im Laufe des Tages: Verloren gegangene Stimmen

Von Hans Castrup

Stimme: Carla Worgull

Autorenproduktion 2020/41'54

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 22. Mai 2020, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Bereits am Anfang. Nur ein schöner Satz. / Schatten
treten/einander/still vergnügt in die Rippen." Sounds von lyrischem
Sprechgesang, präpariertem Klavier, Musique Concrète, experimentellem
Xylophon. Flirren mal wortgewaltig, mal zart, mal bis zu
Unkenntlichkeit geschichtet, mal ins kleinste Sample zerlegt. Da gerät
der Boden ins Wanken. Ein Sog. Ein Gedankenfluss. Ein Loch.
Verschwunden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Mai 2020
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MIKROBIOLOGIE/041: Trickreiche Erreger (idw)

Universität Konstanz - 15.05.2020

Trickreiche Erreger

An der Universität Konstanz wurde ein neuer Mechanismus identifiziert, mit
dessen Hilfe sich Krankheitserreger auf der Schleimhaut festsetzen



Spezialisierte Erreger halten sich nicht nur an der Oberfläche der
menschlichen Schleimhaut fest. Wie in der Arbeitsgruppe für Zellbiologie
der Universität Konstanz nun herausgefunden wurde, nutzen sie auch das Gas
Stickstoffmonooxid (NO), um mit ihrem Wirt auf kurze Distanz zu
kommunizieren, damit sich die infizierten Zellen noch fester im
Schleimhautgewebe verankern. Damit konnte zum ersten Mal ein gasförmiger
Botenstoff als Nachrichtenübermittler zwischen Bakterien und dem Menschen
identifiziert werden. Die Ergebnisse sind in der Online-Ausgabe des
Wissenschaftsjournals "Cell Host Microbe" (Band 24, Ausgabe 4)
nachzulesen.

Jede Infektion beginnt mit einem Wettrennen: Kann sich der Erreger
schneller festsetzen und vermehren, als der Wirtsorganismus ihn unter
Kontrolle bringt, dann kommt es zur Krankheit. Schafft es der Wirt, dem
Erreger genügend Steine in den Weg zu legen, bis sich das Immunsystem
effektiv auf den Eindringling eingeschossen hat, kann das Pathogen
rechtzeitig gestoppt werden. Für Bakterien und Viren, die unsere
Schleimhäute angreifen, beginnt dieser Wettlauf direkt mit ihrer Anheftung
an die Schleimhautoberfläche. Passt der Anheftungsfaktor, das Adhäsin, des
Erregers zu einem Molekül auf der Wirtszelle, zum Beispiel, einer
menschlichen Schleimhautzelle, dann kann sich der Mikroorganismus an
diesem Rezeptor festhalten. Findet der Erreger keinen passenden Rezeptor,
zum Beispiel weil er in einem Pferd landet anstatt in einem Menschen, kann
er sich nicht anheften und wird durch Schleimtransport im
Hals-Nasen-Rachenraum, Tränenfluss und Wimpernschlag im Auge oder Urinfluss im
Harntrakt entfernt. Schleimhäute haben aber noch einen weiteren Trick, um
auch bereits angeheftete Erreger loszuwerden: Das Abschilfern der
oberflächlichen Zellen, bei dem die oberste Zellschicht quasi vom Körper
abgestoßen wird. Diesen Prozess bezeichnet man auch als Exfoliation.

Mit diesem Abwehrmechanismus kann unser Körper bereits angeheftete oder in
die Zellen eingedrungene Erreger doch noch eliminieren. Besonders
eindrücklich ist dieses Phänomen auf den Schleimhäuten im Genitalbereich
oder in der Harnblase zu beobachten. Wie die Arbeiten von Dr. Petra
Münzner aus dem Labor des Konstanzer Zellbiologen Prof. Dr. Christof Hauck
bereits zuvor zeigen konnten, sind manche spezialisierten Erreger dazu in
der Lage, die Exfoliation zu unterdrücken. Dadurch haben solche Mikroben
einen deutlichen Vorteil bei der Besiedlung ihres Wirtes. Jetzt konnten
die Forschenden erstmals aufdecken, dass die Unterdrückung der Exfoliation
auf einem besonderen Trick der Erreger beruht: Die untersuchten Bakterien
produzieren das gasförmige Stickstoffmonoxid (NO), das als Signalmolekül
in den Schleimhautzellen ein festgelegtes Programm auslöst, in dessen
Folge sich die infizierten Zellen noch fester im Gewebe verankern. Statt
der Exfoliation der obersten Zellschicht bleibt die Schleimhaut stabil und
ermöglicht den Bakterien einen dauerhaften Verbleib auf der
Wirtsoberfläche.

"Die Erkenntnis, dass die Bakterien das Gas Stickstoffmonoxid nutzen, um
die Exfoliation zu unterdrücken, war eine Überraschung. Aber da der
NO-Signalweg in unseren Zellen gut untersucht ist, konnten wir mit bereits
vorhandenen Inhibitoren diesen Kommunikationsweg zwischen Mikrobe und
menschlicher Zelle unterbrechen und damit den Bakterien ihren Vorteil
wieder rauben", so Christof Hauck. Tatsächlich zeigte sich im Mausmodell,
dass die Gabe solcher Inhibitoren die Exfoliation in Anwesenheit der
Bakterien wieder ermöglicht und dadurch die Besiedlung mit diesen Erregern
unterbleibt. Im Wettrennen zwischen Mikrobe und Mensch könnte der Mensch
dadurch wieder den entscheidenden Vorsprung erhalten, um auf elegante
Weise einer Infektionskrankheit vorzubeugen

Faktenübersicht:

- Originalpublikation: 

Muenzner, P., Hauck, C.R. (2020): Neisseria
gonorrhoeae blocks epithelial exfoliation by Nitric-Oxide-mediated
metabolic cross talk to promote colonization in mice, Cell Host Microbe.

Online publiziert am 13. April 2020. 

doi: 10.1016/j.chom.2020.03.010.

- Krankheitserreger nutzen Stickstoffmonoxid bei der Besiedlung der
Schleimhaut

- Die Bakterien stoppen damit das Abschilfern der oberflächlichen Zellen

- Inhibitoren können diesen Vorgang unterbrechen, das Abstoßen der Zellen
erlauben und einer Einnistung der Mikroben vorbeugen

- Individualförderung durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG
Ha2856/10-1).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz - 15.05.2020
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STATISTIK/132: Sterbefallzahlen in Deutschland auch in der 16. Kalenderwoche über dem Durchschnitt der Vorjahre (Destatis)

Statistisches Bundesamt - 15. Mai 2020

Sterbefallzahlen auch in der 16. Kalenderwoche über dem Durchschnitt der Vorjahre



WIESBADEN - Nach vorläufigen Ergebnissen sind in der 16. Kalenderwoche
(13. bis 19. April 2020) in Deutschland mindestens 18.693 Menschen
gestorben. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt,
sind die Sterbefallzahlen damit im Vergleich zur Vorwoche (6. bis 12.
April) um 1.343 Fälle gesunken, sie liegen jedoch noch immer etwa 8 %
über dem Durchschnitt der Jahre 2016 bis 2019. Im Vergleich zu den
einzelnen Jahren liegen die Sterbefallzahlen dieser Woche in einer
Spannweite von 12 % über den Zahlen von 2017 und 4 % über denen von
2018 beziehungsweise 2019. Die erhöhten Sterbefallzahlen zeigen sich
seit der 13. Kalenderwoche (23. bis 29. März). In der 15.
Kalenderwoche war die Abweichung mit knapp 2 150 Fällen
beziehungsweise 12 % über dem vierjährigen Durchschnitt am größten.

Die aktuelle Entwicklung ist auffällig, weil die Sterbefallzahlen Ende
März und Anfang April aufgrund der ausklingenden Grippewelle
üblicherweise von Woche zu Woche kontinuierlich abnehmen. Da die
Grippewelle 2020 seit Mitte März als beendet gilt, ist es naheliegend,
dass die aktuell beobachtete leichte Übersterblichkeit in einem
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie steht.

Eine Übersterblichkeit nach der hier verwendeten Definition liegt dann
vor, wenn zu einem bestimmten Zeitpunkt im Jahresverlauf mehr Menschen
sterben, als nach den Fallzahlen vergangener Jahre (hier im
Durchschnitt der Jahre 2016 bis 2019) zu erwarten gewesen wäre.

Ausmaß der Übersterblichkeit in Deutschland vergleichsweise gering


Im europäischen Vergleich ist das Ausmaß der sogenannten
Übersterblichkeit in Deutschland vergleichsweise gering. Das nationale
Statistische Amt Italiens (Istat) berichtet beispielsweise von einer
um 49 % erhöhten Sterbefallzahl für den März 2020 im Vergleich zum
Durchschnitt der Jahre 2015 bis 2019. Für den Ballungsraum Stockholm
meldet das nationale Statistische Amt Schwedens (SCB) für die
Kalenderwochen 14 bis 16 sogar doppelt so hohe Sterbefallzahlen wie
im Durchschnitt dieser fünf Vorjahre. Auch aus Belgien, Frankreich,
Großbritannien den Niederlanden, Österreich, der Schweiz und Spanien
werden erhöhte Sterbefallzahlen gemeldet. Dagegen werden für Norwegen
und Tschechien keine auffälligen Veränderungen aufgezeigt. Die Angaben
dieser Staaten beruhen auf den jeweiligen nationalen Methoden und
zeitlichen Abgrenzungen der Daten. Zum Teil beziehen sie sich auf das
Meldedatum und nicht auf den tatsächlichen Todestag. Auch die Anteile
fehlender Meldungen sind unterschiedlich.

Methodische Hinweise zu den Angaben für Deutschland: 

Die Auswirkungen der aktuellen Entwicklung in Bezug auf das gesamte
Kalenderjahr 2020 lassen sich auf Basis der gegenwärtigen Datenlage
noch nicht abschätzen. Für eine abschließende Einordnung der
Übersterblichkeit muss der gesamte Jahresverlauf betrachtet werden.
Zudem müssen die Sterbefälle ins Verhältnis zur Bevölkerung gesetzt
werden, um beispielsweise auch den Alterungsprozess der Bevölkerung
adäquat miteinzubeziehen.

Eigene Auswertungen zum Jahresverlauf der Sterbefallzahlen sind auf
Basis der Sonderauswertung "Sterbefälle - Fallzahlen nach Tagen,
Wochen, Monaten, Altersgruppen und Bundesländern für Deutschland 2016
bis 2020" möglich. Für die Jahre 2019 und 2020 werden erste vorläufige
Daten dargestellt. Ein Durchschnitt der Jahre 2016 bis 2019 beinhaltet
folglich sowohl endgültige als auch vorläufige Daten. Bei den
vorläufigen Daten handelt es sich um eine reine Fallzahlauszählung der
eingegangenen Sterbefallmeldungen aus den Standesämtern ohne die
übliche Plausibilisierung und Vollständigkeitskontrolle der Daten. Die
Angaben beziehen sich auf den Todestag und nicht auf das Meldedatum.

Durch gesetzliche Regelungen zur Meldung von Sterbefällen beim
Standesamt und Unterschiede im Meldeverhalten der Standesämter an die
amtliche Statistik sind aktuelle Aussagen zur Zahl der Sterbefälle mit
einem Verzug von etwa vier Wochen möglich. Durch die verzögerten
Meldungen werden sich die vorliegenden Ergebnisse für das Jahr 2020
noch leicht erhöhen.


Weitere Informationen zur Sonderauswertung der tagesgenauen
Sterbefallzahlen sind auf der Themenseite "Sterbefälle und
Lebenserwartung" sowie auf der Sonderseite "Corona-Statistiken" des
Statistischen Bundesamtes verfügbar.

 * 

Quelle:

Statistisches Bundesamt

Pressemitteilung Nr. 177 vom 15. Mai 2020

vom 3. März 2020

Pressestelle

Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611/75-34 44, Telefax: 0611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





STATISTIK/131: "BfR-Corona-Monitor - "Coronavirus-Infektion ... Gefühlte Sicherheit wächst (BfR)

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 15.05.2020

Coronavirus-Infektion: Gefühlte Sicherheit wächst

Immer mehr Menschen glauben, dass sie sich vor einer Ansteckung schützen können



Die Coronavirus-Pandemie prägt seit Monaten den Alltag in Deutschland.
Mittlerweile ist jedoch anscheinend mehr Gelassenheit in der Bevölkerung
eingekehrt. Darauf deuten die Ergebnisse des achten "BfR-Corona-Monitors"
hin, einer regelmäßigen Umfrage des Bundesinstituts für Risikobewertung
(BfR). Während in der ersten Erhebung im März nur 28 Prozent der Befragten
der Auffassung waren, sich vor einer Infektion mit dem neuartigen
Coronavirus schützen zu können, stieg dieser Wert inzwischen auf 41
Prozent. "Es gibt weitere Anzeichen dafür, dass die Menschen weniger
beunruhigt sind", sagt BfR-Präsident Professor Dr. Dr. Andreas Hensel. "So
sank der Anteil der Personen, die große gesundheitliche Auswirkungen einer
Coronavirus-Erkrankung auf ihre Gesundheit befürchten, im selben Zeitraum
von 37 auf 26 Prozent."

https://www.bfr.bund.de/cm/343/200512-bfr-corona-monitor.pdf

Um sich vor einer Ansteckung zu schützen, gibt mehr als die Hälfte der
Befragten an, die Öffentlichkeit zu meiden. 40 Prozent sagen, dass sie
Schutzkleidung wie Handschuhe oder Masken anlegen. Gleichzeitig sank aber
die Akzeptanz gegenüber der Maskenpflicht im Vergleich zur Vorwoche um
neun Prozentpunkte auf 73 Prozent.

Das stärkere Sicherheitsempfinden ist offenbar auch mit einem wachsenden
Wunsch nach mehr Freizeitaktivitäten verknüpft. Während in der ersten
Erhebung die Schließung von Kultureinrichtungen wie Kinos oder Theater
noch von 97 Prozent der Befragten befürwortet wurde, wird diese Maßnahme
sieben Wochen später nur noch von 77 Prozent als angemessen beurteilt. In
Bezug auf die Einschränkungen der Reiseaktivitäten und die Kontrollen an
der deutschen Grenze wandelt sich ebenfalls die Einstellung: Auch diese
Maßnahmen werden zwar nach wie vor von der Mehrheit akzeptiert, über die
letzten Wochen zeigte sich aber ein Abwärtstrend.

In der sich dynamisch verändernden Situation aktualisiert das BfR
kontinuierlich seine FAQs zum Thema Coronavirus.

https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende_uebertragen_werden_-244062.html


Über den BfR-Corona-Monitor

Der BfR-Corona-Monitor ist eine wiederkehrende (mehrwellige)
repräsentative Befragung zur Risikowahrnehmung der Bevölkerung in
Deutschland gegenüber dem neuartigen Coronavirus. Seit dem 24. März 2020
werden dazu jeden Dienstag rund 500 zufällig ausgewählte Personen per
Telefon unter anderem zu ihrer Einschätzung des Ansteckungsrisikos und zu
den von ihnen getroffenen Schutzmaßnahmen befragt. Eine Zusammenfassung
der Daten wird regelmäßig auf der Homepage des Bundesinstituts für
Risikobewertung veröffentlicht. Mehr Informationen zur Methode und
Stichprobe finden sich in den Veröffentlichungen zum BfR-Corona-Monitor.

Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 16/2020, 15.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/050: Zur WHO-Jahresversammlung - Mehr internationale Kooperation gegen Corona nötig (medico international)

medico international - Pressemitteilung vom 19. Mai 2020

STATEMENT

Zur WHO-Jahresversammlung: Mehr internationale Kooperation gegen Corona nötig



Anlässlich der heute zu Ende gehenden Jahresversammlung der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) erklärt Dr. med. Andreas Wulf von
medico international:

"Die Weltgesundheitsversammlung zeigt, dass die multilaterale
Kooperation in der Corona-Krise notwendiger ist denn je. Die USA hat
in ihrem Versuch, die WHO weiter zu schwächen, keine Unterstützung
gefunden. Dennoch wird es schwierig bleiben, Gesundheit als
öffentliches Gut tatsächlich in die Praxis umzusetzen. Notwendig sind
verbindliche und nicht nur freiwillige Konzepte, wie für den
diskutierten Patentpool. Aufgabe einer kritischen Zivilgesellschaft
bleibt es, den Druck zu erhöhen, damit diese Krise zur Gelegenheit
wird, solche verpflichtende Mechanismen auch umzusetzen."

Anne Jung, Gesundheitsreferentin von medico international, erläutert:

"Mit Freiwilligkeit kommen wir nicht weiter. Pharmaunternehmen wie
Gilead und Sanofi haben in den zurückliegenden Wochen gezeigt, dass es
im wörtlichen Sinne lebensgefährlich ist, ihnen die Verteilung zu
überlassen." Im Gegenteil müsse die Vergabe von öffentlichen Mitteln
für die Forschung an die Bereitstellung der Forschungsergebnisse
gekoppelt werden. Denn wenn die Politik es ernst meine damit, dass
Gesundheit wieder als ein öffentliches Gut definiert sein muss, dann
müsse sie den Einfluss der Unternehmen im globalen Interesse
einschränken.

 * 

Quelle:

medico international e.V.

Pressemitteilung vom 19. Mai 2020

Herausgeber: medico international

Germany - Allemagne - Alemania

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: 069 / 944 38-0, Fax: 069 / 43 60 02

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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INTERNATIONAL/049: WHO-Jahresversammlung - Zugang zu Covid-19-Mitteln nicht der Willkür von Staaten und Firmen überlassen (ÄoG)

Ärzte ohne Grenzen - 19. Mai 2020

Weltgesundheitsversammlung: Zugang zu Covid-19-Mitteln darf nicht der Willkür von Staaten und Firmen überlassen werden

Wir setzen uns dafür ein, dass alle Menschen die Versorgung bekommen,
die sie benötigen



Auf der 73. Weltgesundheitsversammlung wollen sich die
Mitgliedsstaaten der WHO heute auf eine Resolution zur Bekämpfung der
Covid-19-Pandemie einigen.

Dazu sagt Marco Alves von der Medikamentenkampagne von Ärzte ohne Grenzen in Berlin:

"Ärzte ohne Grenzen begrüßt zwar prinzipiell die Resolution der
Generalversammlung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) mit ihrem
Ziel, Forschung und Entwicklung voranzubringen sowie einen weltweit
gerechten Zugang zu Mitteln gegen Covid-19 zu gewährleisten. Uns sorgt
allerdings, dass es an verbindlichen Regeln und durchsetzbaren
Verpflichtungen fehlt. Die Frage, wer wann Zugang zu dringend
benötigten Impfstoffen, Medikamenten oder Diagnostika hat, darf in
einer globalen Pandemie nicht der Freiwilligkeit und der Willkür
einzelner Firmen oder Länder überlassen werden. Der deutsche
Gesundheitsminister Jens Spahn hat zurecht die wichtige koordinierende
Rolle der WHO unterstrichen und bekräftigt, dass ein Impfstoff ein
globales öffentliches Gut sein muss.

Die WHO und ihre Mitgliedsstaaten müssen dringend einen klaren
Prinzipienkatalog erstellen und verbindliche Maßnahmen definieren,
damit relevante Technologien, Daten und Know-how offen ausgetauscht
werden. Das ist ein wichtiger Faktor, um eine ausreichende Produktion
zur Deckung des globalen Bedarfs zu beschleunigen. Ebenso müssen für
alle bezahlbare Preise garantiert sowie ein gerechter
Verteilungsschlüssel organisiert werden. Dazu gehört auch die
vollständige Transparenz über alle öffentlich finanzierten
Forschungsvorhaben und Forschungskosten. Daran müssen strikte
Bedingungen geknüpft werden, die Verfügbarkeit und Zugang
unmissverständlich regeln."


Ärzte ohne Grenzen leistet als medizinische Hilfsorganisation
Nothilfe, wenn in Kriegsgebieten oder nach Naturkatastrophen das Leben
vieler Menschen bedroht ist. Zu den Prinzipien gehört, allen Opfern
Hilfe zu gewähren, ungeachtet ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer
politischen und religiösen Überzeugungen. 2018 umfasste unsere
medizinische Nothilfe beispielswiese mehr als 11,2 Millionen ambulante
Konsultationen, über 758.000 Patienten und Patientinnen wurden
stationär aufgenommen und 309.500 Frauen bei der Geburt unterstützt.
Wir haben im Jahr 2018 u.a. mehr als 74.000 schwer mangelernährte
Kinder behandelt und 404.000 psychologische Einzelkonsultationen
abgehalten. Ärzte ohne Grenzen ist eine unabhängige, neutrale und
unparteiliche Hilfsorganisation und arbeitet frei von bürokratischen
Zwängen. Um die Unabhängigkeit unserer medizinischen Nothilfe zu
bewahren, finanziert sich Ärzte ohne Grenzen überwiegend aus privaten
Spenden. Zu unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gehören Ärzte
und Pflegekräfte, aber auch Vertreter zahlreicher anderer Berufe. Als
medizinische Hilfsorganisation leisten wir in rund 70 Ländern
Nothilfe.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 19. Mai 2020

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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FORSCHUNG/857: Krankheitsauslöser für Pankreatitis identifiziert (idw)

Technische Universität München - 13.05.2020

Krankheitsauslöser für Pankreatitis identifiziert



An der Entstehung einer chronischen Bauchspeicheldrüsenentzündung sind
Mutationen in einem Ionenkanal in der Zellmembran beteiligt, der eine
spezifische Durchlässigkeit für Kalziumionen besitzt. Diese bahnbrechende
Entdeckung machte ein Forschungsteam der Technischen Universität München
(TUM) zusammen mit weiteren Gruppen aus Deutschland, Japan und Frankreich.
Damit könnten sie den Weg für neue Therapeutika zur Behandlung und
Prävention der chronischen Pankreatitis ebnen.

An einer chronischen Pankreatitis leiden Menschen, deren
Bauchspeicheldrüse sich immer wieder oder dauerhaft entzündet. "Ursache
hierfür ist häufig ein jahrelanger Alkohol- oder Zigarettenkonsum. Auch
erbliche Faktoren, bestimmte Medikamente oder erhöhte Fett- und
Kalziumwerte im Blut können eine Bauchspeicheldrüsenentzündung auslösen",
erklärt Heiko Witt, Professor für Pädiatrische Ernährungsmedizin am Else
Kröner-Fresenius Zentrum (EKFZ) der TUM und einer der beiden
Studienleiter.

Der Hauptfokus der bisherigen Forschung lag auf den so genannten
Azinuszellen der Bauchspeicheldrüse, die die Verdauungsenzyme herstellen.
Bei vielen Erkrankten mit erblich bedingter Pankreatitis lassen sich
Mutationen in Verdauungsenzymen oder in Molekülen feststellen, welche die
Wirkung dieser Enzyme hemmen.

Funktionsstörung des Kalziumkanals verursacht Pankreatitis

In der aktuellen Untersuchung bei europäischen und japanischen
Patientinnen und Patienten mit nicht-alkoholischer chronischer
Pankreatitis stellte sich heraus, dass Gendefekte, die die Funktion des
Kalziumkanals TRPV6 stark beeinträchtigen, eine früh einsetzende
chronische Bauchspeicheldrüsenentzündung verursachen.

"Ein erblicher TRPV6-Defekt ist ein weltweit auftretender, schwerer
Risikofaktor für eine chronische Pankreatitis", sagt Prof. Witt. "Mit der
Identifikation von Veränderungen des Kalziumkanals werden nun auch die
Gangzellen im Konzept der Krankheitsentstehung berücksichtigt." Gangzellen
kleiden die Kanäle aus, welche die Verdauungsenzyme vom Produktionsort in
den Darm leiten.

Im Mausmodell konnten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zeigen,
dass ein Fehlen des betreffenden Gens meist mit einer Entzündung sowie der
Entwicklung einer bindegewebigen Umwandlung der Bauchspeicheldrüse, wie es
typisch für chronische Entzündungen ist, einherging.

Entdeckung bietet Möglichkeiten für pharmakologische Therapieansätze

Die Entdeckung, dass die gestörte Funktion eines Kalziumkanals zur
Entwicklung einer Pankreatitis beiträgt, bietet einen neuen Angriffspunkt
für therapeutische Interventionen. Die Forschungsergebnisse werden zudem
Eingang in die genetische Routinediagnostik der erblichen Pankreatitis
finden.

Darüber hinaus eröffnet sich ein neues Forschungsfeld in der
Ursachenforschung der Pankreatitis - weg von den Azinuszellen und den
Verdauungsenzymen hin zu Gangzellen und Kanälen beziehungsweise zum
Kalziumstoffwechsel.

Mit der Identifikation von Mutationen eines Kalziumkanals als
krankheits(mit)verursachender Faktor rücken andere Kalziumkanäle sowie
Proteine, die in dem Kalziumstoffwechsel relevant sind, in den Fokus des
wissenschaftlichen Interesses. "Derzeit untersuchen wir diese Gene auf
Erbveränderungen in einem großen europäischen Patientenkollektiv von über
1.100 Betroffenen", lässt Prof. Witt wissen.

"Die Entschlüsselung der erblichen Grundlagen einer Pankreatitis wird
unser Verständnis dieser Formen der genetisch bedingten
Bauchspeicheldrüsenentzündung wie auch unser Verständnis der alkoholisch
bedingten Pankreatitis entscheidend beeinflussen und neue
Forschungsansätze eröffnen, die in der Zukunft möglicherweise auch zu
neuen Behandlungsmöglichkeiten führen."


Originalpublikation:

Masamune A., Kotani H., Sörgel F.L., [..] Witt H., Shimosegawa T.:

Variants That Affect Function of Calcium Channel TRPV6 Are Associated With
Early-Onset Chronic Pancreatitis. Gastroenterology. 2020 Jan 10. pii:
S0016-5085(20)30017-2. 

doi: 10.1053/j.gastro.2020.01.005.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/31930989 

(Originalpublikation)

http://www.pem.wzw.tum.de/ 

(Professur für Pädiatrische Ernährungsmedizin)

https://www.professoren.tum.de/witt-heiko/ 

(Professorenprofil Heiko Witt)

https://www.ekfz.tum.de/ 

(Else Kröner-Fresenius Zentrum an der TUM)

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/36035/ 

(Pressemitteilung der TUM)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 13.05.2020 

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1255: Studie - Wie gesund sind Würzburger Herzen? (idw)

Universitätsklinikum Würzburg - Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz - 13.05.2020

Wie gesund sind Würzburger Herzen?



Vor sieben Jahren haben das Deutsche Zentrum für Herzinsuffizienz (DZHI)
und das Institut für Klinische Epidemiologie und Biometrie (IKE-B) die
große STAAB-Kohortenstudie initiiert. 5.000 Würzburger wurden seither
mindestens einmal, die meisten bereits zweimal, umfassend untersucht, um
die Entstehung und Verbreitung von Vorstufen einer Herzinsuffizienz zu
analysieren. Die erste große Auswertung wurde nun im European Journal of
Preventive Cardiology publiziert. 59 Prozent wiesen die Vorstufe einer
Herzinsuffizienz auf. Fast jeder Zweite hat mindestens einen bekannten
Risikofaktor. Und es gibt Hinweise, dass es noch weitere, bisher
unbekannte Einflussfaktoren gibt, die das Herz schwächen.

Die erste große Auswertung der STAAB-Kohortenstudie ist da. Die
Untersuchung von 5.000 Würzburgern auf Vorstufen einer Herzinsuffizienz
sorgt für einige Überraschungen. 42 Prozent der Studienteilnehmer befinden
sich im Vorläuferstadium A einer Herzinsuffizienz. Damit haben sie
mindestens einen kardiovaskulären Risikofaktor, der die Wahrscheinlichkeit
für die künftige Entstehung einer Herzinsuffizienz erhöht. 45 Prozent von
ihnen haben Bluthochdruck, 20 Prozent sind adipös. Im Stadium A befinden
sich bereits auffällig viele junge Menschen zwischen 30 und 39 Jahren.
Eine strukturelle Veränderung am Herzen weisen 17 Prozent der
Studienteilnehmer auf. Stutzig gemacht hat das Studienteam aus dem
Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz (DZHI) und dem Institut für
Klinische Epidemiologie und Biometrie (IKE-B), dass jeder Dritte von ihnen
keinen Risikofaktor aufweist, also das Stadium A nicht durchlaufen hat. Zu
dieser Gruppe gehören vorwiegend Frauen mit einem Durchschnittsalter von
47 Jahren. Die Studie wurde jetzt im European Journal of Preventive
Cardiology publiziert.

Über die Annahme der ersten Auswertungsergebnisse zur Publikation im
internationalen wissenschaftlichen Journal der European Society of
Cardiology freuen sich die Studienleiter Professor Stefan Störk, Leiter
der klinischen Forschung am Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz (DZHI),
und Professor Peter U. Heuschmann, Direktor des Instituts für Klinische
Epidemiologie und Biometrie (IKE-B), mit dem gesamten Studienteam. Die
beiden Wissenschaftler hatten die STAAB-Studie vor sieben Jahren als
gemeinsames Projekt der beiden Einrichtungen an der Universität und am
Universitätsklinikum Würzburg initiiert. Der Dank der Forscher gilt an
dieser Stelle den 5.000 Würzburgerinnen und Würzburgern, ohne deren
Teilnahme und Bereitschaft, ihre medizinischen Daten zur Verfügung zu
stellen, dieser Erfolg nicht möglich gewesen wäre.

Fast jeder zweite hat mindestens einen Risikofaktor

In der STAAB-Studie wird erforscht, wie häufig die Vorstufen der
Herzinsuffizienz, die Stadien A und B, in der Bevölkerung im Alter von 30
bis 79 Jahren auftreten, wie sie mit verschiedenen Risikofaktoren wie
Lebensstil und Vorerkrankungen zusammenhängen und wie oft und wie schnell
Betroffene in ein höheres Stadium der Herzinsuffizienz übergehen. Die
Studienteilnehmer wurden von der Stadt Würzburg nach dem Zufallsprinzip
ausgewählt und vom Studienteam angeschrieben. Diejenigen, die keine
vorbekannte Herzinsuffizienz hatten, wurden innerhalb von rund vier Jahren
zweimal untersucht.

Von den in der Studie Untersuchten befanden sich 42 Prozent im Stadium A.
Das heißt: Sie haben einen oder mehrere Risikofaktoren für Herzschwäche,
aber im Ultraschall ein normales Erscheinungsbild des Herzens. Mit 45
Prozent am meisten verbreitet ist der Risikofaktor Bluthochdruck. An
zweiter Stelle steht mit 20 Prozent starkes Übergewicht. Diese
Risikofaktoren findet man bereits zu einem erheblichen Teil in jüngeren
Menschen von 30 bis 39 Jahren; elf Prozent hatten Bluthochdruck, zehn
Prozent Adipositas.

Sind 60 Prozent der Bevölkerung herzkrank?

Weitere 17 Prozent der Studienteilnehmer sind bereits im Stadium B: Bei
ihnen wurde im Ultraschall eine strukturelle Veränderung am Herzen
gefunden, die noch keine Symptome verursacht, zum Beispiel verdickte
Herzwände, erweiterte Herzkammern oder Einschränkungen der Pump- oder
Füllungsfunktion.

Bedeutet das, dass etwa 60 Prozent der Bevölkerung für herzkrank erklärt
werden? "Nein!", sagt Götz Gelbrich, Professor für Biometrie am IKE-B.
"Die Stadien A und B sind Vorstufen einer Herzinsuffizienz. So wie
Sehschwäche nicht zwingend Blindheit zur Folge hat, so mündet eine
Vorstufe der Herzinsuffizienz nicht zwingend in eine klinische
Herzschwäche. Aber so wie die Sehschwäche ein Warnzeichen ist, das
ärztlich abgeklärt werden sollte, so sind auch die Stadien A und B der
Herzinsuffizienz Warnzeichen, die ernst genommen werden sollten, zumal
diese Risiken auch zahlreiche andere gesundheitliche Folgen haben können.
Bluthochdruck kann Schlaganfall, Nierenversagen und viele andere
Organschäden verursachen. Starkes Übergewicht kann zu Diabetes,
Arteriosklerose, Bluthochdruck und orthopädischen Problemen führen, um nur
einige zu nennen."

Suche nach dem unbekannten Risikofaktor

Für eine Überraschung sorgte ein Sachverhalt, der in den Daten
festgestellt wurde: Etwa jeder dritte Teilnehmer im Stadium B hatte keinen
der bekannten Risikofaktoren, der für Stadium A qualifizieren würde. Diese
Subgruppe scheint die Vorstellung von der Entstehung der Herzschwäche in
Frage zu stellen: vom Risikofaktor (Stadium A) über die Veränderung der
Herzstruktur (Stadium B) zur klinisch manifesten Herzinsuffizienz (Stadium
C). Diese Subgruppe war mit einem Durchschnittsalter von 47 Jahren
auffällig jung und vorwiegend weiblich (78%).

Was schädigt vor allem die Herzen jüngerer Frauen? Dr. Caroline Morbach,
Kardiologin und Studienärztin am DZHI: "Wir können uns derzeit nicht
erklären, was dazu beiträgt, dass so viele überwiegend jüngere Frauen eine
vergrößerte linke Herzkammer haben, ohne dass wir einen der bekannten
Risikofaktoren finden. Wir haben sehr viele Faktoren unter die Lupe
genommen, Alkohol, Bewegung, Depression, eine Anämie, also einen Mangel an
rotem Blutfarbstoff, der den Sauerstoff transportiert. Aber wir haben
keine eindeutige Ursache gefunden. Die B-Gruppe ohne klassischen
Risikofaktor lebt sogar tendenziell gesünder als die Studienteilnehmer,
die eine normale Größe und Funktion des Herzens aufweisen."

Stefan Störk ergänzt: "Es liegt nahe, dass es Risikofaktoren gibt, die
bislang nicht als solche bekannt sind und nach denen daher bisher auch in
der Vorsorge nicht gesucht wird. Das zeigt uns, dass bei dieser Gruppe die
derzeitigen Präventionsmaßnahmen nicht greifen."

Was ist, wenn die Grenzwerte nicht stimmen?

Götz Gelbrich neigt eher zu skeptischen Interpretationen: "Das kann sein,
aber was ist, wenn die Grenzwerte nicht stimmen? Die Grenzwerte, jenseits
derer ein Messwert aus dem Ultraschall als abnormal gilt, sind
unterschiedlich für Männer und Frauen. Wir müssen klären, ob die Messwerte
der Betroffenen tatsächlich eine ungünstige Prognose darstellen, oder ob
nur die Grenzwerte unglücklich festgelegt wurden."

In einem ist sich das Studienteam aber einig: Ein statistischer Zufall ist
aufgrund der Auswertungsmethodik eher unwahrscheinlich. Die Forscher
hatten nämlich zunächst die erste Hälfte der Studienteilnehmer analysiert
und statistisch auffällige Sachverhalte als Hypothesen formuliert. Diese
wurden dann am zweiten Teil überprüft und nur bei einer Bestätigung als
Tatsachen gewertet. Auf diese Weise wird weitgehend vermieden,
statistische Auffälligkeiten in den Daten vorschnell als neue Entdeckungen
zu präsentieren.

Peter U. Heuschmann resümiert: "Im Rahmen der geplanten
Folgeuntersuchungen aller Studienteilnehmer werden wir zum einen
untersuchen, ob diese spezielle Gruppe wirklich ein höheres Risiko hat,
eine Herzschwäche zu entwickeln, und zum anderen der Frage nach weiteren
möglichen Risikofaktoren detailliert nachgehen."

Studienteam hofft auf weiterhin große Bereitschaft der Würzburger

Die Folgeuntersuchungen der Studienteilnehmer sollen im Abstand von drei
bis vier Jahren stattfinden. Die erste Welle war bereits in vollem Gange:
Mehr als 3.000 Probanden hatten erfreulicherweise schon ihren Folgetermin.
Aufgrund der Corona-Pandemie wurden die Untersuchungen im Interesse der
Sicherheit aller Beteiligten unterbrochen. Das Studienteam wünscht allen
STAAB-Teilnehmern, diese Zeit gut zu überstehen, und hofft auf die
weiterhin große Bereitschaft der vielen Würzburger, die
Gesundheitsforschung durch ihre Teilnahme zu unterstützen.

Informationen zu den Stadien A, B, C und D

Die amerikanischen kardiologischen Fachgesellschaften haben eine
Einteilung in Stadien definiert, welche die Ausbildung einer
Herzinsuffizienz als langfristigen Prozess abbildet. Wer klinische
Anzeichen hat, vor allem Luftnot bei körperlicher Belastung, und
krankhafte Veränderungen im Herzultraschall, wird in Stadium C eingestuft.
Patienten mit schweren körperlichen Einschränkungen - für sie ist das
Aufstehen von einem Stuhl oder das Gehen auf kurzen Strecken mühsam -
werden dem Stadium D zugeordnet. Im Stadium A hat ein Patient einen oder
mehrere Risikofaktoren, zum Beispiel starkes Übergewicht (BMI von mehr als
30kg/m2, Bluthochdruck, Diabetes, Fettstoffwechselstörungen und
Arteriosklerose. Im Stadium B liegt eine Veränderung am Herzen vor, die im
Ultraschall messbar ist, wovon der Betroffene jedoch zunächst nichts
verspürt. Dies kann eine anatomische Veränderung sein - vergrößertes Herz,
verdickte Herzwände - oder eine funktionelle Störung wie etwa eine
verminderte Pumpfunktion oder eine reduzierte Füllung der linken
Herzkammer.


Originalpublikation:

"Prevalence and determinants of the precursor stages of heart failure:
results from the population-based STAAB cohort study"

 im European Journal of Preventive Cardiology: 

https://doi.org/10.1177/2047487320922636
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http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg, Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz - 13.05.2020 

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1254: Forschung - Mäuseherzen als Schlüssel für bessere Heilungschancen in der Humanmedizin (idw)

Leibniz-Institut für Nutzierbiologie (FBN) - 15.05.2020

Mäuseherzen als Schlüssel für bessere Heilungschancen in der Humanmedizin

Forscherteam aus MV kann erstmals Zellstrukturen des Herzens vollständig
darstellen



Einem interdisziplinären Forscherteam, bestehend aus Wissenschaftlern des
Leibniz-Institutes für Nutztierbiologie (FBN) in Dummerstorf und der
Universität Rostock, ist es gelungen, die Zellpopulationen und
insbesondere die Subpopulationen im Herzen erwachsener Mäuse vollständig
zu entschlüsseln und auch die Dynamiken der einzelnen Zellgruppen
aufzuzeigen.

"Dabei wurde auch eine Gruppe von Gefäßwandzellen entdeckt, die
Eigenschaften von Herzmuskelzellen aufweisen. Da Herzmuskelzellen sich im
Allgemeinen nicht mehr teilen können, weshalb es nach einem Infarkt zu
bleibenden Schäden kommt, wäre die Entdeckung einer Quelle zur Bildung
neuer Herzmuskelzellen vor allem für die regernative Herzmedizin von
besonderer Bedeutung", betonte Dr. Anne-Marie Galow vom Institut für
Genombiologie am FBN. Um die zelluläre Zusammensetzung eines kompletten
Organs zu erfassen, wurden erstmalig tausende Zellkerne aus dem Herzen
ausgewachsener Mäuse sequenziert, bioinformatisch analysiert und so
bestimmten Zellpopulationen zugeordnet.

Der Forschungserfolg wurde im Rahmen des Verbundforschungsvorhabens
"Programmierte Herzschrittmacherzellen zur in vitro Medikamententestung
(iRhythmics)" erzielt und Anfang des Jahres in "Cells", einer
internationalen Open-Access-Zeitschrift für Zellbiologie,
Molekularbiologie und Biophysik veröffentlicht(*). Erstautoren sind Dr.
Anne-Marie Galow (FBN) sowie Paula Müller (Klinik für Herzmedizin,
Universitätsmedizin Rostock) und Markus Wolfien (Lehrstuhl für
Systembiologie und Informatik, Universität Rostock).
Das Projekt, das von der EU und der Landesregierung MV mit rund zwei
Millionen Euro gefördert wird, läuft seit Oktober 2018. Beteiligt ist
unter Federführung der Universitätsmedizin und Universität Rostock (Prof.
Dr. Robert David) neben dem Institut für Genombiologie am FBN in
Dummerstorf die Universitätsmedizin Greifswald. Ziel des Projektes der
Landesexzellenzforschung ist es, aus unreifen Herzmuskel-Vorläuferzellen
schlagende Herzmuskelzellen, sogenannte "programmierte
Herzschrittmacherzellen" herzustellen. Diese bieten die Möglichkeit,
neuartige Medikamententests für Herz- und Kreislauferkrankungen in der
Petrischale und ohne Tierversuche durchzuführen. Das FBN ist in dem
Gemeinschaftsprojekt für die umfassenden Genexpressionsanalysen der
programmierten Schrittmacherzellen und die Auswertung der Daten zuständig.

Neue Erkenntnisse über die Dynamik und Vernetzung von Herzzellen

Die zelluläre Zusammensetzung einiger anderer Organe konnte bereits zuvor
erfasst werden. "Das Herz stellte jedoch eine besondere Herausforderung
dar, weil die Herzmuskelzellen aufgrund ihrer Größe, Länge und Form nicht
mit den Standard-Systemen bearbeitet werden konnten", erläuterte Dr.
Anne-Marie Galow. "Aus diesem Grund haben wir einen alternativen Ansatz
gewählt, der zuvor nur in der Neurologie beschrieben wurde. Nervenzellen
können ebenfalls sehr groß werden und sind dazu noch verzweigt. Mit der
noch sehr neuen Methodik der Einzelkernsequenzierung haben wir ganze
erwachsene Säugetierherzen untersucht und 24 verschiedene Zellcluster
identifiziert. Analysen auf zellulärer Ebene sind unabdingbar, um unser
Verständnis komplexer Gewebe wie des Säugetierherzens zu erweitern", so
die Humanbiologin.

Die Aufklärung der zellulären Zusammensetzung der einzelnen Organe und das
Anlegen von Zellmarkerprofilen der einzelnen Zelltypen ist aufwändige
Pionierarbeit in der Grundlagenforschung. Die gewonnenen Daten liefern der
Wissenschaft jedoch wertvolle neue Erkenntnisse über die Dynamik und
Vernetzung von Herzzellen und helfen, bestimmte molekularbiologische
Prozesse besser zu verstehen.

Insbesondere die Ergebnisse zu den erstmals spezifizierten Gefäßwandzellen
sind vielversprechend für eine künftige Anwendung in der regenerativen
Herzmedizin, zur Wiederherstellung von durch Krankheit oder Unfall
geschädigten kardiologischen Zellen, Geweben und Organen. "Auf lange Sicht
kann die Sequenzierung auf Einzelzellebene genutzt werden, um krankhafte
Veränderungen in Organen bestimmten Zellpopulationen zuzuordnen und so in
Zukunft gezieltere Therapieansätze zu ermöglichen", so die
Wissenschaftlerin.

In einem weiteren Schritt sind nun entsprechende Analysen mit
Schweineherzen geplant. Diese ähneln dem menschlichen Herzen weitaus
stärker. Zudem haben sie als potenzielle Quelle für Xenotransplantate in
den letzten Jahrzehnten in der Herz-Kreislauf-Forschung zunehmend an
Bedeutung gewonnen.

(*) Originalpublikation

Single-Nucleus Sequencing of an Entire Mammalian Heart: Cell Type
Composition and Velocity

Cells 2020, 9(2), 318

https://doi.org/10.3390/cells9020318

Published: 28 January 2020

www.mdpi.com/2073-4409/9/2/318
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INFEKTION/1868: Wie sich das SARS-CoV-2 in der Raumluft ausbreitet (idw)

Technische Universität Berlin - 18.05.2020

Ansteckungsgefahr liegt in der Luft

Wie breitet sich das SARS-CoV-2-Virus in der Raumluft aus?



Wie genau das Corona-Virus verbreitet wird - ob vor allem über eine
Tröpfcheninfektion oder doch eher über Aerosole in der Atemluft ist noch
nicht abschließend geklärt. Wenn ein*e Corona-Patient*in hustet, spricht
oder niest, wird ein Strahl an unterschiedlich großen Tröpfchen und
Aerosolen erzeugt, der in die Raumluft eindringt und sich dort ausbreitet.
Alle diese unterschiedlich großen Tröpfchen und Aerosole enthalten
potenziell Viren. Wie diese Partikel sich verhalten, ob und wann sie zu
Boden sinken, wie weit sie sich verteilen, in der Luft stehen bleiben oder
wo sie sedimentieren, ist ein Forschungsthema von Prof. Dr. Martin
Kriegel, Leiter des Hermann-Rietschel-Instituts an der TU Berlin.

"Wir untersuchen in verschiedenen Projekten die Verweilzeit von Erregern
in der Luft unter den verschiedensten Bedingungen", so Martin Kriegel. Für
diese Experimente stehen seinem Team "Contamination Control" zwei
Forschungsreinräume, mehrere Raumluftströmungslabore sowie ein
Forschungsoperationsaal zur Verfügung. Im Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie untersuchen die Wissenschaftler*innen, inwiefern die Ausbreitung
des Virus von der Zusammensetzung und Größenverteilung der Partikel
innerhalb der ausgeatmeten Luft (Aerosol) abhängt. Bei einem Aerosol
handelt es sich um kleinste, flüssige oder feste Partikel (das können zum
Beispiel Viren sein, einzeln oder im Verbund mit Speichelflüssigkeit oder
auch Ruß, Feinstaub etc.) in einem Gas, üblicherweise Luft. Die
Partikelgröße reicht dabei von wenigen Nanometern - also einem Millionstel
Millimeter - bis mehreren Mikrometern. Zum Vergleich: Ein menschliches
Haar hat eine Dicke von etwa 100 Mikrometern.

"Für das Corona-Virus scheint sich herauszustellen, dass sowohl
Tröpfcheninfektionen als auch die luftgetragene Übertragung, also über
Aerosole, relevant sind", so Martin Kriegel. Bei einer Tröpfcheninfektion
gelangen die Viruspartikel in einem Speicheltröpfchen direkt auf die
Schleimhäute eines anderen Menschen. Bei einer luftgetragenen Übertragung
gelangen die Viren - gebunden in kleinsten flüssigen Partikeln - in die
Atemwege. Für das Verhalten von Viren in der Luft ist die Größe der
Träger-Aerosole entscheidend, aber ebenso das Raumklima, die
Luftwechselrate und die Art und Weise, wie gelüftet wird. "Größere
Partikel sinken schneller zu Boden. Kleinere Partikel folgen dem Luftstrom
und können lange in der Luft verbleiben", weiß Martin Kriegel.

Die Ausbreitung im Raum der Mischung aus Partikeln, Speichel und Luft, die
beim Sprechen, Husten und Niesen entsteht, erfolgt in zwei Schritten.
Zunächst wird durch das Husten/Sprechen/Niesen ein Strahl erzeugt, der in
die Raumluft eindringt und sich zunehmend mit dieser vermischt. Der
Verlauf des eintretenden Strahls ist dabei abhängig von verschiedenen
Randbedingungen wie der Geschwindigkeit, der Turbulenz, der
Temperaturdifferenz zwischen dem Strahl und der Umgebungsluft sowie der
Differenz der Luftfeuchtigkeit. Aus verschiedenen Studien ist bekannt,
dass beim Sprechen/Husten/Niesen Partikel von 0,01 μm bis 1500 μm
auftreten. "Nach vollständiger Vermischung des Strahls mit der Raumluft
erfolgt die Verteilung", erklärt Martin Kriegel. "Die kleineren Partikel
folgen weitgehend der Raumluftströmung, während größere Partikel
sukzessive zu Boden fallen. Häufig unbeachtet wird die Tatsache, dass der
Mensch nur beim Niesen sehr große Partikel emittiert. Beim normalen
Sprechen und Husten werden fast ausschließlich kleine Aerosole generiert."

In verschiedenen Projekten haben die Wissenschaftler*innen die sogenannte
Sedimentationszeit (Ablagerungszeit) von Partikeln verschiedener
Größenklassen gemessen. Kleine Partikel (0,5 bis 3 μm) sind nach einer
Messzeit von 20 Minuten noch nahezu vollständig in der Luft vorhanden.
Eine Ablagerung dieser Partikel ist nicht oder nur geringfügig erkennbar.
Für mittlere Partikel (3 bis 10 μm) sind nach einer Messzeit von 20
Minuten noch mehr als 50 Prozent in der Luft zu finden. "Eine weitere
Studie zeigt, dass sich selbst größere Tröpfchen (>60 μm) unter bestimmten
Umständen weit im Raum ausbreiten können. Dies ist zum Beispiel der Fall,
wenn die Partikel im Auftriebsstrom von Wärmequellen (zum Beispiel von
einer Person) emittiert werden. Sie steigen auf, verteilen sich horizontal
und fangen erst dann an, sich abzulagern. Eventuelle horizontale
Luftbewegungen verstärken den Verbreitungseffekt noch", so Martin
Kriegel.

Im Zusammenhang mit der Wiederaufnahme eines Berufsalltags in einem mit
mehreren Personen besetzten Büro haben die Wissenschaftler*innen auch die
Partikelausbreitung in einem mit vier Personen besetzten Büro mit und ohne
maschineller Lüftung simuliert. "Dabei zeigt sich, dass gerade kleinere
Partikel unter 50 μm sich ohne eine maschinelle Lüftung weit im Raum
verbreiten und lange verweilen. Im Gegensatz dazu breiten sich Partikel
zwischen 5 und 20 μm in einem Raum mit maschineller Lüftung weniger weit
aus und werden zu einem Großteil abgeführt", summiert Martin Kriegel.

"Die entscheidenden Fragen, die wir jetzt in interdisziplinären Projekten
untersuchen werden, sind, wie groß SARS-CoV-2-Partikel sein müssen, um
noch infektiös zu sein und wie die Verweildauer dieser Partikelgröße durch
gezielte Zu- und Abluftanlagen oder auch einfaches Belüften von Räumen
beeinflusst werden kann. Dabei spielt auch das Raumklima eine Rolle, denn
die Aerosole werden durch Verdunstung sehr schnell kleiner und verhalten
sich dann anders. Ganz grundsätzlich kann man festhalten, dass bei
typischen Luftwechselraten in Wohn- und Bürogebäuden die Erreger über
Stunden im Raum verbleiben. Die Sinkgeschwindigkeit und auch die
Lufterneuerung dauern sehr lange. Jede Erhöhung der Außenluftzufuhr ist
daher generell sinnvoll."


Mehr Informationen: 

https://blogs.tu-berlin.de/hri_sars-cov-2
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KREBS/1236: Corona Task Force warnt weiterhin vor zu spät diagnostizierten Krebserkrankungen (idw)

Deutsche Krebshilfe - 14.05.2020

Corona Task Force warnt weiterhin vor zu spät diagnostizierten Krebserkrankungen



Die von Gesundheitsminister Jens Spahn geforderte Rückkehr in den
Krankenhaus-Normalbetrieb macht sich nur zögerlich in der Versorgung von
Krebspatienten bemerkbar. Zwar wird von einzelnen positiven Entwicklungen
berichtet, jedoch ist noch keine deutliche Verbesserung spürbar.

Nach wie vor werden Therapien verkürzt oder verschoben sowie die Nachsorge
ausgesetzt. Es besteht zudem die Befürchtung, dass dem Gesundheitssystem
eine erhöhte Anzahl zu spät erkannter Krebserkrankungen infolge der
COVID-19-Pandemie bevorsteht. Denn Abklärungs- und
Früherkennungsuntersuchungen finden nicht wie gewohnt statt und die Angst
der Patienten vor einer Ansteckung beim Arztbesuch verschärft das Problem
zusätzlich. Vor einer solchen Entwicklung warnt die Corona Task Force von
Deutscher Krebshilfe, Deutscher Krebsgesellschaft (DKG) und dem Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ) in ihrem wöchentlichen Report. Die Experten
appellieren an die Bevölkerung, auch während der COVID-19-Pandemie Ärzte
und Krankenhäuser aufzusuchen und Untersuchungstermine wahrzunehmen.

"Die aktuellen Zahlen der Task Force geben weiterhin Grund zur Sorge. Wir
sind noch nicht in einem klinischen Normalbetrieb", betont Gerd
Nettekoven, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Krebshilfe. "Die
Verantwortlichen müssen sicherstellen, dass die Versorgung von
Krebspatienten nicht vernachlässigt wird. Auch die ausgesetzten
Arztbesuche zur Abklärung von Beschwerden und Früherkennung sind
beunruhigend."

"Krebs nimmt keine Rücksicht auf die Corona-Krise! Patienten sollten daher
keinesfalls zögern, verdächtige Symptome abklären zu lassen", appelliert
auch Professor Dr. Michael Baumann, Vorstandsvorsitzender des Deutschen
Krebsforschungszentrums und ergänzt: "Wenn wir die Bugwelle an
ausstehenden dringlichen Untersuchungen und aufgeschobenen Behandlungen
weiterhin vor uns herschieben, dann müssen wir auch in Deutschland mit
einer steigenden Zahl von krebsbedingten Todesfällen rechnen."

"Umso wichtiger ist die Rückkehr zu einer normalen Krebsversorgung",
bestätigt ebenfalls Professor Dr. Olaf Ortmann, Präsident der Deutschen
Krebsgesellschaft. "Die Task Force hat sich daher auch an die Vorstände
der Trägereinrichtungen großer Krebszentren in Deutschland gewandt, mit
der dringenden Bitte, den klinischen Regelbetrieb wiederherzustellen und
unseren Appell an die Bevölkerung zu unterstützen, auch mit der Hilfe der
vorhandenen regionalen klinischen Versorgungsnetzwerke. "Wir sehen zwar
mittlerweile Verbesserungen in verschiedenen Versorgungsbereichen, die
zuvor Einschränkungen aufwiesen. Doch jetzt ist es vor allem wichtig, dass
bei der Wiederherstellung des Regelbetriebs Patienten mit nicht
abgeklärten Symptomen sowie verschobene Krebstherapien besonders
berücksichtigt werden."

Seit Beginn der Krise hat die vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ),
der Deutschen Krebshilfe und der Deutschen Krebsgesellschaft gegründete
Task Force die Situation von Krebspatienten sehr genau beobachtet. Das
Ziel: Versorgungsengpässe und -einschränkungen im Sinne der Patienten
frühzeitig zu erkennen und den Dialog mit politischen Entscheidungsträgern
zu suchen.

Auslöser war eine zunehmende Anzahl von Anfragen besorgter
Krebspatientinnen und -patienten bei den onkologischen Informations- und
Beratungsdiensten. Diese deuteten darauf hin, dass aufgrund der
Corona-Krise bei einzelnen Betroffenen diagnostische Maßnahmen oder Therapien
verkürzt oder verschoben wurden. In Einzelfällen wurden sogar dringlichere
Behandlungen ausgesetzt.


Die wöchentliche Auswertung der Task Force beruht auf der systematischen
Befragung von 34 Krebszentren in Deutschland. Darüber hinaus gehen
Patientenrückmeldungen über die Krebsinformationsdienste der Deutschen
Krebshilfe und des Deutschen Krebsforschungszentrums in die Auswertung
ein.
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http://idw-online.de/de/institution500
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FORSCHUNG/1429: Parameter für einen guten Impfstoff - Erkenntnisse können auch bei Covid-19 helfen (idw)

Klinikum der Universität München - 15.05.2020

Parameter für einen guten Impfstoff: Erkenntnisse können auch bei Covid-19 helfen



Die Impfung gegen Gelbfieber ist eine der besten überhaupt - mit einem
lebenslangen Schutz. Warum sie so gut ist, weiß man bis heute noch nicht
wirklich. Forschende des LMU Klinikums, der LMU und anderer Organisationen
sind dem Rätsel nun nähergekommen. Die Erkenntnisse könnten bei der
Entwicklung eines Impfstoffes gegen Covid-19 hilfreich sein.

Ein Impfstoff gegen einen Krankheitserreger soll zum einen gut verträglich
sein. Zum anderen soll er zur Bildung von Antikörpern führen, die
jahre- bis jahrzehntelang aktiv sind und den Erreger sofort bekämpfen, sobald er
in den Körper eindringt. Über Versuch und Irrtum wurde schon in den 1930er
Jahren ein Impfstoff gegen jene Viren entwickelt, die Gelbfieber
verursachen. Er enthält eine abgeschwächte Form des Erregers und ist
maximal wirksam. Eine einmalige Gabe führt in der Regel zu einem
lebenslangen Schutz vor der Infektion.

Ein Konsortium aus Forschenden des Instituts für Immunologie, der
Abteilung für Klinische Pharmakologie, dem Tropeninstitut und weiteren
Einrichtungen von Klinikum und LMU hat nun analysiert, wie die potente
Immunantwort im Körper zustande kommt. Dazu wurde 35 Impflingen fünfmal im
Laufe von vier Wochen vor und nach der Impfung Blut abgenommen. So konnten
die Forschenden die Entwicklung der Abwehrreaktion genau verfolgen.

Resultat: "Die Zusammensetzung von im Blut zirkulierenden follikulären
T-Helferzellen an Tag 14 nach der Impfung hängt mit der Qualität der
schützenden Antikörper nach 4 Wochen zusammen", sagt Prof. Dirk
Baumjohann, "sie kann somit den zu erreichenden Impfschutz vorhersagen."
Baumjohann war bis vor kurzem am Institut für Immunologie der LMU tätig
und ist an die Universität Bonn gewechselt.

"Die hier für eine der erfolgreichsten Impfungen aller Zeiten
beschriebenen Immunparameter können nun als Zielparameter für eine
optimale Immunantwort auch bei der Entwicklung eines Impfstoffs gegen das
Covid-19 verursachende SARS-CoV-2 Virus eingesetzt werden", erklärt Prof.
Simon Rothenfußer von der Abteilung für Klinische Pharmakologie am LMU
Klinikum München.

Zudem gibt es die Option, das abgeschwächte Gelbfieber-Impfvirus als
Vektor in der Impfstoffentwicklung gegen neue Erreger wie das SARS-CoV-2
Virus zu nutzen. Bei diesem Ansatz werden in das Gelbfieberimpfvirus nur
einzelne Proteine des neuen Erregers integriert. Diese Strategie wurde
bereits erfolgreich für die Entwicklung eines in Australien zugelassenen
Impfstoffs gegen das Japanische-Enzephalitis-Virus angewendet.

Die Impflinge und deren Antwort auf das Impfvirus werden jetzt weiter
charakterisiert, um genetische und erworbene Faktoren zu identifizieren,
die die individuell variierende Immunantwort erklären und voraussagen
können.


Originalpublikation:

Dynamic changes in circulating T follicular helper cell composition
predict neutralizing antibody responses after yellow fever vaccination

Johanna E. Huber, Julia Ahlfeld, Magdalena K. Scheck, Magdalena Zaucha,
Klaus Witter, Lisa Lehmann, Hadi Karimzadeh, Michael Pritsch, Michael
Hoelscher, Frank von Sonnenburg, Andrea Dick, Giovanna Barba-Spaeth, Anne
B. Krug, Simon Rothenfußer, Dirk Baumjohann

Clinical & Translational Immunology 2020

http://dx.doi.org/10.1002/cti2.1129

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.lmu-klinikum.de/aktuelles/pressemitteilungen/parameter-fur-einen-guten-impfstoff/feb947d1d24491fb

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550
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STUDIE/309: Ketamin - Neue Erkenntnisse zur Wirkweise gewonnen (idw)

Leibniz-Institut für Neurobiologie - 18.05.2020

Ketamin: Neue Erkenntnisse zur Wirkweise gewonnen



Der Wirkstoff Ketamin ist ein erprobtes Narkosemittel und kann auch
bei der Behandlung von Depressionen eingesetzt werden. Eine neue
Studie des Leibniz-Instituts für Neurobiologie Magdeburg (LIN) zeigt,
dass Ketamin zu einer stärkeren Aktivierung und Reiz-gekoppelten
Reaktion im Gehirn führt. Mittels räumlich hoch aufgelöster
Ableitungen von Nervensignalen aus der Hörrinde von Wüstenrennmäusen
konnte das Magdeburger Forscherteam neue Wirkmechanismen
identifizieren. Die Studie ist in der aktuellen Ausgabe des "Journal
of Physiology" erschienen.

"Ketamin gilt unter Experten als potenzieller Wirkstoff, um
Depressionen zu behandeln", sagt PD Dr. Max Happel,
Arbeitsgruppenleiter und Leiter der Studie am Leibniz-Institut für
Neurobiologie (LIN). "Bislang ist allerdings unklar, wie Umweltreize
vom Gehirn und den neuronalen Netzwerken verarbeitet werden, wenn dem
Patienten Ketamin verabreicht wird." Die Wissenschaftler vom LIN haben
deshalb im Tiermodell untersucht, ob und wie sich die Verarbeitung von
Tonsignalen in der Hörrinde verändert.

Die Experimente mit den Mongolischen Wüstenrennmäusen zeigen, dass
sich gegenseitig erregende Nervenzellen deutlich aktiver sind, wenn
die Tiere mit Ketamin narkotisiert sind und dann Tonreize aufnehmen.
Zudem deutet die Analyse der zeitlichen Struktur der Nervensignale,
sogenannte "wavelet analysis", darauf hin, dass Ketamin die Aktivität
der erregenden Nervenzellen synchronisiert. Inhibitorische Prozesse
werden hingegen weniger gut kontrolliert.

Wirkmechanismus im Tiermodell

"Die Anatomie und Funktionsweise der Hörrinde ist bei Wüstenrennmäusen
außerordentlich gut erforscht und die Tiere haben einen dem Menschen
sehr ähnlichen Hörbereich", erläutert Katrina Deane, Erstautorin der
Studie. "So helfen die Erkenntnisse über die veränderten sensorischen
Filtereigenschaften bei der Verarbeitung von Umweltreizen, ein
besseres Verständnis von der pharmakologischen Wirkung des Ketamins zu
entwickeln". Dennoch bedarf es weiterer Forschung, etwa um die
längerfristigen Effekte von Ketamin auf unser seelisches Wohlbefinden
oder die Einflüsse auf die menschliche Wahrnehmung zu verstehen. So
ist die längerfristige Anwendung des Wirkstoffs bei Depressionen
derzeit nur unter strengen Bedingungen im Einzelfall möglich. Als
Narkosemittel ist Ketamin hingegen schon länger zugelassen und wird
bereits seit vielen Jahren auch in der neurowissenschaftlichen
Forschung eingesetzt. Illegal wird Ketamin als Partydroge missbraucht,
die unter Synonymen wie "Vitamin K" auf dem Schwarzmarkt angeboten
wird und eskapistische bis psychodelische Trips verheißt. Über
Risiken, Neben- und Langzeitwirkungen ist derzeit jedoch wenig
bekannt.

Leibniz-Institut für Neurobiologie (LIN) Magdeburg

Das LIN ist ein Grundlagenforschungsinstitut, das sich Lern- und
Gedächtnisprozessen im Gehirn widmet. Das LIN wurde 1992 als
Nachfolgeeinrichtung des Institutes für Neurobiologie und
Hirnforschung der Akademie der Wissenschaften der DDR gegründet und
ist seit 2011 Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Es bildet einen der
Eckpfeiler des Neurowissenschaftsstandortes Magdeburg. Das LIN
beherbergt moderne Labore für die neurowissenschaftliche Forschung -
vom Hightech-Mikroskop bis zum Kernspintomographen.

Aktuell arbeiten rund 230 Personen am LIN, davon ungefähr 150
Wissenschaftler aus rund 28 Ländern. Sie erforschen kognitive Prozesse
und deren krankhafte Störungen im Gehirn von Mensch und Tier.


Originalpublikation:

https://physoc.onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1113/JP279705

Weitere Informationen finden Sie unter

https://physoc.onlinelibrary.wiley.com/doi/abs/10.1113/JP279705

https://www.lin-magdeburg.de/forschung/forschungseinheiten/ag-cortxplorer

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution178
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PSYCHOLOGIE/213: Psychische Widerstandskraft bei Pflegenden in Zeiten von Corona (idw)

Hochschule Esslingen - 15.05.2020

Psychische Widerstandskraft bei Pflegenden in Zeiten von Corona

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Hochschule Esslingen haben
sich mit der gesundheitlichen Situation von Pflegenden beschäftigt.



Wenn die psychische Widerstandskraft der Pflegenden in Zeiten von Covid-19
nachlässt, können Depressionen, Schlaf- und Angststörungen drohen. Akute
Mehrfachbelastungen sind ernst zu nehmende Risikofaktoren für die
Gesundheit des Pflegepersonals.

Berufliche und private Ausnahmesituation für viele Pflegende

Auf institutioneller Ebene sind hier unter anderem infektionsschützende
Ausstattung, kontrollierte Arbeits- und Ruhezeiten und
Supervisionsangebote zu gewährleisten. Neben diesen eher Schutzmaßnahmen
sollten auch die psychischen Folgen der Pandemie nicht außer Acht gelassen
werden. Für viele Pflegende stellt die aktuelle Lage eine berufliche wie
private Ausnahmesituation dar.

Daher ist es von besonderer Bedeutung, dass die Betroffenen auf ihre
psychische Gesundheit genauso sehr achten wie auf ihre körperliche
Gesundheit. Dem Thema Resilienz, das heißt der Fähigkeit, schwierige
Lebenssituationen ohne anhaltende Beeinträchtigung zu überstehen, kommt
dabei eine hohe Bedeutung zu. Hierbei spielen Schutzfaktoren (so genannte
Resilienzfaktoren) eine übergeordnete Rolle in der Aufrechterhaltung der
Resilienz.

Was kann die psychische Gesundheit stärken?

Aus der Literatur lassen sich verschiedene Strategien zur Stärkung
verschiedener Resilienzfaktoren ableiten. Einige Übungen bedürfen einer
gewissen Einübung und zeigen ihre Wirkung erst, wenn sie häufiger erprobt
wurden. Im Rahmen einer eher kurzfristigeren psychologischen "Ersten
Hilfe" können unter anderem die Akzeptanz der eigenen emotionalen Reaktion
auf die außergewöhnliche Situation, der Verzicht auf dysfunktionale
Bewältigungsstrategien, wie zum Beispiel Substanzmittelkonsum, sowie ein
regelmäßiger Kontakt zum sozialen Umfeld für Entlastung sorgen.

Strategien zur Stärkung von Resilienzfaktoren stellen eine besondere
Ressource in der aktuellen Situation dar und können auch bei zukünftigen
Belastungen zur Gesunderhaltung im Alltag beitragen.

Weitere Informationen

Weitere Aspekte und Anregungen zur Stärkung der psychischen
Widerstandskraft von Pflegenden in Zeiten von Covid-19 finden Sie in dem
Artikel "Die psychische Gesundheit stärken - Schutz für Pflegende in der
Corona-Krise", der in der Mai-Ausgabe (05/2020) der Zeitschrift "Die
Schwester, der Pfleger" veröffentlicht wurde und über die Esslinger
AutorInnen bereitgestellt werden kann.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.hs-esslingen.de

https://www.bibliomed-pflege.de/sp/artikel/40445-die-psychische-gesundheit-staerken

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution138

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Esslingen - 15.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1538: Der neue Alltag mit Maske - welche Modelle sind geeignet (idw)

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 18.05.2020

Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e.V. (DGP) 

Der neue Alltag mit Maske: Lungenärzte erklären, welche Modelle geeignet sind und worauf Träger achten sollten



Im Kampf gegen die Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 gilt seit
einigen Wochen in ganz Deutschland die Pflicht zum Tragen von Schutzmasken
im öffentlichen Nahverkehr und beim Einkauf. Neben industriell gefertigten
Masken können auch selbstgenähte Stoffmasken verwendet oder Nase und Mund
mithilfe von Tüchern und Schals bedeckt werden. Welche Masken geeignet
sind und worauf bei der Verwendung geachtet werden sollte, erklärt die
Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e.V. (DGP) in
einer aktuellen Stellungnahme.

Die Fachgesellschaft weist darin auch darauf hin, dass Mund-Nasen-Masken
ein zusätzlicher Schutz vor einer möglichen Ansteckung mit SARS-CoV-2
sind, andere Maßnahmen wie beispielsweise das Abstandhalten aber nicht
ersetzen.

Bei den zur Verfügung stehenden Masken ist zwischen zwei Arten zu
unterscheiden: Die sogenannten FFP2- und FFP3-Masken schützen die
Masken-tragende Person vor der Inhalation schädlicher Aerosole. Sie werden vor
allem in medizinischen Einrichtungen zum umfassenden Schutz vor Viren und
Bakterien aller Art genutzt. Einfache Mund-Nasen-Masken filtern die
Ausatemluft und schützen so in erster Linie andere vor einer Ansteckung
und weniger den Träger selbst. "In der Öffentlichkeit sehen wir aktuell
vor allem die einfachen Mund-Nasen-Masken", sagt Privatdozent Dr. med.
Dominic Dellweg, Chefarzt der Abteilung Pneumologie I, Intensivmedizin,
Frührehabilitation, Schlafmedizin am Fachkrankenhaus Kloster Grafschaft
und Mitautor des Papiers. "Neben den chirurgischen Mund-Nasen-Masken,
bestehend aus mehreren Vlies- oder Papierschichten, tragen viele Menschen
hierzulande wiederverwendbare Modelle aus Textilien (meist Baumwolle) oder
synthetischen Materialen wie zum Beispiel Polyurethan beziehungsweise aus
einer Kombination dieser Gewebe."

Sowohl chirurgische als auch nicht-medizinische, aus Stoffen hergestellte
Masken, haben einen Fremdschutzeffekt. "Zwar kann ein Mund-Nasen-Schutz
die Ansteckung anderer nicht vollständig verhindern, er verringert jedoch
die Gefahr, indem er infektiöse Tröpfchen beim Husten oder Niesen
abfängt", so Dellweg. Auch selbstgefertigte Masken aus verschiedenen
Tuchgeweben sind in der Lage einen Anteil der Bakterien und Viren zu
filtern. "Die Filterleistung verschiedener Stoffe variiert dabei jedoch
erheblich." So haben normierte chirurgische Masken die beste
Filterleistung und einen geringen Luftwiderstand. Andere Stoffe, so zum
Beispiel Staubsaugerbeutel oder Geschirrhandtücher, haben zwar eine nur
etwas geringere Filterleistung, dafür aber einen deutlich höheren
Luftwiderstand. "Letzteres führt zu einer erhöhten Atemanstrengung und
kann vor allem bei älteren und vorerkrankten Patienten problematisch
sein", sagt Professor Dr. med. Michael Pfeifer, Präsident der DGP und
Mitautor des Papiers. "Bei der Materialauswahl sollte deshalb darauf
geachtet werden, dass längeres Atmen durch die anliegende Maske möglich
ist." Bei Patienten mit Herz- und Lungenerkrankungen sowie Atemnot oder
eingeschränkter Lungenfunktion sollte eine Blutgasanalyse bei anliegender
Maske - idealerweise unter Belastung - durchgeführt werden. "So lässt sich
untersuchen, ob das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes für diese Patienten
möglich ist", so der Experte. Hersteller größerer Maskenchargen sollten
ihre Gewebe auf Filterleistung aber auch Luftwiderstand prüfen lassen, um
eine möglichst geringe Belastung für die Atmung zu garantieren.

Ein Selbstschutzeffekt sei bei Mund-Nasen-Masken wahrscheinlich, in
klinischen Studien jedoch noch nicht belegt. "Viren haben in der Regel
eine Schwellendosis, die erforderlich ist, um eine Infektion auszulösen",
erklärt Pfeifer. Diese Schwellendosis (minimale Infektionsdosis) ist für
verschiedene Viren sehr unterschiedlich. So scheint die mittlere
Schwellendosis für das Norovirus bei nur etwa 16 Kopien des Virus zu
liegen, beim Influenzavirus dagegen scheinen mehrere hundert Kopien des
Virus erforderlich zu sein. Auch für das Coronavirus SARS-CoV-2 ist es
wahrscheinlich, dass es eine individuelle Schwellendosis gibt,
schlussfolgern die Experten im Papier. "Infektion und Schwere der
COVID-19-Erkrankung hängen sehr wahrscheinlich mit der inhalierten
Virendosis zusammen. Jede Verringerung dieser Dosis - zum Beispiel durch
das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes - ist somit von Vorteil." Bei
Stoffmasken sei jedoch zu beachten, die Masken regelmäßig zu wechseln und
sie nach jedem Tragen zu reinigen. Denn sonst könnten die durch
Feuchtigkeit bedingten besseren Lebensbedingungen für Viren das
Infektionsrisiko für den Träger erhöhen.

Die DGP betont in ihrer aktuellen Stellungnahme, dass Mund-Nasen-Masken
nur als zusätzlicher Schutz gelten und andere Maßnahmen nicht ersetzen.
"Verhalten Sie sich stets so, als ob Sie keine Maske tragen: Verzichten
Sie nicht auf den Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Menschen und
husten sowie niesen Sie in die Armbeuge", erklären die Experten.
"Vermeiden Sie außerdem Berührungen im Gesicht und an der Maske und
waschen Sie sich nach dem Absetzen der Maske sofort die Hände." Masken aus
Stoff sollten zudem nach dem Tragen gewaschen werden; medizinische Masken
sind Einmalartikel und nach den Tragen zu entsorgen.

Die Stellungnahme der DGP zur Auswirkung von Nase-Mund-Masken auf den
Eigen- und Fremdschutz bei aerogen übertragbaren Infektionen in der
Bevölkerung kann auf der DGP-Website abgerufen werden.


Originalpublikation:

https://pneumologie.de/fileadmin/user_upload/COVID-19/2020-05-08_DGP_Masken.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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LABEL/5228: Warner Music Medien Newsletter KW 21 (Warner Music)

Warner Music Medien Newsletter KW 21

Hamburg, 19. Mai 2020



Nach drei Alben in drei Jahren, die allesamt Platz #1 in den
deutschen Charts erreichten, gönnte sich Mike Singer eine kleine
Kreativpause. Er verbrachte wieder mehr Zeit mit seiner Familie,
lebte einfach mal sein Leben und ließ die Gedanken schweifen. Nun
meldet er sich mit seinem neuen Song "Paranoid" [1] zurück, ein sehr
persönlicher Song, der die Hörer ab der ersten Zeile gefangen nimmt
und von Gefühlen wie innerer Zerrissenheit, Unsicherheit und
Einsamkeit handelt, die mit intensiver Social-Media-Nutzung
einhergehen. Es geht um den Druck, der entsteht, wenn man das Gefühl
hat, sich stets von seiner besten Seite präsentieren zu müssen und
das perfekte Leben zu inszenieren, Dinge, die es in Wirklichkeit so
nicht gibt. Umso tiefer ist das Loch, das sich im Laufe der Zeit
dahinter auftut und daraus resultierende Selbstzweifel. "Bin ich
nur paranoid? Wem kann ich noch vertrauen? Hört mich jemand da
draußen?", fragt sich Mike über einen mitreißend melancholischen,
'80er-inspirierten Synthie-Pop-Beat. "Es ist eine Scheinwelt.
Schöne Bilder zur Unterhaltung", kommentiert der 20-Jährige.
"Ein Posting sagt noch lange nichts über den Menschen dahinter
aus. Über seine wahren Gedanken und Gefühle." Umso gespannter
darf man auf sein kommendes Album "Paranoid!?" sein, das am 20.11.
erscheint. Mike Singer steht für Interviews zur Verfügung.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

NICKLAS SAHL

In seiner Heimat ist er bereits ein Star, gewann u.a. den Carl
Nielsen Award (dänisches Pendant zum britischen Ivor Novello) und
2019 den MTV EMA als Best Danish Act. Neben den USA wächst auch in
Deutschland die Popularität von Nicklas Sahl, der vergangene Woche
seine brandneue Single "In The Window Frame" [2] veröffentlichte.

"I just need to know that you're alive", appelliert er darin
flehend und erkundet über einen sommerlichen Feelgood-Vibe Gefühle
von Verlorenheit und Sehnsucht nach einem Beziehungsende. Hinzu
kommt, dass Nicklas die Single mit Ed Sheerans Gitarre aufnahm.

Hierzulande ist Nicklas Sahl Ende September an drei Terminen als
Support von Michael Schulte zu erleben und Ende November dann auf
eigener Headlinertour.


CHARLI XCX

Am letzten Freitag präsentierte die britische Quarantäne-Queen
Charlie XCX ihr komplett in Selbstisolation geschrieben, aufgenommen
und veröffentlichtes Album "how i'm feeling now", inklusive der
bereits daraus erschienenen Singles "forever" [3] und "claws" [4].

Knapp sechs Wochen brauchte Charli XCX, um die insgesamt elf darauf
enthaltenen Tracks zu schreiben, in denen sie unterschiedlichste
Gefühlswelten zum Ausdruck bringt. Dabei ließ sie ihre Fans über
Social Media den DIY-Entstehungsprozess hautnah miterleben. Diese
durften sogar ihre eigene Ideen und Wünsche dazu beisteuern.

Das Album hat, wie auch die aktuelle Situation, eine ganz neue Weise
des Arbeitens und Kreativseins hervorgebracht und das wagemutige
Ergebnis spricht für sich.


BRELAND

Nachdem US-Shooting-Star Breland mit seinem Streaming-Smash-Hit "My
Truck" [5] (über 54 Mio. Streams weltweit / D: #1 der Viral-Charts)
aufhorchen ließ und kurz darauf den Remix von Country-Superstar Sam
Hunt dazu lieferte, galoppierte er vor Kurzem mit seiner jüngsten
Country-Trap-Hymne "Horseride" [6] aus der Box und enthüllte das
begleitende Lyric Video.

"'Horseride' war der erste Song, den ich mit meinem Freund Eddie
Bans [Co-Schreiber auf 'My Truck'] aufnahm, nachdem ich meinen
Plattenvertrag unterschrieben hatte", kommentiert Breland.
"Wir waren zurück in Atlanta und die Energie im Raum war so hoch,
dass es nur logisch war, einen Song wie 'Horseride' zu machen."

Umso gespannter darf man auf seine am kommenden Freitag erscheinende
Debüt-EP "BRELAND" sein.


THE MAGICIAN

2011 landete der belgische DJ/Producer The Magician mit seinem Remix
von Lykke Lis "I Follow Rivers" (über 300 Mio. Streams) seinen großen
Durchbruch und führte damit europaweit die Dance-Charts an. Zuvor
hatte er bereits mit dem einflussreichen Pariser Label Kitsuné
kollaboriert und mit seiner Mischung aus House und Disco überzeugt.

Vergangene Woche veröffentlichte er seine neue EP "The Renaissance"
mit der Lead-Single "You And Me", dem Track "Disco Romance" sowie
einem besonderen Proto-Disco-Clubmix von "You And Me".

Auf "You And Me" vermengt The Magician Einflüsse aus Disco, Funk und
'80er/'90er-Pop mit moderner Elektronik - eine ansteckend eingängige
Gute-Laune-Produktion, die großes Hit-Potenzial aufweist und hier [7]
im offiziellen Visualizer zu hören ist.


WEEZER

Ursprünglich sollte das neue, von Suzy Shinn (Panic! At The Disco,
Fall Out Boy) produzierte Weezer-Album "Van Weezer" diesen Monat
erscheinen, doch nun verschiebt sich die Veröffentlichung ihres 14.
Studioalbums nach hinten. Ein neues Datum wird in Kürze
bekanntgegeben.

Zum Trost veröffentlichte die Alternative-Band vor Kurzem ihre neue
Single "Hero", inklusive eines kollaborativen Musikvideos [8].
Parallel dazu taten sich Weezer mit der Organisation Postmates
zusammen, um die wahren Helden der aktuellen Stunde, den
Krankenpflegern des Good Samaritan Hospitals in L.A., warme
Mahlzeiten zukommen zu lassen.

Außerdem waren Weezer kürzlich bei den Simpsons zu sehen, wo sie
vollanimiert die berühmte Titelmelodie [9] der Erfolgsserie
einspielten.


IDK

Ignorantly Delivering Knowledge - dafür steht die Abkürzung des
aufstrebenden, aus dem US-Bundesstaat Maryland stammenden Rappers und
Produzenten IDK, der für sein 2019 veröffentlichtes Major-Debütalbum
"Is He Real?" reichlich Lob erntete.

Zurecht wurde er nun für die neue Showtime-Serie "Basketball-County:
In The Water" von NBA-Star Kevin Durant zum Musik Supervisor,
Komponisten und Erzähler der gesamten Serie auserkoren und lieferte
kürzlich dazu die vorab veröffentlichte Single "495" mit einer
beeindruckenden Anzahl an Featuregästen.

IDK zur Seite stehen auf "495" die Rapper Rico Nasty, YungManny, Big
Flock, Big JAM und Weensey. Produziert wurde der druckvolle Track von
Juicy J und Acyde - hier [10] im offiziellen Musikvideo zu sehen.


MAISIE PETERS

Die 19-jährige, aus Brighton stammende Newcomerin Maisie Peters
zeichnet sich durch ihr ausdrucksstarkes Storytelling aus und zählt
prominente Fans wie Taylor Swift, Sam Smith oder Lewis Capaldi zu
ihren Supportern. Während ihre Songs weltweit bereits über 300 Mio.
Streams einspielten, launchte sie Anfang Mai noch den "Maisie Peters
Book Club".

Durch die aktuelle globale Pandemie, mussten die Arbeiten an ihrem
vielversprechenden Debütalbum pausieren, weshalb sich Maisie dazu
entschied, ihre Fans in den kommenden Wochen mit bisher
unveröffentlichtem Material zu versorgen und letzten Freitag ihre
neue Single "The List" [11] enthüllte.

"This song is about liking yourself, even in moments when you
really really don't like yourself", erklärte sie dazu.


JASMINE THOMPSON

Viele Menschen rund um den Globus fühlen sich derzeit einsam und
alleingelassen. Diesem Gefühl des Verlassenseins widmet die Londoner
Singer/Songwriterin Jasmine Thompson nun eine strahlende neue Single
und veröffentlicht dazu ein leidenschaftliches, selbst und im eigenen
Zuhause gedrehtes Musikvideo [12].

Gemeinsam geschrieben mit ihrer schottischen Kollegin Nina Nesbitt
und produziert von Ollie Green (Alex Newell, Freya Ridings),
beschäftigt sich Thompson in "Love For The Lonely" mit der
Problematik, aus den richtigen Gründen an einer Beziehung
festzuhalten, obwohl sie sich selbstzerstörerisch anfühlt.

In Folge ihrer 2019er EP "Colour", leitet der Song eine Serie neuer
musikalischer Veröffentlichungen von Jasmine Thompson ein.


ROY WOODS

Der kanadische Sänger, Rapper und Songwriter Roy Woods aus Toronto
steht bei OVO Sound, dem Label von Drake, unter Vertrag und
veröffentlichte in Folge seines 2016er Mixtapes "Waking At Dawn" (#3
der US-Billboard Heatseekers Albums Charts) sein 2017er Debütalbum
"Say Less". Mittlerweile generierte er insgesamt über 1,2 Mrd.
Streams.

Nachdem er sich kürzlich mit der Single "I Feel It" zurückmeldete,
präsentierte er Ende vergangener Woche nun seine brandneue, sechs
Tracks umfassende EP "Dem Times" und enthüllte das futuristische
Video [13] zu "Cool J".

"We're in a place and space that a lot of us have never
experienced before", kommentiert Roy Woods. "That's what made
me want to release my EP, 'Dem Times', and it's also why I chose the
name."


THE MAGNETIC FIELDS

Komponist Stephin Merritt zeichnet sich vor allem durch seine
Scharfsinnigkeit aus. Obwohl seine meistgerühmten Werke - darunter
der 1999er Meilenstein "69 Love Songs" und zuletzt "50 Song Memoir" -
von gewaltiger konzeptioneller Breite waren, bestehen sie in der
Tiefe aus sorgsam gefertigten, humorvollen Miniaturen.

Das am vergangenen Freitag erschienene, neueste Werk von Merritt und
seiner Band The Magnetic Fields, "Quickies", präsentiert seine
winzigsten Miniaturen. Dabei kommt der längste Track auf 2:35 Minuten
und der kürzeste auf 17 Sekunden.

Besonders inspiriert war Merritt dabei von der radikal kurzen 'Flash
Fiction' der gefeierten Kurzgeschichten-Autorin Lydia Davis. Hier
[14] gibt es den Track "I've Got A Date With Jesus" zu hören.


TRACK OF THE WEEK • Lil Skies - "Riot"

Das Ausnahmetalent Lil Skies aus dem US-Bundesstaat Pennsylvania hält
das Tempo weiterhin hoch und legt nach "Havin My Way (feat. Lil
Durk)" und "Fidget" seine bahnbrechende, unglaublich eingängige neue
Single "Riot" vor, produziert von CashMoneyAP. "Riot" führt direkt in
den Club und lässt dort die Entourage tanzen, wie hier [15] im
offiziellen Musikvideo zu sehen. Im März 2019 ging Lil Skies mit
seinem Debütalbum "Shelby" [16] ins Rennen und erreichte direkt
Platz #5 der amerikanischen Soundscan/Billboard 200-Charts.
Inzwischen hat er seinen High-Energy-Hiphop weltweit etabliert und
zählt heute knapp drei Mrd. Streams.



  [1] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a538d754ebf7cb0332c6f8f6c71cb918a7817eca242fa7de958c753997a6cc92af3ff8c798911423f7

  [2] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a55ade1cf0a6b651736ffbbff7262e3b48e5169e720ae9c48bf394573f80e9f67e41e9ca829d2336f1

  [3] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a5aadc22a612f3c74558bb2b597881cd358f01d2c65770959590a07c8ce94f099011b1460ba03bddf7

  [4] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a5360c85639a4ee7c8e7aa5a2f52a0c526281ea65279c10ebba60dbc18e30f84a577e22a5884e4fba7

  [5] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a5c2bfaf37149e2a66914e43c153a89140846d3a676b83712e1aa7407f7ca16bd83b7a35e8c493757a

  [6] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a5ed5f6f1f0cee8f1fd6153ef5038d4de21c9b9f62280c8f2554370f2309329d1fd5e1bf04eb190611

  [7] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a5d19eddc4f0deebae62d8f38898fdeadfaad6a1f288f67b213d42538d64a15f1c131dabc108d94fb8

  [8] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a596550f884722f457c8d007cf31a84f4cdec89d758cd12db2ead8542b0d144accee7c97b828603ff9

  [9] http://click.e.wmg.com/?qs=39c8ad7d28a3f9a56539ed88d5f3ee02c4c3ffe08f7a359e8421c52acf23b8a62375478d3535466ff62f788976e0981c

[10] http://click.e.wmg.com/?qs=21b882f622b245ac2b4c159a8993b55aa70246ae7eeaf67b3e7160405987bba5d3fc289b99988e7c1ae67ba36a3c9b3a

[11] http://click.e.wmg.com/?qs=21b882f622b245ac4c8d18c440373e83ba26e9f12eff9267aadeaccc45c0fe2b7ae4d9ecd8bdea0e19452bf6b44a1d0c

[12] http://click.e.wmg.com/?qs=21b882f622b245ac37db52c17c6df983ba41461699ab8b7122337bbe3d08be96313ab9d0e7cdce058e91c5e3dd34e165

[13] http://click.e.wmg.com/?qs=21b882f622b245ac8c347a7f1f40f8b40d660f3d372a4b7edf0d21d97a3c5f3bdfe2a1a9a9ff9d190c66279baae11d51

[14] http://click.e.wmg.com/?qs=21b882f622b245acff19c83eb010d92972debc18609a8740df7bab42501334e205b208186876ece92da28808bc9ba88e

[15] http://click.e.wmg.com/?qs=21b882f622b245ac63b7aa1c71a0fe8cbda8b778530d82d2849a2bb481b0c789a86ca9a2f36b541accb9e862dd25998c

[16] http://click.e.wmg.com/?qs=21b882f622b245acfa8f3479815499c73d16fc21e98ee02ee0bf437496571131475fbe7f55c0ce2c1216c872f1e08307

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/9411: Aus aller Welt - 20.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Taiwans Präsidentin Tsai legte Amtseid ab

Taiwans Präsidentin Tsai Ing-wen begann heute ihre zweite Amtszeit.
In ihrer Antrittsrede machte die Unabhängigkeitsverfechterin
deutlich, daß sie es nicht akzeptieren werde, daß China den Status
quo untergrabe. Der Sprecher des Büros des chinesischen Staatsrats
für Taiwan-Angelegenheiten, Ma Xiaoguang, erklärte ebenfalls am
Mittwoch, daß niemand die Wiedervereinigung des Heimatlandes
verhindern könne. China werde unbeirrt an der Richtlinie für eine
friedliche Wiedervereinigung festhalten. Seit dem Amtsantritt von
Tsai im Jahr 2016 haben sich die Spannungen zwischen Peking, das
Taiwan als abtrünnige Provinz betrachtet, und Taipeh verschärft.
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JUSTIZ/9411: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Cannabisplantage in Ueckermünde aufgespürt

Bei einer Durchsuchungsaktion auf dem Gelände eines Brennstoffhandels
in der Nähe des Stadthafens Ueckermünde im Landkreis
Vorpommern-Greifswald haben Ermittler eine Drogenplantage mit 300
Hanfpflanzen und 200 Setzlingen entdeckt. Außerdem fanden die rund 30
Beamten mehrere Waffen und kiloweise getrocknete Blüten. Mehrere
Personen stehen in Verdacht, gemeinsam mit Drogen gehandelt zu haben.
Ein 43 Jahre alter Mann wurde vorübergehend festgenommen. Die
Staatsanwaltschaft will Haftbefehl gegen ihn beantragen.
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MILITÄR/9408: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Rußlands Außenminister beklagt mangelnden Dialog

In Hinblick auf die angeschlagenen Beziehungen zwischen Rußland und
der NATO bedauert Außenminister Sergej Lawrow, daß kaum noch
Gesprächsmöglichkeiten vorhanden sind. Direkte Kontakte zwischen den
Militärs fehlen, sagte Lawrow der russischen Nachrichtenagentur Tass.
Treffen auf höherer Ebene seien völlig eingefroren. Zudem beklagte
der Minister, daß die Trump-Administration den Begriff "strategische
Stabilität" für sich gestrichen und durch "strategische
Großmachtrivalität" ersetzt habe. Der strategische Stabilitätsdialog
ist laut Lawrow einer der Bereiche, in denen die Beziehungen zwischen
Rußland und den USA erheblich verbessert werden müßten.
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POLITIK/9410: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kabinettsausschuß zum Rechtsextremismus traf sich in Berlin

In Berlin kam erstmals der Kabinettsausschuß zur Bekämpfung von
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus unter Leitung von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) zusammen. Eingerichtet wurde er
als eine Konsequenz aus den Anschlägen von Halle und Hanau sowie der
Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke. Konkrete
Beschlüsse wurden am Mittwoch nicht gefaßt. Bundesjustizministerin
Christine Lambrecht (SPD) kündigte eine Gesetzesinitiative zum Schutz
und zur Unterstützung der Opfer von rechter Gewalt an.

Dem Ausschuß gehören unter anderem Bundesinnenminister Horst Seehofer
(CSU), Außenminister Heiko Maas, Bundesfamilienministerin Franziska
Giffey, Bundesjustizministerin Christine Lambrecht (alle SPD) sowie
die Kulturstaatsministerin Monika Grütters und die Beauftragte der
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, Annette
Widmann-Mauz (beide CDU), an.
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SONSTIGES/9408: Tragisches und Kurioses - 20.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Unterirdische Räume am Fuße des Tempelbergs entdeckt

Israelische Forscher haben in der Nähe der Klagemauer in der
Jerusalemer Altstadt drei in den Fels gehauene Räume aus der Zeit der
römischen Herrschaft vor 2.000 Jahren entdeckt. Die übereinander
angeordneten und mit steinernen Treppen verbundenen Räume waren unter
dem Mosaikboden eines rund 1.400 Jahre alten byzantinischen Bauwerks
verborgen gewesen. Darin fanden die Wissenschaftler tönerne
Kochgefäße, Öllampen, einen Steinbecher sowie Teile eines steinernen
Wasserbeckens. Die Nutzung des unterirdischen Systems ist unbekannt.
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WISSENSCHAFT/8493: Aus Forschung und Technik - 20.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Chef für astronautische Raumfahrt gibt Posten auf

Nach nur sechsmonatiger Amtszeit ist der Chef für die bemannten
Programme der NASA, Doug Loverro, überraschend von seinem Posten
zurückgetreten. Er habe einen Fehler gemacht, für den er allein die
Konsequenzen tragen müsse, erklärte Loverra. Einzelheiten dazu nannte
er nicht. Seine kurze Amtszeit war geprägt von mehreren
Entscheidungen, die gegen Boeing ausfielen. Bis zur Wahl eines
Nachfolgers wird der fünffache Space-Shuttle Astronaut Ken Bowersox
die Leitung für die bemannte Raumfahrt interimistisch übernehmen. Der
Führungswechsel im Human Exploration and Operations (HEO) Mission
Directorate der NASA kommt nur wenige Tage vor einer kritischen
Überprüfung der Flugbereitschaft für den SpX-DM2-Testflug, der ersten
bemannten Mission des SpaceX-Raumschiffs Crew Dragon, die Loverro
überwacht hätte.
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AUSLAND/8507: Aus aller Welt - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Abbas kündigt alle Verträge der PA mit Israel und den USA auf

Mahmud Abbas, der Präsident der Palästinensischen Autonomiebehörde
(PA), hat deren sämtliche Vereinbarungen mit Israel und den USA
einschließlich Sicherheitsvereinbarungen aufgekündigt. Bei einem
Treffen der Palästinenserführung am Dienstagabend in Ramallah sagte
Abbas laut der Nachrichtenagentur Wafa, jetzt müsse die israelische
Besatzungsbehörde die volle Verantwortung und die Verpflichtungen
gegenüber der internationalen Gemeinschaft als Besatzungsmacht
übernehmen. Die Palästinensische Befreiungsorganisation und der Staat
Palästina sagten sich von heute an von allen Verträgen und
Vereinbarungen mit den Regierungen der USA und Israels los sowie von
allen Verpflichtungen, die aus diesen hervorgingen einschließlich der
Sicherheitsvereinbarungen. Weiter wird Abbas zitiert, die USA seien
als Partner einer Besatzungsmacht voll verantwortlich für die
Unterdrückung des palästinensischen Volkes.

Im Januar hatten US-Präsident Trump und Israels Premier Netanjahu ein
Konzept vorgestellt, welches unter anderem die Annexion der
israelischen Siedlungen auf Palästinensergebiet und des Jordantals im
Westjordanland vorsieht. Dem palästinensischen Volk soll so etwa wie
ein eigener Staat auf rund 70 Prozent des Westjordanlands und ohne
die Hauptstadt Ostjerusalem sowie ohne ein eigenes Grenzregime
bleiben. Netanjahus Likud und der Koalitionspartner Blau-Weiß haben
ausgehandelt, die Annexionspläne ab Juli der israelischen Regierung
und dem Parlament zur Bestätigung vorzulegen.
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GESUNDHEIT/8460: Medizin und Gesundheitswesen - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Trump nimmt Malariamittel zur Coronaprophylaxe ein

Hoffentlich macht dieses Beispiel nicht Schule. US-Präsident Donald
Trump nimmt nämlich nach eigenen Angaben zur Coronaprophylaxe das
Malariamedikament Hydroxychloroquin ein. Dabei ficht es ihn nicht an,
daß es bislang keine belastbaren wissenschaftlichen Belege für eine
Wirksamkeit des Medikaments im Zusammenhang mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 gibt. Ende April hatte deswegen schon die US-Lebensmittel-
und Arzneibehörde (FDA) darauf hingewiesen, daß das Mittel das Risiko
lebensgefährlicher Herzrhythmusstörungen erhöht, nachdem eine Studie
bei Einnahme des Medikaments in Kombination mit einem Antibiotikum
eine höhere Sterblichkeit bei Patienten festgestellt hatte. Nach
eigener Einschätzung soll es Trump aber gesundheitlich gut gehen. Er
erklärte, daß er die Einnahme des Medikaments mit dem Arzt des Weißen
Hauses abgestimmt hat. Bei allen Coronatests, die alle paar Tage bei
ihm durchgeführt werden, sei er stets negativ gewesen. Immerhin
konnten seine Berater ihn davon abbringen, sich als Schutz vor einer
Coronainfektion Desinfektionsmittel spritzen zu lassen.
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JUSTIZ/8495: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



"Ende Gelände" im Berliner Verfassungsschutzbericht

Der Berliner Verfassungsschutz hat in seinem am Mittwoch
veröffentlichten Jahresbericht 2019 die 30 Mitglieder starke,
örtliche Klimaschützer-Gruppierung von "Ende Gelände" mit
Linksextremismus in Verbindung gebracht. Demnach versuchen
Linksextremisten die Klima- und Anti-Kohle-Bewegung zu unterwandern,
um gezielt Staatlichkeit zu diskreditieren und meist junge
Klimaakteure und -akteurinnen zu vereinnahmen und zu radikalisieren.
Der Landesverfassungsschutzbericht bemängelt z. B., daß sich die
"Interventionistische Linke" als maßgeblichen Bestandteil von "Ende
Gelände" ansieht. Die Initiative wiederum hat dem Verfassungsschutz
zufolge wiederholt bei Aktionen des zivilen Ungehorsams
Gewaltanwendung mindestens billigend in Kauf genommen.

Der Umweltpolitiker Georg Kössler von den Grünen bezeichnete die
Einschätzung des sozialdemokratischen Innensenators Andreas Geisel
als falsch und erklärte, "Ende Gelände" komme aus der Mitte der
Bevölkerung. Die Aktionen der Bewegung für Klimaschutz und gegen
Kohle genössen einen großen Rückhalt. Das Aktionsbündnis selbst
verwies am Dienstagabend darauf, daß es im Zusammenhang mit den
Massenaktionen von "Ende Gelände" in der Vergangenheit keine
rechtskräftigen Verurteilungen gegeben hat. "Ende Gelände" hat
wiederholt mit der Besetzung von Kohletagebauten ihre Forderung nach
einem beschleunigten Ausstieg aus der klimaschädlichen
Kohleverstromung unterstrichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8417: Sprache, Kunst und Medium - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Die Farben mancher berühmter Gemälde verblassen schnell

Der norwegische Maler Edvard Munch (1863-1944) hat die Motive mancher
seiner Bilder immer wieder verwendet, aber die Farbgebung geändert.
Besonders auffällig ist das bei seinem wohl berühmtesten Gemälde "Der
Schrei". In der Fassung aus dem Jahr 1910 ist das verwendete grelle
Gelb der Hauptfigur schon deutlich blasser geworden.

Bisher waren Physiker und Chemiker davon ausgegangen, daß vorrangig
das Tageslicht dafür verantwortlich ist. In diesem Fall soll jedoch
Feuchtigkeit die Farbpigmente angreifen.

Wie eine Forschergruppe aus Italien und Belgien feststellte, reagiert
ein Sulfid (ein Salz) des Schwermetalls Cadmium auf Feuchtigkeit und
verliert langfristig seine grelle Farbe. Bei Vergleichen mit Malern
der gleichen Epoche, wie beispielsweise Vincent van Gogh, der
ebenfalls Cadmium-Gelb verwendete, wurden bei Laboruntersuchungen
vergleichbare Verfallszeichen festgestellt.

Um die Gemälde zu schützen, müßte man sie in einer Art Klimakammer
aufbewahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8484: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



General Haftar in Libyen auf dem Rückzug

In Libyen haben die Militäreinheiten der in Tripolis sitzenden
Regierung mit Hilfe unter anderem türkischen Militärs die Städte Badr
und Tiji erobert. Am Montag hatten die Milizen der Einheitsregierung
unter dem international weitgehend anerkannten Premier Al-Sarradsch
mit Dutzenden von Luftangriffen die Kontrolle über die Militärbasis
al-Watiya an der Grenze zu Tunesien gewonnen. Die Libysche
Nationalarmee (LNA) von General Haftar, der für das in Tobruk
sitzende, gewählte Parlament kämpft, zog sich von dem strategischen
Stützpunkt sowie aus den Vororten von Tripolis zurück. Die LNA wird
von den Vereinigten Arabischen Emiraten sowie Rußland und Frankreich
unterstützt. Die Türkei soll Tausende islamistischer Milizionäre aus
Syrien nach Libyen verlegt haben. Andererseits sollen Milizen, welche
auf der Seite von Präsident Assad in Damaskus stehen, nach Libyen
gekommen sein, um ihrerseits Haftar zu unterstützen. Auf deren Seite
kämpft offenbar auch die private russische Söldnertruppe Wagner.
Haftar selbst hat viele Jahre in den USA gelebt und dort enge
Beziehungen zum Auslandsgeheimdienst CIA geknüpft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8498: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Eckpunkte eines Arbeitsschutzprogramms für die Fleischwirtschaft

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch beschlossen, Schlachtereien und
Fleischverarbeitungsbetrieben Werksverträge und
Arbeitnehmerüberlassungen ab Januar zu verbieten. Der Anlaß sind die
vielen Fälle von Covid-19, die unter den Belegschaften dieser
Betriebe aufgetreten sind. Die Häufung wird auf die räumlich enge
Unterbringung der oft aus Osteuropa stammenden, von Subunternehmen
angestellten Mitarbeiter zurückgeführt. Dem Kabinettsbeschluß zufolge
dürfen künftig nur Mitarbeiter des eigenen Betriebes Tiere schlachten
und das Fleisch verarbeiten. Davon ausgenommen ist das
Fleischerhandwerk mit seinen oft kleinen Betrieben. Die Regelungen
zählen zu den von der Bundesregierung geplanten Eckpunkten für ein
"Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirtschaft". Dazu gehören eine
Verdoppelung der maximal möglichen Bußgelder bei Arbeitszeitverstößen
von 15.000 auf bis zu 30.000 Euro sowie die Pflicht zur digitalen
Arbeitszeiterfassung, mehr Kontrollen in den Fleischbetrieben und
eine Informationspflicht der Unternehmen gegenüber den Behörden
hinsichtlich Einsatz und Wohnort ihrer ausländischen Arbeitskräfte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8467: Tragisches und Kurioses - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Schwere Heimsuchung für Menschen in Indien und Bangladesch

Mitten in der Coronapandemie haben die Küstenbewohner in Indiens Osten
und in Bangladesch auch noch mit dem äußerst starken Zyklon "Amphan"
zu kämpfen. Seit Tagen waren die Behörden damit beschäftigt, Millionen
Menschen zu evakuieren und an den Küsten und Flüssen Schutzwälle zu
errichten, wie die Tagesschau berichtete.

Gerechnet wird mit hohen Windgeschwindigkeiten von mindestens 165 km/h
und Starkregen. Teilweise haben erste Sturmausläufer bereits für
Schäden und Überflutungen gesorgt. Trotz der Pandemie mußten bereits
um die 300.000 Menschen in Massenunterkünften untergebracht werden.
Dabei wurde versucht, Sicherheitsabstände einzuhalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8496: Arbeit, Soziales und Familie - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Straßenkinder brauchen Schutz vor Corona-Infektion

Zwei ehemalige Straßenkinder haben am Dienstag
Bundesfamilienministerin Giffey mehr als 10.000 Unterschriften
übergeben, welche die Initiative MOMO gesammelt hat, um die Forderung
nach Unterbringung Tausender auf der Straße lebender Kinder
während der Coronavirus-Pandemie in leerstehenden Hotels oder
Jugendherbergen zu unterstreichen. Die Ministerin sagte zu, das
Problem bei der Jugend- und Familienkonferenz der Länder in der
kommenden Woche zu thematisieren. Der SPD-Politikerin zufolge kann
die geforderte Unterbringung obdachloser Kinder nur eine kurzfristige
Lösung sein. Eigentlich müßten diese in sozialen Einrichtungen
betreut werden. Laut MOMO leben bundesweit rund 20.000 Kinder und
Jugendliche auf der Straße. Die Unterschriftensammlung war vom
Kampagnenportal change.org organisiert worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8471: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronamaßnahmen ließen CO2-Emissionen sinken

Langsam werden die Annahmen zur Gewißheit. Die CO2-Emissionen sind
durch die strikten Coronamaßnahmen mit zeitweiligen Lockdown um etwa
ein Sechstel zurückgegangen. So lagen die globalen Tageswerte Anfang
April bis zu 17 Prozent niedriger als der Jahresdurchschnitt 2019 von
100 Millionen Tonnen. In manchen Ländern sollen die Emissionen
während der Hochzeiten der Coronabeschränkungen sogar um bis zu
durchschnittlich 26 Prozent gefallen sein. Wie das Deutsche
Ärzteblatt weiter berichtete, gehen Experten jedoch davon aus, daß es
sich lediglich um ein temporäres Phänomen handelte, das mit dem
Wiederanfahren der Wirtschaften beendet sein wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8484: Märkte und Finanzen - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Virtuelle HV der Deutschen Bank

Die jährliche Hauptversammlung (HV) der Deutschen Bank sollte am
Mittwoch den ehemaligen SPD-Vorsitzenden und Vizekanzler Sigmar
Gabriel sowie den amtierenden Chef der Deutschen Börse, Theodor
Weimer, in den Aufsichtsrat wählen. Wegen der Coronavirus-Pandemie
fand die HV virtuell statt. Gabriels Wechsel in den Aufsichtsrat ist
rechtlich unproblematisch, weil die Karenzzeit für amtierende und
ehemalige Mitglieder der Bundesregierung 18 Monate beträgt. Weimer
schließt eine Übernahme des Aufsichtsratsvorsitzes bei der Deutschen
Bank aus, solange er selbst den Posten bei der Deutschen Börse
innehat. Sein Vertrag dort läuft Ende 2024 aus. Langjähriger
Aufsichtsratschef ist Paul Achleitner. Seine Amtszeit endet 2022.
Eine Wiederwahl strebt er nicht an. Der Konzernchef Christian Sewing
äußerte auf der HV die Erwartung, daß die Deutsche Bank trotz
internationaler Konkurrenz profitabel sein und bei einer europäischen
Konsolidierung eine Rolle spielen wird. Dazu soll unter anderem der
Abbau von rund 18.000 Vollzeitstellen bis Ende 2022 beitragen. Wegen
der Coronavirus-Pandemie waren die Verhandlungen darüber ausgesetzt
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8494: Aus Forschung und Technik - 20.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Microsoft will Supercomputer bauen

Microsoft engagiert sich verstärkt auf dem Gebiet der Supercomputer.
Zusammen mit dem KI-Konzern Open AI will das US-Unternehmen aus
Redmond einen Supercomputer bauen, der zu den fünf schnellsten
Rechenfarmen weltweit gehört. Über 285.000 Prozessorkerne und 10.000
Beschleunigerkarten sollen laut heise online für Microsoft in Zukunft
neuronale Netzwerke trainieren. OpenAI will mit den Superechner unter
anderem zur Verbesserung der eigenen Spracherkennung nutzen. Der
bisher schnellste Supercomputer in privatem Firmenbesitz ist der HPC5
des italienischen Gas- und Erdölkonzerns Eni mit 51,7 FP64-PetaFlops.
Doch das wird Geschichte sein, wenn der Superrechner von Microsoft
die Mauer von 100-PetaFlops durchbricht.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1675: Stabile Stromnetze trotz Erneuerbarer Energien (idw)

Frankfurt University of Applied Sciences - 19.05.2020

Stabile Stromnetze trotz Erneuerbarer Energien

Forschungsprojekt der Frankfurt UAS befasst sich damit, wie Veränderungen
im Stromnetz erkannt werden können, um frühzeitig zu reagieren und
Netzwerkschwankungen zu minimieren



Viele Energieversorger stehen vor der Herausforderung, schnell und
effizient auf steigenden oder fallenden Energiebedarf reagieren zu müssen
und dabei gleichzeitig die Netzstabilität zu gewährleisten. Die dabei
auftretenden Schwierigkeiten haben sich durch den Einsatz dezentraler,
volatiler und Erneuerbarer Energien deutlich erhöht. Im Forschungsprojekt
"intelligent Smart Meter Reaktion (iSMR)" soll auf Basis heuristischer
Methoden das sichere Erkennen und die frühzeitige Reaktion auf
Veränderungen im Stromnetz und Netzschwankungen verbessert und
automatisiert sowie Prognosen erstellt werden. Im Fokus des Projekts der
Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS) und der MTG AG
aus Darmstadt steht die Datenauswertung regionaler Netzbereiche anstatt
einzelner Messsysteme, Erstellen von Metriken, um Reaktionsszenarien zu
bewerten sowie (teil-)automatisierte Eingriffe, um die Netzstabilität
durch die Steuerung von dezentralen Anlagen wiederherzustellen.

"Umweltpolitik, Deregulierung der Stromerzeugung und -übertragung sowie
die Nutzung verteilter, erneuerbarer Energieerzeugungssysteme erschweren
die Lastverteilung, denn die Integration von erneuerbaren Energiesystemen,
wie Wind- oder Solarenergie, kann aufgrund ihrer unregelmäßigen und
unvorhersehbaren Natur eine Herausforderung darstellen", so Projektleiter
Prof. Dr. Martin Kappes, Professor für Rechnernetze und Betriebssysteme
und Leiter der Forschungsgruppe für Netzwerksicherheit,
Informationssicherheit und Datenschutz an der Frankfurt UAS. "Eine
zusätzliche Belastung der Netzstabilität ist die Gefahr durch die
steigende Anzahl an Cyberangriffen auf Stromnetze. Um einen effektiven
Schutz gewährleisten zu können, ist es zuerst wichtig, dass Bedrohungen
für die Netzstabilität frühzeitig und zuverlässig erkannt werden. Das
Erkennen ist jedoch nur der erste Schritt zur Absicherung. Nach dem
Erkennen müssen Maßnahmen getroffen werden, mit denen die Netzstabilität
schnell und zuverlässig gewährleistet werden kann. Durch die
unkontrollierte Einspeisung von lokalen, dezentralen Energiequellen, wie
z.B. Photovoltaikanlagen, Windkraftanlagen oder Blockkraftwerken, ist die
Netzstabilität bereits in der jetzigen Ausbaustufe der erneuerbaren
Energien oft gefährdet. An sonnigen und windigen Tagen wird mehr Energie
erzeugt als verbraucht. Dies kann zu Netzüberspannungen führen, die
wiederum automatisch Netzabschaltungen nach sich ziehen, falls ein
Schwellwert unter- oder überschritten wird. Um diese möglichen
Spannungsstörungen frühzeitig zu erkennen und Ausfälle zu vermeiden, muss
bereits in Ortsnetzen Verbrauch und Erzeugung von Energie erfasst und
verarbeitet werden."

Smart Grids bedeuten den Umbruch von der zentral gesteuerten
Elektrizitätsversorgung zu einer intelligenten, dezentralen
Stromversorgung. "Es ist absehbar, dass der Strommarkt in Zukunft nicht
mehr - wie in der Vergangenheit - zentralistisch durch wenige große
Konzerne bestimmt wird, sondern es zu einer Aufteilung kleinerer
dezentraler Dienstleister in KMU-Größe kommt, beispielsweise den lokalen
Stadtwerken oder Bürgerinitiativen", prognostiziert Kappes. Die
intelligenten Energienetze verbinden mittels bidirektionaler Kommunikation
alle Akteure des Energiesystems, um die Effizienz von
Elektrizitätsversorgung und -verbrauch zeitlich zu optimieren. Eine
bessere Stromnetzstabilität, besonders im Kontext Erneuerbarer Energien,
gehört zu den wichtigen Aspekten der Einführung von Smart Grids.

Die mit dem Smart Grid verbundenen riesigen Datenmengen feingranularer
Messdaten stellen Energieversorger vor neue Herausforderungen: Die
heutige, großenteils manuelle Analyse und Ausübung einer angemessenen
Reaktion ist nicht nur zeitintensiv, sondern erfordert auch
Expertenwissen. Deshalb möchten Energieversorger die durch den Smart Grid
verfügbaren Informationen und Messungen nutzen, um Anlagen zu steuern, zu
überwachen und deren variablen Energiebedarf vorauszusagen. Diese
zunehmende Abhängigkeit von großen hochauflösenden Datenmengen und deren
Verarbeitung ist eng mit automatisierten Prozessen verbunden, die
Fehlertoleranz und statistische Abschätzungen erfordern. Zur Reaktion auf
Netzschwankungen sehen die etablierten Vorgehensweisen in der Regel ein
manuelles Eingreifen der Verantwortlichen vor. Zwar kann auch schon heute
mit den am Markt erhältlichen Lösungen eine automatische Alarmierung der
Verantwortlichen durch vordefinierte Ereignisse geschehen (z.B. per E-Mail
oder SMS), jedoch müssen Reaktionen auf solche Ereignisse immer noch
manuell erfolgen und von einer zeitintensiven und komplexen Analyse
begleitet werden. Um effektiver auf Bedrohungen reagieren zu können, wird
im Rahmen von iSMR ein System zur (teil-) automatisierten Reaktion
entwickelt, welches durch das prophylaktische Vorbereiten von Maßnahmen
die Reaktion maßgeblich beschleunigt. Eine schnelle Reaktion ist wichtig,
da so auf Netzschwankungen reagiert werden kann, noch während diese
entstehen und Bedrohungen minimiert werden können, bevor Schaden entsteht.

In dem Projekt soll auf Basis intelligenter Methoden ein umfassender
Rahmen für die Empfehlung und ggf. automatisierte Einleitung angemessener
Reaktionen auf diverse Szenarien und problematische Situationen im
Stromnetz geschaffen werden. Auf Basis der Anomalie-Erkennung werden
Rückschlüsse gezogen, welches Nutzungsverhalten und welche Randparameter
zu einer Anomalie geführt haben. Durch Beobachtung der Randparameter oder
Nutzungsverhalten soll dann bei Überschreiten von Grenzwerten oder
Warnzonen frühzeitig eine Reaktion getroffen werden, die Störungen im
Teilnetz verhindern sollen.

Die Verbrauchs- bzw. Erzeugerdaten werden direkt von den Smart Metern
(intelligenten Stromzählern) an eine zentrale Instanz des Teilnetzes
gesendet. Die Instanz (iSMR) akkumuliert die Messwerte der einzelne Smart
Meter zu einem Gesamtverbrauchswert des Teilnetzes. Anhand dieses
Gesamtverbrauchwertes werden dann Anomalien im Teilnetz erkannt, Prognosen
erstellt und daraus ein Reaktionsplan hergeleitet. Die iSMR-Steuerung
wertet den Reaktionsplan aus und entscheidet anhand der Kennzahlen der im
Netz aktiven Verbraucher und Erzeuger, welche Anlagen reduziert/erhöht
oder aus-/angeschaltet werden. Die Schaltung kann durch einen direkten
Steuerbefehl oder durch einen Schaltplan erfolgen, der an die Steuerbox
gesendet wird. Falls die Stabilisierung nicht mehr regional durch das iSMR
gelöst werden kann, wird das übergeordnete Netz informiert. Die lokale
Intelligenz der Steuerbox versucht anhand des Regelwerks möglichst autark
auftretende lokale Störungen zu begrenzen und tauscht mit dem iSMR
Statusmeldungen aus. Anhand der Statusmeldungen entscheidet der iSMR, ob
die Steuerbox abweichend vom Regelwerk agieren soll. Befehle der iSMR
werden stets mit der höchsten Priorität bedient.

Im Projekt wird prototypisch eine Instanz (iSMR) zur Stabilisierung eines
Teilnetzes realisiert. iSMR soll ein regionales Teilnetz überwachen und in
diesem die Netzstabilität gewährleisten. Die Idee dahinter besteht darin,
dass zukünftig das gesamte Stromnetz in regionale Teilnetze gegliedert
wird, die jeweils von iSMR-Instanzen überwacht werden. Diese 
iSMR-Instanzen können wiederum untereinander oder mit übergeordneten 
Instanzen kommunizieren, um die Stabilität des gesamten Netzes zu 
gewährleisten. "Diese Gesamtbetrachtung ist jedoch nicht Ziel des Projekts, 
der Fokus soll auf der Überwachung eines regionalen Teilnetzes liegen. Die
Gesamtbetrachtung wäre ein nächster Schritt für ein Folgeprojekt", so
Kappes.

Die Frankfurt UAS übernimmt die wissenschaftliche Bearbeitung des
Themenfelds. Hierzu zählen die Recherche und Evaluierung aktueller
wissenschaftlicher Beiträge sowie die eigene angewandte wissenschaftliche
Bearbeitung. Die dabei erhaltenen Ergebnisse sollen durch
Veröffentlichungen dem wissenschaftlichen Fachpublikum vorgestellt werden.
Darüber hinaus wird die Frankfurt UAS insbesondere mit der statistischen
Auswertung von Energiebedarf und der Entwicklung neuer Erkennungsmethoden
von Netzschwankungen und weiteren Bedrohungen betraut. Die genannten
Methoden werden insbesondere im sogenannten 'Frühwarnsystem' zur Erkennung
von Bedrohungen eingesetzt. Die MTG übernimmt die Implementierung des
Projektes. Die wissenschaftlichen Ergebnisse der Frankfurt UAS werden von
MTG übernommen und im iSMR umgesetzt. Neben der Umsetzung gehört auch die
Feldprüfung der wissenschaftlichen Ergebnisse auf die Anwendbarkeit im
realen Energieumfeld der Kunden zu den Aufgaben der MTG. Die MTG ist für
die Gesamtarchitektur des Systems zuständig und realisiert die
erforderliche Testumgebung.


Forschungsgruppe für Netzwerksicherheit, Informationssicherheit
und Datenschutz

Die Forschungsgruppe für Netzwerksicherheit, Informationssicherheit und
Datenschutz am Fachbereich Informatik und Ingenieurwissenschaften der
Frankfurt UAS zeichnet sich durch Forschungs- und Entwicklungsarbeit im
Bereich Netzwerk- und Sicherheitstechnologien aus. Neben der
traditionellen Forschung an Netzwerk- und Systemsicherheit sowie der
Zuverlässigkeit und Verfügbarkeit komplexer Systeme, werden
Sicherheitsmechanismen neuer Paradigmen in der Informationsverarbeitung
und aktuelle Trends, wie z.B. IoT, Cloud-Computing und Big-Data
fokussiert, um möglichen neuen Sicherheitsbedrohungen zu begegnen. Dabei
sind neben institutionellen Netzwerken auch intelligente
Energieversorgungsnetze (Smart Grid) und die Sicherheit beim
Cloud-Computing wichtige Themenfelder der Gruppe. Als Teil des
Kompetenzzentrums für Netzwerke und verteilte Systeme wird das Potenzial
einzelner Forschungsfelder durch Kooperationen mit anderen Forschungsgruppen
am Standort und bei externen Partnern strategisch optimiert und Synergien,
die sich durch die Bündelung von Ressourcen und Fähigkeiten ergeben,
werden konsequent genutzt, um Praxisorientierung und Anwendungsbezug zu
gewährleisten. Im Fokus steht neben der Entwicklung innovativer
Zukunftstechnologien auch deren erfolgreicher Transfer in die Praxis.
Kooperationspartner sind neben Unternehmen jeder Größe auch öffentliche
Einrichtungen wie das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik
(BSI).

MTG AG

Die MTG AG ist einer der führenden Spezialisten für
Verschlüsselungstechnologien in Deutschland. Die IT-Security-Lösungen von
MTG sichern kritische Infrastrukturen und das Internet der Dinge effektiv
ab. Zurzeit arbeiten am Firmenstandort Darmstadt ca. 40 Mitarbeitende an
Produktentwicklungen sowie Dienstleistungen für zahlreiche namhafte Kunden
aus der IT- und Telekommunikationsbranche, der Industrie, der
Energiewirtschaft und öffentlichen Verwaltungen. MTG unterhält eine beim
BSI akkreditierte Prüfstelle für IT-Sicherheit, die unter anderem
sicherheitstechnische Produktprüfungen gemäß dem internationalen Standard
"Common Criteria" durchführen darf. Für die Einführung von Smart
Meter-Systemen in Deutschland wird ein abgestimmtes Portfolio von Security
Produkten und Dienstleistungen angeboten.

Weitere Informationen unter:

https://www.frankfurt-university.de/netzwerksicherheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/418: Gesunde Ernährung braucht Verbindlichkeit - Verbraucher schützen, nicht die Konzerne

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Mai 2020

Gesunde Ernährung braucht Verbindlichkeit - Verbraucher schützen, nicht die Konzerne



Zu dem heute vorgestellten Ernährungspolitischen Bericht der
Bundesregierung erklärt Renate Künast, Sprecherin für
Ernährungspolitik:

Der aktuelle Ernährungsbericht belegt es: Konzerne sind der Ministerin
offenbar wichtiger als die Verbraucher. Statt verbindliche Regelungen
auf den Weg zu bringen bei Themen wie Zucker-, Salz- und
Fettreduktion, Kinderwerbung oder Lebensmittelverschwendung, setzt
Bundesministerin Klöckner auch weiterhin auf eines: die Freiwilligkeit
der Wirtschaft. Zur Freude der Unternehmen und zum Schaden der
Gesundheit der Verbraucherinnen und Verbraucher. Aber die Gesundheit
der Menschen und eine nachhaltige Ernährung müssen unser Ziel sein.

Wir brauchen eine echte Ernährungswende, also neue Verbindlichkeiten.
Dazu gehören u. a. ein Anti-Wegwerf-Gesetz gegen
Lebensmittelverschwendung, die rechtliche Einschränkung von
Kindermarketing sowie verbindliche Reduktionsziele für Salz, Zucker
und Fett in Fertiglebensmitteln.

Demnächst legt der wissenschaftliche Beirat für Ernährung seine
Vorschläge für eine Ernährungspolitik vor. Dann muss endlich Schluss
sein mit der Politik der Freiwilligeritis.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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ARBEIT/1205: Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirtschaft muss schnellstmöglich in geltendes Recht umgesetzt werden

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Mai 2020

Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirtschaft muss schnellstmöglich in geltendes Recht umgesetzt werden



Zum "Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirtschaft" der
Bundesregierung erklären Friedrich Ostendorff, Sprecher für
Agrarpolitik, und Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für
ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Das Eckpunktepapier des Kabinetts sieht endlich längst ausstehende
Verbesserungen im ArbeitnehmerInnenschutz vor. Wir begrüßen diese
Verbesserungen und erwarten, dass die Bundesregierung umgehend einen
Gesetzentwurf dazu vorlegt. Die systematische Ausbeutung, die wir seit
Jahren in den Schlachtbetrieben vorfinden, ist mit unserem Rechtsstaat
nicht zu vereinbaren. Es ist zwingend nötig, dass den nutzlosen
freiwilligen Selbsterklärungen der Fleischindustrie jetzt endlich
gesetzliche Regelungen folgen.

Wir begrüßen, dass die Bundesregierung das Unheil des
Werkvertragswesens in der Fleischbranche ab 2021 verbieten möchte, so
dass das Schlachten von Tieren und die Verarbeitung von Fleisch
künftig nur noch von eigenen Beschäftigten ausgeführt werden. Auch
mehr Kontrollen und erhöhte Bußgelder sind nötig. Doch es fehlen
weitere wichtige Punkte zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der
Fleischindustrie. Dazu haben wir konkrete Vorschläge gemacht - wie
beispielsweise eine Arbeitsinspektion, die Entgelt, Arbeitsschutz,
Arbeitszeit und Unterkunft gleichermaßen überprüft und der Haftung des
Schlachtunternehmens unterstellt.

Gleichzeitig müssen die Beschäftigten Zugang zu Beratungsmöglichkeiten
erhalten, die sie in ihrer Heimatsprache über ihre Rechte in
Deutschland aufklären, denn wo kein Kläger ist, da gibt es auch keinen
Richter. Das Projekt "Faire Mobilität" leistet hierfür einen
essenziellen Beitrag. Die Finanzierung muss für diese Beratung
verstetigt werden.

Die Politik darf sich jetzt nicht von der Fleischlobby unter Druck
setzen lassen. Die Fleischverarbeitungsriesen zeichnen bereits Zukunft-
Szenarien der Produktionsabwanderung ins Ausland. Die Unternehmen
fühlen sich unfair behandelt und gehen sogar soweit, die höheren
Auflagen als verfassungswidrig zu bezeichnen. Das Gegenteil ist der
Fall. Diese Aussagen entsprechen mitnichten der Realität: im Ausland
gelten teilweise sogar höhere Auflagen als bei uns, in Belgien
Frankreich und der Niederlande sind die Mindestlöhne höher als in
Deutschland. In Dänemark bezahlt die Branche sogar nach Tariflohn.
Seit Jahren beschweren sich unsere Nachbarn über die niedrigen
Auflagen hierzulande, die den Wettbewerb verzerren und Schlachtungen
in deren Heimatländern unattraktiv machen. Allein das unmoralische
Verhalten der Fleischindustrie ist also verfassungswidrig und
unsolidarisch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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AUSSEN/2252: Dramatische Ausbreitung des Corona-Virus im Jemen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Mai 2020

Dramatische Ausbreitung des Corona-Virus im Jemen



Zur Ausbreitung des Corona-Virus im Jemen erklärt Omid Nouripour,
Sprecher für Außenpolitik:

Das Corona-Virus hat sich im vom Bürgerkrieg geplagten Jemen in den
vergangenen Wochen dramatisch ausgebreitet. Obwohl die Regierung und
die Houthi-Rebellen offiziell zusammen nur etwa 130 Fälle gemeldet
haben, zeichnen Vor-Ort-Berichte ein völlig anderes Bild. In der Stadt
Aden wird von über 500 Toten in einer einzigen Woche berichtet -
weitaus mehr Todesfälle als sonst üblich. Laut Behörden in Aden
zeigten 385 von ihnen Covid-19-Symptome. Auch die
Weltgesundheitsorganisation geht inzwischen davon aus, dass sich das
Corona-Virus im Jemen unerkannt ausbreitet. Die niedrigen offiziellen
Infektionszahlen erklären sich zum einen dadurch, dass bis Mitte Mai
in ganz Jemen gerademal 921 Tests durchgeführt wurden. Zum anderen
gibt es Berichte, dass die Houthis positi v getestete Fälle
verschleiern und medizinisches Personal einschüchtern, damit dieses
sich nicht über die Ausbreitung der Krankheit äußert.

Das jemenitische Gesundheitssystem ist infolge des Krieges und
gezielter Angriffe auf medizinische Einrichtungen nur noch rudimentär
funktionsfähig. Mittelkürzungen v.a. der USA für humanitäre Hilfe in
von den Houthis kontrollierten Gebieten und an die
Weltgesundheitsorganisation haben die Situation verschärft. Neben
Covid-19 wird die jemenitische Bevölkerung außerdem von schweren
Überflutungen, Cholera, Malaria und anderen Krankheiten heimgesucht.
Die Vereinten Nationen beschreiben die Lage im Jemen bereits seit 2019
als die schlimmste humanitäre Katastrophe weltweit. Um das Leid der
geschundenen Zivilbevölkerung zu lindern, muss die Bundesregierung
jetzt dringend handeln. Sie sollte ihre Kanäle in den Iran nutzen und
Teheran davon überzeugen, auf die Houthis einzuwirken, damit diese die
Unterdrückung medizinischen Personals beenden, Transparenz im Umgang
mit Covid-19 einführen und aufhören, die Lieferung humanitärer und
medizinischer Güter zu behindern. Ebenso sollte sie Druck auf
Saudi-Arabien ausüben, dass die von der saudisch-geführten Koalition
verhängte Blockade schnellstmöglich gelockert wird, um die Einfuhr
dringend benötigter medizinischer Produkte zu erleichtern. Auch sollte
sie gemeinsam mit den europäischen Partnern im Falle von
Finanzierungslücken bei den Vereinten Nationen für fehlendes
medizinisches Gerät, Testkits und Schutzausrüstung einspringen. Um die
Kampfhandlungen im Jemen zu reduzieren, muss die Bundesregierung unter
Verweis auf das kaum noch erträgliche Leid zudem auf die Vereinigten
Arabischen Emirate, Saudi-Arabien und Iran einwirken, die von ihnen
unterstützten jemenitischen Akteure zu einer von den Vereinten
Nationen zu vereinbarenden humanitären Waffenruhe zu bewegen. Zudem
sollte sie das gegen Saudi-Arabien verhängte Rüstungsexportverbot
endlich auch auf die anderen direkt oder indirekt am Jemenkrieg
beteiligten Länder ausweiten. Dazu gehören auch die Vereinigten
Arabischen Emirate und Ägypten.

 * 

Quelle:
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RECHT/889: Beim Einsatz für die Menschenwürde gibt es in Deutschland noch Luft nach oben

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Mai 2020

Beim Einsatz für die Menschenwürde gibt es in Deutschland noch Luft nach oben



Zum Jahresbericht der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter
erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik und
humanitäre Hilfe:

Wer weltweit die Einhaltung von Menschenrechten und Menschenwürde
einfordert, muss sicherstellen, dass diese auch im eigenen Land
gewährleistet sind. Auch der jüngste Jahresbericht listet eine
Vielzahl von Missständen und Unzulänglichkeiten an unterschiedlichen
Orten des Freiheitsentzugs in Deutschland auf. Da werden Patientinnen
und Patienten in der Psychiatrie über Monate hinweg und bisweilen ohne
ausreichende rechtliche Grundlage fixiert; ihr Spaziergang im Freien
findet in käfigartigen Bereichen statt. In Polizei-Dienststellen kommt
es vor, dass sich Frauen vor männlichen Beamten komplett ausziehen und
kontrollieren lassen müssen. Bayern behandelt Abschiebehäftlinge in
Justizvollzugsanstalten genauso wie Personen, die Freiheitsstrafen
verbüßen - und verstößt damit gegen die Menschenwürde sowie
europäische Grundrechte.

Anhaltend schlecht bleibt die finanzielle und personelle Lage der
Nationalen Stelle. Ihre zehn ehrenamtlichen und sechs hauptamtlichen
Mitglieder müssen 13.000 Einrichtungen kontrollieren, das Jahresbudget
wurde geringfügig auf 640.000 Euro erhöht. In Frankreich dagegen sind
61 Kontrolleure im Einsatz, ihr Etat liegt bei rund fünf Millionen
Euro. Bedenklich ist auch, dass Deutschlands Prüfer immer wieder die
mangelnde Kooperation von Aufsichtsbehörden beklagen sowie den
Umstand, dass sie die von ihnen besuchten privaten Einrichtungen nicht
namentlich nennen dürfen. Die Bundesregierung muss mehr dafür tun,
dass Deutschland seinen internationalen Verpflichtungen zum Schutz der
Menschenwürde nachkommt.
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UMWELT/1917: Biodiversität - Natur endlich schützen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Mai 2020

Biodiversität: Natur endlich schützen



Zur heute veröffentlichten EU-Biodiversitätsstrategie und zum Tag der
Biodiversität am 22.05. erklärt Steffi Lemke, Parlamentarische
Geschäftsführerin und Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Klare Flüsse, bunte Blumenwiesen, eine Vielzahl an Wildbienen und
Vögeln: gesunde Natur ist eine Seltenheit. Wir brauchen endlich
Maßnahmen, die unsere Natur tatsächlich schützen. Ob die heute
vorgestellte EU-Biodiversitätsstrategie jedoch ein wirksames
Instrument zum Schutz unserer Natur ist, wird sie noch beweisen
müssen.

Die EU-Biodiversitätsstrategie enthält wichtige Ziele, oftmals fehlen
aber konkrete Maßnahmen zu einer stringenten Umsetzung. Wir begrüßen
das Ziel, 30 Prozent der Land- und Meeresfläche unter Schutz und 10
Prozent unter strengen Schutz zu stellen. Dies ist auch für die
anstehenden internationalen Verhandlungen eine gute Grundlage. Die
angestrebte Reduzierung bei chemisch-synthetischen Pestiziden bis 2030
um die Hälfte kann der Biodiversität nur gut tun. Die Ziele zur
Wiederherstellung gestörter Ökosysteme müssen sich noch in konkreten
Richtlinien niederschlagen. Das gemeinsame Eintreten gegen die Klima-
und Biodiversitätskrise durch Konzepte wie "nature based solutions"
bef ürworten wir. Unklar bleibt, ob die Kommission tatsächlich die
Agrargelder anders ausgeben will. Hier fehlt dem Vorschlag die nötige
Verbindlichkeit, denn nur mit einer veränderten Agrarpolitik können
die Ziele zur Rettung und Wiederherstellung gesunder Natur erreicht
werden.

Zum Tag der Biodiversität muss sich die Bundesregierung fragen lassen,
was sie zum Schutz unserer Natur beigetragen hat. Es braucht ein
Sofortprogramm für eine gesunde Natur. Das Vordringlichste ist ein
Neustart in der europäischen Agrarpolitik und eine finanzielle
Stärkung des Naturschutzes. Beim Insektenschutz hat
Bundesumweltministerin Schulze vor Monaten ein Schutzprogramm
angekündigt und nicht geliefert. Auch beim weiteren Glyphosatausstieg
hat sich bislang nichts getan.

Es ist peinlich, dass sich die Bundesregierung - ausgerechnet am Tag
der Artenvielfalt - die rote Karte zeigen lassen muss: ihre Änderung
des Bundesnaturschutzgesetztes zum erleichterten Abschuss von
geschützten Wölfen wird nun auf EU-Rechtskonformität überprüft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2928: Pauschalreisen - Branche und Verbraucher brauchen differenzierte Lösungen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Mai 2020

Pauschalreisen - Branche und Verbraucher brauchen differenzierte Lösungen



Zum heute vorgestellten Eckpunktepapier der Bundesregierung zur
freiwilligen Gutscheinlösung für die Pauschalreisebranche erklären
Markus Tressel, Sprecher für Tourismuspolitik, und Tabea Rößner,
Sprecherin für Verbraucherschutz:

Die heute vom Kabinett verabschiedeten Eckpunkte zur freiwilligen
Gutscheinlösung für ausgefallene Pauschalreisen kommen zehn Wochen zu
spät und nur, weil die EU-Kommission gegenüber der Bundesregierung
nicht eingeknickt ist. Die Bundesregierung hat heute zwar endlich
einen rechtssicheren Weg eingeschlagen, aber dieser Vorschlag hätte
schon vor Wochen kommen müssen.

In der Zwischenzeit wurde wertvolles Vertrauen verspielt, sowohl bei
den Verbraucherinnen und Verbrauchern als auch in der Reisewirtschaft.
Denn es steht fest, dass eine freiwillige Gutscheinlösung den
Tourismus nicht alleine retten wird. Was wir brauchen, sind
differenzierte Lösungen, die die Vielfalt der Branche bedienen können.
Wir benötigen daher einen Rettungsfonds für alle Wirtschafts- und
Rechtsformen der Touristik, wir brauchen einen
Kundengeldabsicherungsfonds. Wir benötigen darüber hinaus höhere
Soforthilfen, auch für Solo-Selbstständige sowie eine monatliche
Pauschale. Die Reisewirtschaft steht finanziell am Abgrund. Damit wir
die touristische Infrastruktur nicht verlieren, müssen endlich
sinnvolle Schritte gegangen werden. Au ch auf Verbraucherseite gibt es
noch viele ungeklärte Fragen wie beispielsweise der Umgang mit
bestehenden Restzahlungsansprüchen. Wir fordern die Bundesregierung
auf, alle zuständigen Akteure an einen Tisch zu setzen und endlich zu
handeln.
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AGRAR/367: Rolle der Landwirte weiter stärken

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. Mai 2020

Rolle der Landwirte weiter stärken



Zu der am heutigen Mittwoch vorgestellten EU-Strategie "Farm-to-Fork"
können Sie den agrarpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, wie folgt zitieren:

"Die 'Farm-to-Fork'-Strategie kann ein wichtiger Baustein für eine
nachhaltige, wettbewerbsfähige und regional verwurzelte
Landwirtschaft in Europa sein. Der Fokus der 'Gemeinsamen
Agrarpolitik der Europäischen Union' (GAP) muss, neben Klima- und
Umweltschutz, aber weiterhin auf der Ernährungssicherung liegen. Um
dies auch in Krisensituationen zu gewährleisten, brauchen unsere
Landwirtinnen und Landwirte Planbarkeit und stabile Einkommen. Die
neue EU-Strategie muss die GAP intelligent mit dem 'Green Deal'
verzahnen und die Rolle der Landwirte in der Lieferkette vom Acker
bis zum Teller stärken. Wichtig dabei ist, dass das EU-Agrarbudget
weiterhin in gleich gutem Umfang finanziell ausgestattet sein muss.
Zusätzliche Anforderungen müssen über zusätzliche Mittel finanziert
werden."

 * 
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ARBEIT/858: Für bessere Arbeitsbedingungen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Mai 2020

Für bessere Arbeitsbedingungen

Wir sorgen für Ordnung auf dem Arbeitsmarkt und beseitigen die
Missstände in der Fleischwirtschaft



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch die Eckpunkte eines
Arbeitsschutzprogramms für die Fleischwirtschaft beschlossen. Dazu
erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Ich begrüße den Beschluss des Bundeskabinetts, dafür zu sorgen, die
Missstände in der Fleischwirtschaft nachhaltig zu beseitigen.

Wir haben in den letzten Jahren bereits mehrfach gesetzgeberisch auf
die Missstände und wettbewerbsverzerrende Fehlentwicklungen in der
Fleischwirtschaft reagiert.

Aktuell es darum, vor allem den Missbrauch von
Werkvertragsgestaltungen zu unterbinden und die Stammbelegschaft in
den Fleischbetrieben zu stärken. Es ist gut, wenn die
arbeitsschutzrechtliche Überwachungsquote in den Betrieben dieser
Branche steigt und der Arbeitsschutz sowie Hygienemaßnahmen in den
Unterkünften ausländischer Arbeitnehmer konsequent kontrolliert
werden.

Hygiene in Unterkünften und beim Transport sowie der Sicherung des
Arbeitsschutzes vor Ort müssen gewährleistet werden. Wir werden den
Arbeitsschutz deshalb - vor allem in der Fleischbranche - weiter
voranbringen und für gute Arbeitsbedingungen sorgen. Ausbeuterische
Geschäftsmodelle werden wir konsequent unterbinden; dafür ist in
Deutschland kein Platz!"

 * 
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SOZIALES/2069: Bis zu 20 Wochen Lohnersatz für von der Corona-Krise betroffene Eltern

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. Mai 2020

Bis zu 20 Wochen Lohnersatz für von der Corona-Krise betroffene
Eltern



Das Bundeskabinett hat heute eine Formulierungshilfe für einen
Änderungsantrag zur Verlängerung der bisherigen Dauer des
Entschädigungsanspruchs nach § 56 Absatz 1a
Infektionsschutzgesetz zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise
(Corona-Steuerhilfegesetz) beschlossen. Hierzu können Sie die
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön, gerne wie folgt zitieren:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion lässt Eltern in der Corona-Krise
nicht alleine. Wir haben für die Verlängerung der Lohnersatzleistung
gekämpft, Ministerpräsidenten überzeugt - und uns durchgesetzt. Denn
auch wenn die Kitas schrittweise ihren Notbetrieb erweitern und
Klassen tageweise wieder in die Schule kommen können, sind sie doch
aufgrund notwendiger Sicherheitsstandards und Auslastung des
Fachpersonals von einem Regelbetrieb weit entfernt. Ich freue mich
daher sehr, dass Mütter und Väter, die ihre Kinder immer noch selbst
betreuen müssen und daher nicht erwerbstätig sein können, weiterhin
eine Lohnersatzleistung erhalten können. Die Höchstdauer für jeden
Sorgeberechtigten wollen wir jetzt von sechs auf insgesamt zehn
Wochen und für Alleinerziehende auf insgesamt 20 Wochen verlängern.

Besonders erfreulich ist, dass der Maximalzeitraum von zehn bzw. 20
Wochen nicht an einem Stück ausgeschöpft werden muss. Eine Verteilung
über mehrere Monate und eine Aufteilung auf Tage ist grundsätzlich
möglich. Damit können Eltern flexibel auf die Angebote von Kita und
Schule reagieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/2068: Beratung für Schwangere muss weiter stattfinden

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Mai 2020

Beratung für Schwangere muss weiter stattfinden

Voraussetzungen für Schwangerschaftsabbrüche bleiben hoch



Zur Diskussion über Lockerungen bei der
Schwangerschaftskonfliktberatung erklärt der familienpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg:

"Es ist überhaupt nicht nötig, jetzt mit Verweis auf Corona die
Beratung auszusetzen, die vor einem Schwangerschaftsabbruch
durchgeführt werden muss. Die Beratungen finden unter Einhaltung des
Infektionsschutzes weiterhin statt. Alternativ wird vielerorts auch
Online-Beratung angeboten. Dabei ist uns, der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, besonders wichtig: Die Beratung muss im
Interesse sowohl der ungewollt schwangeren Frauen als auch des
ungeborenen Lebens weiterhin hohe Qualität haben. Dazu gehören eine
vertrauliche Atmosphäre, Blickkontakt sowie Diskretion und Schutz
auch gegenüber Angehörigen der Frauen. Nur die persönliche Beratung
in der Beratungsstelle kann diese Sicherheit und Vertraulichkeit in
vollem Umfang bieten. Wenn stattdessen Online-Tools genutzt werden,
sollte wenigstens der Blickkontakt durch Video-Beratung gewährleistet
sein. Chat, Telefonat oder Mailverkehr werden der Situation, in der
eine Frau über die Fortsetzung oder den Abbruch einer Schwangerschaft
entscheidet, oft nicht gerecht. Für uns kommt überhaupt nicht in
Frage, die Schwangerschaftskonfliktberatung einfach auszusetzen, die
Teil des damals schwer errungenen gesellschaftlichen Konsenses über
den Umgang mit dem ungeborenen Leben ist."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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SOZIALES/2067: Eltern brauchen finanzielle Sicherheit

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. Mai 2020

Eltern brauchen finanzielle Sicherheit



Das Bundeskabinett hat heute eine Formulierungshilfe für einen
Änderungsantrag zur Verlängerung der bisherigen Dauer des
Entschädigungsanspruchs nach § 56 Absatz 1a
Infektionsschutzgesetz zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise
(Corona-Steuerhilfegesetz) beschlossen. Hierzu können Sie die
Vorsitzende der Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Yvonne Magwas, gerne wie folgt zitieren:

"Eltern brauchen gerade in der Corona-Krise finanzielle Sicherheit.
Es wäre unverantwortlich gewesen, die Lohnersatzzahlungen für Eltern,
die ihre Kinder wegen des fehlenden Regelbetriebes in Kita und
Schulen ganz oder teilweise zuhause betreuen müssen, nicht zu
verlängern. Der Einsatz der Frauen- und Familienpolitiker der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bei den Ministerpräsidenten hat sich
gelohnt. Es handelt sich um eine gesamtstaatliche Aufgabe. Da es vor
allem Frauen sind, die die Mehrbelastung in den Familien tragen, ist
die gefundene Lösung auch aus frauenpolitischer Sicht ein wichtiges
Signal. Gleichwohl ist Familienarbeit auch Männersache. Darum ist die
Regelung, nachdem für jeden Sorgeberechtigten insgesamt zehn Wochen
Lohnersatzleistung gezahlt wird, sehr zu begrüßen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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UMWELT/875: Bienen- und Insektenschutz trägt zur Ernährungssicherung bei

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Mai 2020

Bienen- und Insektenschutz trägt zur Ernährungssicherung bei

Bestäubungsleistung zentral für die Landwirtschaft



Insekten wie Bienen, Schmetterlinge und Schwebfliegen sind für unser
Ökosystem unverzichtbar. Rund ein Drittel der landwirtschaftlichen
weltweiten Pflanzenproduktion hängt von der Bestäubung ab. Um auf die
Bedeutung der Bienen und den Insektenrückgang aufmerksam zu machen
hat die UN den heutigen 20. Mai zum Weltbienentag ausgerufen. Der
agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert
Stegemann, und der zuständige Berichterstatter für Insektenschutz,
Hermann Färber, erklären dazu:

Albert Stegemann: "Der Insektenrückgang stellt die Landwirte
vor große Herausforderungen. Rund ein Drittel der
landwirtschaftlichen weltweiten Pflanzenproduktion hängt von der
Bestäubung ab. Neben einer veränderten Landnutzung tragen globale
Flächenversiegelungen, Klimaveränderungen, längere Trockenperioden,
eine Zunahme des Verkehrs, Windkrafträder und eine verstärkte
Lichtverschmutzung zum Rückgang bei. Zur Ursachenforschung befindet
sich derzeit ein umfassendes nationales Monitoring im Aufbau.
Gleichzeitig gilt es, mit gezielten Maßnahmen zu handeln, denn für
die Sicherung der Welternährung sind wir auf nützliche Insekten
angewiesen.

Die Landwirtschaft macht dabei ihre Hausaufgaben. So beinhaltet die
Ackerbaustrategie des Bundesministeriums für Landwirtschaft und
Ernährung ein Leitbild für eine verstärkte Biodiversität bei
geringerem Pflanzenschutzmitteleinsatz. Durch eine entsprechende
Förderung müssen Biogasanlagen ein Hotspot für Blühmischungen werden.
Bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln bewertet ein eigenes
Institut für Bienenschutz, das am Julius Kühn-Institut angeschlossen
ist, die Gefährlichkeit für Bienen, untersucht Bienenvergiftungen und
treibt die Forschung zum Bienenschutz voran. Außerdem fördern das
Landwirtschafts- und Umweltministerium gemeinsam mit
Landwirtschaftsverbänden und Wissenschaft das Projekt 'Für
Ressourcen, Agrarwirtschaft & Naturschutz mit Zukunft' (F.R.A.N.Z.).
Diese Projekte zeigen in vielen Regionen Deutschlands, wie sich
Artenschutz und Landwirtschaft vereinen lassen."

Hermann Färber: "Die Förderung der Biodiversität sollte für
uns alle bei diesem Thema an erster Stelle stehen. Auf europäischer
Ebene gibt es wesentliche Maßnahmen, die dem Ziel der biologischen
Vielfalt und damit dem Insektenschutz dienen. Bereits heute gibt es
in der 'Gemeinsamen europäischen Agrarpolitik' (GAP) zahlreiche
Elemente zugunsten der biologischen Vielfalt wie etwa die
Greening-Maßnahmen der EU-Agrarförderung Diese werden bei der
jetzigen Reform durch den Baustein der 'Grünen Architektur'
intensiviert und ausgebaut. Dazu gehört die Förderung von
Blühstreifen, Ausgleichsflächen oder Heckenpflanzungen. Auch der
europäische 'Green-Deal' und der dazugehörige Part der
'Farm-to-Fork'-Strategie verfolgen diesen Zweck. Allerdings ist nicht
nur die Landwirtschaft gefragt. Jeder von uns kann seinen Beitrag
leisten, wenn es darum geht, biologische Vielfalt zu erhalten und
Bienen zu schützen. Die Vielfalt an bienenfreundlichen Pflanzen ist
groß, und die meisten Gartencenter bieten inzwischen zu diesem Thema
besondere Informationen und Hinweise an ihren Produkten - daher
sollte es am besten überall blühen, auf dem Balkon ebenso wie im
eigenen Garten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2914: Reiseveranstalter und Reisebüros in der Krise schützen - Insolvenzen verhindern

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. Mai 2020

Reiseveranstalter und Reisebüros in der Krise schützen -
Insolvenzen verhindern



Das Bundeskabinett hat heute Eckpunkte zu einer freiwilligen
Gutscheinlösung und zur Abmilderung der Folgen der COVID-19 Pandemie
für die Pauschalreisebranche beschlossen. Hierzu können Sie den
Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Thorsten Frei, gerne wie folgt zitieren:

"Der heutige Beschluss des Bundeskabinetts ist ein erster Schritt auf
dem Weg hin zu den dringend erforderlichen Erleichterungen für die
Reisebranche. In diesem ersten Schritt sollen freiwillige Gutscheine,
die Pauschalreiseveranstalter ihren Kunden ausgeben können,
attraktiver gemacht werden. Diese Gutscheine sollen in vollem Umfang
gegen Insolvenz abgesichert werden. Ergänzend zur schon bestehenden
Absicherung wird dafür eine staatliche Insolvenzsicherung greifen. So
soll der Sorge von Kunden begegnet werden, sie könnten im Ergebnis
weder Ersatzreise noch Geld zurückerhalten.

Diesem ersten Schritt müssen nun weitere folgen: Unser Ziel muss es
sein, die Reiseveranstalter und Reisebüros so zu schützen, dass
Insolvenzen so weit wie möglich vermieden werden. Deshalb hat das
Bundeskabinett heute außerdem beschlossen, dass sich die
Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen bis Juni darauf
verständigen wollen, Hilfen für die Reiseveranstalter und die
Reisebüros zu ermöglichen. Uns ist die dramatische und vielfach
existenzbedrohende Lage der mehr als 10.000 Reisebüros und 2.000
Reiseveranstalter in Deutschland sehr bewusst."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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ARBEIT/1927: Missbrauch von Werkverträgen in allen Branchen verbieten

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Mai 2020

Missbrauch von Werkverträgen in allen Branchen verbieten



"DIE LINKE begrüßt die Regelung der Bundesregierung zu den
Werkverträgen in der Fleischindustrie. Das ist ein wichtiger erster
Schritt. Aber diese Regelung muss auf alle Branchen ausgeweitet
werden. Auch in der Saisonarbeit, dem Bau und der Gebäudereinigung
sind beispielsweise ähnliche Strukturen vorhanden", erklärt Jutta
Krellmann, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Mitbestimmung und
Arbeit, zu den Beschlüssen des Corona-Kabinetts in Sachen
Fleischindustrie. Krellmann weiter:

"Mafiöse Strukturen und Profitgier sind in der Fleischindustrie tief
verwurzelt. Die Branche war immer gut darin, bestehende Gesetzeslücken
auszunutzen. Dies darf jetzt nicht mehr zugelassen werden.
Verwässerungsversuche der Lobbyisten sind knallhart abzuschmettern.

Clemens Tönnies Behauptung, wonach ein Verbot von Werkverträgen ein
Wettbewerbsnachteil sei, ist schwachsinnig. Wettbewerb darf nicht auf
Kosten der Beschäftigten stattfinden. Im Gegenteil, skrupellose
Geschäftemacher dürfen keine Wettbewerbsvorteile haben.

Zudem braucht es jetzt ein konsequentes Handeln der staatlichen
Kontrollbehörden. Die Beschäftigten haben genug gelitten. Die
Kontrolldichte ist sofort zu erhöhen und nicht erst in sechs Jahren.
Außerdem brauchen wir Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Arbeits- und
Gesundheitsschutz. Die Gesundheit der Beschäftigten muss an erster
Stelle stehen, und zwar in allen Branchen.

Beschäftigten muss es ermöglicht werden, ihre Interessen auch selbst
zu vertreten und sich gegenüber den Arbeitgebern durchzusetzen. Das
ist nur durch betriebliche Mitbestimmung möglich. Deshalb ist die
Gründung von Betriebsräten zu vereinfachen und der Schutz zu stärken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Mai 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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ARBEIT/1926: Verbot von Werksverträgen in der Fleischindustrie wirksam kontrollieren

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Verbot von Werksverträgen in der Fleischindustrie wirksam kontrollieren



Zur heutigen Debatte über schärfere Regeln für die Arbeitsbedingungen
in der Fleischindustrie sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei
DIE LINKE:

"Um die unmenschlichen Zustände in der Fleischindustrie abzustellen,
brauchen wir neben dem Verbot von Werkverträgen und höheren Bußgeldern
bei Verstößen auch häufigere und schärfere Kontrollen. Die Regelungen,
die für bessere Arbeitsbedingungen, zum Schutz der Arbeitskräfte vor
Corona-Infektionen und für einen humanen Umgang mit den Tieren
getroffen werden, müssen auch wirksam durchgesetzt werden. Damit steht
und fällt der ganze Wert dieser Maßnahmen.

Die Werksverträge müssen von flächendeckenden Tarifverträgen abgelöst
werden. Die Kosten, die den Beschäftigten für ihre Unterkunft
abverlangt werden, müssen, orientiert an ortsüblichen
Vergleichsmieten, gedeckelt werden.

Die Fleischindustrie ist bekannt dafür, sich immer wieder mit Tricks
um die bestehenden Regelungen herum zu winden. Denen müssen wir scharf
auf die Finger schauen. Da ist es ein großes Problem, dass auf
Eigeninitiative durchgeführte Kontrollen der Arbeitsschutzbehörden in
den letzten Jahren um mehr als die Hälfte abgenommen haben. Besonders
stark gefallen sind die Zahlen in den Bundesländern, die aktuell
hunderte Corona-Infizierte in der Fleischindustrie vorweisen. Der
durchschnittliche Abstand der Arbeitsschutzkontrollen im Bereich
Nahrungs- und Genussmittel insgesamt hat sich zudem von 7,1 Jahren
2008 auf 17,3 Jahren 2018 mehr als verdoppelt."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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GESUNDHEIT/1207: WHO massiv stärken - Taten statt warmer Worte

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Mai 2020

WHO massiv stärken - Taten statt warmer Worte



"Im Angesicht der COVID-19-Pandemie haben sich viele Staaten und
Organisationen auf der WHO-Konferenz zur Notwendigkeit gemeinsamen
Handelns und internationaler Solidarität bekannt. Jetzt müssen auf
Worte Taten folgen", fordert Sylvia Gabelmann, für die Fraktion DIE
LINKE Mitglied im Unterausschuss für globale Gesundheit, anlässlich
der virtuell stattfindenden 73. Weltgesundheitsversammlung, dem
höchsten Entscheidungsgremium der Weltgesundheitsorganisation (WHO).
Gabelmann weiter:

"Während US-Präsident Trump den nächsten Angriff auf die WHO startete,
indem er ihr mit dem Austritt der USA und dem dauerhaften Entzug der
Finanzierung drohte, verabschiedeten die Delegationen der 194
Mitgliedsländer eine Resolution, die zum gemeinsamen Kampf gegen die
COVID-19-Pandemie aufruft. Es geht darum, den Zugang zu potenziellen
Medikamenten, Impfstoffen und medizinischer Ausrüstung global
sicherzustellen. Um Zugang und Bezahlbarkeit für alle weltweit zu
gewährleisten, müssen schnell Richtlinien festgelegt werden. Die
Vergabe von Patenten und exklusiven Nutzungslizenzen gilt es
auszuschließen.

Insbesondere die Staaten des globalen Südens, in denen die allgemeinen
Lebensbedingungen schlecht sind und wirtschaftliche Unterentwicklung
herrscht, sind von COVID-19 in dramatischer Weise betroffen. Der Kampf
gegen die Pandemie verschlingt zudem Ressourcen, die im Einsatz gegen
andere armutsassoziierte Erkrankungen wie Malaria, Tuberkulose oder
HIV fehlen. Neben Impfprogrammen und der Verteilung von Medikamenten
muss die WHO auf den langfristigen Ausbau belastbarer öffentlicher
Gesundheitssysteme setzen. Gesundheitszustände können sich nicht
nachhaltig ändern, wenn die allgemeinen Lebensumstände, zu denen
Armut, soziale Ungleichheit, Krieg und Umweltzerstörung gehören, nicht
verbessert werden.

Die WHO ist die zentrale Instanz im Bereich der globalen Gesundheit.
Doch die Organisation ist ein zahnloser Tiger, sie ist weder mit
ausreichenden Mitteln noch den notwendigen Befugnissen ausgestattet,
um eine effektive Reaktion auf die Pandemie sicherstellen zu können.
Die Bundesregierung sollte hier mit gutem Beispiel vorangehen. Sie
sollte sich für die Erweiterung der Kompetenzen einsetzen, ihre
ungebundenen Beitragszahlungen an die WHO erhöhen und endlich die
empfohlenen 0,1 Prozent des Bruttonationaleinkommens für die
gesundheitspolitische Entwicklungszusammenarbeit aufbringen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. Mai 2020
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SOZIALES/2745: Kleiner Kindergipfel - Die Corona-Krise bedroht wichtige Fortschritte

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Mai 2020

Kleiner Kindergipfel: Die Corona-Krise bedroht wichtige Fortschritte



"Die Organisationen und Verbände haben Sorge, wieder bei null anfangen
zu müssen und dass Fortschritte durch die Corona-Krise zurückgedreht
werden. DIE LINKE wird sich dafür einsetzen, dass nicht Kinder und
Jugendliche am Ende für die Krise zahlen müssen. Die Arbeit in diesem
Bereich ist für den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft extrem
wichtig", erklärt der Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Dietmar
Bartsch, im Anschluss an den "Kleinen Kindergipfel", zu dem das
Netzwerk gegen Kinderarmut heute im Bundestag eingeladen hatte.

Bei dem Gipfel wurde deutlich gemacht, dass sich gerade für Kinder und
Jugendliche, die bereits in Armut leben, die Lage verschärft. Viele
Angebote und die soziale Infrastruktur für Kinder und Jugendliche
fallen durch Corona weg. Außerdem verschärft sich die allgemeine
wirtschaftliche Situation. Viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer
berichteten, dass auch Kinder und Jugendliche aus der sogenannten
Mittelschicht zunehmend Ängste vor sozialem Absturz äußerten.

Die Zunahme digitaler Bildungsangebote durch Corona schließt
insbesondere Kinder aus armen Verhältnissen aus. Viele haben keinen
Zugang zu Technik oder zu Hause keine Ruhe, dem Unterricht zu folgen.
Bestehende Bildungsungerechtigkeit verschärft sich. Auch die Isolation
durch die Kontaktbeschränkungen setzt Kindern und Jugendlichen sehr
zu, berichteten Teilnehmerinnen.

Vertreterinnen von Frauenschutzorganisationen und Frauenschutzhäusern
machten klar, dass die soziale Infrastruktur gerade für Kinder in
Gewaltverhältnissen sehr wichtig sei. Frauengewalt ist oft Gewalt
gegen Mütter. Kinder sind oft Zeuge oder selbst Opfer. In Zeiten von
Corona verschärft sich die Lage, und die Hilfsorganisationen sind
entweder geschlossen oder werden weniger aufgesucht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Mai 2020
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BUNDESTAG/9829: Heute im Bundestag Nr. 522 - 20.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 522

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Mai 2020, Redaktionsschluss: 14.50 Uhr

1. Terrorismusverfahren im Jahr 2019

2. Mehr Sterbefälle durch das Coronavirus

3. Kliniken forschen an Coronavirus

4. Verhältnismäßigkeit der Einschränkungen

5. Vorgehen in der Coronakrise

6. Darstellung der Klimaentwicklung



1. Terrorismusverfahren im Jahr 2019

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Auskunft über Straf- und Ermittlungsverfahren mit
terroristischen Hintergründen gibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/19232) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/18336). Hintergrund der Anfrage ist den Fragestellern zufolge,
dass der seit August 1976 bestehende Paragraf 129a des
Strafgesetzbuches (Mitgliedschaft, Werbung und Unterstützung einer
terroristischen Vereinigung) ebenso wie der Paragraf 129 (kriminelle
Vereinigung) und Paragraf 129b (terroristische Vereinigung im Ausland)
schon lange umstritten sei. Die Fragesteller wollten unter anderem
wissen, wie viele Verfahren gegen wie viele Beschuldigte aus welchen
Vereinigungen im Phänomenbereich politisch motivierter
Kriminalität-links (PMK-links), im Phänomenbereich PMK-rechts, im
Phänomenbereich PMK-ausländische Ideologie, im Phänomenbereich
PMK-religiöse Ideologie sowie im Phänomenbereich PMK-nicht zuzuordnen
im Jahr 2019 entweder vom Generalbundesanwalt (GBA) eingeleitet oder
von den einleitenden Länderstaatsanwaltschaften an diesen abgegeben
wurden, und wie der Stand dieser Verfahren ist. Dazu enthält die 28
Seiten umfassende Antwort detaillierte Auskünfte. Wie die
Bundesregierung schreibt, gibt sie zu den im Jahr 2019 neu
eingeleiteten und noch verdeckt geführten Ermittlungsverfahren keine
Auskünfte, da diese konkret weitergehende Ermittlungsmaßnahmen
erschweren oder gar vereiteln würden.

Aus der Antwort geht unter anderem hervor, dass im Jahr 2019 nach
Paragraf 129a vier Ermittlungsverfahren aus dem Phänomenbereich
PMK-links und 18 Ermittlungsverfahren aus dem Phänomenbereich
PMK-rechts vom GBA eingeleitet oder von den Staatsanwaltschaften der
Länder übernommen wurden. Nach Paragraf 129b seien zwei
Ermittlungsverfahren aus dem Phänomenbereich PMK-links, 235
Ermittlungsverfahren aus dem Phänomenbereich PMK-ausländische
Ideologie und 422 Ermittlungsverfahren aus dem Phänomenbereich
PMK-religiöse Ideologie sowie nach Paragraf 129 (kriminelle
Vereinigung) zwei Ermittlungsverfahren vom GBA eingeleitet oder von
den Staatsanwaltschaften der Länder übernommen worden.

Darüber hinaus seien 2019 im Phänomenbereich PMK-links 29
Terrorismusverfahren, im Phänomenbereich PMK-rechts 20
Terrorismusverfahren, im Phänomenbereich PMK-religiöse Ideologie zehn
Terrorismusverfahren sowie im Phänomenbereich PMK-nicht zuzuordnen
sechs Terrorismusverfahren geführt oder neu eingeleitet worden, die
keinen Tatvorwurf nach den Paragrafen 129a oder 129b zum Gegenstand
gehabt hätten.

 * 

2. Mehr Sterbefälle durch das Coronavirus

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Coronakrise führt offenbar zu einem statistisch
relevanten Anstieg der Todesfälle in Deutschland. Das Statistische
Bundesamt habe nach einer Sonderauswertung erklärt, dass die
Sterbefälle saisonalen Einflüssen wie etwa der Grippe unterlägen.
Anders als in den Vorjahren sei aktuell kein Absinken der Sterbefälle
zu beobachten, heißt es in der Antwort (19/19096) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/18785) der AfD-Fraktion.

Seit der letzten Märzwoche lägen die tagesgenauen Zahlen tendenziell
über dem Durchschnitt der Jahre 2016 bis 2019. Da die Grippewelle 2020
seit Mitte März als beendet gelte, sei es naheliegend, dass diese
Entwicklung im Zusammenhang mit der Coronapandemie stehen könne.

 * 

3. Kliniken forschen an Coronavirus

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Nahezu alle Hochschulkliniken forschen derzeit am
neuen Coronavirus Sars-CoV-2 und der dadurch ausgelösten
Lungenerkrankung Covid-19. Hinzu kommen die großen Forschungsinstitute
Helmholtz-Gemeinschaft, Leibniz-Gemeinschaft, Max-Planck-Gesellschaft
und Fraunhofer-Gesellschaft. Auch weitere Forschungseinrichtungen
befassen sich mit dem Erreger und möglichen Impfstoffen, wie aus der
Antwort (19/19275) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/18762) die AfD-Fraktion hervorgeht.

 * 

4. Verhältnismäßigkeit der Einschränkungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Verhältnismäßigkeit der Eindämmungsstrategie
während der Coronakrise befasst sich die Linksfraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/19244). Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, welche Abwägungen die Bundesregierung zwischen der Eindämmung
der Pandemie und dem Grundrechtsschutz vorgenommen hat.

 * 

5. Vorgehen in der Coronakrise

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Das weitere Vorgehen der Bundesregierung in der
Coronakrise ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/19228) der
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen wissen, was an Lockerungen
vorgesehen und wann mit einem Impfstoff zu rechnen ist.

 * 

6. Darstellung der Klimaentwicklung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/19271)
zur Darstellung der Klimaentwicklung der Vergangenheit in
Veröffentlichung der Bundesregierung gestellt. Die Bundesregierung
soll unter anderem beantworten, welche wissenschaftlichen Arbeiten die
Regierung zur Darstellung der Klimaentwicklung nutzt und ob direkt
oder indirekt die Temperatur-Rekonstruktion oder deren zugrunde
liegende Daten von Michael E. Mann genutzt werden.

 * 
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BUNDESTAG/9828: Heute im Bundestag Nr. 521 - 20.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 521

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Mai 2020, Redaktionsschluss: 11.39 Uhr

1. COVID-19-Auswirkung auf Strafverfahren

2. RKI plant bundesweite Coronastudie

3. Umsetzung des Digital-Pakts Schule

4. Delegationsreisen in Krisenregionen

5. Linke fragt nach Bilanz von SPECTRE



1. COVID-19-Auswirkung auf Strafverfahren

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Bisher haben die Einschränkungen der
Covid-19-Pandemie die Funktionsfähigkeit und insbesondere die
Ermittlungstätigkeit des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof
nicht beeinträchtigt. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/19107) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/18846). Die
Einschränkungen hätten sich auch nicht auf die Erhebung der Anklage im
Strafverfahren wegen der Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten
Walter Lübcke ausgewirkt. Die Anklage sei am 29. April 2020 vor dem
Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main erhoben
worden.

Durch ergriffene Maßnahmen in der Arbeitsorganisation der
Bundesanwaltschaft sei sichergestellt, dass Staatsschutzverfahren
trotz der Einschränkungen der Covid-19-Pandemie zügig betrieben werden
können, schreibt das Bundesjustizministerium namens der
Bundesregierung. Dadurch sei auch die Einbindung der
Bundesanwaltschaft in die Gremien des Gemeinsamen
Terrorismusabwehrzentrums und des Gemeinsamen Extremismus- und
Terrorismusabwehrzentrums durchgehend gewährleistet geblieben. Die
Fragesteller hatten sich unter anderem nach den Auswirkungen der
Covid-19-Pandemie auf Staatsschutz-Strafverfahren mit mutmaßlich
rechtsextremem Hintergrund erkundigt.

 * 

2. RKI plant bundesweite Coronastudie

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Robert Koch-Institut (RKI) plant eine bundesweite
bevölkerungsbezogene Coronastudie. Die Untersuchung soll zusätzliche
Aussagen über die Verbreitung des Virus in der Bevölkerung und den
Anteil an Genesenen ermöglichen, die zumindest temporär Immunität
aufweisen, heißt es in der Antwort (19/19169) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/18844) der AfD-Fraktion.

Der Studienzeitraum erstreckt sich von Mai 2020 bis Ende 2020. Mit
einer bevölkerungsrepräsentativen Stichprobe von etwa 20.000 Personen
an rund 300 Studienorten soll die Seroprävalenz erfasst werden, also
die Häufigkeit der bereits überstandenen Infektionen.

 * 

3. Umsetzung des Digital-Pakts Schule

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Ausstattung der Schulen mit digitaler Technik
ist als Element der Kultushoheit Aufgabe von Ländern und Gemeinden.
Das unterstreicht die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19116) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18848) zur Umsetzung des
Digital-Pakts Schule und der Schulcloud. Zwar sei zur Bewältigung
struktureller Herausforderungen für den Bildungsstandort Deutschland
durch die Digitalisierung der Digital-Pakt Schule als Finanzhilfe des
Bundes nach Artikel 104c GG mit den Ländern vereinbart worden. Ein
zukünftiges Engagement der Bundesregierung sei damit aber nicht
verbunden.

 * 

4. Delegationsreisen in Krisenregionen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Über Delegationsreisen von Ministern und
Staatssekretären in Krisenregionen informiert die Bundesregierung in
der Antwort (19/19064) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/17899). Aufgelistet werden solche Reisen für die vergangenen fünf
Jahre in Länder des Nahen und Mittleren Ostens und nach Nordafrika.

 * 

5. Linke fragt nach Bilanz von SPECTRE

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Bilanz des europäischen Polizeiprojekts SPECTRE
ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/19238) der Linksfraktion. Die
Abgeordneten erkundigen sich konkret nach Details des Projekts.

 * 
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BUNDESTAG/9827: Heute im Bundestag Nr. 520 - 20.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 520

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Mai 2020, Redaktionsschluss: 11.25 Uhr

1. Bericht über Autobahn GmbH des Bundes

2. Einzelwagenverkehr der DB Cargo AG

3. Laute Güterwagen nur noch als Ausnahme

4. BEV-Liegenschaften für den Wohnungsbau

5. Regierung begrüßt Einsatz von eCall

6. Ortsumgehung Aken nicht vordringlich



1. Bericht über Autobahn GmbH des Bundes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Unterrichtung des Bundestages über die Autobahn
GmbH des Bundes erfolgt laut Bundesregierung durch einen
Verkehrsinvestitionsbericht, "der künftig gemäß Paragraf 8 Absatz 2
Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetz (InfrGG) jährlich von der
Autobahn GmbH des Bundes erstellt und durch das Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) dem Deutschen Bundestag
zugeleitet wird". Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/18908) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18002)
hervor. Der Verkehrsinvestitionsbericht der Autobahn GmbH des Bundes
werde nach dem ersten Betriebsjahr der Gesellschaft dem Bundestag
erstmals im Jahr 2022 zugeleitet. Er soll der Vorlage zufolge zudem in
den jährlichen Verkehrsinvestitionsbericht des BMVI integriert werden.
Ergänzend wird auf die parlamentarische Kontrolle gemäß Paragraf 9
InfrGG verwiesen, wonach die Bundesregierung laufend über alle die
Beteiligungsführung betreffenden Fragen unterrichtet.

 * 

2. Einzelwagenverkehr der DB Cargo AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Güterverkehrssparte der Deutschen Bahn AG, die
DB Cargo AG, strebt nach eigenen Angaben eine Ausrichtung der
Strategie für Einzelwagenverkehr auf Wachstum und weitere
Verkehrsverlagerung an. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/18910) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/18071) hervor. Um eine ökologische Alternative zur Straße zu sein,
soll der Einzelwagenverkehr den Angaben zufolge massiv ausgebaut
werden - etwa mit schnelleren Verbindungen oder neuen Branchen wie
Konsumgütern. Kernelemente dabei sollen ein attraktives Angebots- und
Netzkonzept, Investitionen in Digitalisierung, Automatisierung und
Modernisierung sein. Um diese Schritte zu ermöglichen, sei auch die
weitergehende Umsetzung des Masterplans Schienengüterverkehr
notwendig, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Laute Güterwagen nur noch als Ausnahme

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit dem Fahrplanwechsel 2020/2021 dürfen nach
Schienenlärmschutzgesetz keine lauten Güterwagen auf dem deutschen
Schienennetz verkehren. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/18906) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/18101). Ausnahmen seien zulässig, wenn die hervorgerufene
Schallemission aufgrund der Geschwindigkeit den fiktiven
Schallleistungspegel nicht überschreitet oder wenn
Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung nicht
überschritten werden. Dies könne bei Schienenwegen der Fall sein, "bei
deren Bau die Grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung einzuhalten
waren". Es könne aber auch für Schienenwege zutreffen, die so gelegen
sind, dass der von ihnen ausgehende Schall keine Anlieger trifft -
beispielsweise an unbesiedelten Streckenabschnitten.

Eine Befreiung auf Antrag nach Paragraf 5 des
Schienenlärmschutzgesetzes ist den Angaben zufolge möglich, "wenn
nachgewiesen wird, dass es noch keine zugelassene Technologie gibt,
oder die Güterwagen auf Steilstrecken verkehren". Ferner sei sie
möglich, wenn die Güterwagen ausschließlich aus Gründen des
historischen Interesses oder zu touristischen Zwecken betrieben
werden.

 * 

4. BEV-Liegenschaften für den Wohnungsbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Seit 1994 hat das Bundeseisenbahnvermögen (BEV) etwa
56 Prozent der ursprünglichen nicht bahnnotwendigen Liegenschaften
(etwa 30 Millionen Quadratmeter) veräußert und hierbei rund zwei
Milliarden Euro erlöst. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/18996) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/18007) hervor. Im Jahre 2019 seien 39 ehemalige
Bahnbetriebsflächen mit einer Gesamtfläche von 268.000 Quadratmetern
seitens des BEV veräußert worden, heißt es in der Antwort weiter.

Der derzeitige Liegenschaftsbestand umfasst laut Bundesregierung rund
4.400 Flurstücke mit einer Gesamtfläche von etwa 12,5 Millionen
Quadratmetern. Mit dem kontinuierlichen Abverkauf der Liegenschaften
habe sich die Zusammensetzung des Liegenschaftsportfolios verändert.
Insbesondere seien in den vergangenen 25 Jahren die marktnahen
Liegenschaften weitgehend veräußert worden.

Wegen des gestiegenen Bedürfnisses des Marktes nach Bauland für
günstigen Wohnraum, insbesondere für sozialen Wohnungsbau,
intensiviere das BEV zurzeit seine Bemühungen, geeignete
Liegenschaften des verbliebenen Bestandes entsprechend zu mobilisieren
und zu verwerten, teilt die Regierung mit. Dabei stehe die Förderung
sozialen Wohnraums im Vordergrund. Zur Erreichung dieses Ziels sei
zunächst die Richtlinie der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
(BImA) zur verbilligten Abgabe von Grundstücken mit Wirkung zum 1.
Januar 2020 in entsprechender Anwendung auf das BEV übertragen worden,
"wenn der Grundstückserwerb Zwecken des sozialen Wohnungsbaus dient".
Zusätzlich schreibe das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) derzeit eine Kurzstudie aus, die Vorschläge zu
möglichen Nutzungs- und Verwertungskonzepten für marktferne
BEV-Liegenschaften einschließlich der Abschätzung der damit
verbundenen Kosten unterbreiten soll. Die Ergebnisse sollen Mitte 2020
vorliegen und in die weiteren konzeptionellen Überlegungen zur
Weiterentwicklung des BEV-Immobilienbereichs einfließen, heißt es in
der Vorlage.

Daraus geht des Weiteren hervor, dass die Gesamtfläche der noch
vorhandenen BEV-Grundstücke, "die sich möglicherweise als Bauland
mobilisieren lassen", 153.775 Quadratmeter betrage. Darin seien
Flächen enthalten, die gegebenenfalls aufgrund ihrer Beziehung zu
Grundstücken Dritter in eine Wohnbebauung einbezogen werden könnten.
Das BEV errichte auf seinen Liegenschaften selbst keine Neubauten,
heißt es in der Antwort. Es führe an Bestandsimmobilien lediglich
Instandhaltungen, Instandsetzungen und Sanierungen durch.

 * 

5. Regierung begrüßt Einsatz von eCall

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung begrüßt nach eigener Aussage
einen flächendeckenden Einsatz des automatischen Notrufsystems eCall
(Emergency Call). Das geht aus der Antwort (19/18905) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/18340) hervor. Seit dem
1. April 2018 müssten alle neu typgenehmigten Fahrzeuge der Klassen M1
und N1 mit dem eCall-System ausgerüstet sein, wird mitgeteilt. Die
Verbreitung von eCall-Systemen steige sukzessive mit der
Marktdurchdringung von Fahrzeugen, die ab diesem Zeitpunkt
typgenehmigt wurden.

Gefragt nach der Gefahr einer Manipulation der Geräte, antwortet die
Bundesregierung: "Sofern das eCall-System so ausgestaltet ist, dass es
erst bei einem Unfall oder manueller Auslösung aktiviert wird und die
Regelungen zur Privatsphäre und dem Datenschutz gemäß EU-Verordnung
2015/758 eingehalten werden, besteht aus Sicht der Bundesregierung
kein erhöhtes Risiko einer Manipulation oder eines Ausspionierens
anderer Teile der Fahrzeugelektronik." Die technische Ausgestaltung
der eCall-Systeme obliege jedoch dem jeweiligen Fahrzeughersteller.
Dieser trage sowohl die datenschutzrechtliche Verantwortung als auch
die Verantwortung für die Gewährleistung der IT-Sicherheit des
Fahrzeuges insgesamt.

 * 

6. Ortsumgehung Aken nicht vordringlich

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Eine Vordringlichkeit der Ortsumgehung Aken
(Sachsen-Anhalt) konnte entsprechend der bundeseinheitlichen
Bewertungskriterien für den Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) nach
Angaben der Bundesregierung "nicht festgestellt werden". Bei
vergleichsweise geringem verkehrlichen Nutzen und hohen Projektkosten
habe sich ein niedriges Nutzen-Kosten-Verhältnis von 1,0 ergeben,
heißt es in der Antwort der Regierung (19/18904) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/18740).

 * 
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BUNDESTAG/9826: Heute im Bundestag Nr. 519 - 20.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 519

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.59 Uhr

1. Keine Richtlinien zum Twittern

2. Waffenregister hilft bei Strafverfolgung

3. Keine Änderung der Asylregelungen

4. Rechter Terror als Thema auf EU-Ebene

5. Bilanz rechte Kriminalität im März

6. Veränderte Geschlechtsangabe



1. Keine Richtlinien zum Twittern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Innerhalb der Bundesregierung gibt es keine
gesonderten Richtlinien zum Verhalten von Ministern und
Staatssekretären in sozialen Medien. Es gälten die allgemeinen
dienst- und haushaltsrechtlichen Vorschriften, heißt es in der Antwort
(19/19117) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/18739) der
Linksfraktion.

Die Bundesregierung nutze die Informations- und Dialogangebote in den
sozialen Netzwerken zur zeitgemäßen Erweiterung ihrer
Öffentlichkeitsarbeit. Die Kommunikation über Twitter sei eine neben
vielen anderen Plattformen. Die Bundesministerien betrieben ihre
Twitterangebote in eigener Verantwortung. Die Bundesregierung bewerte
einzelne Tweets von Ministern und Staatssekretären nicht.

 * 

2. Waffenregister hilft bei Strafverfolgung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Nationale Waffenregister (NWR) leistet nach
Angaben der Bundesregierung einen wesentlichen Beitrag zur
Strafverfolgung. Mit dem Register sei die Zuordnung einer
erlaubnispflichtigen und registrierten Schusswaffe zu ihrem aktuellen
oder früheren Besitzer möglich, heißt es in der Antwort (19/19126) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/18851) der FDP-Fraktion.

Durch die zentrale Bereitstellung der Informationen würden die
Möglichkeiten, dass legale Schusswaffen ihren Weg in die Illegalität
fänden, wesentlich erschwert. Die Rückverfolgbarkeit illegal
gewordener, vormals eventuell registrierter Waffen und Waffenteile
werde verbessert.

Ende April 2020 waren den Angaben zufolge im NWR 27.228 Waffen und
Waffenteile als verloren gemeldet gespeichert.

 * 

3. Keine Änderung der Asylregelungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Einführung von vorübergehenden Grenzkontrollen
und die Reisebeschränkungen haben nach Aussage der Bundesregierung
nicht zu einer Änderung der asylrechtlichen Regelungen geführt. Es
werde weiterhin ein etwaig an den deutschen Grenzen gestelltes
Asylgesuch entsprechend den geltenden Vorgaben des Völkerrechts, des
EU-Rechts und des nationalen Rechts geprüft, heißt es in der Antwort
(19/19167) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/18849) der
AfD-Fraktion.

 * 

4. Rechter Terror als Thema auf EU-Ebene

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung will während der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 im Bereich
Innenpolitik auch auf aktuelle Entwicklungen der terroristischen
Gefährdungslage eingehen. Ein besonderes Augenmerk werde dabei auf das
Thema Rechtsterrorismus und gewaltbereiter Rechtsextremismus gelegt,
heißt es in der Antwort (19/19123) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/18772) der AfD-Fraktion.

Die Themen Hasskriminalität und Antisemitismus sollen übergreifend
behandelt werden. Weitere Punkte sollen die Verbesserung des
Informationsaustauschs in der Terrorismusbekämpfung sowie Prävention
und Deradikalisierung sein.

 * 

5. Bilanz rechte Kriminalität im März

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im März 2020 haben die Ermittlungsbehörden 897
Straftaten aus dem Bereich der politisch rechts motivierten
Kriminalität (PMK-rechts) registriert. Darunter waren 42 Gewalttaten
und 559 Propagandadelikte, wie aus der Antwort (19/19108) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/18504) der Linksfraktion
hervorgeht.

Infolge der Straftaten wurden 23 Personen verletzt. Die Polizei
ermittelte 369 Tatverdächtige.

Von Januar bis März 2020 wurden den Angaben zufolge insgesamt 3.790
Straftaten mit politisch rechtsmotiviertem Hintergrund gemeldet,
darunter 154 Gewalttaten.

 * 

6. Veränderte Geschlechtsangabe

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Von der seit dem 22. Dezember 2018 bestehenden
Möglichkeit, gegenüber dem Standesamt die Geschlechtsangabe zu
streichen oder zu ändern, wird offenbar regelmäßig Gebrauch gemacht.
Zwischen dem 22. Dezember 2018 und Ende März 2019 wurde in 28 Fällen
eine Streichung des Geschlechtseintrags verlangt, wie aus der Antwort
(19/19125) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/18259) der
AfD-Fraktion hervorgeht. Im selben Zeitraum wurde in 385 Fällen
verlangt, die Geschlechtsangabe durch eine andere zu ersetzen.

 * 
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AUSSEN/1942: Bundesregierung muss Gespräche mit Israel und Palästinensern aufnehmen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Mai 2020

LAMBSDORFF: Bundesregierung muss Gespräche mit Israel und
Palästinensern aufnehmen



Zur Erklärung von Palästinenserpräsident Abbas, alle Vereinbarungen
mit Israel und den USA zu beenden, erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die Bundesregierung muss jetzt umgehend Gespräche mit der neuen
israelischen Regierung und den Palästinensern aufnehmen. Die
Ankündigung von Mahmut Abbas, alle Abkommen aufzukündigen, ist zwar
nicht neu, aber dennoch besorgniserregend. Gerade die Beendigung der
Kooperation mit der Palästinensischen Autonomiebehörde muss
verhindert werden, denn sie ist ein wichtiger Beitrag zur Sicherheit
Israels. Einseitige Schritte wie die Aufkündigung des Abkommens oder
die Annexion des Westjordantals widersprechen geltendem Recht und
werden den Konflikt weiter anheizen. Es ist ein schlechtes Zeichen,
dass beim letzten Treffen der europäischen Außenminister keine
gemeinsame Stellungnahme erreicht werden konnte. Die Bundesregierung
muss sich während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft für eine
starke europäische Position einsetzen und versuchen, einen neuen
Verhandlungsprozess einzuleiten, der alle wichtigen Akteure an den
Tisch holt."

 * 
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UMWELT/942: CO2-Preis bleibt ein stumpfes Schwert

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Mai 2020

KÖHLER: CO2-Preis bleibt ein stumpfes Schwert



Zum Kabinettsbeschluss zur Erhöhung des CO2-Preises erklärt der
klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Die Erhöhung des CO2-Preises wird dem Klimaschutz nichts bringen und
sendet zugleich ein verheerendes Signal in der Wirtschaftskrise. Ohne
ein CO2-Limit bleibt der CO2-Preis auch nach der Preiserhöhung
schlicht ein stumpfes Schwert. Zudem ist er höchstwahrscheinlich
sogar verfassungswidrig. Statt Bürger und Unternehmen mit einem
rechtlich unsicheren CO2-Preis zu belasten, müssen alle Verursacher
von Treibhausgasen in den EU-Emissionshandel einbezogen und ein
striktes CO2-Limit eingeführt werden. Der Emissionshandel ist gerade
in einer Wirtschaftskrise das sinnvollste Instrument für den
Klimaschutz, da sich der CO2-Preis an die Konjunkturentwicklung
anpasst, ohne das Erreichen der Klimaziele zu gefährden. Der starre
nationale CO2-Preis dagegen bleibt immer gleich. Hinzu kommt: Sollte
sich das Gesetz als verfassungswidrig erweisen, droht alleine bis
2023 ein Haushaltsrisiko von etwa 25 Milliarden Euro."

 * 
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WIRTSCHAFT/3123: Maas muss Masterplan für Reisende und Reisewirtschaft vorlegen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Mai 2020

KLINGE: Maas muss Masterplan für Reisende und Reisewirtschaft
vorlegen



Zu den Beratungen europäischer Außenminister über eine weitere
Lockerung der Reisebeschränkungen erklärt der tourismuspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Marcel Klinge:

"Bisher gab es zu wenig Konkretes für Millionen Menschen, deren
gebuchter Sommerurlaub bereits ab Juni vor der Tür steht. Das
verschärft auch die Existenznöte der über 11 000 Reisebüros und 2500
Reiseveranstalter in Deutschland, die schon jetzt kurz vor der
Insolvenz stehen. Sie hatten sich am Montag endlich eine Perspektive
und Planungssicherheit erhofft. Spätestens in den nächsten 14 Tagen
muss Bundesaußenminister Maas einen Masterplan für die Reisenden und
die Reisewirtschaft vorlegen. Die heutigen Beratungen müssen hierfür
einen verlässlichen Grundstein legen: Es muss Klarheit geschaffen
werden, wohin gereist werden darf und welche europäischen Regeln
dafür gelten sollen. Ein europäisches, koordiniertes Vorgehen wäre
wichtig. Auch wenn Maas heute zusätzlich mit seinem türkischen
Amtskollegen über Reisen in die Türkei spricht, kann er konkret
werden. Diese Möglichkeiten sollte er nutzen."

 * 
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HAMBURG/5150: Kohlekraftwerk Wedel - Totgesagte leben länger dank Rot-Grün (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. Mai 2020

Kohlekraftwerk Wedel: Totgesagte leben länger - dank Rot-Grün



Vor den heutigen Koalitionsgesprächen von SPD und Grünen hat der BUND
für einen verbindlichen, schnellen und klimafreundlichen Plan zur
Abschaltung des Kohlekraftwerks Wedel protestiert. "SPD und Grüne
planen weiter mit einem neuen fossilen Kraftwerk in Wedel, da lässt
das Beharren auf die dritte Verlängerung der Baugenehmigung keinen
anderen Schluss zu", erklärt Stephan Jersch, der umweltpolitische
Sprecher der Fraktion

DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Dabei würde ein Neubau
am Standort Wedel das Abschalten der alten Dreckschleuder erneut
verzögern. Das ist umso weniger verständlich, als die anhängigen
Klagen gegen die Baugenehmigung wie auch gegen die erfolgten
Verlängerungen das Verfahren über Jahre hinaus verzögern oder gar
stoppen können. Das hat nichts mit einer den Bürger_innen Hamburgs
verpflichteten Energiepolitik zu tun."

Selbst die von der Linksfraktion geforderte Betriebspause in den
Sommermonaten, wenn das Kraftwerk ausschließlich Kohlestrom produziert
(Drs. 21/18777), wäre schon ein Gewinn für das Klima und die
Glaubwürdigkeit der rot-grünen Koalition - wurde von ihr aber dennoch
abgelehnt. "Wir werden dem Senat auf den Zahn fühlen, was seine erneut
in verzögerte Ersatzplanung für den Kohlemeiler in Wedel angeht", so
Jersch. "Dazu haben wir am Dienstag eine Anfrage an den Senat
gestellt. Jede Planung muss sich daran messen, wie schnell der
Kohleausstieg und das Ende der gesundheitsgefährdenden
Partikelniederschläge in Wedel und Rissen erreicht werden."

 * 
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HAMBURG/5149: Genderstudies - In der Krise wichtiger denn je (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. Mai 2020

Genderstudies: In der Krise wichtiger denn je



Die ökonomischen und sozialen Konsequenzen der Corona-Pandemie
verstärken gender- und queerbezogene Ungleichheiten. Eine Studie zu
deren Erforschung und eine Stärkung der Genderwissenschaften insgesamt
fordert DIE LINKE mit einem Antrag (Drs. 22/225) zur Sitzung der
Hamburgischen Bürgerschaft kommenden Mittwoch. "Die Debatten rund um
Covid-19, die ungleiche Verteilung von systemrelevanten Tätigkeiten
und Sorgearbeit und ein Anstieg von Gewalt gegen Frauen* in häuslicher
Isolation zeigen, wie wichtig eine kritische Erforschung von
Geschlechterverhältnissen, Rollenbildern und Ausbeutungs-Mechanismen
ist", erklärt Stephanie Rose, die wissenschaftspolitische Sprecherin
der Fraktion. "Dafür wollen wir die Hamburger Hochschulen stärken und
fordern deshalb gender- und queerwissenschaftliche Professuren und die
Wiedereinrichtung des entsprechenden Nebenfachstudiengangs." Mit
diesem Beitrag zu einer geschlechtergerechten Krisenpolitik in Hamburg
will DIE LINKE einer Verschärfung der Ungleichheiten entgegenwirken.

Zu Beginn der 2000er galt Hamburg als eine Vorreiterin auf dem Gebiet
der Genderstudies. Kürzungen und das Ende von Förderprogrammen
entzogen dem Master-Studiengang "Gender und Arbeit" der ehemaligen
HWP, dem Studium "Gender und Queer Studies" an der Universität Hamburg
sowie diversen Professuren mit genderwissenschaftlicher Ausrichtung
an verschiedenen Hochschulen die finanzielle Grundlage. Zuletzt
ermöglichte vor allem das hochschulübergreifende Zentrum GenderWissen
einen Zugang zu queer-feministischer Wissenschaft. Eine Verschleppung
der Nachbesetzung der Leitungsstelle beendete dies im letzten Jahr
allerdings ebenfalls.

 * 
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HAMBURG/5148: Senat lässt städtisches Flughafen-Personal im Regen stehen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 19. Mai 2020

Senat lässt städtisches Flughafen-Personal im Regen stehen



Die Beschäftigten der Bodenverkehrsdienste des Flughafens Hamburg
haben heute mit der Gewerkschaft ver.di gegen ihre Lage in der
Corona-Krise demonstriert. Obwohl in Betrieben der öffentlichen Hand
angestellt, wurden sie bereits Mitte März in die Kurzarbeit geschickt,
ab April wurde ihnen die Aufstockung gestrichen. Nun sollen bei den
Firmen GroundStars, Cats und Stars die Zeitverträge auslaufen. "Die
Stadt zahlt in ihren Tochterfirmen am Flughafen nicht mal den
Hamburger Mindestlohn, und jetzt sollen die Mitarbeiter_innen ganz
rausfliegen - so geht es nicht", erklärt dazu Stephan Jersch,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Es müssen sofort Arbeitsplatzsicherung und eine
Entfristung der Verträge her! Luftverkehr hat seinen Preis. Aber
Hamburg versucht, zugunsten betriebswirtschaftlicher Erfolge die
sozialen und ökologischen Kosten zu drücken und trägt damit zur Krise
der Luftfahrt bei."

Im Rahmen der groß angekündigten Investitionen der Stadt könnte der
Flughafen zukunftsträchtig und nachhaltig ausgerichtet werden, wie es
DIE LINKE seit langem fordert. "Dafür ist jetzt, wo es kaum
Flugbetrieb gibt, die richtige Zeit", so Jersch. "SPD und Grüne müssen
sich fragen lassen, warum sie nicht endlich den privatisierten Teil
des Flughafens zurückkaufen, um soziale und ökologische Standards
dauerhaft in diesem wichtigen Bereich der Infrastruktur zu verankern."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5490: Kinder kehren zurück in die Kitas (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.05.2020

Kinder kehren zurück in die Kitas

Brück: Flexible Lösungen im Sinne der Kinder, der Eltern und der
Fachkräfte



Das Bildungsministerium und die Kita-Spitzen haben heute Leitlinien
für die schrittweise Öffnung der Kitas in Rheinland-Pfalz vorgestellt.
Dazu erklärt die kitapolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion,
Bettina Brück:

"Für alle Eltern und Kita-Kinder ist es eine gute Nachricht, dass
spätestens ab Anfang Juni in den Kitas wieder der eingeschränkte
Regelbetrieb losgehen wird. Alle Kinder sind eingeladen, phasen- oder
tageweise wieder in ihre Kitas zurückzukehren. Die heute vorgestellten
Leitlinien des Bildungsministeriums sind pädagogisch sinnvoll und
tragen gleichzeitig dem Gesundheitsschutz der Kinder, der Familien
sowie der Erzieherinnen und Erzieher Rechnung. Mit den Leitlinien
erhalten die Kita-Leitungen vor Ort zudem die notwendige Flexibilität,
um auf der Grundlage der räumlichen und personellen Kapazitäten und in
Abstimmung mit den Jugendämtern passende Lösungen auf dem Weg zurück
zum Regelbetrieb zu entwickeln."

Brück weiter: "Berufstätige oder alleinerziehende Eltern, die in der
Corona-Pandemie bis an ihre Belastungsgrenze gekommen sind, werden
durch die Kita-Öffnungen nun spürbar entlastet. Mit dem heute
vorgestellten Fahrplan erhalten sie eine klare Perspektive, wann und
in welchem Umfang ihre Kinder wieder in der Kita betreut werden
können. Bereits ab Anfang Juni können sich die Vorschulkinder auf den
Übergang zur Grundschule vorbereiten und Abschied von der Kita-Zeit
nehmen. Als zweite Säule bleibt das Angebot der Notbetreuung für
Kinder von berufstätigen Eltern sowie Alleinerziehenden erhalten. Als
Orte des sozialen Lernens und der frühkindlichen Bildung werden in den
Kitas die Weichen für den künftigen Bildungsweg gestellt. Zum Zuge
kommen sollen bei den nun folgenden Schritten des eingeschränkten
Regelbetriebs daher insbesondere auch Kinder, die in besonderem Maße
von der individuellen Förderung in der Kita profitieren."

Brück betont: "Eine schnelle Rückkehr zum normalen Kita-Betrieb wird
es vorerst nicht geben können. Zur Akzeptanz des vorgelegten Fahrplans
trägt bei, dass Land, Kita-Träger, Elternvertreter und Gewerkschaften
die weiteren Schritte als Verantwortungsgemeinschaft tragen und auch
das vorliegende Konzept gemeinsam erarbeitet haben. Gemeinsam ist es
gelungen, die Ziele frühkindlicher Bildung, die berechtigten
Interessen der Eltern sowie den Gesundheitsschutz in Einklang zu
bringen."

 * 
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AGRAR/294: Ernährungspolitischer Bericht mit viel Licht und Schatten

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Ernährungspolitischer Bericht mit viel Licht und Schatten



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Der Ernährungspolitische Bericht 2019 enttäuscht. Wenig wurde
verbindlich geregelt, viel zu oft beschränken sich die Aktivitäten des
Bundesernährungsministeriums auf freiwillige Selbstverpflichtungen der
Wirtschaft. Einige Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag,
insbesondere zur Lebensmittelsicherheit, sind immer noch nicht
umgesetzt.

"Ein wirklicher Fortschritt für Verbraucherinnen und Verbraucher ist
die Einführung der Nährwertkennzeichnung Nutriscore. Wenn sich die
Bundesministerin während der deutschen Ratspräsidentschaft für die
EU-weit verbindliche Einführung des Nutriscore einsetzt, ist das ein
echter Lichtblick.

Schatten sieht die SPD-Bundestagsfraktion dort, wo die
Bundesministerin nach wie vor bei vielen Maßnahmen den Weg der
freiwilligen Selbstverpflichtung der Wirtschaft als Königsweg ansieht:
bei der Nationalen Strategie zur Reduzierung von Zucker, Salz und
Transfetten wie auch bei der Nationalen Strategie zur Vermeidung von
Lebensmittelverschwendung.

Handlungsbedarf besteht nach wie vor bei Sicherheit und Kontrolle von
Lebens- und Futtermitteln und der Transparenz für Verbraucher. Das im
Koalitionsvertrag vereinbarte Hygienekontrollbarometer, das
Verbraucherinnen und Verbraucher auf einen Blick über die Ergebnisse
der Lebensmittelüberwachung informiert, gibt es immer noch nicht. Vor
allem die Vorfälle in der fleischverarbeitenden Industrie zeigen
deutlich, das Kontrollnetz ist noch viel zu löchrig. Hier muss
nachgebessert werden. Die kontrollierenden Behörden benötigen eine
bessere finanzielle, personelle und materielle Ausstattung, damit die
Verbraucherinnen und Verbraucher auf sichere Lebensmittel vertrauen
können. Dafür setzt sich die SPD-Bundestagsfraktion ein."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2835: Entschädigungsleistung für Familien wird verlängert

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Entschädigungsleistung für Familien wird verlängert



Das Bundeskabinett hat heute beschlossen, den Anspruch auf die
Entschädigungsleistung für Eltern zu verlängern, die ihre Kinder
aufgrund von Kita- oder Schulschließung betreuen müssen. Die
SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass die Höchstdauer für jeden
Elternteil von sechs auf zehn Wochen, für Alleinerziehende auf zwanzig
Wochen verlängert werden soll.

"Der Einsatz von uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten hat sich
gelohnt: Die Entschädigungsleistung für Verdienstausfälle wird
verlängert. Jeder Elternteil, der aufgrund der Betreuung der eigenen
Kinder nicht arbeiten kann, soll die Entschädigung von 67 Prozent des
monatlichen Nettoeinkommens, bis maximal 2.016 Euro, jetzt für bis zu
zehn Wochen erhalten können. Damit werden Alleinerziehende und Paare
bis zu zwanzig Wochen abgesichert.

Seit vielen Wochen leisten Familien nun schon herausragendes. Während
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf schon unter normalen Umständen
häufig schwierig ist, stoßen Eltern in der aktuellen Situation
zunehmend an ihre Grenzen. Wenn aufgrund der Lockerungen jetzt mehr
Menschen wieder an ihren Arbeitsplatz zurückkehren, Kitas und Schulen
aber noch nicht wieder für alle Kinder im gewohnten Maße geöffnet
sind, brauchen Eltern weiterhin Unterstützung.

Kitas und Schulen erfüllen nicht nur einen wichtigen Beitrag zur
Vereinbarkeit, sie sind auch wichtig für die Entwicklung und Bildung
der Kinder. Eltern können nicht alles auffangen, was sonst Lehrerinnen
und Lehrer sowie Erzieherinnen und Erzieher leisten. Das gemeinsame
Lernen mit Gleichaltrigen können Erwachsene nicht ersetzen. Kindern
fehlen ihre Freundinnen und Freunde und das gemeinsame Spiel mit
ihnen. Eltern und Kinder brauchen daher eine klare Perspektive, wie es
in den kommenden Wochen weitergeht. Wir Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten haben die Bedürfnisse und Interessen von Kindern und
Eltern fest im Blick. Deshalb begrüßen wir ausdrücklich, dass in den
Ländern mit Hochdruck an der weiteren stufenweisen Öffnung von Kitas
und Schulen gearbeitet wird."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2896: Außenwirtschaftsverordnung - "Fall Kuka" im Medizinbereich verhindern

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Außenwirtschaftsverordnung: "Fall Kuka" im Medizinbereich verhindern



Bernd Westphal, wirtschaftspolitischer Sprecher;

Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Am 20. Mai 2020 hat die Bundesregierung die Fünfzehnte Verordnung zur
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) beschlossen. Das Ziel:
Übernahmen von Unternehmen im Gesundheitsbereich sollen genauer
geprüft werden können. Dazu werden neue Meldepflichten eingeführt.
Betroffen sind Unternehmenserwerbe im Bereich Impfstoffe, Arzneimittel
und medizinische Schutzausrüstung.

"Spätestens seit der Corona-Krise ist klar, dass die
Gesundheitsversorgung zu unserer öffentlichen Sicherheit gehört.
Unternehmen, die an Impfstoffen forschen oder Beatmungsgeräte
herstellen, sind systemrelevant. Deshalb muss die Bundesregierung bei
Übernahmen in diesem Bereich genau hinsehen. Einen 'Fall Kuka' im
Medizinbereich werden wir verhindern.

Das US-amerikanische Interesse am Unternehmen Curevac, das an einem
Corona-Impfstoff forscht, hat gezeigt: Gerade im Gesundheitsbereich
ist Wachsamkeit geboten. Es geht nicht darum, Unternehmen von
ausländischen Investitionen abzuschirmen. Vielmehr muss der Staat
rechtzeitig von Übernahmen erfahren, um vorausschauend prüfen zu
können. Dabei bleibt Deutschland weiterhin einer der offensten
Investitionsstandorte weltweit.

Die SPD-Bundestagsfraktion wird die weiteren Änderungen des
Außenwirtschaftsrechts im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie eng
begleiten. Der Bundestag berät aktuell über ein Erstes Gesetz zur
Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes. Wir werden dafür sorgen, dass
Deutschland weiter offen für ausländische Investitionen bleibt und der
Schutz unserer Gesundheitsinfrastruktur gesichert ist."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1972: López Obrador legalisiert die Militarisierung Mexikos (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

López Obrador legalisiert die Militarisierung Mexikos

Von Knut Hildebrandt



Menschenrechtsverteidiger*innen und die UNO kritisieren die
Legalisierung der Militarisierung der inneren Sicherheit Mexikos durch
López Obrador.

(Mexiko-Stadt, 19. März 2020, npla) - Mitte Mai trat in Mexiko ein
Dekret López Obradors in Kraft, das die Übernahme von Polizeiaufgaben
durch das Militär erlaubt. Damit legalisiert der Präsident die
Militarisierung der Inneren Sicherheit, welche mit dem von
Ex-Präsident Felipe Calderón ausgerufenen Krieg gegen die
Drogenkartelle begonnenen hat. Das schreibt das "Kollektiv Sicherheit
ohne Krieg" in einer Presseerklärung [1]. Darüber hinaus beklagt es,
dass es keine zivile Kontrolle des Militäreinsatzes geben wird, denn
diese soll allein durch "interne Organe" des Militärs erfolgen.


Auch UNO besorgt über Militarisierung

Die fehlende externe Kontrolle kritisiert auch das Mexiko-Büro des
UN-Hochkommissariats für Menschenrechte. Das widerspreche sogar
geltendem Recht, schreibt es in seiner Stellungnahme [2] zum Dekret.
In dieser heißt es weiter, dass laut einem Urteil des
Interamerikanischen Gerichtshofes für Menschenrechte die Kontrolle des
Einsatzes des Militärs bei der Wahrnehmung von Aufgaben der inneren
Sicherheit durch unabhängige, zivile Institutionen zu erfolgen hat.

Deshalb fordert das UN-Hochkommissariat für Menschenrechte das Dekret
zu überarbeiten. Bei der Überarbeitung müssen die Einhaltung der
Menschenrechte und die Gewährleistung der Sicherheit der Bevölkerung
im Mittelpunkt stehen. Denn mit der Militarisierung des Kampfes gegen
die Drogenkartelle kam es zu einer Zunahme von
Menschenrechtsverletzungen. Und für diese sind oft Angehörige des
Militärs verantwortlich.


Anmerkungen:

[1] http://www.seguridad-singuerra.bonde.org/

[2] http://hchr.org.mx/index.php?option=com_k2&view=item&id=1446:preocupa-a-la-onu-dh-acuerdo-que-dispone-de-las-fuerzas-armadas-para-tareas-de-seguridad-publica&Itemid=265


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/lopez-obrador-legalisiert-die-militarisierung-mexikos/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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BERUF/1984: Aktuelle Büroausbildung stößt auf große Akzeptanz (idw)

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 19.05.2020

Aktuelle Büroausbildung stößt auf große Akzeptanz- BIBB evaluierte
Ausbildungsberuf "Kaufleute für Büromanagement"



Der 2014 neu eingeführte dreijährige Ausbildungsberuf "Kaufmann/Kauffrau
für Büromanagement", in dem seinerzeit die bis dahin geltenden drei dualen
Büroausbildungsberufe zusammengeführt worden sind, hat sich nach
Auffassung einer Mehrheit der beteiligten Akteure aus der beruflichen
Bildung bewährt. Das ist ein Ergebnis einer Evaluation, die das
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) im Auftrag des Bundeswirtschafts-,
des Bundesbildungs- sowie des Bundesinnenministeriums durchgeführt hat.

Es wurde daher von den beteiligten Ministerien beschlossen, die zunächst
bis Ende Juli 2020 eingeführten Regelungen der Erprobungsverordnung zu
verlängern, so dass eine Modernisierung der Ausbildungsordnung in Angriff
genommen und deren Inhalte dann in Dauerrecht überführt werden können.

Im Einzelnen geht aus den Ergebnissen der Evaluation hervor, dass sich
beispielsweise die gestreckte Abschlussprüfung insgesamt bewährt hat. Bei
dieser Form der Prüfung fließen die Ergebnisse eines ersten Prüfungsteils,
der bereits nach etwa der Hälfte der Ausbildungszeit stattfindet, mit
denen des zweiten Prüfungsteils zum Ende der Ausbildung in die Gesamtnote
ein. Bei einer stärker computergestützten Ausbildung in Betrieb und
Berufsschule, beim Prüfungszeitpunkt, der Gewichtung der Prüfungsbereiche
sowie den Regeln für das Bestehen der Prüfung wird jedoch noch weiterer
Gestaltungsbedarf gesehen.

Ebenso bewährt hat sich das neue Strukturmodell der Pflicht- und
Wahlqualifikationen. Der Evaluationsbericht empfiehlt hier jedoch, die
Information und Unterstützung der Betriebe sowie der Behörden bei der
Auswahl und Vermittlung der Wahlqualifikationen weiterzuentwickeln.

Die Evaluierung des Ausbildungsberufs "Kaufmann/Kauffrau für
Büromanagement" durch das BIBB fand im Zeitraum von Ende 2016 bis Ende
2019 statt. Die Ergebnisse basieren auf einer bundesweiten Online-Befragung
unter Ausbildungsverantwortlichen, Lehrkräften an Berufsschulen,
Berufeverantwortlichen in den zuständigen Stellen sowie Prüfenden und
Auszubildenden. Ergänzt wurde die Befragung durch leitfadengestützte
Experteninterviews sowie Prüfungsbeobachtungen. Die Evaluationsarbeiten
des BIBB wurden von einem Projektbeirat begleitet, in dem die beteiligten
Bundesministerien, die Sozialpartner, Ausbildungsbetriebe sowie die
Kultusministerkonferenz der Länder vertreten waren.

Ende 2018 befanden sich insgesamt mehr als 70.000 Jugendliche und junge
Erwachsene in einer Ausbildung zum Kaufmann beziehungsweise zur Kauffrau
für Büromanagement, die in allen Bereichen und Branchen der Wirtschaft
sowie im Öffentlichen Dienst angeboten wird. Kein anderer dualer
Ausbildungsberuf in Deutschland weist eine derart hohe Zahl an
Auszubildenden auf.


Den Abschlussbericht sowie weitere Informationen zur Evaluation finden
Sie im Internetangebot des BIBB unter:

www.bibb.de/de/dapro.php?proj=4.2.540

Informationen zum Ausbildungsberuf "Kaufmann/Kauffrau für Büromanagement"
stehen zur Verfügung unter:

www.bibb.de/de/berufeinfo.php/profile/apprenticeship/239212

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630
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FORSCHUNG/1278: Mit "Klimasternen" zu einer nachhaltigen Ernährungsweise (idw)

Leuphana Universität Lüneburg - 19.05.2020

Mit "Klimasternen" zu einer nachhaltigen Ernährungsweise



Leuphana-Wissenschaftler zeigen mit einem Entscheidungsexperiment, dass
schon ein kleiner Anstoß dazu beitragen kann, dass Konsumenten schlechte
Ernährungsgewohnheiten ablegen.

Eine Forschergruppe der Leuphana Universität Lüneburg und der Nordakademie
hat jetzt nachweisen können, dass bereits ein kleiner "Anstupser" während
des Einkaufs Konsumenten dabei unterstützen kann, eine nachhaltigere
Ernährungsentscheidung zu treffen. In einem Entscheidungsexperiment
untersuchten sie dafür die Reaktionen von gut 500 Versuchsteilnehmern. In
dem Experiment testeten sie, welchen Einfluss verschiedene
Verpackungsmerkmale darauf haben, dass sich Kunden für die Fleisch- oder
eine Gemüse-Variante eines Angebots entscheiden. Die Studienergebnisse
zeigen, dass die Abbildung der Lebensmittelampel "Nutri-Score" und die
Darstellung von "Klima-Sternen" die Häufigkeit der Entscheidungen für eine
nachhaltigere Ernährungsweise signifikant erhöhen.

Für ihre Untersuchung haben die Forscher ein Entscheidungsexperiment mit
Lasagne-Zubereitungen entwickelt, bei dem Testpersonen zwischen Gerichten
mit oder ohne Fleisch wählen konnten. Getestet wurde, welchen Einfluss
verschiedene Verpackungsmerkmale darauf haben, dass sich die Befragten für
die eine oder andere Variante einer Lasagne entscheiden. Das Experiment
hat unter anderem gezeigt, dass die Abbildung der Lebensmittelampel
"Nutri-Score" und die Darstellung von "Klima-Sternen", eine stark
vereinfachte Angabe der CO2-Emissionen einer Mahlzeit, zu häufigeren
Entscheidungen für Gemüse-Varianten führt. Dies trifft vor allem bei
nachhaltigkeitsmotivierten Personen zu, während starke Fleischesser die
Stupser weitgehend ignoriert haben. "Das Experiment gibt Aufschluss
darüber, welche Darstellungen auf Verpackungen helfen, die eigenen
Präferenzen für gesünderes und nachhaltigeres Essen besser umzusetzen",
erläutert Professor Dr. Stefan Schaltegger von der Leuphana.

Die Wissenschaftler interessierten sich für das Thema, weil bekannt ist,
dass aktuelle Ernährungsgewohnheiten erhebliche CO2-Emissionen
verursachen. Dabei trägt vor allem der hohe Anteil tierischer Produkte in
unserer Ernährung zum Klimawandel und zur Entstehung gesundheitlicher
Probleme wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen bei. Durch Anbau, Aufzucht,
Verarbeitung, Transport, Zubereitung und Entsorgung von Lebensmitteln wird
insgesamt fast so viel CO2 ausgestoßen wie durch den gesamten
Mobilitätssektor. Die Wissenschaftler suchten deshalb nach Möglichkeiten,
das Kaufverhalten in Richtung einer klimaschonenden und gesunden Ernährung
zu ändern.

"Informations- und Aufklärungskampagnen für einen klimaschonenden und
gesunden Lebensmittelkonsum sind wichtig, haben aber bisher das
alltägliche Kaufverhalten kaum geändert", stellt Professor Dr. Holger
Petersen von der Nordakademie fest. Durch eine verbesserte Gestaltung von
Lebensmittelverpackungen könne es jedoch gelingen, nachhaltigkeits- und
gesundheitsorientierten Verbrauchern durch kleine "Anstupser" -
Wissenschaftler sprechen von "Nudges" - dabei zu helfen, ihre
Grundsatzentscheidung für eine nachhaltige Ernährungsweise beim Einkauf
auch tatsächlich umzusetzen, fasst Professor Schaltegger das
Untersuchungsergebnis zusammen.


Weitere Informationen unter:

http://fox.leuphana.de/portal/files/15372915/Schaltegger_Wuest_Petersen_Abschlussbericht_Impulsierung_Erna_hrungsweise_15_05_20.pdf

- Die Studie steht hier zum Download bereit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution136
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VERBAND/2410: Präsident des Bauernverbands zur Vorlage der Farm-to-Fork Strategie (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

"Das ist ein Generalangriff auf die europäische Landwirtschaft"

DBV-Präsident Joachim Rukwied zur Vorlage von Farm-to-Fork Strategie
und Biodiversitätsstrategie



Die von der EU-Kommission vorgelegten Strategiepapiere zur
Farm-to-Fork- und Biodiversitätsstrategie im Rahmen des European Green
Deal sieht der Präsident des Deutschen und Europäischen
Bauernverbandes, Joachim Rukwied, äußerst kritisch:

"Wir wollen den Weg hin zu einer umweltfreundlichen Landwirtschaft
weitergehen und weiterentwickeln. Aber dieser Vorschlag ist der
falsche Weg. Er ist ein Generalangriff auf die gesamte europäische
Landwirtschaft."

In den vorgelegten Strategiepapieren seien dringend notwendige
Anpassungen, ausgelöst durch die Corona-Pandemie, nicht berücksichtigt
worden. "Die Ernährungs- und Versorgungssicherheit der Menschen in
Europa mit heimischen Nahrungsmitteln muss in den Mittelpunkt dieser
Strategie gerückt werden." Um eine produktive, wettbewerbsfähige und
ressourcenschonende Landwirtschaft zu erreichen, müsse statt auf neue
Auflagen verstärkt auf Kooperation gesetzt werden.

Rukwied: "Die europäische und deutsche Landwirtschaft ist bereit,
ihren Teil zu einem verbesserten Umwelt- und Biodiversitätsschutz
beizutragen und eine Transformation der Lebensmittelerzeugung hin zu
noch mehr Nachhaltigkeit mitzugestalten."

Nur in Kooperation mit dem Sektor und unter Beteiligung der
Verbraucher seien die ambitionierten Ziele des Green Deals erreichbar.
Allgemeine politische Reduktionsziele für Pflanzenschutzmittel und
andere Betriebsmittel seien dabei kontraproduktiv und verlassen die
Grundlage der guten fachlichen Praxis. "Die Bäuerinnen und Bauern
dürfen mit den Kosten für mehr Umwelt- und Klimaschutz nicht allein
gelassen werden. Die Konsequenz wäre eine zunehmende Abwanderung der
europäischen Lebensmittelproduktion in Drittstaaten und vor allem die
Aufgabe einer großen Zahl an landwirtschaftlichen Betrieben in der
Europäischen Union", so Bauernpräsident Rukwied.

Als Präsident des europäischen Bauernverbandes COPA vertritt Joachim
Rukwied rund 60 europäische Bauernverbände und damit mehr als 10
Millionen landwirtschaftliche Betriebe in der Europäischen Union.


Erste Reaktion in 16 Punkten zur Farm-to-Fork-Strategie
und zur Biodiversitätsstrategie der EU-Kommission im Rahmen des
European Green Deal.


1. Eine gute und sichere Ernährung durch europäische Bauern ist
Grundlage für ein stabiles Europa.

Eine eigenständige, wettbewerbsfähige und qualitativ hochwertige
Erzeugungvon Lebensmittelnaus den Händen europäischer Bauern ist von
existenziellem Interesse für alle EU-Bürgerinnen und Bürger. Die
Erfahrungen der Corona-Krise unterstreichen die Bedeutung der
Ernährungssicherheit als Gemeinwohlziel. Dies muss grundlegend in der
Farm-to-Fork-Strategie verankert werden.

Hervorgehoben werden muss in diesem Zusammenhang zum Beispiel, dass
der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln oft gesundheitliche Risiken bei
der Ernteware vermeidet und dadurch gleichzeitig zu mehr
Lebensmittelsicherheit und Versorgungssicherheit beiträgt.


2. Mehr Investitionen bedürfen einer zusätzlichen
Finanzierung.

Herausforderungen wie der wirtschaftliche Wiederaufbau nach Corona und
der Green Deal bedeuten auch für die Landwirtschaft und die ländlichen
Räume einen großen Bedarf an neuen Investitionen. Dies kann nicht im
Rahmen bestehender GAP-Mittel geleistet werden, weil es die
bestehenden Betriebe wirtschaftlich schwächen würde. Zusätzliche
Finanzmittel sind erforderlich.


3. Honorierung der Erzeuger für höhere Standardssicherstellen.

Die Landwirte sind oftmals das schwächste Glied in der
Lebensmittelkette. Statt die Kosten gesellschaftlicher Anforderungen
auf die Landwirte abzuwälzen, muss ein Ausgleich bzw. Einkommen für
zusätzliche Leistungen im Ressourcenschutz und für mehr Tierwohl
geschaffen werden. Nächster wichtiger Schritt ist die Einführung eines
Kennzeichnungssystems für höhere Standards in der gesamten EU. Die
Bezahlung dieser höheren Standards im Vergleich zum Weltmarkt muss
wettbewerbsrechtlich, beihilferechtlich und handelspolitisch
abgesichert werden.


4. Pflanzenschutz bleibt notwendig, um Ernten zu
sichern.

Der Schutz der Kulturpflanzen hinsichtlich Ertrags und Qualität bleibt
unverzichtbar. Dafür muss der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln im
gebotenen Maß möglich bleiben. Ein allgemeinespolitisches
Reduktionsziel wird als kontraproduktiv abgelehnt. Besser ist es,
einen kontinuierlichen Optimierungsprozess bei der Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln zu beschreiten.

Ausreichend Wirkstoffe müssen verfügbar sein, um einen wirksamen
Pflanzenschutz zu gewährleisten, auch unter den Aspekten des
Klimawandels, invasiver Arten und neuer Schädlinge. Ein europaweit
einheitliches und verlässliches Zulassungsverfahren für
Pflanzenschutzmittel ist dafür notwendig. Durch erleichterte
Zulassungsbedingungen innovativer Pflanzenschutzmittel sowie
krankheitsresistenten Saatguts können weitere Anreize zur Reduktion
geschaffen werden. Der Einsatz von digitalen Techniken sowie
biologischen und mechanischen Pflanzenschutzmitteln ist zu bevorzugen,
wenn sie eine ausreichende und vergleichbare Wirksamkeit haben. Hier
ist mehr praxistaugliche Forschung anzustoßen.


5. Weg für Innovationen freimachen. 

Die Verfügbarkeit und Anwendung von Neuen Züchtungsmethoden (NBTs)
birgt erhebliches Potential für eine noch ressourcenschonendere
Landwirtschaft. Dazu muss die EU auch aus handels- und geopolitischer
Sicht einen passenden rechtlichen Rahmen schaffen, basierend auf
wissenschaftlichen Erkenntnissen. Die Forschung und Entwicklung in
diesem Bereich müssen vorangetrieben werden. Dann können NBTs
wesentlich zur Erreichung hoher Umwelt- und Klimaambitionen beitragen.


6. Klimaneutrales Europa 2050 ist nur mit der Land- und
Forstwirtschaft möglich.

Die Landwirtschaft kann und wird durch eine weitere Steigerung der
Klimaeffizienz ihre Emissionen weiter reduzieren. Die Land- und
Forstwirtschaft ist der einzige Sektor, der im Zuge des
Produktionsprozesses einen aktiven Beitrag zum Klimaschutz leisten
kann, indem CO2 aus der Atmosphäre durch Pflanzenwachstum gebunden
wird. Zur Steigerung der CO2-Bindung in landwirtschaftlichen Böden
durch Humusaufbau müssen Fördermaßnahmen entwickelt und die
Senkenleistung der Land- und Forstwirtschaft in der Treibhausgasbilanz
gutgeschrieben werden. Über erneuerbare Energien und nachwachsende
Rohstoffe muss die Vermeidungsleistung im Sinne des Klimaschutzes
weiter gesteigert und honoriert werden.


7."Carbon Leakage" vermeiden - EU-Klima- und Handelspolitik
müssen Verlagerung der Erzeugung verhindern.

Zur Vermeidung möglicher Produktionsverlagerung in Drittländer wegen
erhöhter Klimaschutzkosten muss ein CO2-Grenzausgleichmechanismus
nicht nur für Industriegüter, sondern auch für Agrarprodukte
eingeführt werden.


8. Gemeinsame Herkunfts- und Haltungsformkennzeichnung in
der EU. 

Das hohe Standard-Niveau europäischer Agrarprodukte muss für die
Verbraucher besser sichtbar werden. Deshalb benötigt die EU einen
Rahmen für Vermarktungsstandards in Verbindung mit einer
verpflichtenden Herkunfts- und Haltungsformkennzeichnung bei
tierischen Produkten. Beispielsweise muss bei Schweinefleisch die
gesamte Kette von der Ferkelerzeugung bis zur Mast bezüglich der
Haltungsformen und der Herkunft gekennzeichnet werden. Dies sollte für
Verarbeitungserzeugnisse und Fleischwaren im Handel und ebenso für
Großverbraucher und Gastronomie gelten.


9. Tierwohl in Europa stärker vereinheitlichen.

Die gesetzlichen Anforderungen an die Tierhaltung müssen innerhalb der
EU endlich stärker vereinheitlicht werden. Dies ist auch sinnvoll, um
einer Verlagerung der Erzeugung in Mitgliedstaaten mit niedrigen
Standards entgegenzuwirken. Hierzu sind auch Tierwohlindikatoren
heranzuziehen, die auf wissenschaftlicher Basis definiert werden.


10. Eine Tiergesundheitsstrategie auf wissenschaftlicher
Grundlage. 

Gesunde Tiere sind die Grundlage für das Wohl der Tiere und den Erfolg
des Tierhalters. Auch zukünftig müssen kranke Tiere behandelt werden
können; dazu gehört auch die Anwendung von antibiotischen Wirkstoffen.
Die Entwicklung neuer antibiotischer Wirkstoffe ist nötig. Auch muss
das Niveau von Hygiene und Biosicherheit weiterentwickelt werden. Ein
weiterer Bestandteil der Strategie sollte ein
Tiergesundheitsmonitoring sein, mit dessen Daten die Debatte um die
Weiterentwicklung der Tierhaltung versachlicht werden kann.


11. Ökolandbau marktgerecht ausbauen.

Der Ökolandbau muss vor allem über die Nachfrage wachsen. Dies kann
durch eine verpflichtende Herkunftskennzeichnung (siehe Punkt 8.) und
Verbraucheraufklärung befördert werden. Zur nachhaltigen Entwicklung
des Ökolandbaus sind Ertragssteigerungen notwendig. Dazu bedarf es vor
allem mehr Investitionen in Pflanzenzüchtung, Digitalisierung und die
Schließung von Nährstoffkreisläufen. Klassische und ökologische
Landwirtschaft können dabei voneinander lernen. Eine politische
Vorgabe von 25 Prozent Flächenanteil des Öko-Landbaus und damit eine
Verdreifachung bis 2030 geht hingegen an den Marktrealitäten vorbei
und birgt das Risiko eines steigenden Preisdrucks für dieses
Marktsegment.


12. Bioökonomie und Kreislaufwirtschaft stärker in den Fokus
 nehmen. 

Eine erfolgreiche Energiewende kann nur gelingen, wenn die
technologieoffene Energieerzeugung aus erneuerbarer Biomasse für
Strom, Wärme und Verkehr eine stärkere Bedeutung erlangt. Bioenergie
aus der Land- und Forstwirtschaft verdient weiter Unterstützung als
wichtiger Baustein für Klimaschutz, Kreislaufwirtschaft und für die
ländliche Wirtschaft. Vor allem bei Importen muss die Nachhaltigkeit
stärker beachtet werden. Mit Blick auf das Langfristziel 2050 kann die
Land- und Forstwirtschaft neben dem Recycling zunehmend erneuerbaren
Kohlenstoff für die stoffliche Nutzung bereitstellen, u.a. für
Verpackungen, Werkstoffe und chemische Industrie.


13. Biodiversitätsschutz kooperativ ausgestalten. 

In der Biodiversitätsstrategie setzt die EU-Kommission vor allem auf
mehr Schutzgebiete und Auflagen. Diese Vorgehensweise würde
Landnutzungskonflikte anheizen und den wirtschaftlichen Druck auf die
Land- und Forstwirtschaft noch erhöhen. Notwendig ist aber mehr
Qualität statt flächenmäßiger Quantität im Naturschutz. Der DBV
fordert, den kooperativen Ansatz als vorrangige Strategie für die
Förderung der Artenvielfalt in der Agrarlandschaft zu stärken.
Bekundungen hinsichtlich der wichtigen Rolle der Landwirte genügen
nicht, die EU muss hier konkret und vorrangig auf den
Vertragsnaturschutz und damit auf Anreize, Anerkennung und
Freiwilligkeit setzen. Kommunen, Haus- und Gartenbesitzer können
weitere Beiträge leisten.


14. Hemmnisse beim Biodiversitätsschutz abbauen.

Die EU muss ein Programm zum Abbau von Hemmnissen und für mehr
Flexibilität bei Agrarumweltmaßnahmen vorlegen. Eine wertschätzende,
einkommensrelevante und standortgerechte Agrarumweltförderung ist für
den Erfolg der Biodiversitätspolitik dringend erforderlich.
Biodiversität muss produktionsintegriert innerhalb
landwirtschaftlicher Produktionssysteme gefördert werden können. Die
GAP-Kommissionsvorschläge aus 2018 können in punkto Vereinfachung nur
ein Anfang sein.


15. Ökologische Anforderungen überwirtschaftliche Anreize
umsetzen. 

Der European Green Deal muss wirtschaftliche Anreize dafür schaffen,
ökologische Leistungen durch Landwirte umzusetzen. Eine weitere
Verschlechterung der Wettbewerbsfähigkeit und die Verlagerung der
heimischen Nahrungsmittelproduktion in Drittstaaten (Leakage) muss
verhindert werden.


16. Biodiversitätspolitik auf faktenbasierter Grundlage.

Es ist bedenklich, wenn die EU-Kommission in der
Biodiversitätsstrategie den Eindruck erweckt, dass Naturschutzgebiete
neuen Zoonosen vorbeugen könnten. Ernstzunehmende Strategien zur
Bekämpfung von Infektionskrankheiten basieren auf Hygieneregeln und
Impfungen. Der DBV kritisiert, dass in einem offiziellen Papier der
EU-Kommission nicht auf epidemiologische Erkenntnisse zurückgegriffen
wird, sondern vermeintliche Selbstheilungskräfte von natürlichen
Ökosystemen in den Vordergrund gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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VERBAND/2409: Von der Leyens Ruf nach neuer Agrarpolitik (AbL)

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Brüssel / Berlin, 20.05.2020

Von der Leyens Ruf nach neuer Agrarpolitik

Fair, gesund und umweltfreundlich mit Leben füllen. Qualität und Leistung
honorieren. Gentechnik-Verfahren fehl am Platz



Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) ruft
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen auf, es nicht bei den
Strategien "Farm to Fork" und EU-Biodiversitätsstrategie zu belassen. Um
die Praxis auf den Höfen, in der Ernährungswirtschaft, im
Lebensmittelhandel und an den Mittagstischen fair, gesundheits- und
umweltfreundlich auszurichten, brauche es einen Neustart in den
Verhandlungen zur EU-Agrarpolitik.

"Gut ist, dass Frau von der Leyen ihre Amtszeit an echten Fortschritten
messen lassen will, die wir für Klimaschutz, Gesundheit, Artenschutz und
fairen Umgang des Handels und der Ernährungswirtschaft mit Bäuerinnen und
Bauern wie auch mit Verbraucherinnen und Verbrauchern dringend brauchen",
kommentiert die AbL-Vorsitzende Elisabeth Fresen. "Der Realitätscheck dafür
läuft aber gerade, und er läuft nicht gut. Denn die ungenügenden Vorschläge
der Vorgängerkommission zur Reform der EU-Agrarpolitik werden sowohl im Rat
der Agrarministerinnen und Agrarminister als auch im Europäischen Parlament
Stück für Stück verwässert und drohen gänzlich wirkungslos zu werden", sagt
Fresen. "Um das umzudrehen und echte Fortschritte in der 2021 beginnenden
Förderperiode zu erreichen, ist jetzt ein inhaltlicher Neustart in diesen
Verhandlungen für eine grundlegend modernisierte Ausrichtung der
europäischen Agrarpolitik erforderlich", so die Bäuerin aus Niedersachsen.

Um die Ernsthaftigkeit der Ziele zu beweisen, solle die EU-Kommission in
ihrem für kommende Woche angekündigten neuen Vorschlag zum Mehrjährigen
Finanzrahmen der EU bereits klare Vorgaben für die Gemeinsame Agrarpolitik
verankern. Insbesondere einen Mindestanteil von zunächst 30 Prozent der
Direktzahlungen für die neuen Umwelt-Regelungen (Eco-Schemes), eine
Rücknahme der Kürzungspläne für die Förderung der Ländlichen Entwicklung
(zweite Säule) sowie wirksame Regeln zur Vermeidung von
Überschusssituationen und Marktkrisen, wie derzeit im Milch- und
Rindfleischmarkt, fordert die AbL. Hierfür sollten sich auch
Bundeskanzlerin Angela Merkel und Ministerin Julia Klöckner einsetzen.
"Ihre bevorstehende EU-Ratspräsidentschaft muss die Bundesregierung nutzen,
um die gesellschaftlichen Leistungen der bäuerlichen Betriebe gezielt zu
honorieren. Es muss für die Betriebe wirtschaftlich werden, für Klima-,
Umwelt-, Tierschutz und den Erhalt der biologischen Vielfalt zu arbeiten",
so Fresen.

Für verfehlt hält die AbL-Vorsitzende, dass die EU-Kommission anscheinend
von den neuen Gentechnik-Verfahren einen Beitrag zur Nachhaltigkeit der
Lebensmittelsysteme erwarte: "Dies ist stark umstritten. Immerhin betont
die EU-Kommission, dass eine Voraussetzung die Sicherheit für Verbraucher
und Verbraucherinnen sowie Umwelt sei. Die Verfahren sind neu und es gibt
keine Erfahrungen mit ihnen in der Lebensmittelerzeugung und in der Umwelt.
Deshalb hat der Europäische Gerichtshof in seinem Urteil vom 25. Juli 2018
festgestellt, dass neue Gentechnik-Verfahren der verpflichtenden
Risikoprüfung und einer Regulierung nach dem Gentechnik-Gesetz unterliegen.
Aufgabe der EU-Kommission ist es nun, das EuGH-Urteil umzusetzen und die
Wettbewerbsvorteile einer gentechnikfreien Landwirtschaft und
Lebensmittelerzeugung sicherzustellen. Wir setzen auf die Wahlfreiheit und
auf das in der EU geltende Vorsorgeprinzip, auch in Zukunft", erläutert
AbL-Vorsitzende Fresen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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DEMOSKOPIE/881: Bundesweite Umfrage zur Corona-Pandemie (idw)

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 19.05.2020

Bundesweite Umfrage zur Corona-Pandemie

Mehrheit fühlt sich belastet, vertraut den Gesundheitsmaßnahmen und ist
für eine Vermögensabgabe für Reiche



Forschende der Universität Freiburg, Stuttgart und der
Ludwig-Maximilians-Universität München haben vom 7. bis zum 17. Mai 2020
über 7.800 Personen in Deutschland zu ihren Erfahrungen und Einstellungen
in der Corona-Pandemie online befragt. Die Ergebnisse stellen Prof. Dr.
Uwe Wagschal, Dr. Sebastian Jäckle, Dr. Eva-Maria Trüdinger und Dr. Achim
Hildebrandt nun vor: Nahezu jeder und jede Deutsche ist von der Pandemie
in gewisser Weise betroffen. Nur fünf Prozent der Befragten sehen sich
durch die Einschränkungen und Maßnahmen nicht beeinflusst. Dagegen fühlt
sich jeder und jede dritte Befragte stark oder sogar sehr stark belastet,
Frauen insgesamt stärker als Männer. Jüngere und ältere Menschen fühlen
sich durch die Pandemie aber weniger belastet als Personen zwischen 30 und
60 Jahren.

Die gefühlte Belastung in einzelnen Regionen Deutschlands fällt sehr
unterschiedlich aus, berichten die Forschenden. Besonders stark belastet
fühlen sich die Befragten in den Regionen Chemnitz, Gießen, aber auch in
Mittelfranken, Sachsen-Anhalt und der Region Dresden. Im Vergleich zu den
offiziellen Fallzahlen des Robert-Koch-Instituts (RKI) in den Regionen
zeigt sich jedoch kein starker Zusammenhang zwischen den Zahlen der
Infizierten und der gefühlten Belastung. Besonders die Menschen in
Norddeutschland sind entspannter, aber auch in den am stärksten
betroffenen Gebieten in Bayern und Baden-Württemberg fühlen sich die
Befragten eher weniger stark belastet, trotz hoher Ansteckungszahlen und
Todesfälle im Süden.

Neben der gefühlten Belastung gibt es auch Angst vor Beeinträchtigungen.
Am stärksten ist die Furcht vor eigener Krankheit oder bei nahestehenden
Personen: Für knapp 40 Prozent der Befragten ist das die größte Angst -
neben der vor einem Einbruch der Wirtschaft sowie davor, ihre
Lebensgewohnheiten einschränken zu müssen. Deutlich weniger Angst haben
die Befragten dagegen vor Vereinsamung und eigener Arbeitslosigkeit.
"Offensichtlich wird die Gefahr eigener Arbeitslosigkeit weniger
dramatisch eingeschätzt als die gesamtwirtschaftlichen Folgewirkungen",
erklärt Wagschal. "Insgesamt gibt es jedoch ein hohes Vertrauen in die
Gesundheitsmaßnahmen des Bundes und der Länder", sagt der Freiburger
Politikwissenschaftler: Über 60 Prozent der Befragten halten diese für
geeignet, um die gesundheitlichen Folgen der Pandemie in den Griff zu
bekommen. Deutlich skeptischer sind die Befragten hinsichtlich der Frage,
ob die ergriffenen politischen Maßnahmen geeignet sind, die
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie in den Griff zu bekommen. Davon sind
nur knapp 35 Prozent der Befragten überzeugt.

Eine Mehrheit der knapp 7.800 befragten Personen hat eine klare
Vorstellung davon, wer für die Kosten der Pandemie aufkommen soll: 51
Prozent halten eine Vermögensabgabe für Reiche für sehr sinnvoll, weitere
30 Prozent halten sie für teilweise sinnvoll. Dagegen halten nur knapp 3
Prozent generelle Steuererhöhungen für sehr sinnvoll. Die Idee, den
Solidaritätszuschlag wiedereinzuführen, erachten nur rund 15 Prozent der
Befragten für sehr sinnvoll.

"Insgesamt hält mit 59,9 Prozent eine deutliche Mehrheit der Befragten die
staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung des Virus nicht für übertrieben",
betont Wagschal, "deutliche Unterschiede zeigen sich aber zwischen den
Anhängerinnen und Anhängern der Parteien. Mehr als die Hälfte der
FDP-Anhänger und fast drei Viertel der AfD-Anhänger halten die Maßnahmen
für übertrieben, aber weniger als 15 Prozent der Anhänger von CDU/CSU,
Grünen und SPD." Jedoch betrachtet auch die generell zustimmende Mehrheit
die Maßnahmen differenziert: Schutzmaßnahmen wie die soziale Distanz zu
erhöhen, betroffene Gemeinden abzuriegeln oder der Grenzen zu schließen,
stimmt sie zu. Maßnahmen wie Telekommunikationsdaten elektronische zu
überwachen oder parlamentarische Rechte einzuschränken, sieht sie deutlich
kritischer.

Bei der Frage nach ihren Informationsquellen in Bezug auf die
Corona-Berichterstattung zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den
Anhängern der einzelnen Parteien: Die der CDU/CSU, der SPD und der Grünen
vertrauen stark den offiziellen Webseiten wie der des
Gesundheitsministeriums oder des RKI sowie den etablierten,
öffentlich-rechtlichen Medien und Zeitungen. Die Anhänger der Linken und
insbesondere der FDP weisen hier durchweg ein geringeres Vertrauen auf.
AfD-Anhänger und die Anhänger anderer Parteien, darunter auch Befragte,
die als Wahlpräferenz die neue Gruppierung "Widerstand 2020" angegeben
haben, weichen deutlich vom Rest der Bevölkerung ab. Sie halten sämtliche
Informationsquellen im Durchschnitt für eher nicht vertrauenswürdig und
informieren sich am ehesten auf Internet-Blogs, YouTube sowie Sozialen
Netzwerken - genau bei den Quellen, denen die restliche Bevölkerung am
wenigsten Vertrauen entgegenbringt.


Ergebnisse der Online-Befragung "Politikpanel Deutschland"

https://www.politikpanel.uni-freiburg.de/

Originalpublikation:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2020/bundesweite-umfrage-zur-corona-pandemie?set_language=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KULTUR/444: Kultureinrichtungen - Ohne Finanzierung keine Öffnung (Kulturrat)

Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Kultureinrichtungen: Ohne Finanzierung keine Öffnung

Deutscher Kulturrat begrüßt Eckpunkte für Öffnungsstrategien für Theater,
Kinos und weitere Kultureinrichtungen und fordert Bund und Länder auf, die
Finanzierung sicher zu stellen



Berlin - Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, begrüßt, dass heute Bund und Länder gemeinsame
Eckpunkte für Öffnungsstrategien weiterer Kultureinrichtungen offiziell
vorlegen. Nachdem Bibliotheken bereits als erste wieder öffnen durften und
im zweiten Schritt Museen, Musikschulen und andere Kultureinrichtungen mit
entsprechenden Hygienekonzepten öffnen konnten, sind nun die Theater und
Kinos dran.

Der Deutsche Kulturrat begrüßt, dass für die Eckpunkte zur Öffnung von
Theatern und Kinos die Expertise der Branchenverbände und
Berufsgenossenschaften genutzt wurden. Sie kennen die besonderen
Erfordernisse der jeweiligen Institutionen sowie die erforderlichen
Schutzmaßnahmen für Publikum und Mitarbeitende.

Der Deutsche Kulturrat ist erfreut, dass weitere Schritte zur Öffnung des
kulturellen Lebens konkret vorbereitet werden.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Es
ist sehr erfreulich, dass das kulturelle Leben langsam und mit Vorsicht
wieder hochgefahren wird. Die Öffnung ist aber nicht zum Nulltarif zu
haben. Die Begrenzung der Besucherzahl in den Kultureinrichtungen zur
Sicherstellung des Mindestabstandes wird zu drastischen Einnahmeausfällen
im Spielbetrieb führen. Außerdem müssen Theater und Kinos zusätzlich
investieren, sie brauchen Personal, um die spezifischen Hygienevorgaben für
jedes einzelne Haus zu erarbeiten und umzusetzen. Hier sind bei den
öffentlichen Theatern und Konzerthäusern die Träger, also Länder und
Kommunen, gefordert, die notwendigen zusätzlichen Mittel zur Verfügung zu
stellen. Privatwirtschaftlich getragene Theater und Kinos brauchen endlich
den von uns nachdrücklich geforderten nationalen Kulturinfrastrukturfonds,
damit sie wirtschaftlich überleben und die Vorgaben im Spielbetrieb
umsetzen können. Ohne eine auskömmliche Finanzierung kann es keine Öffnung
unter Corona-Bedingungen geben, das dürfen Bund und Länder nicht
vergessen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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KULTUR/443: Eckpunkte für Öffnungsstrategien weiterer kultureller Einrichtungen (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Kultur-MK und Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien
legen Eckpunkte für Öffnungsstrategien weiterer kultureller Einrichtungen
vor



Die Kultur-Ministerkonferenz (Kultur-MK) und die Staatsministerin für
Kultur und Medien, Monika Grütters, haben sich auf Eckpunkte für eine
planvolle Öffnung weiterer kultureller Einrichtungen und Aktivitäten
verständigt und diese an die Regierungschefinnen und -chefs der Länder und
die Bundeskanzlerin übermittelt. Das Papier stellt eine Vorlage für
Beratungen der Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidenten dar.

Die Eckpunkte enthalten Empfehlungen und Kriterien für Öffnungskonzepte für
Kunst- und Kultureinrichtungen aller Sparten und Branchen vor dem
Hintergrund der lokalen Entwicklungen der Infektionszahlen. Grundlage
dieser kriterienbasierten Handlungsempfehlungen sind Konzepte, die durch
einschlägige Branchen- und Berufsverbände in hervorragender Kenntnis der
jeweiligen sparten- und branchenspezifischen Bedingungen entwickelt wurden.
Sie gewährleisten eine bundesweit möglichst einheitliche und transparente
und sichere Handhabung, ermöglichen aber auch eine mit Blick auf erst
zukünftig vorliegende wissenschaftliche Erkenntnisse über die Pandemie und
deren Bekämpfung notwendige fortlautende Anpassung.

Die Eckpunkte sehen u.a. vor, dass zum Schutz von Publikum, Beschäftigten
und weiteren Akteuren "auf Basis der bundesweiten branchenspezifischen
Empfehlungen Vor-Ort-Konzepte mit grundlegenden Schutzvorkehrungen zu
entwickeln sind, die individuell an die jeweilige Spielstätte, Einrichtung
oder Veranstaltung angepasst sind und mit den in den Rechtsgrundlagen der
Ländern vorgesehenen Verfahren übereinstimmen." Als Bestandteile
werden beispielsweise Ticketing-Systeme, Besucherstrom-Management und
obligatorische Platzreservierungen genannt. Die künstlerischen Programme
müssten, so die Empfehlungen, den sich verändernden Bedingungen
angepasst werden. Denkbar seien zum Beispiel "kleinformartige Darbietungen
sowohl in geschlossenen Räumlichkeiten als auch im Freien,
Freiluftaufführungen, Formate in kleinerer Besetzung als Alternativen und
Mehrfachaufführungen kürzerer Programme".

Für die Kinos wird empfohlen, "möglichst nahe beieinanderliegende
Wiedereröffnungstermine anzustreben" - unter Beachtung der allgemeinen
Schutz- und Hygienemaßnahmen und der Selbstverpflichtungen der Branche.

Die Eckpunkte sind abrufbar unter www.kulturstaatsministerin.de.

Staatsministerin Monika Grütters: "Künstlerinnen, Künstler und Kreative
sind durch die massiven Einschränkungen des öffentlichen Lebens besonders
stark betroffen und zum Teil mit existenziellen Nöten konfrontiert. Um sie
zu unterstützen und weitreichende Schäden an der einzigartigen kulturellen
Infrastruktur unseres Landes abzuwenden, habe ich seit Beginn der Covid19-
Krise nicht nur dafür gesorgt, dass die spezifischen Belange der Kultur in
den Hilfsmaßnahmen des Bundes berücksichtigt werden, sondern auch
Fördermöglichkeiten meines Hauses entsprechend angepasst. Darüber hinaus
brauchen wir jetzt eine Perspektive für eine verantwortbare Wiederöffnung
der Kultureinrichtungen verschiedener Sparten. Das vorliegende
Bund-Länder-Papier bietet dafür eine praxisorientierte Grundlage. Wir
wollen, dass Kreative bald wieder ihren Beruf ausüben und wir - das
Publikum - ihre Kunst genießen können."

Der Vorsitzende der Kultur-Ministerkonferenz und bayerischer Staatsminister
für Wissenschaft und Kunst, Bernd Sibler: "Die Corona-Krise bedeutet für
Kunst- und Kulturschaffende einen tiefen Einschnitt in ihre künstlerischen
Gestaltungsmöglichkeiten, zahlreiche Künstlerinnen und Künstler,
Kultureinrichtungen und Kulturveranstalter sind durch die pandemiebedingten
Beschränkungen in ihrer Existenz gefährdet. Eine dauerhafte Schädigung
unserer reichhaltigen Kulturlandschaft in Deutschland müssen wir verhindern
und die vorhandenen Strukturen möglichst erhalten. Die kulturpolitisch
verantwortlichen Ministerinnen und Minister der Länder und des Bundes
unterstützen daher nachdrücklich das Ziel, das Kunst- und Kulturleben
schrittweise, unter strikter Einhaltung des Gesundheitsschutzes, wieder zu
ermöglichen. Es ist Zeit für einen Neustart für Kunst und Kultur unter den
veränderten Bedingungen."

Der Koordinator der A-Länder und Senator für Kultur und Medien der Freien
und Hansestadt Hamburg, Dr. Carsten Brosda: "Diese gemeinsam vereinbarten
Kriterien ermöglichen einen vernünftigen Paradigmenwechsel: Weg von
pauschalen Schließungen hin zu präzisen Vorgaben und Betrachtungen der
jeweiligen Gegebenheiten. Sie sind getragen von der Überzeugung, dass wir
künstlerische Produktion und kulturelles Erleben überall dort ermöglichen
sollten, wo es infektionsmedizinisch verantwortbar ist. Wir brauchen die
kulturellen Räume der Inspiration und Irritation - jetzt mehr denn je. Der
von Vernunft und Verantwortung getragene Fahrplan für die schrittweise
Öffnung von Kunst und Kultur liegt jetzt auf dem Tisch."

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und Wissenschaft des Landes
Nordrhein-Westfalen und Koordinatorin der B-Länder in der 
Kultur-Ministerkonferenz sagt: "Die vergangenen Wochen haben auf schmerzliche
Weise deutlich gemacht, wie sehr die Kultur in unserem Alltag gefehlt hat.
Umso mehr freut mich, dass jetzt eine behutsame und verantwortungsvolle
Öffnung des kulturellen Lebens realisiert werden kann. Dafür haben wir als
Länderminister mit dem Bund ein gemeinsames Handlungskonzept erarbeitet,
mit dem das persönliche Erleben von Kunst und Kultur nun schrittweise
wieder möglich wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2020

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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HERRSCHAFT/1890: Brasilien - ohne Rücksicht auf Verluste ... (SB)



Auf die Frage, warum er nicht mehr gegen die steigende Zahl der
Coronatoten im Land unternehme, erwiderte der Präsident: "Na und? Das
tut mir leid. Aber was verlangt ihr, das ich dagegen tue? Mein zweiter
Vorname ist Messias, aber ich vollbringe keine Wunder. Die Toten von
heute wurden schon vor zwei Wochen angesteckt. Etwa 60 Prozent der
Bevölkerung wird es treffen.

Jair Bolsonaro im Epizentrum der Coronakrise [1]

Lateinamerika entwickelt sich zu einem neuen Zentrum der Coronakrise,
und Brasilien ist der Hotspot der Pandemie auf dem Kontinent. Im mit
210 Millionen Einwohnern bevölkerungsreichsten lateinamerikanischen
Land läßt der rapide Anstieg der Infektions- und Todeszahlen
katastrophale Folgen insbesondere für die ärmeren Bevölkerungsteile
befürchten, die kaum über Möglichkeiten verfügen, sich vor der
Krankheit zu schützen. War Sars-CoV-2 zunächst das Virus der Reichen,
die es von Auslandsreisen mitbrachten, so hat es längst die Favelas
erreicht, wo es den Bewohnern oft am Nötigsten wie Wasser und Seife
fehlt, während ganze Familien auf engstem Raum zusammenleben.
Millionen von Menschen haben keinen Arbeitsvertrag, keine Rücklagen
und keinen sozialen Schutz. Sie müssen sich als fliegende Händler und
Tagelöhner, Putzfrauen oder Haushaltshilfen, Müllsammler und
Schuhputzer durchschlagen. Können sie nicht arbeiten, fehlen ihnen
unmittelbar die geringfügigen Einkünfte, um sich und ihre Familien zu
ernähren. Wirtschaftskrise und Pandemie verschärfen die sozialen
Unterschiede und führen zu einer neuen Welle struktureller Armut, die
vor allem die schwächsten Teile der brasilianischen
Klassengesellschaft trifft.

Wenngleich angesichts einer kriselnden Volkswirtschaft, schwacher
Sozialsysteme und unterfinanzierter Krankenhäuser die
Ausgangsbedingungen von vornherein weitaus schwieriger als in Europa
sind, war Brasilien doch in der Vergangenheit bei Gesundheitskrisen
wie Aids oder Zika ein Vorreiter unter den Schwellenländern. Jair
Bolsonaros chaotischer Umgang mit der Coronakrise macht jedoch ein
landesweit koordiniertes Vorgehen zunichte. Der bekennende Faschist im
Präsidentenpalast spielt die Gesundheitsgefahr herunter, drängt auf
eine sofortige Lockerung ergriffener Maßnahmen und erklärt die volle
Wiederaufnahme der Wirtschaft zur absoluten Priorität.
"Arbeitslosigkeit, Hunger und Elend werden die Zukunft derjenigen
sein, die die Tyrannei der totalen Isolation unterstützen", kritisiert
er die von mehreren Bundesstaaten verhängten Ausgangsbeschränkungen
und sabotiert damit eine Strategie, die womöglich dazu führen könnte,
das Schlimmste abzuwenden. [2]

Der Präsident hatte frühzeitig klargestellt, daß er wenig tun werde,
um das Land gegen den "unsichtbaren Feind" Corona zu verteidigen.
Personen der Risikogruppe seien älter als 60 Jahre. Warum also die
Schulen schließen? 90 Prozent der Menschen würden im Falle einer
Infektion nichts spüren. Seine Ansprache gipfelte in dem Satz: "Unser
Leben muss weitergehen, Arbeitsplätze müssen erhalten bleiben." In der
Abwägung zwischen gesundheitlichen Risiken durch das Virus und dem
Schaden für die Wirtschaft hat sich Bolsonaro klar für letztere
entschieden. Dabei tut er alles, um die Verantwortung für die
Wirtschaftskrise von sich fernzuhalten, und rechnet damit, daß sie
viele Menschen wesentlich stärker als das Virus beschäftigen wird.

Er verkörpert die Überzeugung der brasilianischen Eliten, daß es kein
Schaden wäre, würden Zehntausende Hungerleider mehr der Pandemie zum
Opfer fallen. Bei einem Bad in der Menge seiner jubelnden Anhänger
ließ er sich mit den Worten über das Virus aus: "Das ist wie Regen.
Man kann versuchen, sich dagegen zu schützen, aber ein bisschen nass
wird man doch immer." Auf die Frage eines Fernsehteams, warum er nicht
mehr gegen die steigende Zahl der Corona-Toten im Land unternehme,
erwiderte er: "Na und? Das tut mir leid. Aber was verlangt ihr, das
ich dagegen tue? Mein zweiter Vorname ist Messias, aber ich vollbringe
keine Wunder. Die Toten von heute wurden schon vor zwei Wochen
angesteckt. Etwa 60 Prozent der Bevölkerung wird es treffen."
Die Behauptung, vor dem Virus seien alle gleich, trifft in kaum einem
Land so wenig wie in Brasilien zu.

Mitte April hatte der Präsident Gesundheitsminister Luiz Henrique
Mandetta entlassen, weil dieser strenge Maßnahmen im Sinne der
Weltgesundheitsorganisation WHO befürwortete. Auch dessen Nachfolger
Nelson Teich hat nach nur einem Monat im Amt seinen Posten wieder
geräumt. Grund war offenbar ein Streit mit Bolsonaro, der von ihm
verlangte, Chloroquin als Wirkstoff gegen Covid-19 zuzulassen, was der
Minister verweigerte, da keine wissenschaftlichen Studien dessen
Wirksamkeit bestätigen. Auch war Teich bereits zuvor in einem Beschluß
des Präsidenten zur Lockerung von Isolationsmaßnahmen übergangen
worden. General Eduardo Pazuello übernahm vorübergehend die Leitung
des Gesundheitsministeriums, bis Nachfolge gefunden ist. Hoch im Kurs
für den Posten steht die Ärztin Nise Yamaguchi, die den Einsatz von
Chloroquin gutheißt und sich bereits mit Bolsonaro getroffen haben
soll. Wie so oft zeigt sich auch bei dieser Kontroverse, in welch
hohem Maße Bolsonaro sein erklärtes Vorbild Donald Trump zu imitieren
versucht, wenn er mangels jeglicher Kompetenz im Umgang mit der
Coronakrise sein Heil in einem vermeintlichen Wundermittel sucht, mit
dem er sich als Retter des Landes inszenieren könnte. [3]

Da der Präsident als Bekämpfer der Coronakrise ausfällt, haben die
Gouverneure der meisten Bundesstaaten in eigenem Ermessen Initiative
ergriffen und Maßnahmen verfügt. Weil es aber an einer landesweit
geschlossenen Abstimmung und Vorgehensweise fehlt, haben auch die
Gouverneure ungeachtet ihrer öffentlich zum Ausdruck gebrachten Kritik
an Bolsonaro keine flächendeckenden Ausgangsbeschränkungen verfügt,
sondern Einschränkungen für einzelne Städte erlassen oder die
Entscheidung an Bürgermeister übertragen, so daß ein Flickenteppich
entstand. Allein im Bundesstaat Sao Paulo, der 40 Millionen Einwohner
hat, wurden nach offiziellen Angaben inzwischen mehr Coronatote als in
ganz China mit mehr als einer Milliarde Einwohner registriert. Hinzu
kommt, daß in Brasilien vergleichsweise wenig getestet wird, so daß
die amtlichen Zahlen zur Pandemie ohnehin wenig aussagekräftig sind,
weshalb eine um ein Vielfaches höhere Dunkelziffer vermutet wird.

Zu Wort gemeldet hat sich Brasiliens ehemaliger Präsident Luiz Inácio
Lula da Silva (2003-2011). Er wirft seinem ultrarechten Nachfolger
vor, wegen unzureichender Maßnahmen gegen eine Ausbreitung des
neuartigen Coronavirus einen "Genozid" zu verursachen. Die Regierung
in Brasília mache aus jedem, der sich vor dem Erreger fürchte, einen
Feind, kritisierte Lula in einem Interview mit der Nachrichtenagentur
AFP. Bolsonaros Aufrufe zur Öffnung der Wirtschaft trieben das Land
ins Chaos. Zudem verurteilte Lula den weit verbreiteten Einsatz der
Armee und erklärte, es gebe heute weniger Zivilisten als
Militäroffiziere im Präsidentenpalast. Die Armee habe unter Bolsonaro
sogar mehr Einfluß in der Regierung als während der Militärdiktatur.
Angesichts der Attacken auf die Demokratie, die demokratischen
Institutionen und das brasilianische Volk müsse Bolsonaro des Amtes
enthoben werden. Er sei jedoch dagegen, daß eine Bewegung für ein
Amtsenthebungsverfahren von einer politischen Partei ausgehe. [4]

Bolsonaro steht derzeit unter verschärftem Druck durch die Justiz, da
das Oberste Gericht die Bundespolizei angewiesen hat, Anschuldigungen
gegen den Präsidenten wegen Einmischung in die Polizeiarbeit zu
untersuchen. Diese Vorwürfe wurden von dem im April zurückgetretenen
Justizminister Sérgio Moro erhoben. Die Polizei ermittelt
Medienberichten zufolge in verschiedenen Fällen gegen Bolsonaro und
sein enges Umfeld. Dabei geht es unter anderem um Vorwürfe gegen
seinen Sohn Carlos, einen Stadtrat von Rio de Janeiro, der eine
Fake-News-Kampagne zugunsten seines Vaters geleitet haben soll, wie
auch mutmaßliche Verwicklungen von Bolsonaros Söhnen in korrupte
Geschäfte paramilitärischer Milizen in Rio de Janeiro. Einige dieser
Paramilitärs, mit denen die Bolsonaros geschäftliche und teilweise
persönliche Beziehungen pflegten, waren auch in den Mord an der linken
Stadträtin Marielle Franco verwickelt, die am 14. März 2018 erschossen
wurde.

Inzwischen sind Videoaufnahmen von einer Kabinettsitzung aufgetaucht,
die Moros Vorwürfe zu bestätigen scheinen. Dabei drohte der Präsident
offenbar, den Bundespolizeichef und den Justizminister auszutauschen,
falls der Posten des Direktors der Bundespolizei in Rio de Janeiro
nicht neu besetzt würde. Er müsse schließlich seine Familienmitglieder
schützen. Zudem sollen sich der Präsident und sein Kabinett in der
Sitzung einer anrüchigen Sprache bedient und Beleidigungen
verschiedener Politiker, der Richter des Obersten Gerichts und von
Brasiliens größtem Handelspartner China ausgesprochen haben. Wie der
Präsident dazu erklärte, sei er nicht besorgt über die vom Obersten
Gerichtshof genehmigte Untersuchung. Auch sei das Wort "Bundespolizei"
auf der fraglichen Aufzeichnung gar nicht zu hören. Dennoch hätte das
Video seiner Ansicht nach zerstört werden sollen. [5]

Unmittelbar vor dem Rücktritt des Justizministers hatte Bolsonaro den
Chef der Bundespolizei, Maurico Valeixo, entlassen, der wiederum ein
enger Vertrauter Moros ist. Valeixo warf dem Präsidenten später in
einem Interview politische Einflußnahme auf die Polizei vor. Bolsonaro
habe den Posten mit einer ihm nahestehenden Person besetzen wollen. In
der Tat nominierte der Präsident anschließend Alexandre Ramagem, einen
Freund der Familie, als Nachfolger, doch Brasiliens oberster Richter
Alexandre de Moraes legte sein Veto dagegen ein. Nach der Auswertung
des Videos und der Befragung der beteiligten Minister entscheidet der
Generalstaatsanwalt nun, ob er wegen Machtmißbrauchs und Behinderung
der Justiz gegen Bolsonaro vorgehen wird. Sollten der Oberste
Gerichtshof sowie zwei Drittel des Unterhauses des Kongresses
begründete Beweise für eine Schuld sehen, würde der Präsident seines
Amtes enthoben und Klage vor dem Obersten Gericht erhoben. Inzwischen
werden die Stimmen nach einem Amtsenthebungsverfahren gegen Bolsonaro
lauter, wobei dessen Kritiker darauf setzen, daß sich die Vorwürfe
Moros beweisen lassen. Die ohnehin kaum sichtbare Opposition scheut
sich bislang, diesen riskanten Weg zu gehen, zumal ein Impeachment
stets die Gefahr birgt, daß sich ein bezichtigter Amtsträger als Opfer
inszenieren kann und sogar gestärkt daraus hervorgeht.

Nachdem Bolsonaro wichtige Minister verloren hat, die seiner Regierung
Akzeptanz in konservativen bürgerlichen Kreisen verschafften, versucht
er nun, die Reihen im eigenen Lager zu schließen. Zu den
einflußreichsten gesellschaftlichen Kräften auf seiner Seite gehören
die wachsenden evangelikalen Kirchen mit ihren Mediennetzwerken und
populären Fernsehpredigern. Einer, der die Stimmung zugunsten
Bolsonaros beeinflussen könnte, ist der TV-Missionar und
Multimillionär R. R. Soares, dessen Sohn, der Abgeordnete David
Soares, mit dem Präsidenten zusammentraf. Dabei soll es um einen
Schuldenerlaß in Höhe von umgerechnet mehreren Millionen Euro gegangen
sein. Das ist wohl der Preis, den Bolsonaro als Gegenleistung für eine
entsprechende Unterstützung entrichten muß. [6]

Daß Jair Bolsonaro durch ein Amtsenthebungsverfahren zu Fall gebracht
werden könnte, ist eher nicht zu erwarten. Er steht und fällt nach dem
Willen der Militärs, die ihn aufgebaut haben und erst dann
demontieren, wenn er ihnen mehr schadet als nützt. Solange er
erhebliche Teile der Bevölkerung für sich einnehmen und die Interessen
der Bibel-, Blei- und Bullenfraktion erfolgreich bedienen kann, bleibt
er deren Marionette im Präsidentenpalast, die gesellschaftlichen
Widerstand gegen Ausbeutung, Unterwerfung und Zerstörung eindämmt und
ausschaltet. Mit ihm als politischer Führungsfigur sind die Militärs
einflußreicher geworden, als sie es je seit Ende der Diktatur vor 35
Jahren waren. Würde der Strohmann an der Spitze des Staates zum
Rücktritt gezwungen, nähme der Vizepräsident, General Hamilton Mourao,
seinen Platz ein. Inmitten der eskalierenden Coronakrise nach einer
stärkeren Hand als der Bolsonaros zu rufen, brächte die Militärs offen
an die Macht, womit Brasilien vom Regen in die Traufe käme. Viel wird
davon abhängen, wie der Präsident die Coronakrise abwettern kann, doch
entscheidend bleibt, daß sich an der verhängnisvollen Entwicklung der
brasilianischen Gesellschaft erst dann etwas ändert, wenn dies
Bewegungen von unter her durchsetzen.


Fußnoten:

[1] www.faz.net/aktuell/wirtschaft/bolsonaro-wirtschaft-wichtiger-als-covid-19-bekaempfung-16762055-p3.html

[2] www.fr.de/politik/coronavirus-brasilien-mehr-13400-ansteckungen-binnen-stunden-13642304.html

[3] www.faz.net/2.1677/streit-mit-bolsonaro-brasiliens-gesundheitsminister-tritt-ab-16772142.html

[4] www.jungewelt.de/artikel/378409.coronavirus-in-brasilien-lula-warnt-vor-genozid.html

[5] www.tagesschau.de/ausland/bolsonaro-video-polizei-101.html

[6] www.welt.de/politik/ausland/article207655769/Brasiliens-Praesident-und-Corona-Bolsonaros-Radikalisierung-in-der-Krise.html
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KULTUR/1062: Haftstrafe in den USA - wenn lebenslang, dann ohne Hoffnung ... (SB)



Ich fühle mich wie lebendig begraben und alle laufen über mich
drüber. Ich kann sie hören, aber sie mich nicht. So fühle ich mich - vergessen.

Quincy über die Isolationshaft im Supermax-Gefängnis

Du bist wirklich allein, und alle die sagen, ich wäre gerne allein,
ich glaube nicht, daß die schon mal alleine waren. Denn wenn sie es
erst einmal sind und erleben, dann werden sie es hassen.

Vito über die Isolationshaft im Supermax-Gefängnis [1]

Bis zu 80.000 Strafgefangene sind in den USA unter Bedingungen eingesperrt,
die der damalige Beauftragte der Vereinten Nationen für Folter, Juan Mendez,
2013 als der Folter gleichkommend und damit menschenrechtswidrig verurteilte. 
Was einmal als befristete Disziplinarmaßnahme eingeführt wurde, ist zu einem
System potentiell unbegrenzter Aufbewahrung von Strafgefangenen unter
Hochsicherheitsbedingungen ausgebaut worden, die Fluchtversuche unternommen oder
Wachpersonal angegriffen haben. Ein weiterer, häufig als Vorwand zur
Infiltration widerständiger Netzwerke unter Gefangenen angeführter Grund für
Isolationshaft ist die Mitgliedschaft in einer Gang. Insassen, die im
Strafvollzug politisiert wurden und Widerstand gegen das Knastregime
organisieren, wurden dieser Maßnahme besonders häufig unterzogen. Dies zeigte
sich insbesondere 2013, als bis zu 30.000 Gefangene in Kalifornien gegen ihre
Haftbedingungen in den Hungerstreik getreten sind [2].

"Life without parole" ("lebenslänglich ohne Begnadigungsmöglichkeit") - die
immer häufigere Verhängung dieses Strafmaßes ist eine Folge der Kampagne gegen
die Todesstrafe in den USA. Was deren AktivistInnen sicherlich nicht
beabsichtigt haben, ist, daß auf diese Weise eine Form der Grausamkeit durch
eine andere ersetzt wurde. Wer mit solch einem Urteil in Isolationshaft sitzt,
ist auf gewisse Weise bereits gestorben, denn der einzige Weg nach draußen
dürfte im Sarg oder in der Urne auf den Gefängnisfriedhof führen. Im Knast zu
sterben ist für viele Langzeitgefangene die schlimmste Zukunftsperspektive, denn
sie bietet nicht einmal einen letzten Funken Hoffnung, der alltäglichen Routine
des Gefängnisalltags irgendwann doch noch einmal zu entkommen.

Albert Woodfox und Herman Wallace, zwei Black Panther-Aktivisten, die zusammen
mit Robert King zu Beginn der 1970er Jahre unter dem Namen Angola 3 als
politische Gefangene bekannt wurden, die ihre Strafe im berüchtigten
Angola-Gefängnis in Louisiana absitzen mußten, wurden über 40 Jahre lang in
Isolationshaft gehalten [3]. Mit 71 Jahren konnte der an Leberkrebs leidende
Herman Wallace am 1. Oktober 2013 als Ergebnis einer internationalen Kampagne zu
seiner Freilassung noch einmal die Knastmauern von außen betrachten, bevor er 3
Tage später, nicht ohne vom Staat Louisiana noch einmal angeklagt zu werden,
seiner Krankheit erlag. Albert Woodfox wurde am 19. Februar 2016 als Ergebnis
einer Wiederaufnahme seines Verfahrens entlassen. Der antirassistische Aktivist
saß 45 Jahre im Gefängnis, davon 43 Jahre in Isolationshaft, worüber er in
seiner 2019 veröffentlichten Biografie Solitary: Unbroken by Four Decades in
Solitary Confinement. My Story of Transformation and Hope berichtet.

Was diese beiden politischen Gefangenen in der von ihnen in Einzelhaft
verbrachten Rekordzeit an Entbehrungen, Krisen und Überforderungen erlebt haben,
ist für zahlreiche Insassen der Isolationstrakte in den USA alltägliche
Normalität. Der unlängst auf 3sat noch einmal ausgestrahlte Dokumentarfim "8m2
Einsamkeit - Einzelhaft in Virginia" vermittelt anhand längerer Interviews mit
mehreren Insassen ein eindrückliches Bild der extremen Situation, mit der die
Menschen in Isolationshaft konfrontiert sind. Die im Rahmen eines Jahres unter
der Regie von Kristi Jacobson gedrehte, von WDR und SWR in Zusammenarbeit mit
ARTE produzierte und 2018 mit einem Emmy preisgekrönte Dokumentation wurde 2016
auf dem Tribeca Film Festival in den USA uraufgeführt und 2018 erstmals im
deutschen Fernsehen gezeigt.

Die Aufnahmen aus dem Red Onion State Prison in West-Virginia, einem
ausschließlich Isolationsgefangenen vorbehaltenen Supermax-Gefängnis, führen dem
Publikum auf erschütternde Weise vor Augen, daß es sich bei dieser Form des
Bestrafens um eine technologisch und organisatorisch hochentwickelte Form der
Inhaftierung handelt, von der auf die Gesellschaft zu schließen, die derart
perfekte Formen der Freiheitsberaubung hervorbringt, wenig erfreuliche
Ergebnisse erbringt. Solitary Confinement läßt von den Inhaftierten nicht viel
mehr übrig als ein Bündel von Reflexen, Gefühlen, Träumen und Gedanken, die in
endloser Rotation an den nackten Wänden und Stahlflächen der Zelle
entlangwandern. Die naheliegende Frage danach, ob die Betroffenen dieses
Schicksal aufgrund der Schwere ihrer Taten nicht verdient hätten, hebt
allerdings auf eine gesellschaftliche Schuldmoral ab, die in der
Lebensfeindlichkeit dieser Einrichtung auf einem Berg inmitten bewaldeter Natur
wie eine ferne Erinnerung daran wirkt, daß Recht Unrecht hervorbringt und nicht
umgekehrt. 

Was nach dem bedrückenden Anschauen des rund 80 Minuten langen Films bleibt ist
die Erkenntnis, daß die zivilisatorische Errungenschaft, Menschen 23 Stunden des
Tages in kleine Kammern einzusperren, die über ein Fenster zum Gang hin
verfügen, von dem aus das Essen oder andere Dinge durch eine Schublade übergeben
werden, mehr mit einem Todeskult als einem Beitrag zur Förderung einer
gewaltfreien Gesellschaft zu tun hat. Die offenkundige Überwältigung einiger
Insassen durch schieren Wahn scheint noch das rationalste Ergebnis einer
Strafkultur zu sein, die Menschen auf das denkbarste Minimum des Existierens
reduziert. Zwischen der klinischen Sterilität der Einrichtung und den sozialen
Verwerfungen der kapitalistischen Konkurrenzgesellschaft zeigt sich ein innerer
Zusammenhang, der dieser Form des potentiell nur durch den Tod begrenzten
Wegsperrens den Charakter eines Krankheitssymptoms verleiht, das nur durch die
radikale Veränderung dieser Gesellschaftsform beseitigt werden kann.

"Solitary", so der englischsprachige Titel des Dokumentarfilms, ist sehenswert,
weil die Schilderung der Situation in dieser wie einem dystopischen
Science-Fiction entsprungenen Monstrosität und der Abgründe, die sich beim Hören
dessen auftun, was die Gefangenen über sich zu erzählen haben, frei von jedem
moralisierenden Kommentar bleibt. Was hier zu sehen ist, bewegt sich jenseits
von Schuld und Strafe. Wer erfährt, wie flüchtig und nichtig Identität und
Subjektivität eines Menschen sein können, wenn alle Lebenssinn produzierenden
Tätigkeiten auf Null gestellt werden, kann jeden Bezug zur regulativen
Befriedungslogik des Strafens verlieren. Die Einsamkeit in dem aus Beton und
Stahl geformten Kubus läuft sich an sich selbst tot, denn es gibt keine
AdressatIn, der sie sich mitteilen kann. Dieser Schmerz wird auch nicht dadurch
gelindert, daß die Insassen sich eine Stunde am Tag unter Aufsicht eines Wärters 
in einem Drahtkäfig bewegen können, der nur wenig größer als ihre Zelle ist
und vielleicht ein wenig Tageslicht von einer Öffnung in der Decke erhält. 

Das komplexe Strafvollzugssystem in den USA, das 2,3 Millionen Menschen ihrer
Freiheit beraubt, 3,6 Millionen Entlassene mit Bewährungsauflagen versehen hat,
deren Bruch sofort zurück in den Knast führt, und fast 5 Millionen ehemalige
Häftlinge durch verschiedene Formen des Entzuges von Bürgerrechten auch noch
Jahre nach ihrer Entlassung sanktioniert [4], ist Ausdruck einer von schwerwiegenden
Klassenwidersprüchen nicht zuletzt rassistischer Art durchzogenen
Kontrollgesellschaft. Diese sozialen Konflikte werden in einer eskalierenden
Kaskade zwangsbewehrter Unterdrückungen und gewaltsamer Disziplinierungen nicht
etwa gelöst, sondern in eine Form negativer gesellschaftlicher Produktion
eingespeist, aus der Sklavenexistenzen hervorgehen sollen. Die Formel von der
nach außen gewendeten Aggression und der im Innern ausgeübten Repression zwecks
Stabilisierung imperialistischer Herrschaft könnte nicht mehr Gültigkeit
entfalten als unter dem Sternenbanner, das von einer Freiheit kündet, der die
Zerstörung und Vernichtung des Lebens zum maßgeblichen Inhalt geworden ist.


Fußnoten:

[1] "8m2 Einsamkeit - Einzelhaft in Virginia"

https://www.youtube.com/watch?v=PtT6Ng9LJdo

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/repr1501.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/repr1502.html

[4] https://www.prisonpolicy.org/reports/pie2020.html
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NAHOST/1718: Moskau-Damaskus - aus Kostengründen und Machtinteressen verhandlungsbereit ... (SB)

Moskau-Damaskus - aus Kostengründen und Machtinteressen verhandlungsbereit ...



Offene Streitereien zwischen Vertretern der Politik und des Kapitals
haben in Syrien, wo seit 50 Jahren der mächtige Al-Assad-Klan das
Sagen hat, Seltenheitswert. Entsprechend groß war daher in der
syrischen Öffentlichkeit die Überraschung, als sich am 30. April und
2. Mai der reichste Mann Syriens, Rami Machluf, in zwei
Videobotschaften auf Facebook an seinen Vetter und Präsidenten Baschar
Al Assad wandte und sich über das seines Erachtens unverhältnismäßig
strenge Vorgehen der Steuer- und Justizbehörden seinem Firmenimperium
und dessen Mitarbeitern gegenüber lautstark beklagte. Alle Beobachter
im In- und Ausland versuchen nun die Kontroverse und ihre Bedeutung
für die künftige Entwicklung in Syrien, wo Kämpfe nur noch in den
Grenzregionen zur Türkei, dem Irak und Jordanien stattfinden, zu
interpretieren.

Fest steht, daß der 1969 geborene Rami Machluf bislang stets eine
wichtige Stütze des syrischen Machtapparats und ein verläßlicher
Verbündeter seines vier Jahren älteren Cousins Baschar Al Assad
gewesen ist. Anisa Machluf, die Schwester von Ranis Vater, war Ehefrau
und First Lady von Hafiz Al Assad, der von 1971 bis 2000 Syrien als
Präsident mit strenger Hand regierte. Beide Familien gehören der
Glaubensgemeinschaft der schiitischen Alewiten an, die in Syrien zwar
eine große Minderheit darstellt, jedoch zahlenmäßig den Anhängern der
sunnitischen Auslegung des Islams weit unterlegen ist. Immer wieder
versuchen von daher ausländische Mächte die Sunniten gegen die
säkulare Regierung in Damaskus aufzubringen. Nur mit allergrößter
Härte ist es Hafiz Al Assad 1982 gelungen, einen drohenden
Staatsstreich sunnitischer Islamisten im Keim zu ersticken.

Als 2011 Proteste in vielen syrischen Städten gegen Korruption und für
politische Reformen ausbrachen, stand Rami Machluf am Pranger. Mit
seinem Mobiltelefonnetz und seinen zahlreichen Firmenbeteiligungen in
den Bereichen Tourismus, Import-Export, Bau und Energie galt Syriens
bekanntester Unternehmer als Hauptnutznießer der Privatisierung
zahlreicher Staatsbetriebe, die Bashar Al Assad seit dem Aufstieg zum
Präsidenten elf Jahre zuvor auf Rat von IWF und Weltbank durchgeführt
hatte und wofür er vom Westen groß gelobt worden war, obwohl 
gleichzeitig viele einfache Syrer in Elend und Not stürzten.
Als recht schnell die Proteste dank gezielter
Destabilisierungsmaßnahmen der Geheimdienste der USA, Saudi-Arabiens,
der Türkei, Großbritanniens und Frankreich in Gewalt umschlugen und es
zum blutigen Bürgerkrieg kam, rief Al Machluf die syrische
Geschäftselite zum Verbleib im Lande und zum Schulterschluß mit der
Regierung in Damaskus auf. Seitdem hat sein Firmenimperium nicht wenig
dazu beigetragen, das Assad-"Regime" wirtschaftlich über Wasser zu
halten, unter anderem durch die Umgehung internationaler Sanktionen
und die Beschaffung strategisch wichtiger Rohstoffe über
Briefkastenfirmen mit Sitz im Ausland. Wegen derlei Aktivitäten steht
Al Machluf ganz oben auf der Liste der Syrer, mit denen jedes Geschäft
nach den Gesetzen sowohl der Europäischen Union als auch der USA unter
Strafe steht.

Nach dem Nachlassen des Bürgerkriegs steht in Syrien der Wiederaufbau
an. Wie dies geschafft werden soll, während weiterhin die westlichen
Sanktionen in Kraft bleiben, ist unklar. Syrien hat sich mit
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten versöhnt und
hofft auf Investitionen der reichen Ölstaaten am Persischen Golf. Auch
eine Einbindung Syriens an die Neue Seidenstraße China ist im
Gespräch. Rußland und der Iran wollen an den diversen Projekten zur
Wiederinstandsetzung der staatlichen Infrastruktur beteiligt werden.
Schließlich haben russische Streitkräfte und iranische Militärberater
die Syrische Arabische Armee (SAA) 2015 vor der Niederlage bewahrt und
helfen seitdem, die Dschihadisten zu vertreiben und sie praktisch im
Gouvernement Idlib an der Grenze zur Türkei eingekesselt zu
halten. Einige iranische Bauunternehmen ziehen bereits zahlreiche
Wohnhäuser in Damaskus und Aleppo hoch, reparieren dort die
Innenstädte und tragen zur Normalität und Lebensqualität bei.

Assad steht unter enormem Druck seitens des russischen Amtskollegen
Wladimir Putin, sich mit den gemäßigten Teilen der Opposition zu
verständigen und einen Versöhnungsprozeß einzuleiten, der Syrien
dauerhaft Frieden und Stabilität gewährt. In diesem Zusammenhang ist
die Rede Assads vom vergangenen Oktober bedeutsam, in der er die 
Raffgier einiger Kriegsprofiteure anprangerte und wirtschaftliche 
Reformen, welche besonders den bisher benachteiligten Teilen der 
Gesellschaft zugute kommen sollten, versprach. Etwa zur gleichen Zeit
fingen die syrischen Finanzbehörden an, sich verstärkt für die
geschäftlichen Aktivitäten Al Machlufs zu interessieren. Das Vermögen
einer von ihm gegründeten Stiftung, die im Bürgerkrieg eine bestimmte
Milizengruppe finanziert hatte, wurde beschlagnahmt. Dazu stellte das
Finanzministerium in Damaskus bei Syriatel und MTN, die beiden
Mobiltelefonfirmen Al Machlufs, eine nicht bezahlte Steuerschuld von
255 Millionen Dollar fest und verlangte deren rasche Abtragung.

Wegen des anhaltenden Steuerstreits wurden Ende April 49 Mitarbeiter
Al Machlufs vorübergehend festgenommen. Der Unternehmer, dessen
geschätztes Gesamtvermögen in die Milliarden geht und für den die
genannten Steuerschulden wahre "Peanuts" sind, macht sich Sorgen, am
Ende als Bauernopfer dastehen zu müssen, damit Assad seine
Reformwilligkeit Rußland und dem übrigen Ausland beweisen kann. Er hat
deshalb in seinen Videobotschaften an seine ständige Treue zum
Präsidenten erinnert und an diesen appelliert, sich nicht von
irgendwelchen falschen Freunden beeinflussen zu lassen. Hinter "den
anderen", von denen Al Machluf in diesem Zusammenhang sprach, werden
Assads Frau Alma und Bruder Maher vermutet. Es geht in Syrien das
Gerücht um, Al Machluf stünde zu sehr iranischen
Geschäftsinteressen nahe und gerate jetzt in Schwierigkeiten, weil
sich Assad in letzter Zeit zunehmend gezwungen sieht, russische
Konsortien weit mehr als bisher am Wiederaufbau Syriens zu beteiligen.

Einige Beobachter sind der Meinung, Rami Al Machluf hätte es sich 
durch die skurril-peinlichen Facebook-Auftritte mit seinem alten 
Freund Baschar Al Assad endgültig verscherzt. Doch eher könnte sich 
die Inszenierung für beide Männer lohnen. Al Machluf hat zwar nicht 
das Büßerhemd getragen und Asche auf sein Haupt gestreut, dafür 
jedoch demonstrativ seine Nibelungentreue zum Staatsführer kundgetan 
und sich dessen Weisheit und Fürsorge unterworfen. Nach dieser Episode 
kann sich Assad damit rühmen, den syrischen Geldadel endlich an die 
Kandare genommen zu haben. Und selbst wenn sich Al Machluf von einem
Teil seines Firmenimperiums trennen müßte, dürfte seine Position als 
wohlhabendster Bürger Syriens nicht wirklich in Gefahr gestanden 
haben.

20. Mai 2020
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FRAUEN/844: Chile - Großnichte von Pinochet wird neue Frauenministerin (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile 

Großnichte von Pinochet wird neue Frauenministerin

Von Sol Bajar



"Eine Verwandte Pinochets und Verfechterin seines Regimes
einzustellen war wieder mal eine Kriegserklärung von Piñera. Aber er
wird nicht gewinnen."

(Santiago de Chile, 06. Mai 2020, La Izquierda Diario) - Seit dem
6. Mai heißt die neue chilenische Ministerin für Frauen und
Geschlechtergleichheit Macarena Santelices. Ihre Ernennung durch den
chilenischen Präsidenten Sebastián Piñera stieß auf große Ablehnung,
handelt es sich doch um die Großnichte des Diktators Augusto Pinochet.
Santelices ist eiserne Verfechterin der Völkermordpolitik und
Interessenvertreterin der Unternehmer und Mächtigen in Chile. Als
Bürgermeisterin der Stadt Olmué (Region Valparaíso) von 2012 bis
Oktober 2019 hatte sie dem reaktionären Image ihres Großonkels stets
die Treue gehalten und den Staatsterrorismus verharmlost: "Es ist
nicht zu leugnen, dass sich das Land in dieser Zeit wirtschaftlich
stabilisiert hat. Außerdem herrschte so eine gewisse Mystik",
schwärmte sie 2016 in einem Interview mit der chilenischen
Tageszeitung El Mercurio.


Vorgängerin Plá erntete massive Kritik

Hinter der Ernennung von Santelices verbirgt sich ein weiteres
Statement: Ihre Vorgängerin Isabel Plá war am 13. März aufgrund
massiver Kritiken an ihrer Arbeit als Frauenministerin zurückgetreten.
Seit Beginn der Aufstände im Oktober 2019 wird in aller Welt die
Unterdrückung, Vergewaltigung, Misshandlung und entsetzliche
Demütigung tausender Demonstrant*innen durch die staatlichen
"Sicherheits"-Kräfte angeprangert. Plá rief nicht nur zum Schweigen
über die Verbrechen auf, sondern unterstützte auch das kriminelle
Handeln und die repressiven Maßnahmen von Polizei und Militär. Am 8.
März, dem Internationalen Frauentag, gingen Millionen Chilen*innen in
einem historischen Aufmarsch auf die Straße, um unter anderem gegen
Plás Positionierungen zu protestieren.


Las Tesis fordern Santelices' Rücktritt

Die Repressions-, Verfolgungs- und Kriminalisierungspolitik der
Regierung Piñera zielt darauf ab, das Regime der 30-jährigen
Pinochet-Diktatur fortzusetzen und die Interessen der Unternehmer auf
der anderen Seite der Kordilleren zu wahren. Die Choreografie "Un
violador en tu camino" (Ein Vergewaltiger auf deinem Weg) wurde von
Frauen*zusammenhängen auf der ganzen Welt kopiert. Das Kollektiv Las
Tesis platzierte damit einen Aufschrei gegen die aktuelle chilenische
Politik, der weltweit Aufsehen erregte und mit Solidarität beantwortet
wurde. "Es kann nicht sein, dass ein Ministerium, das die
Gleichberechtigung der Geschlechter garantieren soll, von einer Frau
geleitet wird, die eine rechtsextreme konservative Politik verfolgt
und öffentlich ihre Zustimmung zur bürgerlich-militärischen Diktatur
unseres Landes demonstriert", so die Künstlerinnen von Las Tesis. Im
Gespräch mit der spanischen Nachrichtenagentur Efe forderten sie den
Rücktritt der Ministerin, da sie die Diktatur von Augusto Pinochet
(1973-1990) gerechtfertigt hatte. Die Frauen*bewegung betrachtet die
Ernennung von Santelices als reine Provokation und Warnung an
diejenigen, die bisher furchtlos ihre Rechte eingefordert haben. Die
Zeitung La Izquierda Diario - Chile betont, es sei auch "eine
deutliche Botschaft an die Frauen, die während der Pinochet-Diktatur
unter der politischen und sexuellen Gewalt des von Santelices
unterstützten Staatsterrorismus gelitten haben".


Nonverbale Kampfansage an die Linke

"Ab heute bin ich Ministerin aller chilenischen Frauen. Wir werden
gemeinsam daran arbeiten, die Gewalt gegen Frauen zu beseitigen und
die Rechte aller Chileninnen durchzusetzen", so Santileces bei ihrer
Vereidigung im Präsidentenpalast Palacio de la Moneda. "Ich bin
sicher, dass Macarena dieser enormen Herausforderung gewachsen ist",
versicherte der Präsident, der das Land weiterhin mit blutbefleckten
Händen regiert und trotzdem absolute Straffreiheit genießt. In den
sozialen Medien indes war die Ablehnung dieser Entscheidung den ganzen
Tag zu spüren. Bárbara Brito, Vorsitzende des chilenischen "Partido de
Trabajadores Revolucionarios" (PTR), erklärte: "Nach einem Aufstand
des Volkes und inmitten einer Pandemie, die zu mehr Femiziden und mehr
geschlechtsbezogener Gewalt geführt hat, stellen sie eine Verwandte
Pinochets und Verfechterin seines Regimes ein. Das war wieder mal eine
Kriegserklärung Sebastián Piñeras, auch wenn er es nicht ausdrücklich
gesagt hat. Aber er wird nicht gewinnen". Der PTR ist die
Schwesterorganisation des argentinischen "Partido de los Trabajadores
Socialistas" (PTS) der Linken (Frente Izquierda) und der
internationalen Organisation Pan y Rosas.
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KIND/212: Die Kindheit ist kurz - Warum und wie die Kitas öffnen müssen (Deutscher Kitaverband)

Deutscher Kitaverband und die Initiative Kinder brauchen Kinder: Petition


Pressemitteilung vom 19. Mai 2020

Positionspapier: Die Kindheit ist kurz. Warum und wie die Kitas öffnen
müssen



Kinder brauchen Kinder. Und sie brauchen ein anregungsreiches Umfeld, um
sich gut zu entwickeln. Das bieten ihn Kitas, Kindertagespflegestellen und
Horte. Sie lösen das Recht der Kinder auf das Spiel mit anderen Kindern,
auf Bildung und Förderung ein. Die coronabedingte monatelange Reduktion der
Kita-Betreuung, die nur einigen Kindern Zugang gibt, schränkt kindliche
Entfaltungsmöglichkeiten ein und bedeutet ein Entwicklungsrisiko für die
Mädchen und Jungen. Denn die Kindheit ist kurz. Versäumtes lässt sich nur
sehr bedingt nachholen.

Der Deutsche Kitaverband und die Initiative Kinder brauchen Kinder:
Petition fordern daher die Politik auf, allen 3,7 Millionen Kita-Kindern
Zugang zu Kitabetreuung zu ermöglichen. Sie legen konkrete Vorschläge vor,
wie sich dies mit dem Gesundheitsschutz in Corona-Zeiten vereinbaren lässt.


Positionspapier 

Die Kindheit ist kurz: Warum und wie die Kitas öffnen müssen

Stand: 19.05.2020

Die Perspektive der Kinder

Die Kindheit ist kurz. Sie ist eine eigene Lebensphase: die Zeit der
Entwicklung, Erziehung, Sozialisation und Bildung von jungen Menschen. Der
Zweck der Entwicklungsförderung ist nicht darin zu suchen, dass die Kinder
sich einfügen und passend gemacht werden für eine Umwelt, die Erwachsene
geschaffen haben, sondern dass sie ein eigenständiges, auch
festgeschriebenes Recht auf ihre Bedürfnisse, Ziele und ihre
Selbstverwirklichung haben. Und auf diese Art und
Weise hoffentlich neue Ideen in die Welt bringen und selbst die Welt
gestalten, in der sie zukünftig leben werden.

Allerdings sind Kinder stark davon abhängig, welche Lebensbedingungen
Erwachsene ihnen dafür zugestehen. Jeder Tag, den wir den Kindern in ihrer
kindgemäßen Weltaneignung nehmen, ist ein Tag weniger in einem endlichen
Lebensabschnitt. Kinder entwickeln sich schnell. Einige Monate sind eine
entscheidende und lange Zeit in einem Kinderleben.

Kinder brauchen für ihre Sozialisation unabdingbar andere Kinder
(#kinderbrauchenkinder). Sie müssen gemeinsam mit ihnen auf Erkundung
gehen, in ihrer Sprache die Dinge ausdiskutieren, eigene Maßstäbe
entwickeln, sich an anderen Kindern der nächstliegenden Entwicklungsstufe
orientieren, in Rollenspielen unterschiedliche Ideen und Erlebnisse
voneinander erfahren und im Spiel verarbeiten, sich messen ohne
Erwachsenenmaßstäben gerecht werden zu müssen. Das können Eltern also gar
nicht leisten.

Kinder brauchen eine vielfältig anregende Umgebung, die ihre Neugier und
ihren Forscherdrang anregt. Sie brauchen unterschiedliche Erwachsene
verschiedener Geschlechter, welche ihnen vor dem Hintergrund ihrer
individuellen Lebenserfahrung Rollenvorbilder sein können und in
unterschiedlichsten Themenbereichen begeistert die Welt nahebringen und sie
mit ihnen erkunden. Sie brauchen eine anregende sprachliche Umgebung und
Platz für ausreichend Bewegung drinnen und draußen. Dies alles können
digitale Angebote nicht annähernd leisten. Auch ohne Eltern unterstellen zu
wollen, dass sie nicht in der Lage seien, ihren Kindern eine gute Umgebung
zu schaffen, wird sich diese Umgebung, neben Homeoffice, eingeschränkten
privaten Kontakten, (teil)geschlossenen Spielplätzen, Parks, Zoos,
Sportvereinen, etc. doch sehr auf das Spiel alleine oder mit Geschwistern
im Kinderzimmer beschränken, in glücklichen Fällen vielleicht noch im
Garten.

Zudem gibt es noch die tatsächlich schutzbedürftigen Kinder, die darauf
angewiesen sind, dass wir als Gesellschaft auf sie achten, sie sichern und
besonders umsorgen und fördern. Diese Kinder geraten uns aus dem Blick. Wir
wissen, dass sie in schwierigen häuslichen Verhältnissen leben und diesen
momentan ausschließlich, intensiv und schutzlos ausgeliefert sind und
können und dürfen das nicht hinnehmen. Sie müssen sofort wieder in ihre
Einrichtungen kommen können.

Wir machen uns nicht darüber Gedanken, ob oder welche ausgewählten Kinder
wieder in die Kitas und Schulen zurückkommen sollten, sondern darum, wie
wir es allen Kindern ermöglichen können, wenigstens zeitweise wieder an
diesem für sie so wichtigen Sozialisations- und Lernraum sowie freudigem,
freiem, kindgerechten Aufenthaltsort sein zu können: Kita, Tagespflege und
Hort.

Kohorten-Modell

Deshalb müssen wir jetzt eine pädagogische Perspektive und einen Zugang zu
frühkindlicher Bildung für alle 3,7 Millionen Kita-Kinder finden.
Richtschnur sollte dabei die regionale Zahl der Neuinfizierten sein. Alle
Stakeholder in der Kinder- und Jugendhilfe sind dazu aufgerufen, Ideen für
einen kindgerechten Rahmen der pädagogischen Arbeit unter den Bedingungen
der Corona-Krise zu entwickeln.

Das Deutsche Institut für Wirtschaft und 92 Bildungsökonom*innen fordern
umfassende Maßnahmen, um den Zugang zu frühkindlicher und schulischer
Bildung in der momentanen Krisensituation sicherzustellen. Sie warnen vor
möglichen Spätfolgen: Bildungsungleichheiten könnten steigen. Demnach
sollte ein Kita- und Schulbesuch für alle Gruppen zumindest zeitweise
wieder möglich sein. Eine klare Kommunikation sei erforderlich, um
Unsicherheit zu reduzieren.

Das ist auch unser Standpunkt: Die Kommunikation muss sich ändern. Wir
müssen Sorgen und Ängste von Eltern und Erzieher*innen aufgreifen, aber
auch aufklären. Bestehende virologische Erkenntnisse müssen dem Kita-System
zur Verfügung gestellt werden. Beispiel Norwegen: Trotz der dortigen
Öffnungen der Kindergärten im April bleiben die Infektionszahlen niedrig
und wirken sich nicht negativ auf die epidemiologische Situation aus. Es
gibt dort keinen Infektionsfall, der von Kindern ausgegangen ist.

Im Wissen darüber, dass vor allem junge Kinder körperliche Nähe,
Emotionalität, sinnliche Erfahrungsmöglichkeiten, Gestik, Mimik, nonverbale
und visuelle Kommunikation, körperlich raumgreifende Bewegung und
selbstvergessenes, vertieftes Spiel in ihrem kindlichen Sein benötigen,
schließen sich das Tragen von Gesichtsmasken oder das Einhalten des
Mindestabstands aus.

Daher empfehlen wir momentan einen eingeschränkten Regelbetrieb mit einer
vorläufig 50 prozentigen Belegung der regulären Plätze einer Kita. Das
heißt: mindestens die Hälfte der Kinder einer Einrichtung kann gleichzeitig
anwesend sein. Die Belegung der Einrichtung ist für die Träger dann planbar
und berücksichtigt deren räumliche Möglichkeiten. Sollten ausreichend
räumliche und personelle Kapazitäten vorhanden sein, sollten die
Kita-Träger in eigenem Ermessen auch mehr Kinder gleichzeitig betreuen
können. Vor allem bei Einrichtungen mit großzügigem Außenbereich ist dies
anwendbar. Der Aufenthalt der Kita-Gruppen im Freien ist nicht nur aus
epidemiologischer Sicht zu fördern.

Wir empfehlen für die Kitas außerdem ein Modell mit festen, voneinander
getrennten Kleingruppen altersähnlicher Kinder (sog. Kohorten-Modell) mit
maximal fünf Krippenkindern oder zehn Kindergartenkindern und zwei
Erzieher*innen. Jede Kohorte schafft sich in ihrem ausreichend großen
Bereich (mindestens doppelt so viel Raum für die Anzahl von Kindern wie vor
der Pandemie) ihre anregungsreiche Umgebung, in der sie fest verbleibt.
Gemeinschafts- und Hygieneflächen werden abwechselnd genutzt, Desinfektion
von Flächen erfolgt mehrmals täglich. Wie viele Kinder wie häufig in der
Einrichtung sein können, hängt stark von den individuellen Gegebenheiten
ab. Wichtig ist, dass alle Kinder in regelmäßigen Abständen die Gelegenheit
haben mit ihren Freunden zusammenzutreffen, den Bezug zu ihren
Betreuer*innen aufrechtzuerhalten, an vielfältig anregenden Impulsen für
ihr Spiel und ihre Entwicklung teilzuhaben.

Das Kohorten-Modell plus ein "rollierendes System" ermöglicht es, möglichst
vielen Familien ein Betreuungsangebot zu machen und trotzdem dem
Infektionsschutz gerecht zu werden. Wichtig ist, dass vor Ort eine
individuelle Lösungsfindung mit den Eltern getroffen werden kann. Denkbar
ist eine Art Schichtsystem bei dem die Hälfte der Kinder zum Beispiel
Montag und Dienstag sowie die andere Hälfte der Kinder Mittwoch und
Donnerstag abwechselnd in die Einrichtung kommen. Die Kinder, die in
Notbetreuung waren, werden weiterhin dauerhaft betreut.

Infektionsschutz

Es ist durchaus möglich, den Kita-Alltag im Sinne des Kindeswohls und unter
Einhaltung des Pandemie-Schutzes zu gestalten. Kita-Öffnungen können unter
strengem gesundheitlichen Monitoring geschehen: Um das Ansteckungsrisiko in
der Kita möglichst gering zu halten, ist es wichtig, dass die Kinder
möglichst sicher unter keiner Covid19-Infektion leiden. Da die
Unterscheidung zu anderen Grippe- oder grippeähnlichen Erkrankungen nur
schwer zu treffen ist, benötigen wir eine einfache Regelung. Wenn ein Kind
am reduzierten Regelbetrieb teilnehmen möchte, müssen die
Erziehungsberechtigten bestätigen, dass seit mindestens 48 Stunden keines
der Mitglieder im Haushalt des Kindes erhöhte Temperatur oder Fieber (mehr
als 37,5 Grad) hat, oder unter Husten oder Atemnot leidet. Innerhalb der
letzten 14 Tage darf auch kein Kontakt zu einer auf Corona positiv
getesteten Person bestanden haben. Ferner muss die schriftliche Zusicherung
vorliegen, dass sobald eines der Symptome auftritt, die Eltern die Kita
informieren und ihr Kind von dem reduzierten Regelbetrieb abmelden bis alle
Haushaltsmitglieder wieder mindestens 48 Stunden symptomfrei sind. Bei
Nichteinhalten dieser Regelung sollen Kinder konsequent vom weiteren Besuch
der Kita ausgeschlossen werden.

Darüber hinaus sollen der genaue Zeitraum des Besuches und die Dauer der
Anwesenheit der Erziehungsberechtigten in der Einrichtung festgehalten
werden. Dies ermöglicht im schlimmsten Falle ein genaues Nachvollziehen der
erfolgten Kontakte.

Die Politik muss dafür sorgen, dass Testkapazitäten gezielt im Kita-Umfeld
zum Einsatz kommen. Die Testverfahren sollten zeitnah und zahlreich zur
Verfügung stehen. Der Testung von Kita-Mitarbeiter*innen sollte derselbe
Stellenwert zugeschrieben werden wie der Testung von Mitarbeiter*innen in
Pflegeheimen und im Krankenhaus, da Erzieher*innen selbst systemrelevant
sind. Zudem sollte aufgrund der geringen Datenbasis eine wissenschaftliche
Begleit-Evaluation an einzelnen Modell-Kitas durchgeführt werden.

Die Kita-Träger sollten im Umfeld der Kinder, bei den Mitarbeiter*innen,
usw. dafür werben, die Corona-Tracing-App zu verwenden, sobald diese
verfügbar ist, um die Eindämmung des Corona-Virus zu verbessern.

Gesellschaftspolitische Implikation

Die Folgen der Kita-Schließungen für die Kinder, die Eltern, den Staat und
die Wirtschaft sowie für die Träger der Einrichtungen einschließlich deren
Mitarbeiter*innen sind mittlerweile zum Glück Gegenstand einer breiten
öffentlichen Debatte. Initiativen bilden sich, denn Eltern und Familien,
die ihren beruflichen Aufgaben im Homeoffice nachkommen und zugleich für
die Betreuung der Kinder sorgen sollen, sind überlastet. Dennoch scheinen
Kinder und Familien in Deutschland, anders als zum Beispiel in
Skandinavien, keine große Lobby zu haben.

Im Moment riskieren wir, dass die Corona-Krise die Gesellschaft in der
Frage nach Vereinbarung von Familie und Beruf um Jahrzehnte zurückwirft.
Leidtragende sind überwiegend die Frauen. Um Frauen zu entlasten, die schon
vor der Coronakrise deutlich mehr Care-Arbeit leisteten als Männer, ist es
dringend nötig, schnell möglichst vielen Familien eine Kitabetreuung
anbieten zu können. 46 Prozent aller Frauen mit Kindern unter sechs Jahren
im Haushalt sind schon jetzt nicht berufstätig, in Dänemark bleibt nur ein
Drittel der Frauen zuhause. Die Politik scheint das nicht im Fokus zu
haben. Kirchen, Biergärten, Geschäfte und Fitnessstudios können öffnen.
Kitas dürfen vielerorts weiterhin nur geringfügig mehr Kinder aufnehmen.
Während der Wirtschaft konkret geholfen wird, wird für Familien wenig
unternommen.

Die Argumente, warum wir die Kitas weiter öffnen müssen, sind also
zahlreich. Wege, wie die Öffnung gelingt, haben wir aufgezeigt. Wir fordern
die Politik deshalb zum Handeln auf.

Deutscher Kitaverband und Kinder brauchen Kinder: Petition

 * 
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LEISTUNGEN/661: Arbeitslosenversicherung - Zahl der freiwillig versicherten Selbstständigen stark gesunken (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 19.05.2020

Arbeitslosenversicherung für Existenzgründer: Zahl der freiwillig
versicherten Selbstständigen ist stark gesunken



Die Arbeitslosenversicherung steht auch Selbstständigen offen, wenn sie
vor der Gründung sozialversicherungspflichtig beschäftigt oder
Arbeitslosengeld-Bezieher waren. Allerdings nutzen immer weniger
Selbstständige die Möglichkeit, sich gegen Arbeitslosigkeit zu versichern,
zeigt eine am Dienstag veröffentlichten Studie des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

Seit 2013 hat sich die Zahl der freiwillig versicherten Selbstständigen
von rund 145.000 auf 74.000 im Jahr 2019 nahezu halbiert. Noch deutlicher
ist der Rückgang der neu abgeschlossenen Versicherungsverhältnisse: Sie
gingen von 19.000 im Jahr 2013 auf knapp 3.000 im Jahr 2019 zurück.

Viele Gründer gaben in einer Online-Befragung des IAB an, dass sie sich
die Versicherung zu Beginn der Selbstständigkeit nicht leisten konnten.
Das sagten 38 Prozent der Befragten, die sich nicht versichert hatten.
Ebenfalls 38 Prozent fanden die Konditionen nicht attraktiv. 35 Prozent
nannten als Grund, dass sie die Versicherung nicht brauchen, da die
Selbstständigkeit nicht scheitern wird oder sie im Falle der
Geschäftsaufgabe schnell wieder eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung finden werden. Für 24 Prozent war die Drei-Monats-Frist zu
kurz, innerhalb der sie sich nach dem Beginn der Selbstständigkeit
versichern können.

Ein wichtiger Punkt ist laut der IAB-Studie, dass sich das Verhältnis von
Beiträgen zu Leistungen je nach Qualifikation der Versicherten stark
unterscheiden kann. Die Beiträge sind unabhängig von der Höhe der im
Versicherungsfall zu erwartenden Leistung: Versicherte in Westdeutschland
zahlen pauschal 76,44 Euro im Monat, Versicherte in Ostdeutschland 72,24
Euro. Die Höhe der Leistungen richtet sich grundsätzlich nach dem letzten
versicherungspflichtigen Arbeitsentgelt. Liegt die letzte
versicherungspflichtige Beschäftigung aber länger zurück, wird die
Leistung anhand eines fiktiven Arbeitsentgelts berechnet, das sich nach
der Qualifikation richtet. Das monatliche Arbeitslosengeld beträgt dann
für zuvor Selbstständige ohne Kinder in der Steuerklasse III zwischen
917,40 Euro bei Personen ohne Berufsausbildung und 1.624,50 Euro bei
Personen mit Hochschulabschluss. Entsprechend steigt die Neigung zum
Versicherungsabschluss mit dem Bildungsstand und dem vorherigen Lohn.

"Viele Befragte waren überzeugt, dass ihre Selbstständigkeit nicht
scheitern wird oder sie in diesem Fall schnell wieder einen Job finden
werden", so die IAB-Forscher Elke Jahn und Michael Oberfichtner. Sie
betonen: "Die Corona-Krise macht deutlich, wie schnell sich die
wirtschaftliche Lage ändern kann und dass Selbstständige den Bedarf an
Absicherung nicht unterschätzen sollten."


Weitere Informationen unter:


http://doku.iab.de/kurzber/2020/kb1120.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1587: Projekt - Kundenfreundliche Zustellung von Paketen (idw)

Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin - 19.05.2020

Kundenfreundliche Zustellung von Paketen: Der Kiezbote wird im Bezirk
Berlin-Charlottenburg an den Start gehen

Unter der Leitung der Berliner Hochschule für Technik und Wirtschaft
werden in einem Forschungsprojekt neue Formen der Paketzustellung erprobt



In Zeiten von Corona klingt die Vision noch verlockender als ohnehin
schon: Alle Pakete, egal von welchem Paketdienstleister, werden zur
Wunschzeit an der Wohnungstür überreicht. Möglich wäre das. Wie und in
welcher Form wird im Rahmen eines Forschungsprojekts unter Leitung der
Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin (HTW Berlin) erprobt. Zum
Einsatz kommen werden sogenannte "Kiezboten", die ein Mikro-Depot nutzen,
um die Pakete für die letzte Meile im Kiez zu bündeln. Den Mietvertrag
dafür haben HTW-Kanzler Claas Cordes und der Geschäftsführer der
insel-projekt.berlin UG, Rolf Mienkus, jetzt unterzeichnet. Die ersten
Kiezboten sollen im Juli 2020 auf die Räder steigen.

Im Mikro-Depot werden die Kiezboten die Pakete aller Dienstleister sammeln
und die letzte Meile zum Empfänger bzw. zur Empfängerin umweltfreundlich
mit dem Lastenrad oder der Handkarre zurücklegen. Dies wird auf der
Mierendorff-INSEL im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf geschehen. "Ich bin
froh, dass wir einen passenden Kiez gefunden haben", sagt Projektleiter
Prof. Dr. Stephan Seeck. Für den Mikro-Depot-Standort auf der
Mierendorff-INSEL haben sich die Projektbeteiligten aus vielen Gründen
entschieden. Der Kiez mit der Postleitzahl 10589 zeichnet sich durch eine
klassische innerstädtische Bebauung, passende Bevölkerungsstruktur sowie
eine hohe Bevölkerungsdichte aus. Das lässt ein hohes Paketvolumen bei
kurzen Wegen erwarten. Ab Juli 2020 werden die Kiezboten den operativen
Betrieb im Rahmen des sechsmonatigen Pilotversuchs aufnehmen.

Zur Teilnahme gezwungen wird keiner, die Initiative muss von den
Empfänger_innen ausgehen. Wer seine Pakete weiterhin mit DHL, Hermes oder
anderen Paket-Dienstleistern geliefert bekommen möchte, dem steht dies
frei. Um für das Forschungsprojekt dennoch genügend Paketvolumen zu
generieren, wird ab Mai mit Flyer-Aktionen, Info-Ständen und online für
die Teilnahme geworben. Mit dem Mikro-Depot-Vermieter Rolf Mienkus von der
insel-projekt.berlin UG (haftungsbeschränkt) steht außerdem ein im Kiez
gut vernetzter Partner an der Seite der Wissenschaftler.

Die insel-projekt.berlin UG zeichnet sich durch ihr Engagement für die
nachhaltige Mierendorff-INSEL aus und fungiert als Dach-Initiative für
unternehmerische Nachhaltigkeitsprojekte. "Die Kiezboten passen mit ihrer
kunden- und umweltfreundlichen Zustellung bestens zu unserer Philosophie",
sagt Rolf Mienkus, der Geschäftsführer der insel-projekt.berlin UG.

Am Projekt KOPKIB (Kundenorientierte Paketzustellung durch den Kiezboten)
beteiligt sind neben den beiden Hochschulen HTW Berlin (Leitung) und HWR
Berlin auch mehrere Berliner Unternehmen: der Online-Händler Zalando SE,
das Radlogistikunternehmen Cycle Logistics CL GmbH und die
Forschungsabteilung der Logistikberatung 4flow AG. Assoziierte Partner
sind zudem Pickshare© mit einer Software-Lösung für die letzte Meile sowie
der Berliner Lastenradhersteller citkar mit seinem Lieferfahrzeug
Loadster. Gefördert wird das Projekt vom Berliner Senat über das Institut
für angewandte Forschung Berlin (IFAF Berlin).


Weitere Informationen unter:

https://kiezbote.berlin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution216

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERMÖGEN/117: Aktuelle Studie - Bitcoin erhöht Krisenanfälligkeit von Anlage-Portfolios (idw)

Universität Hohenheim - 19.05.2020

Aktuelle Studie: Bitcoin erhöht Krisenanfälligkeit von
Anlage-Portfolios



Die Corona-Krise zeigt: Wer seinem Portfolio Bitcoin beimischt, erhöht
sogar sein Gesamtrisiko - das ergeben Modellrechnungen in einer Studie der
Uni Hohenheim.

Weitere Ergebnisse und Experten zum Thema Corona-Krise und ihre Folgen
unter

http://www.uni-hohenheim.de/expertenliste-corona-krise

Bislang waren viele Investoren davon ausgegangen, dass der Bitcoin als
Anlageklasse in einem diversifizierten Portfolio so etwas wie ein
"sicherer Hafen" ist. Eine Studie der Universität Hohenheim in Stuttgart
zeigt nun: die Kryptowährung enttäuscht. Für private wie professionelle
Anleger gilt weiterhin: "Wer Rendite maximieren und Verluste minimieren
will, kommt an einer breit gestreuten Kapital-Anlage nicht vorbei", betont
Prof. Dr. Monika Gehde-Trapp, Expertin für Risikomanagement an der
Universität Hohenheim. "An den Chancen der Blockchain-Technologie ändert
der Befund natürlich nichts."

Es ist die Gretchenfrage für Anleger: Gibt es Wertpapiere, deren Kurse
steigen, wenn alle anderen Anlageklassen fallen - wie aktuell in der
Corona-Krise? Mit solchen Wertpapieren könnten sie nämlich ihre Verluste
kompensieren. Dem Bitcoin hatte die Finanzszene genau diese Wirkung in
turbulenten Zeiten zugetraut.

"Kryptowährungen waren das Last Big Thing - auch wenn sie schon immer
riskant waren. Denn durch die Blockchain-Technologie werden Geld und
Währungen in einer Art und Weise zur Verfügung gestellt, wie es sie vorher
nie gab. Vor allem aber sind Bitcoins unabhängig von der Geldpolitik der
Zentralbanken - und das beflügelte Hoffnungen für ihre künftige Rolle
gerade in Krisenzeiten", erläutert Prof. Dr. Gehde-Trapp.

Verlustrisiko beim Bitcoin steigt überproportional

Doch in der aktuellen Bewährungsprobe habe der erhoffte sichere Hafen
bislang versagt: Seit Beginn der Corona-Pandemie hätten die Weltbörsen
zwischenzeitlich so viel an Wert verloren wie noch nie zuvor. Und gerade
der Bitcoin habe sich durch ein überproportionales Verlustrisiko
ausgezeichnet, so eine Studie der Universität Hohenheim.

In ihrer Modellrechnung hatten die Forscherinnen und Forscher um Prof. Dr.
Gehde-Trapp fiktive Börsenportfolios mit unterschiedlichem Bitcoin-Anteil
verglichen. "Am Beispiel des ersten Quartals 2020 kann man bereits sehen:
Wer allein auf Bitcoins setzte, hatte ein doppelt so hohes Verlustrisiko
wie andere Anleger mit einem DAX-Portfolio."

Auch Misch-Anlagen profitieren nicht vom Bitcoin

Auch Misch-Anlagen hätten sich mit steigendem Bitcoin-Anteil als zunehmend
verlustträchtiger erwiesen: "Bei einem Bitcoin-Anteil von zehn Prozent im
ansonsten reinen DAX-Portfolio stieg das Verlustmaß bereits um 5 Prozent.
Bei einem Bitcoin-Anteil von 20 Prozent erhöhte es sich um weitere 15
Prozent", fasst Prof. Dr. Gehde-Trapp die Modellrechnungen zusammen.

Für die Analyse verwendete das Team der Universität Hohenheim das
sogenannte Value at Risk (VaR)-Verfahren. Bei dieser Modellrechnung wird
ein Wertpapier immer nur einen Tag lang gehalten. Für ein reines
DAX-Portfolio lag das Verlustrisiko im 1. Quartal 2020 bei sechs Prozent.
Bei einer reinen Bitcoin-Geldanlage betrug es hingegen zwölf Prozent.

"Der Bitcoin hat sich als besonders stark von den irrationalen Stimmungen
an den Kapitalmärkten abhängig gezeigt", so das Fazit. Grund dafür sei
wohl ein Trend, der der Hoffnung auf Kryptowährungen entgegenlief: "Unter
turbulenten Rahmenbedingungen ziehen Investoren ihr Kapital traditionell
besonders schnell aus anderen Anlagen ab, um krisenbedingte
Liquiditätslücken zu schließen. Die Blockchain und Kryptowährungen bergen
sicherlich große Chancen - aber nicht als sicherer Anlage-Hafen!"

Wer Geld verdienen will, muss bestimmte Risiken eingehen - und unnötige
vermeiden

Das Fazit der Finanzwissenschaftlerin: Wer Renditen erzielen will, müsse
sein Geld investieren und setze sich damit immer auch den Risiken der
jeweiligen Anlageklasse aus: "Aktienkurse können ebenso fallen wie
Anleihen oder der Zins auf dem Sparbuch. Auch die Preise von Immobilien,
Öl oder Agrarrohstoffen schwanken. Und selbst Bargeld ist nicht ohne
Risiko, da infolge von Inflation die Kaufkraft eines 100 Euro Scheins 2025
ein anderer ist als heute."

Risiken ließen sich nicht vermeiden, allerdings schwanken Anlageklassen
mit unterschiedlicher Intensität und in anderer zeitlicher Abfolge. "Das
ist die Chance, denn ein diversifiziertes Portfolio, das unterschiedliche
Anlagen mischt, senkt Risiken."

Fragt sich, wie sieht die optimale Mischung aus? Die
Finanzwissenschaftlerin weiß: "Das optimale Portfolio enthält nur das
Risiko, für das Anleger auch entlohnt werden - durch höhere
durchschnittliche Renditen. Steckt ein Anleger sein gesamtes Vermögen
jedoch in eine einzige Aktie, hat er im Vergleich zur Rendite ein viel zu
hohes Risiko. Deshalb empfiehlt sich eher die Anlage in einen breit
gestreuten Index, der die Gesamtwirtschaft abbildet."


Expertenliste: Corona-Krise und ihre Folgen

Die weltweite Corona-Pandemie hat bereits jetzt einschneidende Folgen: der
Bildungssektor, die Wirtschaft, die Arbeitswelt allgemein, aber auch das
menschliche Miteinander werden voraussichtlich auch nach der Krise anders
sein als vorher. Um damit sinnvoll umgehen zu können, sind sowohl in der
Krise selbst als auch für die Zeit danach wissenschaftliche Fakten
wichtiger denn je. Expertinnen und Experten der Universität Hohenheim
informieren über die verschiedenen Aspekte der Corona-Krise und ihre
Folgen.

Ergebnisse und Experten:

http://www.uni-hohenheim.de/expertenliste-corona-krise

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GRUNDGESETZ/141: Fixstern unserer Demokratie - Grundgesetz auch in Corona-Zeiten respektieren (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. Mai 2020

Fixstern unserer Demokratie: Grundgesetz auch in Corona-Zeiten respektieren

Statement von Rechtsanwalt Prof. Dr. Thomas Mayen, Vorsitzender des Ausschusses Verfassungsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV), anlässlich des 71. Geburtstags des Grundgesetzes am 23. Mai 2020



Das Grundgesetz gilt auch in Corona-Zeiten. Die Väter und wenigen
Mütter des Grundgesetzes haben 1949 mit Bedacht dafür gesorgt, dass
alle Staatsgewalt vom Volk ausgeht. Umso bedenklicher ist das
Notverordnungsrecht zur Corona-Pandemie: Das
Bundesgesundheitsministerium kann in der epidemischen Lage von
nationaler Tragweite per Rechtsverordnung sogar Gesetze des Bundestags
außer Kraft setzen. Das entspricht nicht der Idee des Grundgesetzes.
Der Bundestag entmachtet sich selbst. Zwar könnte ein unberechenbarer
Virus auch ungewöhnliche Maßnahmen rechtfertigen. Dennoch sollte die
Verfassung geachtet werden. Denn das Grundgesetz ist der Fixstern
unserer Demokratie. Es gilt auch im Ausnahmezustand.

 * 

Quelle:

Statement vom 20. Mai 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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KIRCHE/2276: Bedford-Strohm zu Himmelfahrt - Gott gibt uns die Kraft, die wir brauchen (EKD)

Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 19.05.2020

Bedford-Strohm zu Himmelfahrt: Gott gibt uns die Kraft, die wir
brauchen

Kirchengemeinden setzen in Corona-Zeiten weiter auf Freiluft-
Gottesdienste 



Zum diesjährigen Himmelfahrtsfest hat der Ratsvorsitzende der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD), Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm an die
Kraft erinnert, die gerade in Krisenzeiten vom Glauben ausgehen kann: "Das
Fest Christi Himmelfahrt erinnert uns daran, dass der Auferstandene nicht
begrenzt bleibt auf ein bestimmtes Gebiet der Erde, sondern überall sein
kann. Christus kann jedem Menschen nahe kommen, gerade in den schweren
Zeiten. Und damit öffnet er den Himmel für uns und gibt uns die Kraft, die
wir für uns hier und heute - und in diesen Corona-Tagen besonders -
brauchen", so Bedford-Strohm: "Trost, Zuversicht und Neuanfang - das setzt
der offene Himmel für uns und für die Welt frei."

Jesu Himmelfahrt wird in der Bibel mit einer bildlichen Szene geschildert:
40 Tage lang war Jesus nach der Auferstehung mit seinen Jüngern zusammen,
dann "wurde er vor ihren Augen emporgehoben, und eine Wolke nahm ihn auf,
weg vor ihren Augen" (Apostelgeschichte Kapitel1, Vers 11). In der
Himmelfahrt kommt zum Ausdruck, dass Jesus nicht mehr leiblich unter uns
ist. Christen vertrauen darauf, dass er dennoch mit seiner Kraft und Liebe
gegenwärtig ist. Zahlreiche Kirchengemeinden feiern ihre
Himmelfahrtsgottesdienste traditionell im Freien. Unter den derzeitigen
Corona-Bedingungen wird auf diese Tradition verstärkt zurückgegriffen.
Weiterhin bieten viele Kirchengemeinden aber auch Gottesdienste in
digitalen Formaten an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 68/2020 vom 19.05.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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SCHACH-SPHINX/07276: Realitäten verkannt (SB)

Siegesgewißheit ist ein Wort mit vielen Schubladen, deren Inhalt sehr
unterschiedlich sein kann und durchaus nicht immer mit der Realität
des Raums etwas zu tun haben muß. Im heutigen Rätsel der Sphinx
glaubte sich Crisovan am Ziel seiner Träume. Auf seinen Kontrahenten
Naef hätte er in Luzern 1953 keinen Groschen gewettet, denn nach einer
komplizierten Abwicklung sah sich Crisovan mit den weißen Steinen
materiell entscheidend in Vorteil. Wer wollte ihm die Zuversicht
streitig machen? Auf dem Brett schienen ihm selbst die Götter zu
applaudieren. An einen Hinkefuß war nicht glauben, denn er hatte die
schwarze Dame gegen Turm und Läufer erobert, und zudem war der
Springer auf f1 rettungslos verloren. In seiner Selbstüberschätzung
rechnete Crisovan nur mit dem Zug 1...Tf8-d8, worauf 2.Ld6-a3! seinen
Sieg in Stein gemeißelt hätte. O Jammer, daß er nicht einmal ahnte,
daß seine eigene Dame dem Untergang geweiht war und eine kleine
Kombination ihn nun vom Himmel seines Jubels auf den harten Boden der
Tatsachen zurückwarf, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/07276: Realitäten verkannt (SB)]



Crisovan - Naef

Luzern 1953


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Aufgrund der schwachen Grundreihe und der Läufer-Dame-Batterie konnte
Blomberg die Partie mit 13...Tf8-e8! 14.De1-f1 Dd4xf2+!! erfolgreich
beenden. Danielsson gab sich geschlagen, ohne sich durch 15.Df1xf2 Te8-
e1# mattsetzen zu lassen.
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MELDUNG/264: 30 Jahre nach dem Mauerfall sind die Deutschen zufriedener denn je (idw)

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften - 19.05.2020

"Happiness Gap" zwischen Ost und West schrumpft: 30 Jahre nach dem
Mauerfall sind die Deutschen zufriedener denn je



Die allgemeine Lebenszufriedenheit der Deutschen erreichte 2018 ihren
Höchstwert, sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern. Doch
auch 30 Jahre nach dem Mauerfall ist das Zufriedenheitsgefälle zwischen
Ost und West nicht ganz verschwunden.

In der aktuellen Ausgabe des von GESIS herausgegebenen Informationsdienst
Soziale Indikatoren (ISI 64) zeigen Maximilian Priem (DIW Econ GmbH),
Franziska Kaiser (Weltorganisation für Geistiges Eigentum) und Jürgen
Schupp (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung Berlin) auf, wie sich
die Zufriedenheit der Deutschen in unterschiedlichen Lebensbereichen seit
der Wiedervereinigung entwickelt hat, und welche Sorgen die Menschen in
Ost und West besonders beschäftigten.

Die Analyse der selbstberichteten Lebenszufriedenheit in Deutschland seit
der Wiedervereinigung basiert auf der vom Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) in Zusammenarbeit mit Kantar Public erhobenen
Langzeitstudie Sozio-oekonomisches Panel (SOEP). Die Daten dokumentieren
eine heterogene Entwicklung in unterschiedlichen Lebensbereichen: Während
sich die Zufriedenheit zwischen Ost- und Westdeutschen in den Bereichen
Wohnung, Freizeit, Haushaltsarbeit und Kinderbetreuung in den letzten
Jahren vollständig angeglichen hat, sind Ostdeutsche 2018 noch immer
unzufriedener mit ihrer Arbeit und dem Haushaltseinkommen und sorgen sich
stärker um ihre persönliche Gesundheit als die westdeutsche Bevölkerung.

Betrachtet man die Angaben zu Sorgen in verschiedenen Bereichen, so
äußerten sich die Menschen in Ostdeutschland über den gesamten
Untersuchungszeitraum in fast allen Bereichen besorgter als im Westen der
Bundesrepublik. Nur in den Bereichen Umwelt und Klima überstieg die
Besorgnis der Westdeutschen das Niveau der Ostdeutschen geringfügig.
Zwischen 2014 und 2016 verzeichnen die Forschenden in Ost und West einen
extremen Anstieg der Sorgen um Ausländerfeindlichkeit und Kriminalität.
Auch die Sorge um Zuwanderung erreicht in Gesamtdeutschland 2016 ihren
Höhepunkt: 57% der Ostdeutschen und 43% der Westdeutschen machten sich
große Sorgen. Seitdem gingen die Sorgen insgesamt wieder zurück,
hinsichtlich der Sorge um Kriminalität hat die Differenz zwischen Ost und
West seit 2011 aber wieder zugenommen und hält an.

Offenbar hatte das jedoch keine Auswirkungen auf die allgemeine
Lebenszufriedenheit in Deutschland, die zwischen 2014 und 2016 ebenfalls
stark anstieg und 2018 ihren Höhepunkt erreichte. Nachdem die subjektive
Zufriedenheit im Osten nach der Wende deutlich einbrach, holten die neuen
Bundesländer in den 1990ern erkennbar auf. Zu Beginn des neuen
Jahrtausends stagnierte der Angleichungsprozess, bis das Ost-West-Gefälle
ab 2008 wieder schrumpfte. Seit 2016 ist die Differenz in der
Lebenszufriedenheit gleichbleibend gering, doch noch immer statistisch
signifikant.

Mithilfe multivariater Regressionsanalysen wollten die Forschenden
ermitteln, ob dieser noch immer bestehende "Happiness Gap" zwischen Ost
und West auf strukturelle Unterschiede (z.B. Differenzen in den
soziodemografischen Merkmalen des Alters, des Familienstands oder
Haushaltstyps) in den neuen Bundesländern zurückzuführen ist, oder ein
nicht näher identifizierbarer Effekt kulturell östlicher Prägung
existiert. Mit dem Ergebnis: Auch die multivariate Analyse mit
Kontrollvariablen wie Alter, Erwerbsstatus, Einkommen oder Bildung belegt
einen klaren Trend der Angleichung. Dennoch bleibt auch hier eine sehr
kleine Differenz von 0,12 Punkten auf der 11-stufigen Zufriedenheitsskala.


Als eine der weltweit führenden Infrastruktureinrichtungen für die
Sozialwissenschaften steht das GESIS - Leibniz-Institut für
Sozialwissenschaften Forscherinnen und Forschern auf allen Ebene ihrer
Forschungsvorhaben mit seiner Expertise und seinen Dienstleistungen
beratend zur Seite, so dass gesellschaftlich relevante Fragen auf der
Basis neuester wissenschaftlicher Methoden, qualitativ hochwertiger Daten
und Forschungsinformationen beantwortet werden können. GESIS ist Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft und unterhält institutionelle und projektbezogene
Kooperationen mit vielen Universitäten und Forschungseinrichtungen im In-
und Ausland. GESIS ist an wichtigen europäischen Projekten wie u.a. dem
European Social Survey (ESS), der European Value Study (EVS), dem
europäischen Archivverbund CESSDA, oder dem OECD-Projekt Programme for the
International Assessment of Adult Competencies (PIAAC) beteiligt.


Zur aktuellen Ausgabe (ISI 64):

https://www.gesis.org/fileadmin/upload/forschung/publikationen/zeitschriften/isi/ISI-64.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution479

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften, 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHULE/607: "Ich kann das nicht alleine" - erste Befunde zur Corona-bedingten Schule zu Hause (idw)

Pädagogische Hochschule Ludwigsburg - 19.05.2020

"Ich kann das nicht alleine" - erste Befunde zur Corona-bedingten Schule
zu Hause



In einer explorativen Studie der Pädagogischen Hochschulen in Heidelberg
und Ludwigsburg wurden Schülerinnen und Schüler zu ihren Erfahrungen im
ersten Abschnitt der neuen Schule zu Hause befragt. Die Studie bietet mit
ihren Einblicken in das häusliche Lernen sowohl Anhaltspunkte für die
Lehrkräfte und die Schulen als auch für die Lehrerbildung.

Bedingt durch die Ausbreitung des Coronavirus und die Maßnahmen zu seiner
Eindämmung wurden am 17. März 2020 die Schulen in Baden-Württemberg
geschlossen und die Schülerinnen und Schüler - mit Ausnahme von wenigen
Notregelungen - in das häusliche Lernen entlassen. Eine solche verordnete
häusliche Beschulung, mit der die gesellschaftliche Bildungsfunktion und
Schulpflicht aufrechterhalten werden soll, ist beispiellos in der
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland.

Konkrete Handlungsempfehlungen lagen zum Zeitpunkt der Schulschließungen
nicht vor und waren von den Schulen und Lehrpersonen in kürzester Zeit zu
entwickeln. Aus einer wissenschaftlichen Perspektive heraus, bleiben
bislang viele Fragen zur Schule zu Hause unbeantwortet, die nicht nur
inhaltlich bedeutsam für die Weiterentwicklung der Hochschullehre sind,
sondern darüber hinaus auch den Schulen und Lehrkräften Anhaltspunkte zum
Handeln geben könnten.

Eine gerade veröffentlichte Studie der Pädagogischen Hochschulen
Ludwigsburg und Heidelberg, in der Schülerinnen und Schüler zur neuen
Situation befragt wurden, versucht diese Lücke mit ersten explorativen
Ergebnissen zu füllen. Sie wurde von Valentin Unger, Doktorand im "Projekt
Effektive Kompetenzdiagnose in der Lehrerbildung (EKoL)" an der PH
Heidelberg, Professor Dr. Albrecht Wacker von der PH Ludwigsburg, und
Dipl.-Päd. Thomas Rey, ebenfalls Doktorand im EKoL-Projekt an der PH
Heidelberg und Mitarbeiter der Universität Bamberg, durchgeführt.

In dieser Studie wurden Schülerinnen und Schüler nach den (digitalen)
Verfahren der Schule zu Hause, nach ihrer täglich aufgewendeten
Arbeitszeit, nach erfolgten Kontrollen und Rückmeldungen sowie nach Vor-
und Nachteilen befragt. Von Interesse war ebenfalls, was aus ihren
Erfahrungen heraus förderlich erscheint, wenn die Schulen weiterhin
(teilweise) geschlossen bleiben würden.

Zum Zeitpunkt der Befragung hatten die Probandinnen und Probanden den
ersten Arbeitsblock von der Schulschließung bis zu den Osterferien
bewältigt. Insgesamt liegen die Antworten von 169 Personen vor, wobei die
Stichprobe ein deutliches Übergewicht von Schülerinnen und Schülern des
Gymnasiums aufweist.

Insgesamt verweist die Studie auf eine große Varianz der
Schülereinschätzungen bezüglich der Schule zu Hause, die zwar auch
positive Beurteilungen enthält ("...eigentlich war alles gut so."), aber
mehrheitlich unzureichende Aspekte andeutet ("Ich kann das nicht alleine,
es ist keiner da, der mir es erklärt."). Mehr als die Hälfte der
Schülerinnen und Schüler gibt ferner an, weniger als im Präsenzunterricht
für die Schule zu arbeiten; jeweils ein knappes Viertel verweist darauf,
eben so viel oder sogar mehr zu arbeiten.

Die Studie zeigt, dass die verschiedenen Wege und Verfahren, über die
häusliche Beschulung erfolgt, noch vielfältiger sind als bisher
angenommen: Die Angaben der befragten Schülerinnen und Schüler lassen den
Schluss zu, dass sich der digitale Unterricht nicht nur von Schule zu
Schule unterscheidet. Vielmehr bestehen auch innerhalb einer Schule häufig
differente Wege und die Lehrkräfte machen unterschiedliche Vorgaben, wie
etwa Aufgaben einzureichen sind. Für die Schülerinnen und Schüler
erschwert sich hierdurch nach eigener Angabe die Strukturierung ihrer
Arbeit und sie wünschen sich in Folge, dass die Vorgaben innerhalb einer
Schule abgestimmt und besser koordiniert werden. Die Ergebnisse
verdeutlichen darüber hinaus den Wunsch der Lernenden nach einer
engmaschigeren Kommunikation mit den Lehrpersonen, die ungeachtet der
vielfältigen und engagierten Bemühungen der Lehrkräfte über das häufig
aufzufindende "Aufgabe-Lösung"-Schema des Heimunterrichts hinausweist.

Die Autoren der Studie stellen den Datensatz gerne allen interessierten
Personen zur Verfügung und laden zu weiteren Forschungen ein. Die
Ergebnisse wurden online in der Mai-Ausgabe der Zeitschrift "Lehren und
Lernen" veröffentlicht und in der Juli-Ausgabe der Zeitschrift b & w auch
den Lehrkräften in einer Kurzfassung zur Verfügung gestellt.


Originalpublikation:

https://neckar-verlag.de/media/pdf/e4/d0/ac/11-2020-05G.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Ludwigsburg, 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUSIKTHEATER - OPER/834: Theater Kiel Streaming-Programm - »Pit und Paula« und »Tosca«, 21.5. + 23.5.2020

Theater Kiel

Schwelgen in Erinnerungen

»Pit und Paula«, Christi Himmelfahrt, Do., 21.05., 16.00 Uhr 

»Tosca«, Sa., 23.05., 19.30 Uhr, YouTube



»Vissi d'arte« - »Ich lebte in der Kunst«. Die große Arie von Floria
Tosca aus Puccinis gleichnamiger Oper steht mit ihrer sehnsuchtsvollen
Reminiszenz an Zeiten voller Live-Kultur auch bei uns hoch im Kurs.
Aber wir weinen nicht, und nehmen auch nicht wie Tosca Abschied von
der Kunst, sondern sind ganz in Aufbruchstimmung! Aktuell arbeiten wir
an der Umsetzung der Hygienekonzepte und wollen noch vor den
Theaterferien wieder live für Sie spielen. Im Newsletter halten wir
Sie natürlich auf dem Laufenden, wann wir unsere Türen wieder für Sie
öffnen können.

Bis es soweit ist, haben wir noch ein paar Produktionen als
Online-Streaming für Sie vorbereitet. In dieser Woche zeigen wir an
Christi Himmelfahrt um 16.00 Uhr die Kinderoper »Pit und Paula«, eine
Produktion der Akademien am Theater Kiel e. V. für alle ab 6 Jahren.
Am Samstag folgt dann um 19.30 Uhr mit Puccinis »Tosca« die erste
Kieler Sommeroper aus dem Jahr 2012. Reisen Sie mit uns zurück in
Corona-freie Zeiten!

Die Streamings zeigen wir auf unserem YouTube-Kanal
(https://www.youtube.com/c/dastheaterkiel). Sie sind auf der
jeweiligen Stückseite zum Sendetermin auch eingebettet.


»Tosca«

Im Sommer 2012 war es soweit: Zum ersten Mal bot das Kieler Theater
eine Opernaufführung unter freiem Himmel auf dem Rathausplatz! Der
Premierentag von Giacomo Puccinis »Tosca« war einer der wärmsten Tage
des Sommers 2012 und als Cavaradossi in seiner Arie »E lucavan le
stelle« von funkelnden Sternen sang, strahlte über ihm tatsächlich der
Sternenhimmel.

»Tosca« bedeutet Liebestragödie, Politkrimi, Psychothriller,
aufwühlende Musik, Emotion und Spannung pur! »Vissi d'arte, vissi
d'amore - Der Kunst und der Liebe weihte ich mein Leben« singt eine
verzweifelte Tosca in einer der berühmtesten Arien der Welt. Als
gefeierte Opernsängerin nimmt sie in diesem Moment Abschied von ihrer
Kunst, ihren Idealen und ihrem bisherigen Leben. Polizeichef Scarpia
hat Toscas Geliebten, den Maler Mario Cavaradossi, wegen Fluchthilfe
verhaften lassen und erpresst Tosca: eine gemeinsame Nacht für das
Leben ihres Geliebten ...

Mit »Tosca« wurde das Sommertheater zu einer Kieler Institution, unser
Streaming-Programm lässt Sie noch einmal an der damaligen Premiere
teilnehmen.

»Tosca« | Sa | 23.05. | 19.30 Uhr | YouTube


»Pit und Paula«

»Ich liebe Euch wie das Salz!« Ein einziger Satz bringt Prinzessin
Paula in ziemliche Schwierigkeiten. Nachdem der Bauernsohn Pit ihr die
Bedeutung von Salz für das Leben verdeutlicht hat, vergleicht Paula
nichtsahnend ihre Vaterliebe mit dem lebensnotwendigen Nährstoff. Doch
König Konrad und sein Hofstaat haben dafür nur Verachtung übrig und
verbannen Paula solange aus dem Königreich, bis Salz wertvoller als
Gold geworden ist - nicht ahnend, dass dieser Moment eher kommen soll,
als allen lieb wäre ...

2013 feierte das gewitzte Märchen-Pärchen »Pit und Paula« einen
triumphalen Erfolg im Jungen Theater im Werftpark. In Bernd Wildens
Kinderoper nach den Märchen »Die Gänsehirtin am Brunnen« der Brüder
Grimm und »Salz ist wertvoller als Gold« der tschechischen Autorin
Bo?ena N?mcová lernen beide die Bedeutung eines vermeintlich
alltäglichen Gutes wie Salz ganz neu zu schätzen, und treffen dabei
auf skurrile Gestalten wie die geheimnisvolle Alte im Wald oder das
freche Frettchen Fred.

»Pit und Paula« | Christi Himmelfahrt (Do) | 21.05. | 16.00 Uhr

 * 

Quelle:

Theater Kiel

Rathausplatz 4, 24103 Kiel

Telefon: 0431 / 90 19 01

Fax: 0431 / 90 16 28 74

Internet: www.theater-kiel.de
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SCHAUSPIEL/1375: Mainz - Wieder im Spiel! Vorstellungen im Staatstheater, 30.5. - 5.7.2020

Staatstheater Mainz

WIEDER IM SPIEL!

Vorstellungen im Staatstheater ab 30.5.

Sofas für den Zuschauerraum



Wir sind wieder im Spiel!

Ab Ende Mai dürfen nach Beschluss der Landesregierung die Theater in
Rheinland-Pfalz ihre Türen öffnen. Das wollen wir natürlich unbedingt
tun und arbeiten mit Hochdruck daran, unter allen Sicherheitsauflagen,
die wir sehr ernst nehmen, in den Wochen bis zur Sommerpause einen
anregenden und allen Beteiligten gegenüber zu verantwortenden
Spielplan anzubieten. Karten für alle Vorstellungen gibt es ab dem 27.
Mai, ab dann ist auch die Theaterkasse wieder physisch zu den
gewohnten Zeiten geöffnet.

Gerade Kindern und Eltern wird derzeit einiges abverlangt. Darum haben
wir uns ganz bewusst entschieden, mit einer Familienvorstellung unser
Sonderprogramm zu eröffnen - ab dem 30.5. spielen wir im Kleinen Haus
Der Bärbeiß: Und natürlich hat die grummelige Hauptfigur so ihre ganz
eigene Meinung zur Lage der Dinge.

Mit Krabat bieten wir zudem noch ein weiteres Stück für Kinder und
Jugendliche an, die berüchtigte Mühle im Koselbruch ist zwar
unheimlich, aber immerhin groß genug, um allen Darsteller*innen den
nötigen Abstand einräumen zu können.

Dem großen Einsatz und Engagement des Teams und Ensembles um K.D.
Schmidt haben wir zu verdanken, dass wir uns doch noch auch in dieser
Spielzeit auf eine Premiere im Schauspiel freuen dürfen! Gemeinsam
haben sie in den letzten Wochen einen künstlerischen Weg gefunden,
Tage des Verrats so zu inszenieren, dass es keine hygienischen
Einwände geben kann. Moralisch allerdings bleiben die handelnden
Figuren in diesem Stück über Macht und Politik absolut fragwürdig. Ab
dem 7. Juni laden wir Sie herzlich ein, sich das im Kleinen Haus
anzusehen.

Mit Abstand am leidenschaftlichsten dürften in unserem Sonderspielplan
die Vorstellungen von Werther sein, zu denen wir ins Große Haus bitten
- und wiederum im Kleinen Haus heißt es Abschied nehmen von Ramstein
Airbase - Game of Drones. Außerdem fragt sich Vincent Doddema passend
zu Gesamtlage Was denn da fehlt oder Wie ich im Internet Foucault
kennen lernte.

Der Tanz stellt uns alle vor besondere Herausforderungen, denn Nähe zu
vermeiden und dennoch aufregendes Tanztheater zu zeigen, verlangt viel
Einfallsreichtum und künstlerische Offenheit. Wir freuen uns darum
riesig, dass Pierre Rigal, der Choreograf von Welcome Everybody, seine
durch Corona zusätzlich entstandene Zeit mit dem tanzmainz-Ensemble
genutzt hat, um eine völlig neue Kreation zu entwickeln! Künstlerisch
gesehen, sind Soli derzeit das Gebot der Coronastunde und so kommen
die Zuschauer*innen in den Genuss einer besonderen Produktion, die es
nicht gegeben hätte, wenn aus der erzwungenen Pause nicht neue
Kreativität entstanden wäre. Konsequenterweise heißt das Stück auch
so: Extra Time wird am 14.6. im Großen Haus uraufgeführt!

Generalmusikdirektor Hermann Bäumer und das Philharmonische
Staatsorchester (in reduzierter Besetzung) freuen sich ebenfalls auf
ihre Rückkehr ins Große Haus: Sie laden ein zum Sinfoniekonzert mit
Werken von Ludwig van Beethoven und Josef Suk, die Solovioline spielt
Naoya Nishimura.

Schauspiel, Tanz und Konzert sind damit wieder im Spiel und natürlich
wollen wir auch so bald wie möglich mit dem Musiktheater die Bühne
zurückerobern. Die Oper stellt uns allerdings vor die komplexeste
Aufgabe und hier heißt es darum noch, die weiteren Entwicklungen und
Vorgaben abzuwarten - die wir dann umgehend umsetzen werden.


Alles anders im Zuschauerraum - machen Sie es sich
bequem!

Wir gestalten in diesen Tagen den Zuschauerraum des Kleinen Hauses um
und nutzen die verordnete Distanz für mehr Gemütlichkeit! Viele haben
in den letzten Wochen ihr Zuhause neu eingerichtet. Das Staatstheater
bietet allen ausrangierten Sofas einen Ehrenplatz im Kleinen Haus!
Nach gründlicher Reinigung und Desinfektion wird es zum
Zuschauermöbel, sodass die Besucher*innen ebenso bequem wie geschützt
eine völlig neue Theatererfahrung machen können. Wer sein Sofa (nur
Ein- und Zweisitzer) oder Sessel dem Theater spenden möchte, schickt
bitte ein Foto und die ungefähren Maße an
kommunikation@staatstheater-mainz.de. Die Kolleg*innen melden sich und
holen das Sofa ins Theater. Außerdem werden alle edlen Spender*innen
zur Generalprobe von Tage des Verrats eingeladen, die sie dann vom
eigenen Sofa aus verfolgen können.


Theater - aber sicher.

Im Zuschauerraum, in den Foyers, auf und hinter der Bühne: Die große
Freude, wieder spielen zu können, geht einher mit einem ebenso großen
Verantwortungsgefühl. Um alle Beteiligten zu schützen, haben wir
umfangreiche Maßnahmen getroffen. Und einiger theatraler Ehrgeiz gilt
dem Ziel, in nötigen Vorkehrungen kreatives Potenzial zu entdecken.
Denn Humor und Phantasie sind keine schlechten Waffen gegen das Virus.


Dank an die Abonnent*innen

Ein besonders großer Dank der Theaterleitung und aller Kolleginnen und
Kollegen im Staatstheater geht ausdrücklich an die Abonnentinnen und
Abonnenten - für zahlreiche Zeichen der Solidarität und für die große
Treue. Wer ein Abo hat, ist in nächster Zeit mit einem Vorkaufsrecht
klar im Vorteil: Aufgrund der Beschränkungen wird es weit weniger
Plätze im Zuschauerraum geben, diese dürften sehr begehrt sein. Für
Abonnent*innen ist in jeder Vorstellung ein Kontingent reserviert!

Dass wir in verrückten Zeiten leben, gerinnt bereits zur Phrase. Und
doch ist zu erwarten, dass uns all das, was gerade passiert, im
Wortsinne ver-rücken wird. Denn es macht etwas mit unserer
Gesellschaft. In die anfängliche Utopie einer in der Not entstehenden
neuen Gemeinsamkeit kommen erste Risse, wenn wir nicht sehr aufpassen,
vertiefen sie sich und teilen die Welt in Gewinner und Verlierer. Die
wirtschaftlichen Folgen treffen uns unterschiedlich hart und Schuldige
werden gesucht. Die Verächter der Demokratie harren ihrer Stunde. Wir
sind darum sehr froh, dass wir, auch wenn vieles anders sein wird als
vorher, wieder im Theater zusammen sein können. Um miteinander ins
Gespräch zu kommen, um die Geschichten auf der Bühne als das nehmen,
was ihre wichtigste Kraft ausmacht: Anlass zur Auseinandersetzung mit
uns selbst und mit der Frage, wie wir, auch in verrückten Zeiten,
aufrichtig und gut miteinander leben können.

Wir sind wieder im Spiel!


Sonderspielplan Juni 2020

Der Bärbeiß

von Anette Pehnt

Inszenierung: Jule Kracht

30., 31.5., 1., 21. und 28.6. sowie 5.7., jeweils 15 Uhr

Kleines Haus

Was denn da fehlt oder Wie ich im Dating Portal Foucault kennen
lernte

von und mit Vincent Doddema

9., 14. (18 Uhr), 15., 22. und 27.6., jeweils 19.30 Uhr

Kleines Haus

Tage des Verrats

von Beau Willimon

Inszenierung: K.D. Schmidt
Premiere: 7.6. (18 Uhr), weitere Vorstellungen: 10., 11. (18 Uhr),
12., 17., 20. und 25.6. sowie 2.7., jeweils 19.30 Uhr

Kleines Haus


Extra Time (UA)


Tanzstück von Pierre Rigal

Premiere: 14.6. (18 Uhr), weitere Vorstellungen: 16., 17., 21. (18
Uhr), 22., 24., 25.6. sowie 4. und 5.7. (18 Uhr), jeweils 19.30
Uhr

Großes Haus


Werther


nach dem Briefroman von Johann Wolfgang von Goethe

Inszenierung: Brit Bartkowiak

15., 18., 26., 27. und 29.6. sowie 3.7., jeweils 19.30 Uhr

Großes Haus

Sinfoniekonzert

Musikalische Leitung: Hermann Bäumer

19., 20.6. und 28.6. (18 Uhr), jeweils 20 Uhr

Großes Haus

Krabat nach Otfried Preußler

Inszenierung: Markolf Naujoks

23.6. und 1.7., jeweils 19.30 Uhr

Kleines Haus

Ramstein Airbase (UA)

Game of Drones -- reloaded, Trump Edition

von Jan-Christoph Gockel

19., 24.6. und 4.7., jeweils 19.30 Uhr

Kleines Haus

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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MELDUNG/395: Tötungen von Stadttauben - Weder tierschutzgerecht noch effektiv (MfT)

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 19. Mai 2020

Tötungen von Stadttauben: Weder tierschutzgerecht noch effektiv



Hinweise zu mutmaßlichen Taubentötungen im öffentlichen Raum deutscher
Städte häufen sich. Der Bundesverband Menschen für Tierrechte lehnt diese
drastischen Maßnahmen kategorisch ab. Sie sind weder tierschutzgerecht noch
effektiv. Um besorgten Bürgern Tipps zu geben, was sie tun können,
informiert der Verband über den rechtlichen Hintergrund von Taubenfang- und
tötungsmaßnahmen.

Immer wieder erreichen den Bundesverband Menschen für Tierrechte Meldungen
besorgter Bürger, die den Fang oder gar die Tötung von Stadttauben
beobachtet haben. Drastische Maßnahmen wie das Erschießen von Tauben sind
in jedem Fall abzulehnen. Gewehrschüsse und der Einsatz von Vogelfallen
bereiten den Tieren erhebliche Schmerzen und Leiden und führen zu keiner
langfristigen Lösung der Stadttaubenproblematik: "Um die Population in den
Innenstädten nachhaltig zu verkleinern, stehen tierschutzkonforme
Möglichkeiten wie betreute Taubenschläge mit Ei-Austausch zur Verfügung.
Daneben können fachgerecht ausgeführte Vergrämungsmaßnahmen die
verwilderten Haustiere von Orten fernhalten, an denen hygienische Bedenken
dem Aufenthalt der Tiere entgegenstehen", argumentiert die Tierärztin
Daniela Fischer, Ansprechpartnerin für Stadttauben beim Bundesverband
Menschen für Tierrechte.

Tötungsaktionen: Rechtlich auf dünnem Eis

Die wildlebenden Vögel sind grundsätzlich durch die
Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) geschützt und dürfen daher nicht
gefangen oder getötet werden. Ausnahmen sind jedoch (nach § 4 Abs. 3
BArtSchV) möglich. Zusätzlich bedarf es einer Genehmigung durch die
zuständige Behörde sowie einem Sachkundenachweis, wenn die Bekämpfung von
Schädlingen beziehungsweise das Töten von Wirbeltieren gewerbsmäßig
durchgeführt wird. Tauben können jedoch allenfalls im begründeten
Einzelfall Schädlingseigenschaften zugesprochen werden, da von ihnen keine
größere Gesundheitsgefahr als durch Zier- und Wildvögel sowie durch
"Nutz- und Heimtiere" ausgeht. Im Sinne des in Art. 20a Grundgesetz
verankerten Staatsziel Tierschutz, müssen immer zuerst mildere Mittel
angewendet werden.

Unnötige Qualen bei angeschossenen Tieren

Angeschossene Tauben sterben situationsbedingt nicht sofort, sondern
versuchen, wie der Rest des aufgeschreckten Schwarms, zu fliehen. Dies
dürfte das Aufsuchen angeschossener Tiere erschweren. Zum Fangen von Vögeln
mittels Fallen ist ebenfalls eine Ausnahmegenehmigung einzuholen. Doch auch
diese Praxis ist aus Tierschutzsicht fragwürdig. Vögel geraten in Stress
und können sich bei Fluchtversuchen schwer verletzen.

Todgeweiht: Verwaiste Nestlinge

Die erhöhte Brutaktivität von Haustauben ist das Ergebnis der
jahrhundertelangen Züchtung und war eine erwünschte Eigenschaft für
Hobbyzuchten. Die verwilderten Haustauben brüten daher unabhängig von den
Jahreszeiten, wobei beide Elterntiere die Aufzucht übernehmen. Beim
Fallenfang und Tötungen muss angenommen werden, dass unter den Tieren auch
brütende beziehungsweise fütternde Tiere sind. Neben diesen vermeidbaren
Leiden können verstorbene Nestlinge zur Gesundheitsgefahr werden,
insbesondere wenn die Nester versteckt sind. Tötungsaktionen sind nicht nur
unverhältnismäßig, sie sind auch ineffektiv im Sinne einer Reduzierung der
Taubenpopulation, denn freiwerdende, attraktive Nistplätze werden schnell
wieder von Tauben aus der Umgebung besetzt.

Nachhaltig und tierschutzgerecht: Stadttaubenmanagement

Betreute Taubenschläge führen erwiesenermaßen zum Erfolg, wenn gewisse
Schlüsselkriterien beachtet werden. Sie ermöglichen den Ei-Austausch und
damit die Reduzierung des Taubenbestandes. Mit der Gabe von Vitaminen und
Mineralstoffen sowie durch tierärztliche Bestandskontrollen bleiben die
Tauben gesund. Da die Tiere einen überwiegenden Teil des Kots in den
Schlägen absetzen, sinken die Kosten für Gebäudereinigungen. "Wir wünschen
uns stadtweite Konzepte, um möglichst viele Stadttauben an die Schläge zu
binden. Nur so können Bürgerinnen und Bürger entlastet und die Taubenfrage
tierschutzgerecht gelöst werden", betont Daniela Fischer.


Nähere Informationen zum rechtlichen Hintergrund von Taubenfang- und
tötungsmaßnahmen und was Sie dagegen tun können, finden Sie unter:

https://www.tierrechte.de/2020/05/19/taubentoetungen-was-kann-ich-tun/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Mai 2020
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AKTION/397: Jetzt Schmetterlinge beobachten (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 15. Mai 2020

NABU-Naturtipp: Schmetterlinge beobachten

Schmetterlinge gehören zu den auffälligsten Frühjahrsboten und bieten
schöne Naturbeobachtungen / Mitmach-Aktion Insektensommer startet am
29. Mai



Die ersten Falter sind bei milden Temperaturen schon früh im Jahr zu
beobachten. So richtig beginnt die Faltersaison aber erst im Mai, denn
bei vielen Arten schlüpfen in diesem Monat die fertigen Schmetterlinge
aus dem Puppenkleid.




[image: Foto: © NABU/C.-P. Troch]

Aurorafalter

Foto: © NABU/C.-P. Troch



Zu den Schmetterlingen, die man früh beobachten kann, gehört der
Zitronenfalter. Er verlässt schon bei den ersten warmen Sonnenstrahlen
sein Überwinterungsquartier. Die Namensgebung des Zitronenfalters geht
zurück auf die zitronengelbe Färbung des geschlüpften, männlichen
Falters. Die Flügel der weiblichen Falter sind dagegen weiß. Mit ihren
5-6 Zentimetern Spannweite zählen die Zitronenfalter bereits zu den
größeren heimischen Tagfaltern.




[image: Foto: © NABU/K. Wesolowski]

Distelfalter

Foto: © NABU/K. Wesolowski



Schön zu beobachten ist jetzt ebenfalls der Aurorafalter. Woher der
Aurorafalter seinen deutschen Namen hat ist unklar. Denkbar ist, dass
die Bezeichnung Aurora auf die orangen Vorderflügelhälften der
Männchen anspielt. Die bevorzugte Nahrungspflanze des Aurorafalters,
das Wiesenschaumkraut, blüht nur im Frühling. Deshalb fliegen auch die
Falter nur im Frühjahr und es heißt von April bis Juni die Augen offen
zu halten, wenn man diesen schönen Schmetterling umherflattern sehen
will.

Eine schöne Entdeckung sind in diesen Tagen auch die ersten
Distelfalter. Diese Art überwintert im südlichen Europa und Afrika. Da
sie so gut wie keinen Frost vertragen, wandern Distelfalter in jedem
Jahr erneut ein. Die ersten ab Mai bei uns zu beobachtenden Exemplare
sind also schon weit geflogen. Deshalb sehen die Flügel der aus Afrika
einwandernden Distelfalter oft schon stark abgenutzt aus. Durch die
orangebraune Grundfarbe mit schwarzem Fleckenmuster sind Distelfalter
bei uns kaum mit anderen Faltern zu verwechseln. Der Vorderflügel hat
oberseits eine schwarze Spitze mit weißen Flecken. Als weitere
Besonderheit befindet sich auf der Unterseite der Hinterflügel eine
Reihe großer Augenflecke. Mit einer Flügelspannweite von 5-6 cm zählen
Distelfalter zu den größten bei uns zu beobachtenden Tagfaltern.

Weitere Artenportraits von Schmetterlingen und 

viele weitere Naturerlebnis-Tipps bietet der NABU 

unter www.NABU-Hamburg.de/corona-naturtipps

Insektensommer - Mitmachen bei der bundesweiten Insektenzählung


Wer die bunte Welt der Insekten näher kennenlernen möchte, kann sich
schon jetzt auf die NABU-Aktion Insektensommer freuen. Die bundesweite
Mitmachaktion findet vom 29. Mai bis 7. Juni und vom 31. Juli bis 9.
August deutschlandweit statt. Insekten beobachten und zählen kann
jeder und das fast überall: Garten, Balkon, Park, Wiese, Wald, Feld,
Teich, Bach oder Fluss. Das Beobachtungsgebiet soll nicht größer sein
als etwa zehn Meter in jede Richtung vom eigenen Standpunkt aus.
Gezählt wird eine Stunde lang. Gemeldet werden die Beobachtungen
online unter www.insektensommer.de oder mit der kostenlosen App NABU
Insektenwelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.05.2020
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AKTION/396: Riesiges Interesse an Stunde der Gartenvögel in Rheinland-Pfalz, Teilnahme in NRW so hoch wie noch nie (NABU NRW/NABU RP)

NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 13. Mai 2020

Stunde der Gartenvögel: Teilnahme in NRW so hoch wie noch nie

Mehr als 23.000 Vogelfreunde meldeten jedoch weniger Vögel | Blaumeise
mit deutlichen Verlusten



Düsseldorf - Bisher haben mehr als 130.000 Menschen bundesweit das
Muttertagswochenende genutzt, um Vögel in Garten, Park oder auf dem
Balkon zu zählen. Damit haben sich so viele Menschen wie noch nie
zuvor an der 16. "Stunde der Gartenvögel" vom NABU und seinem
Bayerischen Partner, dem LBV, beteiligt. Allein in Nordrhein-Westfalen
haben bis heute rund 23.000 Vogelfreunde ihre Beobachtungen gemeldet.
"Das übertrifft alle Erwartungen", freut sich Heinz Kowalski,
stellvertretender Vorsitzender und Ornithologe beim NABU NRW. Das
verstärkte Interesse an der heimischen Natur durch die Corona-Krise
und das beunruhigende Blaumeisensterben haben wohl deutlich mehr
Menschen bewegt, bei der Vogelzählung mitzumachen.

Im Mittelpunkt des Interesses der diesjährigen Zählung stand die
Blaumeise. Seit Anfang März waren beim NABU vermehrt Berichte über
kranke und tote Blaumeisen eingegangen. Bis heute registrierte der
NABU 19.000 solcher Meldungen, die 35.000 verstorbene Vögel betreffen.
Als Ursache wurde inzwischen das Bakterium Suttonella ornithocola
identifiziert, das offensichtlich ausschließlich bei Meisenarten
Lungenentzündungen verursacht. Die in Deutschland bisher einmalige
Vogel-Epidemie flaut seit Ende April deutlich ab. "Bundesweit
betrachtet sind im Vergleich zum Vorjahr 22 Prozent weniger Blaumeisen
pro Garten gemeldet worden", berichtet Kowalski. "In
Nordrhein-Westfalen liegt der Rückgang mit minus 21 Prozent nur
geringfügig niedriger. Lokal ist dies aber durchaus unterschiedlich."

Um herauszufinden, ob der Rückgang wirklich auf das Konto der Epidemie
geht, haben die Forscher für jeden Landkreis die Veränderungen der
Blaumeisenzahlen mit der Anzahl der Meldungen kranker Meisen
verglichen. Es ergab sich ein eindeutiger Zusammenhang. "Je mehr
Berichte toter Meisen aus einem Landkreis bei uns ankamen, desto
größer waren dort auch die Bestandsrückgänge", so Kowalski. "Wir
können davon ausgehen, dass ein Rückgang von mindestens vier Prozent
gegenüber dem Vorjahr direkt auf das diesjährige Blaumeisensterben
zurückzuführen ist." Bei einem Gesamtbestand von etwa 7,9 Millionen
erwachsenen Blaumeisen, den der jüngste offizielle Bericht zur Lage
der Vogelwelt ausweist, wäre das eine Größenordnung von ungefähr
300.000 an der Krankheit verstorbenen Blaumeisen.

Im Durchschnitt wurden in NRW in diesem Jahr innerhalb einer Stunde
knapp 28 Vogelindividuen beobachtet, weniger als bundesweit. Da liegt
der Durchschnitt bei 31 beobachteten Vögeln pro Garten.
"Verantwortlich dafür ist die hohe Besiedlung durch den Menschen vor
allem in den Ballungsräumen in NRW, die vogelärmer sind als die
meisten anderen Regionen in Deutschland", weiß Christian Härting,
Sprecher des Landesfachausschusses Ornithologie und Vogelschutz im
NABU NRW. Die Top-Drei der häufigsten Vögel in nordrhein-westfälischen
Gärten bleiben dabei unverändert: Auf Platz eins liegt der
Haussperling (3,49 Vögel/Garten), gefolgt von Amsel (2,93) und
Kohlmeise (2,64). Auf Platz vier liegt trotz Rückgang die Blaumeise
(1,78). Die Ringeltaube folgt auf Platz fünf. Bundesweit setzen sich
die Top-Fünf aus Haussperling, Amsel, Kohlmeise, Star und Feldsperling
zusammen. In den frühen Jahren der Aktion konnte die Amsel den Spatz
in NRW viermal überflügeln. Doch seit dem Aufkommen des Usutu-Virus
haben die Amselzahlen leicht abgenommen. Immerhin konnte sie in diesem
Jahr das Ergebnis des Vorjahres leicht verbessern. Wie in jedem Jahr
bleibt die Amsel damit auch in NRW weiterhin Deutschlands
zuverlässigster Gartenvogel: Sie wurde in rund 96 Prozent aller Gärten
innerhalb einer Stunde gesehen.

Große Verlierer dieses Jahres sind neben der Blaumeise auch der Star
und - wie schon in den Vorjahren - der Grünfink. Auch beim Buchfink
und dem kleinen Zaunkönig sinken die Zahlen konstant von Jahr zu Jahr.
Bei den größten Sorgenkindern unter den Siedlungsvögeln, Mehlschwalbe
und Mauersegler wiederholten sich die katastrophalen Ergebnisse des
Vorjahres zum Glück nicht, aber sie sind weiter weit entfernt von
früheren Bestandszahlen.

Zu den Gewinnern zählen vor allem Ringeltaube und Türkentaube, die
beide ihr bisheriges Bestergebnis einfliegen. Auch bei Eichelhäher und
Buntspecht ist kein Ende des zunehmenden Trends in Sicht.

Alle Ergebnisse der "Stunde der Gartenvögel" für Nordrhein-Westfalen
sind unter

http://nrw.nabu.de/gartenvoegelnrw zu finden.

Wer Lust bekommen hat, weiter zu zählen, kann sich schon einmal den
15. Juni merken. Dann startet die nächste Citizen-Science-Aktion des
NABU in NRW, die Zählaktion "Zeit der Schmetterlinge".

Ende Pressemitteilung NABU Nordrhein-Westfalen


 * 




Pressedienst des NABU Rheinland-Pfalz - 15. Mai 2020

Riesiges Interesse an Stunde der Gartenvögel in Rheinland-Pfalz

Teilnahmezahl mehr als verdoppelt - Naturbeobachtungen auch ganzjährig
möglich

Mainz - Mit einer freudigen Nachricht zieht der NABU eine erste
Zwischenbilanz zur Vogelzählaktion "Stunde der Gartenvögel" vom
Muttertagswochenende: "Die 16. Stunde der Gartenvögel bricht alle
Rekorde. Das Interesse war riesig. In Rheinland-Pfalz haben, Stand
heute, mehr als 7.682 Vogelfreundinnen und -freunde sich eine Stunde
Zeit genommen und ihre Beobachtungen dem NABU gemeldet. Sie haben an
5.183 Beobachtungspunkten im Land rund 156.000 Vögel gesichtet und
gemeldet. Das verbessert unsere Datengrundlage und hilft beim Bewerten
von Trends und Problemen in der Vogelwelt", erklärt Geschäftsführer
Olaf Strub. Bundesweit waren etwa 50 Prozent der Zählenden das erste
Mal dabei - und bleiben der Aktion hoffentlich auch im nächsten Jahr
treu.

Mehr als 140.000 Menschen in ganz Deutschland haben das
Muttertagswochenende genutzt, um Vögel in Garten, Park oder auf dem
Balkon zu zählen. Darin offenbart sich für den NABU ein gewachsenes
Interesse der Menschen an der Natur vor ihrer Haustür in der
Corona-Krise. "Wir beobachten, dass die Menschen die unmittelbare
Natur im Siedlungsraum bewusster wahrnehmen", sagt Strub.

Naturbegeisterte, die durch die Aktion "Stunde der Gartenvögel" Spaß
am Beobachten der Tierwelt gefunden haben, können dies auch außerhalb
der bundesweiten Wochenendaktionen. Es gibt verschiedene Möglichkeiten
Bestände von Tieren zu erfassen und somit einen wichtigen Beitrag für
den Erhalt und Schutz unserer heimischen Arten beizusteuern:

Für Vogelbeobachter*innen mit bereits größerer Erfahrung und sehr
guter Artenkenntnis kann eine Teilnahme am Monitoring häufiger
Brutvögel (MhB) interessant sein. Hier gibt es verschiedene
Erfassungsprogramme und vielfältige Möglichkeiten der Mitarbeit
(weitere Informationen unter www.vogelmonitoring-rlp.de).

Wer sich erst mal nur auf eine Art konzentrieren möchte, ist beim
Weißstorch-Monitoring des NABU und der AktionPfalzstorch e. V. gut
aufgehoben. Um die Bestandsentwicklung im Auge zu behalten werden hier
jährlich die Anzahl der besetzen Nester und Bruterfolge der
rheinland-pfälzischen Adebars erfasst (weitere Informationen unter
www.rlp.NABU.de/tiere-und-pflanzen/voegel/weissstorch).

Einen umfassenderen und einfacheren Einstieg bietet das Internetportal
www.naturgucker.de. Nicht nur Vögel, sondern auch alle anderen Tier-
und Pflanzenarten können hier bequem online gemeldet werden. Bei
Fragen und Unsicherheiten in der Bestimmung gibt die Community Rat,
daher ist sie auch für Anfänger*innen gut geeignet. Durch einfache
Anmeldung kann man eigene Daten sammeln oder in der Gemeinschaft von
Zehntausenden Naturbeobachter*innen andere Beobachtungen digital
erleben.

Ende Pressemitteilung NABU Rheinland-Pfalz 

 * 
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JAGD/208: Turteltaube in diesem Jahr besonders stark durch Jagd auf Malta bedroht (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 13. Mai 2020

Turteltaube in diesem Jahr besonders stark durch Jagd auf Malta
bedroht

Ausgedehnte Jagdsaison und Auswirkungen der Corona-Pandemie könnten
mehr Vögeln das Leben kosten



Berlin - Als einziges EU-Land setzt Malta jedes Jahr
Ausnahmeregelungen für eine Jagd auf Zugvögel im Frühjahr durch. Die
Hobbyjäger der Mittelmeerinsel haben es dabei besonders auf den Vogel
des Jahres 2020, die Turteltaube, abgesehen. Die Auswirkungen der
Corona-Pandemie machen es legalen und illegalen Jägern jetzt noch
leichter, die Tiere zu schießen.




[image: Zwei Turteltauben - Foto: © NABU/R. Thierfelder]
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"Die Jagd auf die Turteltaube muss endlich gestoppt werden. Ihr
Bestand ist stark bedroht, trotzdem darf sie in zehn EU-Staaten ganz
legal bejagt werden - das ist völliger Irrsinn", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. Die Bestände der Art sind in
Deutschland seit 1980 um fast 90 Prozent eingebrochen. Für Malta gilt
seit 2017 eigentlich ein Moratorium für seine Ausnahmegenehmigung zur
Jagd auf Turteltauben. Um die über 6.000 Vogeljäger des Inselstaats
zufriedenzustellen, genehmigte der zuständige Minister Clint Camilleri
- selbst ein Jäger - eine dreiwöchige Frühjahrsjagdsaison auf
Wachteln. Sie wurde in diesem Jahr so ausgedehnt, dass sie mit der
Hauptdurchzugszeit der Turteltauben zusammenfällt. Die kleine Taube
überwintert südlich der Sahara und kehrt gerade in ihre Brutgebiete
zurück. Der NABU stattet seit 2016 Turteltauben mit Sendern aus, um
mehr über die Zugwege und -zeiten zu erfahren.

Auch in Malta dürfen die Menschen wegen der Corona-Pandemie nur für
notwendige Erledigungen aus dem Haus. "Von unseren Partnern vor Ort
wissen wir, dass die Jagd für die maltesische Regierung absurderweise
dazu zu gehören scheint. Zudem ist die Polizeieinheit, die die Jagd
kontrolliert, derzeit mit Aufgaben zur Covid-19-Eindämmung stark
ausgelastet. Kontrollen der Jäger im Gelände werden daher gar nicht
oder völlig unzureichend durchführt", so NABU-Vogelschutzexperte Eric
Neuling.




[image: Infografik Jagdstopp für Turteltauben! Bis zu 2,2 Millionen Turteltauben sterben pro Jahr in der EU, weil sie in 10 Mitgliedsstaaten legal gejagt werden dürfen. Der Bestand ist in Deutschland seit 1980 um fast 90% auf 22.000 Brutpaare zurückgegangen. Flugrouten der Turteltaube und maximale Abschusszahl pro Jahr: Spanien 800.000, Griechenland 490.00, Italien 350.000, Bulgarien 145.000, Frankreich 91.700. Weitere Jagdstaaten: Österreich, Rumänien, Zypern, Malta - © NABU-Bundesverband/Foto (abgeschossene Turteltaube): David Tipling/Grafik: www.construktiv.de]
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Daher geht der NABU-Partnerverband BirdLife Malta davon aus, dass in
diesem Frühjahr unter dem Deckmantel einer Wachteljagd tausende
Turteltauben auf dem Zug in ihre Brutgebiete illegal geschossen
werden. Und auch viele andere geschützte Zugvögel, wie Schwarzstörche,
Triele, Rohrweihen und andere Greifvögel, Pirole oder Bienenfresser,
werden wohl ihr Leben auf Malta lassen.

"Wir müssen wir derzeit leider befürchten, dass nicht alle vom NABU
besenderten Turteltauben überleben", so Neuling. "Wir hoffen, dass
unsere Petition, bei der sich über 77.000 Menschen gegen die
Turteltaubenjagd ausgesprochen haben, endlich dazu beiträgt, den
Abschüssen in der EU ein Ende zu machen. Nur so kann der
internationalen Aktionsplan zum Schutz der Turteltaube auch Erfolge
bringen."




Zugweg der besenderten Turteltaube verfolgen:

https://blogs.nabu.de/zugvoegel/

Internationaler Aktionsplan zum Schutz der Europäischen Turteltaube
(Streptopelia turtur), engl.: 

https://www.cms.int/sites/default/files/document/cms_stc48_doc.18_annex2_rev.1_ssap-conservation-european-turtle-dove_e.pdf

 * 
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VÖGEL/1150: Hamburgs Störche starten gut in die Brutsaison 2020 (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 18. Mai 2020

Hamburgs Störche starten gut in die Brutsaison 2020

33 Storchenpaare brüten in Hamburg / Drei besenderte Weißstörche haben
heute ihren Namen erhalten und heißen Jan, Mimi und Hanne



Hamburgs Störche sorgen derzeit wieder für Nachwuchs. Am 5. Februar
kam der erste Weißstorch zurück aus seinem Winterquartier und bezog
sein Nest am Ochsenwerder Norderdeich. Die letzten Tiere trafen erst
Anfang Mai in Hamburg ein und begannen gleich mit dem Brutgeschäft.




[image: Besetztes Storchennest - Foto: © NABU/T. Dröse]
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33 Brutpaare zählte Jürgen Pelch, Storchenexperte des NABU Hamburg, in
diesem Jahr. Davon brüten drei Storchenpaare im Süderelberaum, die
große Mehrheit der Hamburger Störche hat ihr Nest in den Vier- und
Marschlanden. Jürgen Pelch ist mit dem Start der Brutsaison zufrieden
und zeigt sich optimistisch, dass es dieses Jahr wieder viel
Storchennachwuchs geben wird: "Es wäre fantastisch, wenn alle 33
Storchenpaare in diesem Jahr erfolgreich ihre Jungen großziehen
können. Das hängt natürlich davon ab, wie sich die Wetterlage und die
Futtersituation für die Weißstörche entwickelt." Im vergangenen Jahr
hatten 28 Brutpaare für insgesamt 67 Jungtiere in Hamburg gesorgt.




[image: Besendeter Storch im Flug mit Nistmaterial - Foto: © NABU/R. Priemer]

Foto: © NABU/R. Priemer



Unter den brütenden Störchen sind auch sechs Tiere, die der NABU
gemeinsam mit Jürgen Pelch und den Experten der Universität Kiel im
vergangenen Frühjahr mit je einem Sender versehen hat. Dieses Projekt
liefert Informationen über die Winterquartiere der Störche, ihre
Zugrouten und langfristig auch über ihre Lebensräume und
Nahrungsflächen in Hamburg - dies sind wertvolle Daten für den
Storchenschutz in der Freien und Hansestadt.

Drei besenderte Störche hatten schon im März 2020 vom NABU Hamburg
ihre Namen erhalten: Jürgen (benannt nach Storchenvater Jürgen Pelch),
Ombeni (nach Ombeni Stickdorn-Ngonyani, Schirmherrin für den
NABU-Storchenschutz in Hamburg) und Alexander (benannt nach dem NABU
Landesvorsitzenden Alexander Porschke).

Die Namen der drei übrigen Störche hat Storchenschutz-Schirmherrin
Ombeni Stickdorn-Ngonyani heute bekannt gegeben. Aus einer Vielzahl
von Vorschlägen, die naturbegeisterten Hamburger*innen dem NABU
Landesverband per Mail zugesandt hatten, wurden die Namen Hanne, sowie
Jan und Mimi ausgelost. Bei Jan und Mimi handelt es sich
zufälligerweise um ein Brutpaar, das besendert wurde und sein Nest in
Fünfhausen hat.

Seit 2018 ist Ombeni Stickdorn-Ngonyani Schirmherrin für den
NABU-Storchenschutz in Hamburg. Geboren und aufgewachsen in Tansania
kennt sie die Lebensräume der Weißstörche in ihrem Heimatland, das
viele Vögel als Winterquartier aufsuchen. Sie setzt sich auf beiden
Kontinenten für den Schutz der Tiere ein.



Die Bewegungen der besenderten Weißstörche kann man tagesaktuell
mitverfolgen unter 

www.NABU-Hamburg.de/stoerche

Das Brutgeschehen im Nest der Webcam-Störche Erna und Fiete ist live
zu sehen unter 

www.NABU-Hamburg.de/storchenwebcam

 * 
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DEBATTE/069: Wälder unter Druck - Warum die Bioökonomie unsere Ökosysteme bedroht (DER RABE RALF)

DER RABE RALF

Nr. 214 - Februar / März 2020

Die Berliner Umweltzeitung

Wälder unter Druck: Warum die Bioökonomie unsere Ökosysteme bedroht

Von Peter Gerhardt



Das Zeitalter der fossilen Rohstoffe neigt sich dem Ende zu. Die
Menschheit wird verstärkt auf nachwachsende Rohstoffe zurückgreifen
müssen. Für diese mit biogenen Ressourcen gespeiste Wirtschaft hat
sich der Begriff Bioökonomie etabliert. Damit geraten auch die Wälder
unter Druck, deren Holz für die Rohstoffversorgung der biobasierten
Zukunft eine entscheidende Rolle beigemessen wird. Dabei sind die
Waldökosysteme bereits heute von der globalen Holznachfrage für
Brennstoff, Konstruktionsmaterial, Stromproduktion oder Zellstoff für
die Papierproduktion erschöpft.

Die natürlichen Grenzen unseres Planeten erreichen zunehmend das
Zentrum der politischen Debatte: Der Klimawandel bewegt Millionen
Menschen rund um den Globus. Brasiliens brennende Regenwälder sind im
Hinblick auf das globale Klima heute längst keine nationale
Angelegenheit, sondern auch ein Thema für die Weltgemeinschaft. Selbst
die schwindende Artenvielfalt ist im Mainstream angekommen und
mobilisiert im Bundesland Bayern 1,8 Millionen Wählerinnen und Wähler
beim Volksbegehren »Rettet die Bienen!«.

Gleichzeitig werden große Teile der Bevölkerung von enthemmten
Marktkräften vor sich her getrieben, was eine zunehmende
Ökonomisierung sämtlicher Lebensbereiche nach sich zieht. Das Primat
der Politik gerät dadurch ins Wanken, weil unklar ist, wie die heutige
Profitökonomie noch wirksam eingehegt werden kann. Eine weitere Folge
davon ist, dass die gesellschaftlichen Fliehkräfte sich dramatisch
steigern und einen globalen Verteilungskampf in Gang gesetzt haben,
dessen Ende noch nicht abzusehen ist und der die internationale
Ordnung zunehmend destabilisiert. Scheinbare Gewissheiten wie sozialer
Frieden oder Demokratie fühlen sich in Industriestaaten wie der
Bundesrepublik auf einmal seltsam brüchig an.

Die Erde ist mehrfach verplant

Hart gerungen wird auch um den fairen Zugang zu den Ressourcen
Ackerland und Boden. Hier ist es zu der grotesken Situation gekommen,
dass voneinander unabhängig geführte Zukunftsdebatten über Klima,
Artenvielfalt oder Bioökonomie die Erde insgesamt schon mehrfach
»verplant« haben: Während ein Wissenschaftler von der ETH Zürich
zusätzlich 900 Millionen Hektar Wald gegen den Klimawandel
pflanzen will und es damit in die Tagesschau schafft, [1] wollen
andere Experten 1.700 Millionen Hektar Schutzgebiete für die
Artenvielfalt etablieren. [2] Das steht wiederum im krassen
Widerspruch, wie sich Bioökonomiestrategen die zukünftige Landnutzung
der Erde vorstellen: Demnach soll die Erde in erster Linie zum
Acker für Biomasse umgebaut werden. Letztendlich stehen diese
Szenarien in Konkurrenz zueinander. Daher sind demokratisch
legitimierte Entscheidungen notwendig, was wann und wo mit der
globalen Landfläche geschehen soll.

Kahlschlag im Wald für Bioökonomie

Auf der Suche nach Rohstoffen für eine zukünftige Bioökonomie mit
Fasern, Ölen, Stärke und Holz geraten die globalen Waldökosysteme
zunehmend in das Blickfeld. Wälder sollen für die zukünftige
Rohstoffversorgung der Wirtschaft einen entscheidenden Beitrag
liefern. Dabei sind die Waldökosysteme schon heute von der globalen
Holznachfrage für Brennstoff, Konstruktionsmaterial, Stromproduktion
oder Zellstoff für die Papierproduktion erschöpft. Allein die
Expansionspläne der Zellstoffindustrie, die global über zehn Millionen
Tonnen Produktionskapazitäten zusätzlich vorsehen, übersteigen
in Ländern wie Brasilien jedes verantwortungsvolle Maß. [3] Wenn jetzt
Holz auch noch Ausgangsstoff für bioökonomische Verfahren werden soll
und hier zu vollkommen neuen Werkstoffen zusammengesetzt wird, dann
ist fraglich, ob der Wald dieser steigenden Nachfrage überhaupt
standhalten kann.

Denn dieses Ökosystem ist nicht nur Holzlieferant, sondern ebenfalls
Erholungs- und Lebensraum mit hoher Bedeutung für Naturschutz und
Artenvielfalt. Aus diesen unterschiedlichen Waldfunktionen ergeben
sich Zielkonflikte bei der Nutzung, die demokratisch ausgehandelt
werden sollten. Wälder, die für den Klimaschutz wachsen sollen, können
nicht gleichzeitig die Industrie mit Rohstoffen versorgen. Auf den
ersten Blick wird klar, dass der Wald keine riesigen Holzmengen für
eine Bioökonomie wird liefern können. Wenn garantiert werden soll,
dass dieses Ökosystem all seine ökologischen Leistungen in Zukunft
auch erbringen kann, dann schrumpfen die Rohstoffpotenziale des Waldes
erheblich.

Ist Bioökonomie die neue Weltformel?

Folgt man der Bundesregierung, dann ist Bioökonomie sowas wie eine
neue Weltformel, die viele Widersprüche auflösen kann: Fossile und
mineralische Rohstoffe werden durch biogene Ressourcen ersetzt und
speisen eine Wirtschaft, die allen Menschen ein gutes Leben ermöglicht
und sich im Hinblick auf die planetaren Grenzen sowohl um Klimaschutz
als auch um biologische Vielfalt kümmert. Kann das wirklich sein?

Die Bioökonomie wird ihre vollmundigen Versprechen nur halten können,
wenn Ressourcen in Zukunft wesentlich sparsamer eingesetzt werden. Das
fordern auch die Entwicklungs- und Umweltverbände. [4] Die notwendige
Transformation wird nur gelingen, wenn fossile Rohstoffe nicht einfach
eins zu eins durch biogene ersetzt werden. Das wiederum setzt
veränderte Konsummuster, geschlossene Kreisläufe sowie stoffliche
Kaskaden- und Mehrfachnutzung voraus. Im Widerspruch dazu will uns das
derzeitige Wirtschaftsmodell »Zalando, Amazon & Co.« mit Fast Fashion,
Fast Food und sinnfreiem Konsum beglücken. Verantwortungsvolle
Bioökonomie zu Ende gedacht, würde daher auch an den Grundfesten
unseres Wirtschaftssystems rütteln.

Davon ist bei regierungsoffiziellen Strategien bislang herzlich wenig
zu spüren, weder in Deutschland noch auf europäischer Ebene. Bei Land-
und Forstwirtschaft sollen uns ausgerechnet jene Landnutzungsverfahren
retten, die uns in die Krise geritten haben: Die Bioökonomiestrategie
der Bundesregierung vertraut auf industrielle Agrar- und
Forstwirtschaft, die aufgrund von Insektensterben, Fichtensterben und
Nitratbelastung des Grundwassers zu Recht in der Kritik stehen. Die
fortschreitende Ökonomisierung der Natur würde somit festgeschrieben.
Natürlich ist der Regierungsapparat kein einheitlicher Block, und es
gibt auch mahnende Stimmen. Aber eine gut geölte Lobby aus Industrie
und Großagrarien hat die Oberhand und treibt voran, was vom
Bundeswirtschaftsministerium unter den Namen »Industrielle
Bioökonomie« gefördert wird.

Das spiegelt sich auch in der Forschungslandschaft wieder. Auf
nationaler und europäischer Ebene haben Politik und Wirtschaft bereits
finanziell großzügig ausgestattete Förderprogramme aufs Gleis gesetzt,
die eher in Richtung Biotech als Biolandbau zeigen. Begriffe wie
Agrarökologie, naturnahe Forstwirtschaft und globale
Verteilungsgerechtigkeit finden sich jedenfalls kaum im offiziellen
Forschungskatalog der Bundesregierung. Da passt es ins Bild, dass der
industrienahe Bioökonomierat das Gentechnikgesetz unter Beschuss nimmt
und lautstark dessen Aufweichung fordert. [5] Das ehemalige
Beratergremium der Bundesregierung wünscht sich mehr Beinfreiheit in
den Genlaboren. Bei der Erforschung neuer genchirurgischer Verfahren
wie CRISPR/Cas soll das Vorsorgeprinzip über Bord geworfen werden.
Auch die industrielle Forstwirtschaft bringt gentechnisch veränderte
Bäume als Rohstoffquelle für eine Bioökonomie in Stellung. [6]

Bioökonomie geht alle etwas an

Wichtige Weichenstellungen für Politik und Forschung finden weitgehend
exklusiv in industriefreundlichen Fachkreisen statt. Bis auf wenige
Ausnahmen sind selbst die bundesdeutschen Umwelt- und
Entwicklungsverbände dort kaum eingebunden. Ganz im Abseits bei dieser
wichtigen Zukunftsdebatte befinden sich die großen Wohlfahrts- und
Sozialverbände. Dabei sind es vor allen die Bürgerinnen und Bürger mit
wenig Geld, die sich keine günstige Ausgangsposition für eine Zukunft
ohne Öl, Gas und Kohle erkaufen können. Eine breitere
gesellschaftliche Mehrheit wird nur dann einen Wandel akzeptieren,
wenn es dabei gerecht zugeht. Dringend nötig ist daher eine breite
gesellschaftliche Debatte, in welchen Rahmenbedingungen Bioökonomie in
Zukunft stattfinden soll. Dieser Dialog kann aber nur gelingen, wenn
die Politik ausreichend Ressourcen und Beteiligungsmöglichkeiten auch
für kritische Stimmen bereitstellt.

Man kann Bioökonomie auch für eine Nebelwand aus der PR-Abteilung
halten - fürs Greenwashing von Industrieriesen, die ansonsten mit
Akzeptanzproblemen zu kämpfen haben. Da es keine allgemein akzeptierte
Definition von Bioökonomie gibt, könnten Monsanto & Co. ihre
umstrittenen Produkte mit einer grünen Tarnkappe versehen: Aus Genmais
würde eine bioökonomische Nutzpflanzenproduktion.

Zu befürchten ist, dass vor allem die Armen des globalen Südens die
Zeche für eine verstärkte Biomassenachfrage bezahlen müssen.
Bioökonomie in einer Industrienation wie Deutschland kann nur
funktionieren, wenn die Biomasse aus aller Welt importiert wird. Schon
heute reicht der »Fußabdruck« jeder Bundesbürgerin und jedes
Bundesbürgers bis nach Brasilien oder Indonesien, wo globale
Konsumgüterriesen für Klopapier oder Schokoriegel Kleinbäuerinnen und
-bauern ohne verbriefte Landrechte vertreiben. Sollte z.B. allein die
Chemieindustrie in Zukunft Erdöl durch biogene Rohstoffe ersetzen,
wird der Druck auf Menschenrechte und Ökosysteme im globalen Süden
dramatisch steigen.

Industrielle Forstplantagen sind keine Wälder

Global betrachtet steigen Forstplantagen zu immer wichtigeren
Holzlieferanten auf und sind damit auch mögliche Eckpfeiler einer
bioökonomischen Rohstoffstrategie. Es ist zunächst mal wichtig, diese
Industrielandschaften nicht mit Wäldern in einen Topf zu werfen.
Eucalyptusäcker in Brasilien mit der Artenvielfalt eines Parkplatzes
haben nichts mit der ursprünglichen Waldvegetation zu tun. In
Südafrika werden Zellstoffplantagen auf Standorten errichtet, auf
denen natürlicherweise Grasland vorkommt und die von daher vollkommen
ungeeignet für das Anpflanzen von Bäumen sind. Zudem werden vor allem
marginalisierte Bevölkerungsgruppen wie Landlose und
Subsistenzbäuerinnen und -bauern durch Forstplantagen aus ihren
Lebensräumen verdrängt.

Dabei ist die Grundannahme der Bioökonomie, Waldrohstoffe effizient
und innovativ zu nutzen, zunächst mal eine gute Idee. Produkte
biogenen Ursprungs lassen sich in der Regel einfacher in natürliche
Kreisläufe integrieren und hinterlassen weniger problematische
Schadstoffe bei der Entsorgung als Materialen aus der Erdölchemie. Der
bei der Zellstoffproduktion entstehende Holzstoff Lignin könnte
zukünftig nicht einfach für Prozesswärme verheizt werden, sondern
wertvoller Ausgangsstoff für Konstruktionsmaterialien sein. Auch
bioökonomische Verfahren, die Holz hochverdichten, haben
vielversprechendes Potenzial, weil dadurch Stahl oder Beton
substituiert werden können.

Die Euphorie für das neue Bio-Zeitalter birgt aber die Gefahr,
ökologische Prinzipien bei der Waldbewirtschaftung hintenan zu stellen
und der Holzproduktion einseitig Vorfahrt einzuräumen. Die
Konsequenzen, wenn wirtschaftliche Interessen den Wald
im Griff haben, werden der bundesdeutschen Öffentlichkeit aktuell mit
dem »neuen Waldsterben« vor Augen geführt. Aus dem Brotbaum der
Forstwirtschaft, der Fichte, ist in Zeiten des Klimawandels der
Problembaum geworden. Nichtsdestotrotz flüstern einflußreiche
Waldfunktionäre der Öffentlichkeit weiterhin ein, auf eine naturferne
Forstwirtschaft zu setzen. Das verfängt auch bei der Bundesregierung,
die mit standortfremden trockenresistenten Baumarten die
Rohstoffversorgung für eine zukünftige Bioökonomie gewährleisten will.

Was ein gesteigerter Bedarf von Holzbiomasse im Wald anrichtet, zeigt
sich bereits heute bei der Stromproduktion mit Bioenergie. Stromriesen
wie RWE, Uniper und Vattenfall sind dazu übergegangen, ihre alten
Kohlekraftwerke zusätzlich mit Holz zu füttern und befinden sich auf
globaler Einkaufstour. Die EU erkennt diesen Irrsinn als
Klimaschutzmaßnahme an und in vielen europäischen Ländern sprießen
neue Holzkraftwerke wie Pilze aus dem Boden. Die Holzpellets dafür
kommen vor allem aus den USA, für die nach Erkenntnissen
US-amerikanischer Umweltschutzgruppen auch schützenswerte
Hartholzwälder kahlgeschlagen werden. Europas Einstieg in die
bioökonomische Energieproduktion führt andernorts zur Waldzerstörung
und wird so bitter erkauft. Das Environmental Paper Network, ein
internationaler Zusammenschluss von Umweltorganisationen, geht davon
aus, dass allein für die industrielle Stromproduktion in Zukunft weit
über zehn Millionen Tonnen Holz zusätzlich geschlagen werden müssen.
[8] Neben Europa setzen auch Japan und Südkorea verstärkt auf Holz als
Brennstoff für ihre Kraftwerke.

Die globalen Holz- und Zellstoffgiganten haben die Zeichen der Zeit
für sich erkannt und wittern im Fahrwasser der Bioökonomiedebatte ein
weiteres großes Geschäft. Vieles deutet darauf hin, dass Finnland sich
zu einem Vorreiter der holzbasierten Bioökonomie entwickeln könnte.
»Bioeconomy is the solution« [Bioökonomie ist DIE Lösung], so das
vollmundige Versprechen des Forstkonzerns Metsä. [9] Beim ebenfalls
finnischen Konkurrenten UPM klingt es nicht weniger großspurig: »We
lead the forest-based bioindustry into ... an exciting future« [Wir
führen die forstbasierte Bioindustrie in eine faszinierende Zukunft].
[10] Die Konzerne erhoffen sich zum einen neue
Vermarktungsmöglichkeiten für Produkte, die ohnehin schon produziert
werden - wie Zellstoff, der nun auch Ausgangsstoff für Bioplastik sein
könnte. Zum anderen investiert die Branche parallel in sog.
Bioraffinerien, die Holz wesentlich feinteiliger aufschließen als eine
Zellstofffabrik und damit als Rohstoff für die Chemieindustrie
interessant machen. Die finnischen Umweltschutzverbände sind deshalb
alarmiert, weil in Zukunft bis zu 30 Millionen Kubikmeter Holz
zusätzlich für bioökonomische Verfahren vor Ort eingeschlagen werden
könnten. Das wäre eine Steigerung der finnischen Holzernte um fast 50
Prozent. In Deutschland sind ebenfalls erste Pilotanlagen wie die
Bioraffinerie in Leuna in Betrieb und internationale Multis wie UPM-
Kymmene stehen als Investoren für Anlagen mit größeren Kapazitäten in
den Startlöchern.

Ökosiegel sind keine Lösung

Es ist wahrscheinlich, dass die Industrie auch im Bereich der
Bioökonomie auf mögliche Kritik mit freiwilligen
Zertifizierungsinitiativen antworten wird. Schon heute tummeln sich im
Bereich der Bioenergie wenig glaubwürdige Ökosiegel wie das
»Sustainable Biomass Program«. [11] Die Vergangenheit zeigt, dass auch
die Nachhaltigkeitszertifkate für Holz, Papier, Palmöl oder Soja die
Expansion von Industrieplantagen auf Kosten von Naturwäldern nicht
verhindern konnten. Diese Siegel funktionieren fast alle nach dem
gleichen Strickmuster und geben vor, Betroffene und NGOs in einem
Multistakeholderverfahren angemessen zu beteiligen. De facto setzt in
den meisten Fällen die Industrie ihre ökonomischen Interessen durch.
Die Entwicklungs- und Umweltverbände sind deshalb gut beraten, dieser
Siegelstrategie bei der Bioökonomie nicht auf den Leim zu gehen.

Ausblick

Die Wirtschaftsordnung der Zukunft sollte zu einer gerechten
Gesellschaft innerhalb der planetaren Grenzen beitragen. Daran wird
sich auch die Bioökonomie messen lassen müssen. Die Debatte darum muss
raus aus Fachzirkeln und Hinterzimmern und rein in die Mitte der
Gesellschaft. Dazu können die Entwicklungs- und Umweltverbände einen
wichtigen Beitrag leisten, aber auch Gewerkschaften und
Wohlfahrtsverbände sollten hier nicht im Abseits stehen. Letztendlich
werden beim Thema Bioökonomie wichtige Zukunftsfragen verhandelt - und
die gehen alle an.

Forderungen der Umwelt- und Entwicklungsverbände

• Der Ressourcenverbrauch sollte in allen Bereichen der
Wirtschaft deutlich verringert werden. Nur dann kann der Bedarf an
biologischen Rohstoffen nachhaltig gedeckt werden, ohne Artenvielfalt
und Weltklima weiter zu zerstören.

• Die Diskussion über Bioökonomie sollte für Bürgerinnen und
Bürger sowie zivilgesellschaftliche Organisationen geöffnet werden.

• Maßgebliche Anteile der milliardenschweren Forschungsgelder,
die von der Bundesregierung voraussichtlich auch in Zukunft zur
Förderung der Bioökonomie bereitgestellt werden, sollten zur
Erforschung alternativer Konzepte jenseits der industriellen Markt-
und Verwertungslogik verwendet werden.

• Die Förderung der Bioökonomie sollte nicht dazu führen, dass
gentechnische Verfahren wie die Grüne Gentechnik durch die Hintertür
und mit öffentlichen Mitteln vorangetrieben bzw. eingeführt werden.

• Bioökonomieszenarien, die wesentlich auch auf den Import von
Biomasse setzen, sollten grundsätzlich in Frage gestellt werden.



In Erklärung deutscher Umwelt- und Entwicklungsorganisationen zur
Bioökonomie-Politik der Bundesregierung weiterlesen. 

https://denkhausbremen.de/wp-content/uploads/2019/01/NGO-Erkl%C3%A4rung-Bio%C3%B6konomie.pdf
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GARTEN/410: Jetzt gärtnern für Insekten (NABU NRW)

NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 15. Mai 2020

Jetzt gärtnern für Insekten

NABU NRW: 5 Tipps, die man jetzt im Garten für Schmetterlinge und
andere Insekten umsetzen kann



Düsseldorf - Immer seltener summen Hummeln, flattern Schmetterlinge
und krabbeln Käfer an uns vorbei. Die dramatischen Entwicklungen des
anhaltenden Verlustes an Masse und Vielfalt unserer heimischen
Insekten halten weiter an. "Welche Folgen dieser Rückgang mit sich
bringen wird, ist noch nicht klar. Klar ist aber, Insekten nehmen
wichtige Funktionen in der Natur ein: Sie sind Bestäuber für viele
Pflanzen, sie vertilgen andere Insekten, die sich über Gartenpflanzen
hermachen und sind ihrerseits Nahrung für Vögel und andere Tiere", so
Sarah Bölke, Leiterin des Projektes 'Zeit der Schmetterlinge' beim
NABU NRW. Es sei aber gar nicht so schwierig, Insekten im
Siedlungsraum zu helfen. Wer die folgenden 5 Tipps im Garten
beherzige, könne schon viel für Insekten tun:

1. Auf die richtigen Pflanzen kommt es an. Wer beim Kauf neuer
Pflanzen auf heimische Stauden setzt, hat gleich mehrere Vorteile.
Heimische Arten kommen mit den hier herrschenden Bedingungen besser
zurecht und sind robuster. Auch die Insekten kommen mit heimischen
Pflanzen besser klar, denn oft haben sie spezifische Anpassungen
entwickelt. Fremde Pflanzenarten oder gar Zierformen können sie zum
Teil gar nicht zur Nektaraufnahme nutzen. Mehrjährige Stauden schonen
zudem den Geldbeutel und die Umwelt, denn die Produktion von Pflanzen
verbraucht Ressourcen und erzeugt Plastikmüll. Während sich im Garten
oder in tiefen Kübeln Natternkopf, Malven und Flockenblumen eignen,
sollte auf dem Balkon statt auf Petunie und Geranie besser auf
Kartäusernelke, Dost oder Glockenblumen gesetzt werden.

2. Bunte Farbtupfer statt grüne Rasenflächen. Ein sattgrüner kurzer
Rasen ist das Ziel vieler Gärtner und Gärtnerinnen. Der macht nicht
nur viel Arbeit, er bietet Insekten leider auch keinen nennenswerten
Vorteil. Eine gute Alternative ist ein Kräuterrasen. Hier blühen neben
Gräsern niedrig wachsende Kräuter, die so robust sind, dass die Wiese
auch normal betreten werden kann. Schnittverträgliche Pflanzen wie
Gänseblümchen, Schafgarbe, Thymian und Salbei sorgen hier für tolle
Farbakzente und reichlich Insektennahrung. Gemäht wird ein
Kräuterrasen nur vier- bis achtmal im Jahr, ein Düngen und
Vertikutieren entfällt - das spart Energie und schont die Umwelt. Wer
keinen neuen Kräuterrasen anlegen möchte, kann auch mit dem Tolerieren
von Löwenzahn, Gänseblümchen, Günsel und Scharfgarbe schon viel
erreichen.

3. Wasser ist wichtig. Das Frühjahr war sehr trocken und auch jetzt
ist wenig Regen in Sicht. Es ist daher sehr wichtig, Tieren durch das
Aufstellen von Wasserschalen eine Trinkmöglichkeit anzubieten, denn
auch Insekten haben Durst. Hierzu reicht das Aufstellen einer Schale,
welche mit Leitungswasser gefüllt wird. Die Schale sollte nicht zu
tief sein, denn hin und wieder fällt ein Insekt hinein und kommt dann
nicht so einfach wieder heraus. Am besten legt man einige Steine,
Murmeln oder auch Stöcke in das Wasser, so haben Insekten die
Möglichkeit wieder herauszuklettern. Auch für die Gartenvögel bieten
Wasserstellen die Gelegenheit sich eine Erfrischung und Abkühlung vom
anstrengendem Brutgeschäft zu verschaffen.

4. Wilde Ecken - Ein kleines Biotop im eigenen Garten. Jeder
insektenfreundliche Garten sollte wilde Ecken besitzen die nicht
gemäht werden und in denen alle Pflanzen die sich dort natürlich
ansiedeln wachsen und blühen können. Gräser, Klee oder Disteln sind
hier herzlich willkommen, denn sie sind wichtige Nahrungsgrundlage für
Insekten. Hier haben Schmetterlinge Zeit ihren Lebenszyklus zu
durchlaufen und hier können Nachtfalter ungestört den Tag verbringen.

5. Wo Licht ist, da ist auch Schatten. Nacht- und dämmerungsaktive
Insekten orientieren sich am Mond- und Sternenlicht. Durch hellere
Lichtquellen, wie etwa eine Gartenlampe, verlieren sie die
Orientierung und kreisen bis zur Erschöpfung um die Lichtquelle herum.
Generell gilt: Wenn das Licht nicht gebraucht wird, sollte es
ausgeschaltet werden. Auch in Sachen Bepflanzung kann einiges für die
nächtlichen Besucher getan werden. Über achtzig Prozent der
Schmetterlinge sind nachtaktiv, sie brauchen daher Pflanzen, die in
der Nacht oder in den frühen Morgenstunden blühen und ihren Duft
verbreiten. Besonders spannend daran ist, dass einige
Nachtfalterblumen wie Nachtkerzen oder Wegwarten, ihre Blüten am Abend
oder am Morgen öffnen, tagsüber sind sie geschlossen.

Ausführliche Tipps für Gärten und Balkone, Beispiele für geeignete
Pflanzen und zertifizierte Saatguthersteller sind unter
www.schmetterlingszeit.de zusammengestellt.

 * 
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RECHT/293: LBV bereitet Klage gegen Streuobstverordnung vor - Verordnung hebelt Volksbegehren aus (LBV)

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 19. Mai 2020

LBV bereitet Klage gegen Streuobstverordnung vor

Neue Streuobst-Verordnung hebelt Volksbegehren aus



Hilpoltstein, 19.05.2020 - Der Entwurf einer neuen
Streuobst-Verordnung ist für den LBV absolut inakzeptabel. Daher
bereitet der LBV derzeit eine Klage gegen diese Verordnung vor.
Probekartierungen, die der LBV in Auftrag gegeben hat, belegen, dass
kein Streuobstbestand in Bayern die neun Schutzkriterien aus dem
Verordnungsentwurf der Staatsregierung erfüllen würde. "Die neue
Verordnung würde dem Schutz der bayerischen Streuobstbestände den
Todesstoß versetzen", so der LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer nach
dem Treffen.

Die Probekartierungen des LBV fanden in den drei Landkreisen
Miltenberg, Erlangen-Höchstadt und Bamberg statt und haben klar
aufgezeigt, dass dort alle 21 Streuobstflächen durch das veränderte
Schutzraster fallen würden. "Der derzeitige Verordnungsentwurf muss
deshalb in jedem Fall nachgebessert werden. Nachdem unsere Einwände im
Verfahren nicht berücksichtigt wurden, sehen wir uns gezwungen Klage
einzureichen. Das sind wir den über 1,7 Millionen Bürgern, die den
verbesserten Schutz der Streuobstwiesen durch ihre Unterschrift für
das Volksbegehren Artenvielfalt unterstützt haben, schuldig" so
Schäffer weiter.

Hintergrund:

Der LBV hat im November 2019 in drei Regierungsbezirken Kartierungen
von Obstwiesen durchgeführt und dabei die Kriterien aus dem
Verordnungsentwurf geprüft: Mittelfranken (Lkr. Erlangen-Höchstadt),
Oberfranken (Lkr. Bamberg) und Unterfranken (Lkr. Miltenberg). Die
Kartierungen wurden von professionellen und jahrzehntelang in der
Biotopkartierung erfahrenen Kartierern des Bundes bayerischer Ökologen
durchgeführt.

 * 
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AKTION/071: Datteln 4 stoppen! - BUND-Protest zur Uniper-Hauptversammlung (BUND NRW)

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 20. Mai 2020 (8.01 Uhr)

BUND bei Uniper-Hauptversammlung: Mehr als 3000 persönliche
Botschaften gegen Datteln 4 (Livestream)



Düsseldorf/Berlin. Nein zu Datteln 4: Anlässlich der
Uniper-Hauptversammlung in Düsseldorf protestieren heute Aktive des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) gegen die
Inbetriebnahme des Steinkohlekraftwerks Datteln 4. Wegen der
Corona-Pandemie werden die Schutzvorschriften eingehalten, ein
Protestzug findet nicht statt. Stattdessen werden 3340 persönliche
Botschaften von Bürgerinnen und Bürgern an die Konzernzentrale
projiziert.

Die klare Forderung lautet: Datteln 4 darf nicht ans Netz. Trotz
Klimakrise und Kohleausstieg treiben Bundesregierung und der
Stromkonzern die Inbetriebnahme des Steinkohlekraftwerks im Juni
voran. Grotesk, aber für den Uniper-Vorstandsvorsitzenden Andreas
Schierenbeck kein Widerspruch: Das Unternehmen will bis 2035
europäische CO2-Neutralität erreichen, Datteln 4 soll aber noch drei
Jahre länger laufen. Dabei steht der Meiler mitten im dichtbesiedelten
Ruhrgebiet und bläst schon im Probebetrieb seit Wochen viele
Schadstoffe und klimaschädliches CO2 in die Luft.

Antje von Broock, Geschäftsführerin Politik und Kommunikation beim
BUND: "Das Projekt Datteln 4 ist ein Irrsinn. Es schadet dem Klima,
gefährdet die Umwelt und die Gesundheit vieler Menschen. Uniper sollte
endlich die Zeichen der Zeit erkennen und die Kohleverstromung
stoppen. Ein ambitionierter Kohleausstieg ist zwingend erforderlich,
spätestens bis 2030. Die Zukunft der Energieversorgung liegt in den
erneuerbaren Energien, nicht erst 2038, sondern jetzt."

Die letzten Kohlemeiler sollen laut dem Kohlegesetzentwurf der
Bundesregierung erst in 18 Jahren vom Netz gehen. Das ist viel zu
spät, denn die Klimaerhitzung ist längst spürbar. Der Klimawandel hat
die finnische Regierung zu einem ambitionierten Ausstiegsplan aus der
Kohle bewogen. Doch gleichzeitig ist Finnland Hauptanteilseigner am
finnischen Stromkonzern Fortum, der wiederum knapp 74 Prozent der
Anteile an Uniper hält - ein Widerspruch in sich.

Jüngste Signale aus Helsinki lassen jedoch hoffen: Zwar will die
Regierung nach eigenen Aussagen nicht in das operative Geschäft des
Konzerns eingreifen. Doch twitterte jüngst die finnische Ministerin
für Umwelt und Klimawandel, Krista Mikkonen (Grüne), es solle aktiv
nach Lösungen gesucht werden, die es der Tochtergesellschaft Uniper
ermöglichten, Datteln 4 nicht in Betrieb zu nehmen.

Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND-Landesverbandes Nordrhein-
Westfalen und Kohle-Experte: "Datteln 4 ist eine einzige Provokation
für die Anwohnerinnen und Anwohner und all die engagierten Menschen,
die sich für den Klimaschutz und die Energiewende einsetzen. Die
Inbetriebnahme muss gestoppt werden. Das Kraftwerk schädigt mit seinen
Schadstoffen ein Naturschutzgebiet, es befindet sich weniger als 450
Meter entfernt von einem reinen Wohngebiet und innerhalb eines 1.000-
Meter-Radius zu einem Kinderkrankenhaus. Mehrere gewonnene Prozesse
zeigen, dass das Kraftwerk dort nie hätte gebaut werden dürfen. Und
mit drei noch anhängigen Prozessen schwebt das Damoklesschwert des
Abrisses und Rückbaus über dem Kraftwerk. Uniper wäre gut beraten, das
Vorhaben jetzt zu beerdigen."

Mehr Informationen: 

Die über 3000 Botschaften an Uniper finden Sie zum Nachlesen hier:

 www.bund.net/datteln4

Mehr Informationen zur BUND-Kampagne "Raus aus der Steinzeit - Nein zu
Datteln 4!" unter: 

aktion.bund.net/datteln-4-stoppen 


 * 



BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 20. Mai 2020 (9.15 Uhr)

BUND-Protest zur Uniper-Hauptversammlung: "Datteln 4
stoppen!"

Düsseldorf | Anlässlich der Uniper-Hauptversammlung protestieren zur
Stunde Aktive des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
vor der Konzernzentrale in Düsseldorf gegen die geplante
Inbetriebnahme des Steinkohlekraftwerks Datteln 4.

"Wir lassen nicht zu, dass Uniper diesen Kraftwerksschwarzbau und
Klimakiller heimlich, still und leise ans Netz bringt", sagt Dirk
Jansen, NRW-Geschäftsleiter des BUND. "Die Klimakrise macht keine
Pause und wir appellieren heute an Vorstand und Aufsichtsrat von
Uniper, den Empfehlungen der Kohle-Kommission zu folgen und Datteln 4
zu stoppen." Im Gepäck hat der BUND heute mehr als 3.300 persönliche
Botschaften an Uniper. Diese projizieren die Umweltschützer auf einen
Großbildschirm und überbringen sie auch den Uniper-Verantwortlichen.
Wegen der Corona-Pandemie wurde die Zahl der Teilnehmenden an der
Aktion begrenzt, die Schutzvorschriften werden eingehalten, ein
Protestzug findet nicht statt. Mit dem BUND demonstrieren heute auch
Aktive der Bewegung Fridays for Future.

Wegen der Coronakrise werden kritische Aktionäre und Umweltverbände
aktuell daran gehindert, ihre Kritik an der Konzernpolitik wie üblich
direkt an Vorstand und Aufsichtsrat heran zu tragen. "Dabei kündigen
immer mehr Investoren dem finnischen Uniper-Eigner Fortum wegen der
Kohlepolitik des Konzerns die Gefolgschaft und fordern vom
Mehrheitsaktionär Finnland ein Abschalten von Datteln 4", betonte der
stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. Zuletzt
hatte im März eine Gruppe von acht Vermögensverwaltern in einem
offenen Brief den Ausstieg aus Datteln 4 gefordert. Darunter Europas
größter Vermögensverwalter, die Amundi mit 1,7 Billionen Euro
verwaltetem Vermögen. Eine der führenden Schweizer Privatbanken, die
Pictet mit einem verwalteten Vermögen von knapp 500 Milliarden Euro,
hat sich bereits zu Ende 2019 aus Fortum und Uniper zurückgezogen,
nachdem das Management auf die Kritik an der fortgesetzten
Kohleverstromung nicht hören wollte. "Geht Datteln 4 ans Netz und
läuft der Kohlemeiler wie von Uniper geplant bis 2038, sind damit
trotz Abschaltens aller anderen Uniper-Kohlekraftwerke
CO2-Mehremissionen von mindestens 40 Millionen Tonnen verbunden. Wir
fordern Uniper auf, sich unverzüglich mit der Bundesrepublik
Deutschland und den beiden ausstiegswilligen Großkunden Deutsche Bahn
und RWE über eine sofortige Stilllegung des Kraftwerks Datteln 4 zu
einigen", so Krämerkämper.

Für den BUND bleibt Datteln 4 eine "einzige Provokation" für die
Anwohner*innen und all die engagierten Menschen, die sich für den
Klimaschutz und die Energiewende einsetzen. Das Kraftwerk schädigt mit
seinen Schadstoffeinträgen verschiedene europäische Schutzgebiete, es
befindet sich weniger als 450 Meter entfernt von einem reinen
Wohngebiet und innerhalb eines 1.000-Meter-Radius zu einem
Kinderkrankenhaus. Mehrere gewonnene Prozesse zeigen, dass das
Kraftwerk dort nie hätte gebaut werden dürfen. Und mit drei noch
anhängigen Klagen des BUND schwebt das Damoklesschwert des Abrisses
und Rückbaus über dem Kraftwerk.

 * 
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MELDUNG/441: Bartgeier-Besuche in den bayerischen Alpen (LBV)

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 12. Mai 2020

Bartgeier-Besuche in den bayerischen Alpen

Beeindruckende Greifvögel lassen sich immer wieder vor allem im Allgäu
sehen - Zum ersten Mal zwei Vögel gleichzeitig



Hilpoltstein, 12.05.2020 - In den Bayerischen Alpen konnten in den
vergangenen Wochen immer wieder äußerst seltene Bartgeier am Himmel
beobachtet werden. Zuletzt wurde Ende April im Allgäu bei Bad
Hindelang einer der Greifvögel gesichtet. Mit fast drei Metern
Spannweite gehört der Bartgeier zu den größten flugfähigen Vögeln der
Welt und ist gerade im Flug eine wahrlich beeindruckende Erscheinung.
"Da in den bayerischen Alpen derzeit die Schneeschmelze voll im Gange
ist, suchen Bartgeier jetzt gezielt Lawinenfelder ab, um als
Kadaverfresser mögliche Beute zu finden", erklärt LBV-Bartgeierexperte
Toni Wegscheider. Erstmals überhaupt wurden in diesem Frühjahr zwei
Vögel zusammen im Freistaat gesichtet. "Es könnte sich dabei sogar um
ein Pärchen gehandelt haben, das gemeinsam in der Nähe von Oberstdorf
unterwegs war", vermutet Wegscheider. Die Allgäuer Alpen sind in
Deutschland als Gebiet für eine natürliche Wiederbesiedelung des
ehemaligen bayerischen Ureinwohners am besten geeignet. Der LBV strebt
in Kooperation mit dem Nationalpark Berchtesgaden eine Auswilderung
von jungen Bartgeiern 2021 an.
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Ein Bartgeier auf Felsen - Foto: © Dieter Hopf

Im Allgäu kommt es von Jahr zu Jahr immer häufiger zu Sichtungen von
Bartgeiern. Durch die Ansiedelung eines Brutpaares nur wenige
Kilometer hinter der Staatsgrenze im angrenzenden österreichischen
Tiroler Lechtal übt die Region offenbar verstärkt einen anziehenden
Effekt auf revierlose Artgenossen aus. Diese nutzen für ihre weiten
Suchflüge nach Nahrung bis zu 10.000 Quadratkilometer als
Streifgebiet. Zuletzt wurde dort im April ein Bartgeier mehrmals
beobachtet und konnte durch Gefiedermerkmale auf ein Alter von ca.
drei Jahren geschätzt werden. "Dass Bartgeier auch mal in nur wenigen
Metern Höhe mit geringer Scheu über Menschen hinwegfliegen ist keine
Seltenheit. Dies wurde ihnen aber einst als Aggressivität ausgelegt
und hat zu ihrer falschen Einordnung als Lämmer- und Kinderräuber
beigetragen", so Toni Wegscheider.
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Ein Bartgeier im Flug - Foto: © Richard Straub

Da der Bartgeier in Bayern noch kein Brutvogel ist und alpenweit
derzeit nur knapp 220 Exemplare leben, haben Beobachtungen
Seltenheitswert. Deshalb freuen sich die bayerischen Artenschützer
über jedes einzelne nachgewiesene Tier. "Es ist davon auszugehen, dass
Bartgeier öfter in den bayerischen Alpen unterwegs sind als es
aufgrund der relativ seltenen Meldungen zu erwarten wäre. Kürzlich
haben etwa auch zwei besenderte österreichische Jungvögel die
Staatsgrenze in den Allgäuer und den Berchtesgadener Alpen nur um
jeweils wenige Kilometer verfehlt", so der LBV-Experte. Im Gegensatz
zu Gänsegeiern, die auch gelegentlich in Bayern auftauchen, dann aber
oft in Gruppen, streifen Bartgeier in freier Wildbahn meist alleine
durch große Gebiete. Sollten Wanderer weitere Geier in den deutschen
Alpen beobachten, bittet der LBV darum, die Greifvögel wenn möglich zu
fotografieren und umgehend den Naturschützern unter bartgeier@lbv.de
zu melden.

Auswilderung durch LBV im Nationalpark 2021 geplant

Da der Bartgeierbestand in den gesamten Ostalpen seit langem auf
niedrigem Niveau stagniert, plant der LBV voraussichtlich ab dem Jahr
2021 zur Stützung der Vogelart den Beginn von Auswilderungen im
Nationalpark Berchtesgaden. "Dabei sollen mehrere Jahre in Folge
jeweils zwei bis drei Jungvögel aus Nachzuchten freigelassen werden,
um die Population dieser beeindruckenden Aasfresser zu fördern",
erklärt Toni Wegscheider. "Da die Vögel aber erst nach sechs Jahren
geschlechtsreif sind und in freier Wildbahn pro Brut nur ein Küken
großziehen, breiten sich die Bestände äußerst langsam aus", so der
LBV-Geierexperte weiter. Umso wichtiger sind für den LBV genaue
Kenntnisse über die Entwicklung der Vorkommen, wodurch jede einzelne
Beobachtungsmeldung von großem Wert für die Schutzbemühungen ist.

 * 
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KLIMA/755: Klimanotstand - Zwang der wirtschaftlichen Verhältnisse ... (SB)



Die menschengemachten Treibhausgase sind durch die Bekämpfung der
Coronaviruspandemie deutlich zurückgegangen. Auch wenn die Wirtschaft
und das öffentliche Leben bereits langsam wieder anlaufen, werden
sich die CO2-Emissionen aufs Jahr gerechnet voraussichtlich um 4,2
bis 7,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr verringern. Um die globale
Erwärmung auszubremsen, müßten die CO2-Emissionen über Jahrzehnte
hinweg jedes Jahr ungefähr so stark sinken wie in diesem Jahr, geht
aus einer in "Nature Climate Change" veröffentlichten internationalen
Studie unter Federführung von Corinne Le Quéré von der University of
East Anglia in Norwich hervor. [1]

Das ist eine schlechte Nachricht, lassen doch die massiven
wirtschaftlichen und sozialen Verwerfungen der zurückliegenden nur
rund zwei Monate ahnen, daß solche Einschränkungen unter den
vorherrschenden Produktionsbedingungen und gesellschaftlichen
Verhältnissen auf längere Sicht unerbittliche Verteilungskämpfe
auslösen würden. Die setzen zwar nicht erst irgendwann in der Zukunft
ein, sondern reichen schon weit in die Menschheitsgeschichte zurück,
dennoch hat sich die soziale Lage in den letzten acht bis zehn Wochen
sowohl innerhalb vieler Länder als auch in größeren Regionen
signifikant verschärft.

Die Hauptarbeit der Forscherinnen und Forscher der "Nature"-Studie
mit dem Titel "Temporary reduction in daily global CO2 emissions
during the COVID-19 forced confinement" (z. Dt.: Vorübergehende
Reduzierung der täglichen globalen CO2-Emissionen während der
Zwangseindämmung von COVID-19) bestand darin, Parameter der
nationalen CO2-Emissionen auszuwählen und trotz ihrer
unterschiedlichen Voraussetzungen miteinander vergleichbar zu machen.
Die administrativen Maßnahmen wurden in drei Kategorien eines
sogenannten Eindämmungsindex CI (Confinement Index) eingeteilt, um
diesem zugeordnet die täglichen CO2-Emissionen zu bestimmen.

Demnach gingen diese aufgrund der von den Behörden angeordneten
Eindämmungsmaßnahmen wie Reise- und Ausgehverboten und
Kontaktbeschränkungen um bis zu 25 Prozent zurück, im Durchschnitt
immerhin noch um 17 Prozent. Obgleich das ein einmaliger Rückschritt
innerhalb eines Jahres werden wird, der sogar das Ausmaß der
Emissionsreduktionen während der Weltfinanzkrise 2008/2009 um ein
Mehrfaches übertrifft, wird der pandemiebegründete Rückgang der
Treibhausgasemissionen die Menschheit lediglich auf den Stand des
Jahres 2006 zurückbringen. Und ein Reboundeffekt, bei dem im
nächsten Jahr und darüber hinaus besonders viele Treibhausgase
emittiert werden, wird in der Studie ausdrücklich nicht
ausgeschlossen.

Wovon ging die Wissenschaft im Jahr 2006 aus? Schon damals hatte sie
vor einem weiteren Anstieg der CO2-Konzentration in der Atmosphäre
gewarnt, weil sich die Folgen der globalen Erwärmung deutlich genug
abzeichneten. So wurde im Vierten Sachstandsberichts des
Weltklimarats IPCC aus dem Jahr 2007 festgestellt, daß elf der
zurückliegenden zwölf Jahre (1995 bis 2006) die wärmsten seit Beginn
der regelmäßigen, flächendeckenden Temperaturmessungen ab Mitte des
19. Jahrhunderts waren. [2]

Zu den Folgen der globalen Erwärmung, wie sie teilweise schon sehr
deutlich im Vierten Sachstandsbericht beschrieben wurden, zählten
Anstieg des Meeresspiegels und Untergang ganzer Inselstaaten sowie
flacher Küstengebiete, Verlust der Gletscher und damit einhergehend
Trinkwassermangel, energiereichere Wirbelstürme, Versauerung der
Meere mit Verlust der Korallen und anderer kalkbildender
Meeresorganismen, Verstärkung von Unwettern und damit einhergehender
Ernteverluste und Hunger sowie Zerstörungen existentieller
Infrastrukturen, Artensterben und Verringerung der Biodiversität,
Entstehung gänzlich neuer, unbewohnbarer Klimazonen, etc.

Daß eine jährliche Reduktion der Treibhausgasemissionen von rund fünf
bis sieben Prozent, die laut der Studie erforderlich wären, damit die
Menschheit noch die Kurve des Temperaturanstiegs zum Abflachen
bringt, durchgesetzt werden kann, erscheint extrem unwahrscheinlich.
Hat man es doch auch in den letzten vierzehn Jahren versäumt, das
Ruder herumzureißen, obschon die Fakten auf dem Tisch lagen.

Ganz sicher würden sich große Teile der Gesellschaft gegenüber
administrativen Vorgaben zur drastischen Einschränkung ihres Konsums
zur Wehr setzen. Die in der Studie angedeutete Alternative, eine 
Transformation der Gesellschaft auf CO2-freie Technologien, damit der
Energieverbrauch von den Treibhausgasemissionen entkoppelt wird,
birgt zwar rechnerisch das Potential dazu, wird aber selbst von einem
Land wie Deutschland - das sich gern als Vorreiter in Sachen
Klimaschutz geriert, obgleich es Weltmeister bei der Verstromung von
Braunkohle ist, dem emissionsreichsten unter den fossilen
Energieträgern - nicht in der gebotenen Konsequenz umgesetzt.

Selbst wenn der Umbau der Gesellschaft auf emissionsarme, bzw. -freie
Technologien weltweit gelänge, wäre der oben angedeutete
Grundkonflikt der Menschen untereinander nicht gelöst, ja, nicht
einmal in Angriff genommen. Die Lebens- und Überlebensvoraussetzungen
der Menschen sind höchst unterschiedlich. Ideologisch begründet durch
herrschaftsförmige Begriffe wie Recht und Eigentum und in der
Konsequenz durch Polizei und Militär gegenüber anderen
Lebensentwürfen gewaltsam gesichert, würden auch in einer utopischen
Welt des perfekten Green Deal gesellschaftliche Verteilungskämpfe
ausgetragen.

Beispielsweise würde eine Standortkonkurrenz aufgebaut, Lohnarbeit
verteilt und von der erbrachten Arbeitsleistung der Mehrwert abgegriffen.
Auch eine des Profitstrebens entledigte Wirtschaft würde davon nicht
befreien, sondern statt dessen das bewährte Herrschaftsmittel der 
profitorientierten Wirtschaftsweise zugunsten
eines mit Blick auf die Qualifizierung der administrativen
Verfügungsgewalt noch effizienteren, da direkteren Ver- und
Zuteilungssystems hinter sich lassen. Die obige Studie ist nicht
die erste, die die Datenbasis für einen Ausblick liefert, bei dem die
bereits in den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen angelegten
Trends und manifestierten Herrschaftsinteressen lediglich
fortgeschrieben werden.


Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/s41558-020-0797-x

[2] https://archive.ipcc.ch/pdf/assessment-report/ar4/syr/ar4_syr_full_report.pdf
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ERSTAUFLAGE/1059: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3065 (SB)

Susan Schwartz / Christian Montillon

Beteigeuze

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3065



Vurayur im Zwillings-Beteigeuzesystem des Dyoversums, 3. - 5. Januar
2047 NGZ

Die Friedensverhandlungen zwischen Terranern und Topsidern finden auf
einem Planeten der Yura statt, die einst von den Topsidern versklavt
worden sind. Die Kopffüßler haben Vurayur, den vierten Planeten der
Beteigeuze, für das Diplomatentreffen zur Verfügung gestellt und extra
eine für Topsider und Terraner geeignete Siedlung und ein
Konferenzgebäude errichtet. Als Kontaktperson zwischen den beiden
Interessensgruppen fungiert ein Yura, der für diese Aufgabe extra den
Namen Kaloyd angenommen hat, was "Mantel" bedeutet. Den will er so
schnell wie möglich wieder ablegen, sobald er nicht mehr gebraucht
wird, denn Individualismus ist ihnen fremd.

Die Konferenz wird von der topsidischen Sicherheitsexpertin Wrachsha
und auf Seiten der Liga von Odai Krimmer vorbereitet. Letzterer legt
ein seltsames Verhalten an den Tag. Er begrüßt die Gäste mit
Wangenküßchen links und rechts, worauf alle Beteiligten mit Befremden
reagieren. Doch diese skurrile Geste hat einen bestimmten Zweck. Odai
Krimmer ist ein Mutant, der andere Intelligenzwesen mit Hilfe seines
Speichels mental beeinflussen kann. Er ist Kriegsanhänger und hofft
darauf, daß Perry Rhodan die Macht in der Liga übernimmt und die
Topsider vernichtet.

Zunächst werden Perry Rhodan und Orfea Flaccu mitsamt ihrer Delegation
zum Primrat der Yura geladen. Das Oberhaupt der Yura macht deutlich,
daß es den Terranern eher zutraut, Frieden zu halten als den
Topsidern. Er habe Vurayur als Treffpunkt der beiden Völker zur
Verfügung gestellt, weil ein Frieden zwischen den Kontrahenten auch
den Yura zugute kommen wird, die befürchten, zwischen den Fronten
zerrieben zu werden. Deshalb ist er sehr an einem Erfolg der
Verhandlungen interessiert.

Bereits im Vorfeld wird ein Vanothe festgenommen, der ein Attentat auf
Perry Rhodan verüben wollte und von den Topsidern festgenommen wurde.
Perry und Sichu lernen in Orionopolis, der Stadt, die die Liga auf
Einladung der Yura schon vor längerer Zeit auf Vurayur gegründet
haben, aber auch Welon Gut, den Wirt einer terranischen Kneipe,
kennen, der ein gemäßigter Vanothe ist. Sie führen ein offenes
Gespräch miteinander, in dem Rhodan deutlich macht, daß er zwar alles
unternehmen wird, um einen Weg zurück in seinen Teil des Dyoversums zu
finden, er aber niemanden zwingen wird, mitzukommen.

Am nächsten Tag bittet Klechna-Ertz, die topsidische Chefdiplomatin,
den terranischen Chefdiplomaten Nevio Torwesten, Perry Rhodan den
Wunsch zu übermitteln, im Vorwege ein vertrauliches Gespräch mit ihr
zu führen. Um nicht schutzlos zu sein, begleitet ihn Iwán/Iwa
Mulholland. Klechna-Ertz ist ebenfalls in Begleitung einer anderen
Topsiderin, bei der es sich, wie Rhodan schnell begreift, um die
Gelegemutter Bun-Akkbo handelt. Sie möchte Perry Rhodan persönlich
kennenlernen. Da sie Kenntnis von den Entwicklungen im Wegasystem hat,
wo Rhodan maßgeblich dazu beitrug, eine Katastrophe zu verhindern, die
den Tod etlicher Topsider zur Folge gehabt hätte, bringt sie ihm einen
Vertrauensvorschuß entgegen.

Perry Rhodan erkennt, daß Bun-Akkbo ebenso den Frieden will wie er.
Sie hat jedoch ein spezielles Problem mit allem, was mit höheren
Mächten zu tun hat, wozu sie nicht nur Zellaktivatorträger sondern
auch Mutanten zählt, von denen die Liga einige als Agenten einsetzt,
wie sie von ihrem Informationsdienst erfuhr. Mutanten sind für sie
künstliche Geschöpfe einer höheren Macht, die das Gleichgewicht dieses
Teils des Dyoversums stören, da derartige Mutationen hier noch nie
aufgetreten sind. Perry Rhodan glaubt nicht, daß dies wissenschaftlich
erwiesen ist und bietet Bun-Akkbo an, diesen Fakt mit Sichu
Dorksteiger zu diskutieren, worauf sie gerne zurückkommen will. Um ihr
ebenfalls entgegenzukommen, vertraut er ihr an, daß sein Begleiter, in
dem sie eine Frau sieht, ein Mutant ist. Diesen Schock müssen die
beiden Topsiderinnen erst verdauen.

Doch Bun-Akkbo ist aufgeschlossen. Iwán/Iwa Mulholland soll seine Gabe
demonstrieren, was er zu Klechna-Ertzs Entsetzen auch tut. Er/Sie
macht mit der Gelegemutter eine Schmerzensteleportation, die 2 Minuten
und 9 Sekunden dauert. Eine endlose Zeitspanne, wenn man eine Waffe
auf sich gerichtet spürt, wie es Perry Rhodan erfahren muß, der von
Klechna-Ertz, die sich um die Gelegemutter sorgt, bedroht wird. Als
Bun-Akkbo schließlich wenige Meter entfernt wieder auftaucht, ist sie
begeistert und bedankt sich bei Mulholland für diese faszinierende
Erfahrung.

Dennoch hat sie weiterhin Bedenken, vor allem was die "Endloslebenden"
betrifft. Sie stellen ihrer Meinung nach auf jeden Fall eine Störung
des Zweiten Teils des Dyoversums dar und deshalb will sie von Rhodan
wissen, was er für Pläne verfolgt. Er erklärt glaubwürdig, daß er
nicht vorhat, in diesem Teil zu bleiben und alles daran setzen wird,
einen Weg zurückzufinden. Aber er könne auch nicht garantieren, daß
ihn alle Terraner begleiten werden und die Liga verschwinden wird.
Sein Ziel sei es, einerseits denjenigen, die ihm folgen wollen, die
Heimreise zu ermöglichen, und andererseits jenen, die bleiben wollen,
ein sicheres Leben zu garantieren. Damit gibt sich Bun-Akkbo
zufrieden.

Auf Vurayur gibt es mörderische Raubtiere, die die Gewohnheit haben,
in regelmäßigen Abständen in Rotten übereinander herzufallen. Dabei
stellen sie normalerweise keine Gefahr für die Bewohner dar. Dennoch
verlangt Wrachsha, daß die Tiere mit Mikrosendern ausgestattet werden,
damit man ihr Auftauchen frühzeitig bemerkt. Krimmer nutzt die
Gelegenheit, die topsidische Sicherheitsexpertin in seinem Sinne zu
beeinflussen. Die Sender werden mit Impulsgebern ausgestattet, die die
Tiere gezielt steuern und zu einem Angriff auf die Konferenzteilnehmer
treiben. Farye Sepheroa wird von einem der tentakelbewehrten Poyiden
fast erdrosselt. Wäre Phylax nicht eingeschritten, hätte es Tote
gegeben.

Krimmers Ziel ist es, Residentin Flaccu zu entführen. Selbst Kaloyd
wird Opfer seiner Machenschaften. Gegen seinen Willen attackiert der
Yura die Residentin mit einem seiner Tentakel, woraufhin Krimmer
vorgibt, sie mit seinem Gleiter in Sicherheit zu bringen. Er will sie
zwingen, die Friedensgespräche öffentlich abzubrechen. Doch Perry
Rhodan durchschaut sein Vorgehen. Iwán/Iwa Mulholland spürt die
Entführte auf und bringt Rhodan per Schmerzensteleportation an den
Ort, wo sie von Krimmer, einigen beeinflussten Terranern und Wrachsha
festgehalten wird. Rhodan überwältigt den Verräter und Mulholland
teleportiert Flaccu in Sicherheit. Die von Krimmer Beeinflußten werden
von Ghizlane Madounis Truppen festgenommen.

Nun können die Verhandlungen endlich zu einem guten Ende geführt
werden. Am 5. Januar 2047 NGZ wird ein Friedensvertrag geschlossen. In
einer Rede versichert Perry Rhodan noch einmal, daß er nicht gekommen
sei, um imperiale Strukturen aufzubauen oder Zwang auszuüben. Er
möchte nach einer Möglichkeit suchen, Terra und Luna in den anderen
Teil des Dyoversums zurückzuführen, wo sie nur noch ein Mythos sind.
Denn ohne die Erde seien die Terraner dort ein entwurzeltes Volk, das
dem Vergessen entgegentreibt. Wohingegen die Terraner hier mit ihrer
Historie eng verbunden sind. Er wird es allerdings der demokratischen
Entscheidung aller Terraner überlassen, ob sie den Austausch von Erde
und Terra rückgängig machen wollen.

In der Rede Bun-Akkbos macht die Gelegemutter deutlich, daß sie nun
davon überzeugt ist, daß das Auftauchen Terras kein feindlicher Akt
war, den die Liga herbeigeführt hatte, um Territorien zu erobern,
sondern daß die Liga selbst ein Opfer dieses Wechsels ist.

Residentin Flaccu erläutert daraufhin, daß man die aus Terranern,
Topsidern und Yura bestehende Orion-Allianz gegründet habe, die im
Topsidischen Ochiu genannt wird - Zuversicht. Daraufhin verkündet der
Primrat der Yura, als Sitz für die Orion-Allianz Esperdetyn, den
dritten Planeten des Beteigeuzesystems, zur Verfügung zu stellen. Hier
soll eine Stadt entstehen, in der Topsider, Terraner und Yura ihre
gemeinsamen Interessen bündeln werden. Wissenschaftler aus allen drei
Völkern werden als erstes Projekt auf die Suche nach dem
Verantwortlichen für die Auslöschung allen Lebens im Wegasystem gehen.
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